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Vorbericht des Herausgebers. 


Zur freundlichen Begegnung der ehrenvollen Auf⸗ 
forderungen von Seite mancher reſp. Empfaͤnger 
meiner fruͤher erſchienenen und vielfaͤltig mit Guͤte 
aufgenommenen kurzen Beſchreibungen des Ruf 
ſiſch-Tuͤrkiſchen Krieges 1828 — 1829, und 
des letzten Polniſch-Ruſſiſchen Krieges, 
wagte ich es verfloſſenes Spaͤtjahr (mit voller 
Hoffnung auf die angebotene Stuͤtze achtbarer 
und wiſſenſchaftlich gebildeter Bekannten in der 
Schweiz) das auf vorſtehendem Titel benannte 
Werkchen anzukuͤndigen. 

Leichter fehlen die Loͤſung dieſer Aufgabe, als 
ſpaͤtere Erfahrung, durch die aus der Schweiz 
eingegangenen, in unbegreiflichem Widerſpruche 
ſtehenden neu geſchichtlichen Beitraͤge, lehrten. 
Zeit und umſtaͤnde erweckten Intereſſe für das 
angekuͤndigte Buch, und vielſeitig ſprach ſich eine 
kaum geahnete Theilnahme aus; immer mehr aber 
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drängte ſich mir die Ueberzeugung auf, daß es 
durchaus ein mit den innern Verhaͤltniſſen des 
Vaterlandes vollkommen vertrauter treuer Enkel 
Tells ſein muͤſſe, um die Schilderung, der 
ihrer Art nach einzigen, und wahrlich in der Ges, 
ſchichte Epoche machenden juͤngſten Ereigniſſe, 
aufzuſtellen. 

Willkommen erſchien mir das freundliche An⸗ 
erbieten des Herrn Pfarrer J. P. Aebli, Ber: 
faſſer mehrerer die Schweiz betreffender Werke, 
zur Uebernahme der Redaction. Dieſes Mannes 
Ausarbeitung, begleitet von einer durch beruͤhmte 
Kuͤnſtlerhaͤnde vollendeten bildlichen Darſtellung, 
uͤberreiche ich nun hiemit denen verehrlichen Her— 
ren Beſtellern, in ſtaͤrkerer Bogenzahl, als an— 
faͤnglich bei Beſtimmung des niedern Subſcrip— 
tions⸗Preiſes verſprochen wurde, und beſcheide 
mich, hier nur als Herausgeber zu erſcheinen. 

Die Zeitgenoſſen werden die in dieſem Buche 
enthaltene reine ungeſchminkte Wahrheit nicht ver— 
kennen, und den Verfaſſer — ein freimuͤthiger, 
furchtloſer treuer Sohn Helvetiens, deſſen Geiſtes 
und Gemuͤthes Kraͤfte ſich nicht in eitle Formen 
ſchmiegen, noch weniger durch von dem Parthei— 
geiſt erzeugten, ſeinem freien Wirken entgegnen— 
den Hinderniſſe, einſchuͤchtern laſſen — freundlich 
beurtheilen. 8 


C. v. Sommerlatt. 


Vorwort des Verfaſſers. 


Der Verfaſſer nachfolgender Blätter hat es ge 
wagt, in denſelben eine Schilderung der neuern 
Zerwuͤrfniſſe und Staatsumwaͤlzungen der Schweiz 
zu geben. Der beſchraͤnkte Raum erlaubte ihm 
aber kaum, tiefer und ausfuͤhrlicher in die Ge— 
ſchichte des Kantons Baſel einzutreten, waͤhrend 
die Beſchreibung der neuern Ereigniſſe in den 
andern Kantonen nichts anders als eine ſehr kurze 
Ueberſicht derſelben iſt. Wäre der Plan nicht 
erweitert worden — haͤtte es der Verfaſſer nicht 
fuͤr dringend nothwendig gehalten, ſtatt hoͤchſtens 
vierzehn, beinahe neunzehn Vogen zu liefern: ſo 
haͤtte die Erzaͤhlung der merkwuͤrdigen Begeben— 
heiten im Kanton Baſel ebenfalls nichts anderes 
als eine bloße Ueberſicht derſelben ſein koͤnnen, 
eine Zuſammenſtellung deſſen, was ſonſt ſchon 
jeder mit der Geſchichte unſerer Tage nur etwas 
Vertraute weiß. 
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Bei der nachfolgenden Erzaͤhlung fund et 
der Verfaſſer für zweckmaͤßig, auf die Geſchichte 
der fruͤhern Jahre einige Blicke zu werfen, na 
mentlich auf das Jahr 1814, um zu zeigen: wa 
rum ſich ein groſſer Theil der Schweizer im Jahr 
1830 erhoben, und eine neue Ordnung der Dinge 
in politiſcher Hinſicht ins Daſein gerufen habe. | 


Arisdorf, am 18. März 1834. | 
J. P. Aebli, Pfarrer. 


Einleitung. 
pay 1 7 9. 


Sa der Entſtehung der Eidgenoffenfchaft befand 
ſich die Schweiz niemals in einem ſo niedrigen, un⸗ 

würdigen und krankhaften Zuſtande, wie gegen das 

Ende des vorigen Jahrhunderts. Der erhabene Geiſt 

der Väter, der einſt ſo Groſſes ins Daſein rief, der 

das Schweizervolk einig und ſtark, frei und glücklich 

im Innern, geachtet und gefürchtet, beneidet und 

bewundert von Auſſen machte, war wie ein ſchönes 

Traumgebilde aus den Seelen der entarteten Enkel 

verſchwunden. In den gröſſern Kantonen hatten die 

Hauptſtädte alle Macht an ſich geriſſen, welche in den 

Händen einiger adelichen Familien lag, die ſie nach 

ihrer Willkühr gebrauchten. Die Leute auf dem 

Lande wurden als Unterthanen und Angehörige be⸗ 

trachtet und behandelt. Der Zutritt zu nur etwas 

bedeutenden Aemtern und Stellen war ihnen ſtrenge 
verſagt; Handel und Gewerbe waren ihnen theils 
verboten, theils nur unter den ſchwerſten und hem⸗ 
mendſten Bedingungen geſtattet. Für ihre Bildung, 
für ihre bürgerliche Wohlfahrt thaten die Städte ſo 
viel als nichts; im Gegentheil, ſie traten denſelben 
in den Weg, wo ſie konnten. Die Wünſche und Ver⸗ 
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ſuche des Landvolkes, ſich aus ſeinem unwürdigen, 
entehrenden und höchſt peinlichen Zuſtande zu erheben, 
wurden mit Härte zurückgewieſen oder auf eine em⸗ 
pörende Weiſe geſtraft. Dabei blickten die Städter 
mit Stolz und Verachtung auf daſſelbe herab, als 
wenn ſie von viel beſſerm, edlerm Stoffe gebildet 
wären, als wenn daſſelbe nur die Beſtimmung hätte, 
ihr Laſtthier zu ſein. Ganz natürlich konnte auf 
ſolche Weiſe kein Zutrauen, keine Liebe zwiſchen den 
Regierungen und dem Volke, keine Einigkeit zwiſchen 
den Hauptſtädten und den übrigen Theilen der Kan⸗ 
tone herrſchen. Alles hing höchſt locker, nur durch 
den Zwang der Umſtände zuſammen. In den kleinen, 
ſogenannten demokratiſchen Kantonen war das frühere 
rege, kräftige Leben erſtarrt, der Antheil an dem 
Wohl des Ganzen erkaltet. Wenn auch das Volk 
jedes Jahr einmal zu einer Landesgemeinde zuſam⸗ 
mentrat, um ſich als die höchſte Behörde zu zeigen 
und in ſeinen wichtigſten Sachen zu berathſchlagen, 
fo war dieſes nur ein bloſſes Schattenſpiel. Einige 
Familien und Herrſcherlinge, welche das ganze Jahr 
hindurch nach Belieben berathſchlagten, handelten und 
richteten, führten das Volk auch an den Landsgemeinden 
durch Worte und Beſtechungen an ihrem Bangelbande, 
Für deſſen Aufklärung und Veredelung wurde auch 
in dieſen Kantonen ſo viel als nichts gethan. Ueber⸗ 
haupt fürchteten die damaligen ſchweizeriſchen Regie⸗ 
rungen, daß ein aufgeklärtes und gebildetes Volk ſein 
Haupt erheben, und ſie von ihren Thronen, auf denen 
es ihnen fo wohl gefiel, ſtürzen konnte. 5 
Die in frühern Jahrhunderten eroberten Länder 
waren noch immer Unterthanen⸗Länder der damaligen 
dreizehn Kantone, oder vielmehr der dreizehn Regie⸗ 
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rungen der Schweiz. Die Landvögte, welche abwech⸗ 
ſelnd bald aus dieſem bald aus jenem Kantone hin⸗ 
geſandt wurden, handelten mit der zügelloſeſten Will⸗ 
kühr. Sie lieſſen ſich in der Regel auf alle mög⸗ 
lichen Arten beſtechen, beſtraften oft mit Ueber⸗ 
zeugung das Recht und begünſtigten das Unrecht. 
Ihr Hauptzweck ſchien, ſich in wenigen Jahren eine 
recht groſſe Summe Geldes zuſammen zu häufen, 
mochte dieſes auch noch ſo auf krummen und ſchänd⸗ 
lichen Wegen geſchehen. Begreiflich ertrugen die be⸗ 
treffenden Länder nur mit dem größten Unwillen ein 
ſolches Joch, und ſehnten ſich innigſt nach dem Zeit⸗ 
punkte, um es abzuſchütteln, und neben den andern 
Schweizern ebenbürtig dazuſtehen. 

So wie damals zwiſchen den Regierungen und 
dem Volk in den meiſten Kantonen der Schweiz 
Zwieſpalt waltete — ſo wie ein gewiſſes feindſeliges 
Verhältniß zwiſchen den dreizehn Kantonen und ihren 
Unterthanen⸗Ländern Statt fand: eben ſo herrſchte 
keine Einigkeit zwiſchen den Regierungen der ver⸗ 
ſchiedenen Kantone. Jede Regierung ſorgte nur für 
ſich, und betrachtete die andern mit eiferfüchtigen, 
neidiſchen Blicken. Die Tagſatzung war zu einem 
erbärmlichen Inſtitut herabgeſunken, wo man ſich 
gegenſeitig wohl viel Komplimente machte, wo man 
lange Reden hielt, aber nicht Geiſt, Muth, Kraft 
und Schweizerſinn fühlte, um darnach zu handeln, 
Mochten auch Einzelne hin und wieder auf den nie⸗ 
drigen Zuſtand der Dinge aufmerkſam machen und 
ſich beſtreben, die Schweiz neu zu beleben, ſo wurden 
ſie nicht gehört. Es ſchien, als ob ſich die fünf⸗ 
hundertjährigen Bünde überlebt gehabt. Man kann 
daher die damalige Schweiz füglich mit einem alten, 
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höchſt unpaſſenden und morfchen, von Würmern zer⸗ 
nagten Gebäude betrachten, das auf den erſten Stoß 
zuſammenſtürzen mußte. 

Dieſer Stoß kam. Frankreich, das damals eine 
freie Republik hieß, führte ihn herbei, theils aufge⸗ 
fordert durch Männer, welche wegen ihren Reden 
und Handlungen im Betreff der Freiheit und Rechte 
des Menſchen aus der Schweiz von ihren Regierungen 
verbannt waren, theils aus eigenem Antriebe, weil 
es dadurch eine Meuge eigener Vortheile mit Gewiß⸗ 
heit erwarten konnte. Umſonſt ſuchten jezt die ent⸗ 
arteten ſchweizeriſchen Regierungen den Sturm, der 
ſich ihnen mit ſchnellen Schritten nahte, abzuwenden. 
Vergebens bemühten ſie ſich, den Franken wo möglich 
nach ihren Wünſchen zu leben. Umſonſt ertheilten 
ſie dem Volke die ihm früher geraubten oder ſtets 
vorenthaltenen Freiheiten und Rechte, um es an ſich 
zu feſſeln. Vergebens lieſſen ſie auf einer Tagſatzung 
zu Aarau im Jenner 1798 brüderliche Eintracht in 
allen Gauen der Schweiz kund machen. Umſonſt be⸗ 
ſchworen die Geſandtſchaften die ehrwürdigen Schat⸗ 
ten der Männer im Rütli, deren Geiſt ſie nicht kann⸗ 
ten, gegen den fie bis dahin feindſelig gefinnt waren. 
Kaum hatten ſie den Schwur gethan, ſo kündigte 
ihnen ein Bote an, daß ſechshundert Männer der 
Landſchaft Baſel in die Stadt Baſel eingezogen ſeien, 
daß die Burgen der dortigen Landvögte in Flammen 
ſtehen, daß die Unterthanenſchaft daſelbſt aufgehört 
habe. Während nun die Tagherren auf dieſe Nach⸗ 
richt erſchrocken in ihre Heimath zogen, fand beinahe 
in der ganzen Schweiz große Bewegung Statt zum 
Umſturze der bisherigen Regierungen, zur Erhebung 
der Freiheit und der ewigen Menſchenrechte. 
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Endlich hatte die verhängnißvolle Stunde ge⸗ 
ſchlagen. Schon im Hornung des Jahres 1798 betrat 
ein franzöſiſches Kriegsheer die Schweiz, und beſezte 
in den erſten Tagen des März nach einander die Städte 
Freiburg, Bern und Solothurn. Daß ſich dieſe 
Kantone in aller Eile bewaffneten, und dem Feinde 
ihre Schlachthaufen entgegenſtellten, fruchtete nichts. 
Eben ſo wenig nüzte es, daß einige andere Kantone 
vereinzelt gegen die immer weiter vorrückenden Franken 
kriegeriſch auftraten. Bald hatten dieſe die ganze 
Schweiz im Beſize. Die Eidgenoſſenſchaft hörte auf. 
An ihre Stelle ſollte ein einziger Freiſtaat mit einer 
einzigen Central⸗Regierung unter dem Namen: hel⸗ 
vetiſche Republik, treten. 

Hierauf bot die Schweiz aufs Neue ein trauriges, 
zurückſchreckendes Bild dar. Die Franzoſen raubten 
in den Städten die Schätze der Staaten, brandſchaz⸗ 
ten einzelne Ortſchaften und Bürger, führten andere 
Einwohner als Gefangene fort, und verübten eine 
Menge Greuelthaten. Ihre Anweſenheit in der Schweiz 
zog ruſſiſche und öſterreichiſche Kriegsheere in dieſelbe, 
und machte ſie zum Schauplaz einer groſſen Anzahl 
blutiger und verheerender Schlachten und Züge. Die 
Schweizer ſelbſt lebten mit einander in der bitterſten 
Feindſchaft. Dazu kam noch, daß Theurung, Hunger, 
Armuth, Krankheiten und ſonſt namenloſes, an vielen 
Orten an Verzweiflung gränzendes Elend ihren Sitz 
in dem einſt ſo glücklichen Lande aufſchlugen. 

Unter folchen jammervollen umſtänden ging das 
lezte Jahrhundert zu Ende. Mit dem Anfange des 
gegenwärtigen ſchienen ſich dieſelben zu verbeſſern. 
Wenn auch die Franken noch ſo viel Unheil und 
Verderben über die Schweiz gebracht hatten, ſo waren 
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dennoch die Vortheile, welche ihre Gegenwart gewährte / 
weit gröſſer. Durch ihre Mitwirkung wurde die ver⸗ 
derbliche Ariſtokratie geſtürzt; ſie brachten einen neuen, 
lebendigen, freien Geiſt, erlösten das Volk von ſeiner 
drückenden Herrſchaft, und erweckten wieder den alten 
Schweizerfi un und die erſtorbene Schweizerkraft. 

Während dem Jahre 1800 und den zwei darauf 
folgenden waren viele Schweizer bemüht, eine der 
neuen Republik angemeſſene Verfaſſung zu geben. 
Mehrere derſelben wurden entworfen; aber keine ge⸗ 
nügte. Auf der einen Seite wollte das Volk Freiheit 
und Gleichheit der Rechte, auf der andern Seite be⸗ 
mühten ſich die geſtürzten Herrſcherfamilien und Städte 
ihre frühern Vorrechte und Herrlichkeiten wieder zu 
erlangen. Die damaligen oberſten Behörden der hel— 
vetiſchen Republik lebten mit einander meiſtens in 
Zwiespalt. Jede arbeitete auf den Umſturz der andern. 
Bald erreichte dieſe, bald jene ihren Zweck. Ueber⸗ 
haupt war dasjenige, was von dieſen Behörden aus⸗ 
ging / nicht geeignet, das Schweizervolk zu beglücken. 
Deswegen wurde der Unwille der Mehrheit gegen 
dieſelbe ſowohl als gegen die helvetiſche Einheit immer 


gröſſer. Die Wirren nahmen von Tag zu Tage zu. 


Napoleon, damaliger Konſul der Franzoſen, be⸗ 
merkte dieſes alles, und beſchloß, den Wirren ein 
Ende zu machen, beſonders da fie ſchon durch Ver⸗ 
treibung der helvetiſchen Regierung und ihrer Trup⸗ 
pen in Bürgerkrieg übergetreten waren. Er beſchied 
Abgeordnete aus allen Kantonen und von allen Par⸗ 
theien nach Paris, und hörte ſie über die Lage ihres 
Vaterlandes und ihre Wünſche an. Die Mehrheit 
ſprach ſich gegen eine einzige Republik aus, und ver⸗ 
langte die Herſtellung der Kantone, die zuſammen die 


ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft bilden ſollten. Dieſes 
war dem Konſul um ſo angenehmer, weil er von der 
Schweiz dann weniger zu beſorgen hatte. Er ſchaffte 
die Vorrechte der Städte und die Unterthanen⸗Ver⸗ 
hältniſſe aufs Neue ab, ſtellte alle Bürger einander 
gleich, und theilte die Schweiz in neunzehn Kantone, 
gab jedem derſelben eine Verfaſſung durch eine Urkunde 
am 19. Hornung 1803. Dieſe Urkunde hieß Media⸗ 
tionsakte. | | 
Obgleich noch nach der Einführung der Media⸗ 
tionsakte blutige Auftritte, namentlich im Kanton 
Ziürich, Statt fanden, fo blühte dennoch bald ein 
neues und ſchöneres, freieres und glücklicheres Leben 
in allen Gauen der Eidgenoſſenſchaft, hauptſächlich in 
den neuen Kantonen, auf. An die Stelle des Krieges 
war wieder Ruhe und Friede getreten. Die Scheide⸗ 
wand, welche früher zwiſchen den Bürgern der ver⸗ 
ſchiedenen Kantone verderblich ſtand, war nieder⸗ 
gefallen, ein jeder erblickte in dem andern einen Mit⸗ 
eidgenoſſen. Der Antheil des Einzelnen erſtreckte ſich 
nicht mehr nur auf ſeinen Kanton, ſondern auf das 
Geſammtvaterland. Die neuen Regierungen herrſchten 
mit Weisheit, Kraft und Liebe, lieſſen ſich das Wohl 
ihrer Mitbürger theuer angelegen ſein. In den klei⸗ 
nern Städten und auf dem Lande blühten Handel, 
Gewerbe, Fabrikation immer mehr. Wohlſtand und 
Bildung vergröſſerten ſich mit jedem Jahre. Man⸗ 
cherlei Schriften, Zeitungen und Tageblätter, die 
früher von den lichtſcheuen Regierungen zurückgehalten 
wurden, kamen unter das Volk, belehrten daſſelbe 
über wiſſenswürdige Gegenſtände, wodurch feine Ein- 
ſichten erweitert, ſeine Blicke vom Einzelnen auf das 
Ganze hingelenkt wurden. Ein ſeit Jahrhunderten 
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unbekannter Gemeingeiſt erwachte. Es vereinigten 
ſich Männer zu mancherlei Geſellſchaften, um vater⸗ 
ländiſche, edle Zwecke zu erreichen. Manchem Uebel 
wurde geſteuert, manches Großartige ins Leben geru⸗ 
fen. Schlechte Geſetze wurden durch beſſere verdrängt, 
mangelhafte vervollkommnet. Das Kriegsweſen erhielt 
eine ganz neue Umgeſtaltung, um das Vaterland 
gegen Feinde gehörig ſchützen zu können. Es wurde 
in einem Jahrzehend für das wahre Wohl und die 
Wiedergeburt der Schweiz mehr gethan, als früher 


in etlichen Jahrhunderten. Die Zeit unter der Mer 


diationsakte hatte wohl auch ihre Schattenſeiten. 
Vorzüglich war es für die Schweiz höchſt beſchwerlich, 
daß ſie dem Kaiſer Napoleon ein Heer von 18000 
Söhnen geben mußte, die dann größtentheils genöthigt 
waren, ihr Blut für ihn auf den Schlachtfeldern zu 
verſpritzen. Deſſen ungeachtet kann man jene Zeit eine 
ſchöne, glückliche nennen. 

Von den geſtürzten Aristokraten / von geiſtlichen 
und weltlichen Finſterlingen, von den Volksunter⸗ 
drückern und von den Städten, welche ihre Vorrechte 
verloren hatten, wurde ſie aber mit dem größten 
Widerwillen und Aerger betrachtet; allein ſie durften 
es nicht wagen, öffentlich dagegen aufzutreten. Sie 
hatten den groſſen, allgefürchteten Napoleon und die 
groſſe Mehrheit der ſchweizeriſchen Nation gegen ſich. 
Als aber jener durch die alliirten Mächte geſtürzt 
war, da änderte ſich ſchnell Alles. Die Mediations⸗ 
akte wurde von einer Tagſatzung in Zürich für auf⸗ 
gehoben erklärt. Nun entſtand neuer Zwieſpalt und 
Hader in der Schweiz. Während an mehrern Orten 
das Volk noch freiſinnigere, rein-demokratiſche Ver⸗ 
faſſungen begehrte, ſuchten die frühern Herrſcher— 


familien nebſt ihrem Anhang unter dem Schuz, durch 
Verrath in die Schweiz gelockter fremder Waffen, die 
Herrſchaft der dreizehn Orte, das Unterthanen⸗Ver⸗ 
hältniß, und überhaupt ihre frühere willkührliche 
Gewalt wieder herzuſtellen. Das Streben der erſtern 
Parthei wurde völlig unterdrückt, und das der zweiten 
erhielt durch die Gewalt der Umſtände eine andere 
Richtung. Statt in dreizehn Kantone wurde die 
Schweiz in zwei und zwanzig getheilt, weil Wallis, 
Genf und der Zwitterſtaat Neuenburg als drei Kan⸗ 
tone noch dazu kamen. Da die Ariſtokraten und ihr 
Anhang auf dieſe Weiſe ihre Sehnſucht ungeſtillt 
ſahen, ſo ſuchten ſie ihren Zweck auf andern Wegen 
zu erreichen. Es wurden die berüchtigten Kantonal⸗ 
Verfaſſungen vom Jahr 1814 fabrizirt und unter dem 
Schuz und mit der Drohung fremder Bajonette ein⸗ 
geführt, das Volk mochte wollen oder nicht. Um das 
Werk der Schlechtigkeit und des Verraths an den 
heiligſten Gütern des Vaterlandes vollends zu krönen, 
kam im Jahr darauf noch der Bundesvertrag hinzu, 
den man füglich ein Bund der Regierungen gegen 
das Volk und ſeine heiligſten Rechte nennen kann. 
Mit der Gründung von zwei und zwanzig Kan⸗ 
tonen, mit der Einführung der neuen Kantonal⸗ 
Verfaſſungen vom Jahr 1814, mit der Annahme der 
Bundesurkunde vom Jahr 1815, begann für die 
Schweiz wieder eine neue Epoche; aber keineswegs 
eine erfreuliche und ehrenvolle. Zwar haben die 
ſchweizeriſchen Regierungen ſeit dieſer Zeit bis zur 
Umwälzung im Jahr 1830 manches Gute bewirkt, viel 
Wohlthätiges und Zweckmäſſiges zu Tage gefördert. 
An einigen Orten ſuchten ſie die Geſetze zu verbeſſern, 
thaten mehr zur Hebung des Schulweſens und über⸗ 
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haupt zur Beförderung der Bildung des Volkes als 
im vorigen Jahrhundert, unterſtüzten heilſame An⸗ 
ſtalten zu etwelchem Aufblühen der Staaten, beſtrebten 
ſich, die groſſen Schuldenlaſten zu tilgen, welche die 
frühern Kriegsjahre verurſacht hatten, ſuchten die 
Staatsgüter zu vergröſſern. Aber auf der andern 
Seite finden wir weit mehr Unſchweizeriſches und 
den Geiſt unſeres Jahrhunderts Schändendes. Der 
Grund dazu lag größtentheils in den neuen Verfaſ—⸗ 
ſungen und der Bundesurkunde. Jene trennten die 
verſchiedenen Kantone zu ſehr von einander, machten 
die Schweizer den Schweizern fremde, pflanzten wie⸗ 
der die frühere engherzige Selbſtſucht und den elenden 
Kautönli⸗Geiſt. Dieſe lähmte das Streben des Volkes 
nach einem ſchönern, erhabenern, freiern und ſelbſt⸗ 
ſtändigern Ziele. 

Die neuen Verfaſſungen räumten inſonderheit den 
Regierungen oder den ſogenannten kleinen Räthen 
eine übermäſſige, gefährliche Macht ein. Die groſſen 
Räthe, urſprünglich die oberſten Behörden des Volkes, 
waren ganz von den kleinen abhängig, nicht ſelten 
Werkzeuge, die ſie mißbrauchten. Die Wahlart der 
Mitglieder in dieſe groſſen Räthe war ſo beſchaffen / 
daß auch hier meiſtens der Wille der kleinen Räthe 
den Sieg davon trug. Die Landſchaften wurden bei 
dieſen Wahlen nur kümmerlich berückſichtiget, indem 
die weit aus größte Zahl auf die Hauptſtädte fiel. 
Auch in den kleinen, ſogenannten rein⸗demokratiſchen 
Kantonen ſtellten ſich Uebelſtände hinſichtlich der ober⸗ 
ſten Behörden ein, welche das Volk in politiſcher 
Beziehung auf Rückſchritte bringen mußten. Dazu 
kam noch, daß ſich die geſtürzten Ariſtokraten-Familien 
theils mit Gewalt, theils durch allerlei Umtriebe und 
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mit Liſt in der ganzen Schweiz wieder an die Spitze 

der Leitung der oberſten Angelegenheiten zu ſtellen 
wußten. Wenn es ihnen auch nicht gelingen konnte, 
ihre ehemalige Macht und Herrlichkeit wieder völlig zu 
erlangen, ſo erreichten ſie doch leider weit mehr, als zum 
Heil des Vaterlandes diente. Ueberdieß thaten ſie alles 
Mögliche, um das einſt Verlorne wieder völlig zu er⸗ 
halten. Die Freiheit der Preſſe wurde unterdrückt; 
es wurden höchſt beſchränkende Zenſur⸗ Behörden ein⸗ 
geſezt. Wem es gelang, an irgend einem andern 
Orte ſeine Stimme durch irgend eine Schrift in 
freiem Tone zu erheben, über den wurden wahrhaft 
inquiſitoriſche Unterſuchungen verhängt, und wenn er 
gusgemittelt werden konnte, fo waren hohe Geldbuſſen 
oder lange Einkerkerungen ſeine Strafe. Wer im 
gemeinen Leben das Benehmen der Regierungen zu 
tadeln wagte, wenn der Tadel auch noch ſo gegründet 
und gerecht war — wer ſonſt ein freies Männerwort 
wagte; der hatte zuverläſſig eine ſtrenge Strafe zu 
gewärtigen, wenn er den hohen Obern verzeigt wurde. 
Bei dem bunten Gemiſch der verſchiedenen Staats⸗ 
gewalten war inſonderheit derjenige übel daran, der 
mit ſeiner Regierung in Fehde gerieth, weil er nir⸗ 
gends einen unpartheiiſchen Richter finden konnte, 
ſondern die betreffende Regierung war Ankläger, 
Zeuge und Richter in einer Perſon. Auf dieſe Weiſe 
trat häufig die ungerechte Gewalt an die Stelle des 
Rechtes. Auf die Wünſche, Klagen und Bedürfniſſe 
des Volkes ward nicht mehr geachtet. Was dieſes 
vorzüglich mißmuthig machte, das waren die vielen 
drückenden Auflagen und Steuern. Letztere waren 
meiſtens indirekte, wo gemeiniglich der Landmann, 
die gemeine, die ärmere, arbeitende und ſonſt bedrückte 
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Klaſſe weit mehr zahlen mußte, als der reiche Städter 
und der Kapitaliſt. Mit Beſetzung der anſehnlichern, 
einträglichern und einflußreichen Aemter wurde mei⸗ 
ſtens ein heilloſes, ſchändliches Spiel getrieben. Wäh⸗ 
rend der Reiche, einer vornehmen regierenden Familie 
Angehörige troz feiner Untauglichkeit gleichſam auf 
den Armen in den Beſiz hoher und glänzender Stel⸗ 
len getragen wurde, mußte der weit aus tüchtigere 
Bewerber leer abziehen, wenn er nicht vornehme Vet⸗ 
tern und Baſen aufzuweiſen hatte. Vielleicht wird 
in dieſer Beziehung in keinem andern ziviliſirten 
Staate ſo viel Unfug getrieben, als damals in der 
Schweiz. Kantone traten wieder mit andern, inſon⸗ 
derheit mit den nächſten Kantonen in feindſelige 
Verhältniſſe durch Einführung von übermäſſigen Zöllen 
und durch ihre Sperranſtalten. Die Tagſatzung war 
wieder zu einer bloſſen Form herabgeſunken. Sie 
redete und berathſchlagte zwar jedes Jahr viel, aber 
deſto weniger beſchloß und handelte ſie, weil ihr der 
wahre Schweizerſinn und die ächte Schweizerkraft 
fehlte, weil den ſchweizeriſchen Regierungen die Ein⸗ 
heit und der Gemeingeiſt mangelte, weil die eine das, 
die andere jenes, die eine rechts, die andere links, 
die eine vorwärts, die andere rückwärts wollte. Wenn 
daher die Tagſatzung ihre jährlichen Sitzungen ſchloß 
und aus einander ging, fo waren wohl der ſchweizeri⸗ 
ſchen Nation groſſe Koſten verurſacht, aber nichts zu 
ihrem wahren Wohle gethan. Dabei ließ ſich ſowohl 
die Tagſatzung als das ſchweizeriſche Regiment ins⸗ 
geſammt von den Geſandten der auswärtigen Mächte 
leiten. Auf ihre Winke zu achten, vor ihnen zu krie⸗ 
chen, um ihre Gunſt zu erſchleichen: das ſchien das 
höchſte Verdienſt um das Vaterland, das ſchien die 
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ſchönſte Zierde der ſchweizeriſchen Herrſcherlinge zu 
ſein, mochte die Selbſtſtändigkeit und die Ehre der 
Nation noch ſo ſehr darunter leiden. | 

Da aber gerade dieſe Nation es war, die weit 
edler, freier und männlicher dachte, als ihre Regenten 
und Tagherren — da ſie troz den ihr wenigen und 
nicht ſelten fehlerhaften dargebotenen Mitteln, troz 
den ihr in den Weg gelegten Schwierigkeiten groſſe 
Schritte in ihrer geiſtigen und politiſchen Entwickelung 
vorwärts gethan hatte — da die groſſe Mehrheit der⸗ 
ſelben ihre Reife und Mündigkeit theils erreicht, theils 
ihnen nahe ſtand: ſo war vorauszuſehen, daß ein ſol⸗ 
cher Zuſtand in der Schweiz nicht von langer Dauer 
ſein könne, daß er bald einem würdigern, ſelbſtſtän⸗ 
digern, den ewigen Rechten des Menſchen angemeſſe⸗ 
nern Plaz machen müſſe. 

Gerade als die Herrſch- und Unterdrückungs⸗ 
Parthei ſich auf dem Wege zu ihrem Ziele hin am 
ſicherſten glaubte — als ſie meinte, bald ihre Zwecke 
erreicht, und ihr Syſtem für immer befeſtiget zu haben: 
wurde der Grund unter dieſem lockerer und ſchwan⸗ 
kender, wurde derſelben die Erreichung ihres Zieles 
und ihrer Zwecke ſchwieriger gemacht. Die Preſſe 
fing an, ſich gegen ihre engen, hemmenden und ent⸗ 
ehrenden Schranken in der Mitte des vorigen Jahr⸗ 
zehends mächtig zu ſträuben, hob ſich troz dem Wider⸗ 
ſtande über dieſelben empor. Es entſtanden immer 
mehr öffentliche Blätter, die in einer immer freiern 
Sprache ſowohl über die Angelegenheiten der einzelnen 
Kantone als der geſammten Eidgenoſſenſchaft redeten, 
und das Volk über ſeine theuerſten Intereſſen auf⸗ 
klärten. Faſt in jedem Kantone traten Männer her⸗ 
vor, welche mit Umſicht und Muth begannen an der 
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Wiedergeburt der Schweiz zu arbeiten. Wohl hatten 
ſie, beſonders im Anfange, mit vielen Hinderniſſen zu 
kämpfen; aber ſie lieſſen ſich von der betretenen groß⸗ 
artigen Bahn nicht zurückſchrecken. Es bildeten ſich 
immer mehr Vereine von angeſehenern und gebildetern 
Männern, in denen nebſt wiſſenſchaftlichen und ähn⸗ 
lichen Gegenſtänden auch die Lage des Vaterlandes 
zur Sprache kam. Auf dieſe Weiſe wurde das Volk 
mit derſelben immer mehr bekannt. Je mehr aber 
dieſe Kenntniß zunahm, deſto gröſſer wurde ſein Miß⸗ 
fallen an derſelben, deſto mehr fing es an, ſich dagegen 
zu ſträuben, deſto allgemeiner und bunter wurden die 
Wünſche zu einer Umgeſtaltung, zu einer heilſamen, 
den Bedürfniſſen des Volkes entſprechenden Verbeſſe⸗ 
rung der gegenwärtigen Lage. Die Regierungen fühl⸗ 
ten ſich zu ſchwach, dem Streben nach Verbeſſerung 
völlig hemmend in den Weg zu treten. Sie fingen 
daher an, an Umgeſtaltungen im Sinne des Volkes, 
namentlich im Sinne der Einſichtsvollern unter dem⸗ 
ſelben, zu denken; allein dieſe Umgeſtaltungen gingen 
zu langſam vor ſich, betrafen nur Nebenſachen, ohne 
daß auf die Grundübel nur eingetreten wurde. Ein⸗ 
zig im Kanton Teſſin fand eine durchgreifende allge⸗ 
meine Verbeſſerung Statt, woraus bald ein volks- 
thümlicheres, freiſinnigeres Staatsleben emporzublühen 
ſchien. Hingegen in einigen andern Kantonen wurde 
die Zenſur der Preſſe abgeſchafft und an die Stelle 
derſelben ziemlich vernünftige Preßgeſetze gebracht, 
während wieder andere Kantone freiſinnigen öffent⸗ 
lichen Blättern den Eintritt ſtrenge verboten. Beide 
Maßregeln waren geeignet, das Volk mit ſeinen Ver⸗ 
faſſungen, Regierungen, Verwaltungen, deren viel⸗ 
fältigen Mängeln und Willkührlichkeiten vertraut zu 
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machen. Hätten damals die Regierungen mehr auf 
die Wünſche und Bedürfniſſe des Volkes geachtet, 
hätten ſie der lautrufenden Stimme des hohen und 
ernſten Geiſtes der Zeit mehr Gehör gegeben: ſo hät⸗ 
ten ſie nicht nur allen ſpätern Umwandlungen und 
Zerwürfniſſen vorbeugen können, ſondern ſie wären 
als Väter und Beglücker des Vaterlandes mit Jubel 
begrüßt worden. Daß ſie aber hartnäckig bei ihrer 
verderblichen, unſchweizeriſchen Geſinnungs⸗ und 
Handlungsweiſe verharrten, ſührte ihre nachherigen 
Verlegenheiten herbei, ſtürzte ſie von ihrem Throne, 
und bewirkte das Glück und die Freiheit der Völker. 

So kam das verhängnißvolle und folgenreiche 
Jahr 1830. Schon im Anfange deſſelben hatten Un⸗ 
zufriedenheit und Mißvergnügen über die gegenwär⸗ 
tigen politiſchen Umſtände des Schweizerlandes einen 
bedeutenden Theil des Volkes ergriffen. Immer freier 
und freier ſprachen die öffentlichen Blätter von den 
vielen Mißbräuchen und Mängeln, welche ſich in allen 
Theilen der Geſezgebungen und Verwaltungen der 
Kantone enthüllten. Lauter und lauter erhoben ſich 
Männerſtimmen für Verbeſſerungen, die in den Ohren 
und Herzen des Volkes eben ſo lauten Anklang fan⸗ 
den. Bald wurden die Verhältniſſe der Kantone zum 
faſt einzigen Tagesgeſpräche an vielen Orten. Aber 
der Wille des Volkes hatte ſich noch nicht vereinigt; 
es fehlte noch die völlige Harmonie der Geſinnungen 
und Strebungen. Deſſenungeachtet konnte der unbe⸗ 
fangene mit dem Gange der Geſchichte vertraute 
Beobachter mit Gewißheit ſchlieſſen, daß die man⸗ 
gelnde Einheit nicht mehr lange ausbleiben werde. 
Die Regierungen bemerkten dieſes alles mit einem 
heimlichen Grauen, ohne etwas dafür noch dagegen 
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thun zu dürfen. Sie hatten die Achtung und das 
Zutrauen des gröſſern Theiles aus dem Volke verloren; 
ſie glichen ſchwachen, ſich ſelbſt überlebten Greiſen. 
Als nun vollends die Kunde von den glorreichen 
Julius⸗Tagen Frankreichs in die Schweiz kam, fo 
zündete dieſelbe wie ein Blitz in unzähligen Gemü⸗ 
thern des Schweizervolkes. Die Regierungen dagegen 
wurden dadurch mit Schrecken erfüllt, weil ſie ihnen 
auch ihr Schickſal ahnend zu verkünden ſchien. Wer 
bis dahin gegen politiſche Dinge noch völlig theil⸗ 
nahmlos geblieben war, der empfand plözlich ein 
groſſes Intereſſe für dieſelben. An vielen Orten hieß 
es: nun wollen wir auch nicht länger in unſerm bis⸗ 
herigen niedrigen Zuſtande verharren, nicht mehr 
unter ſo ſchlechten Verfaſſungen und Verwaltungen 
ſtehen, ſondern der Sieg der Franzoſen für ihre Frei⸗ 
heit ſoll auch uns voranleuchten zum Beſize von mehr 
Freiheit und den ewigen Menſchenrechten. Die Be⸗ 
wegung, die Unzufriedenheit, die Gährung nahm unter 
dem Volke täglich zu. Es traten Einſichtsvollere aus 
demſelben, denen das Vaterland theuer war, zuſam⸗ 
men, und beriethen ſich über die Angelegenheiten def- 
ſelben. Es wurden Zuſchriften an die Regierungen 
gemacht, in welchen das beſtehende Fehlerhafte ge- 
ſchildert, auf Abſchaffung deſſelben gedrungen wurde. 
Wenn dieſes nicht geſchehe, ſo habe man unfehlbar 
ſtürmiſche Auftritte zu gewärtigen. Es erſchienen 
beſondere Flugſchriften, deren Zweck es war, das 
Volk über die Lage der Dinge noch mehr aufzuklären, 
und zugleich daſſelbe zu begeiſtern, daß es auf eine 
Verbeſſerung derſelben dringe. | 

Nicht mehr wie früher traten die Regierungen 
den Volkswünſchen grell entgegen, ſondern ſie ſuchten 
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es zu beruhigen, und verfprachen, feinen Begehren 
zu entſprechen. Wirklich legten ſie Hand an das 
Werk der Verbeſſerung; aber alles ging höchſt langſam 
vor ſich. Ueberdieß konnte man deutlich ſehen, daß 
die Regierungen nur den kleinern Beſchwerden und 
Uebeln abhelfen, hingegen auf die gröſſern nur zum 
Scheine eintreten wollten, daß ihnen Alles daran lag, 
Zeit zu gewinnen, und durch ihre Langſamkeit das 
Volk zu ermüden und zu erkälten. Allein hierin hat⸗ 
ten fie ſich verrechnet. Das Volk wurde mißtrauiſch, 
befürchtete, es werde wieder gleich frühern Beiſpielen 
in Betreff ſeiner heiligſten Güter getäuſcht. Statt 
von ſeinen Forderungen abzuſtehen und in ſeinem 
Streben zu ermüden, ſprach es jene nur noch lauter 
und vereinter aus, wurde es in dieſem nur noch 
eifriger. Nun traten nicht mehr nur einzelne zuſam⸗ 
men, um zu berathen, was im gegenwärtigen ſo höchſt 
wichtigen Zeitpunkte zu thun ſei, ſondern das Volk 
ſtrömte in ganzen Schaaren zu Verſammlungen, und 
ſprach in denſelben mit feſter, vereinter, beſonnener 
Stimme ſeine Wünſche und ſeinen Willen aus, wobei 
es verlangte, daß denſelben entſprochen werde. Nun 
ſahen ſich die Regierungen und übrigen Behörden 
gezwungen, nachzugeben und abzutreten. Es wurden 
neue, den Bedürfniſſen, Wünſchen und Rechten des 
Volkes mehr angemeſſene Verfaſſungen entworfen und 
angenommen, alle Behörden friſch beſezt, und dadurch 
für die betreffenden Kantone eine ſchönere, glücklichere, 
freiere und ſelbſtſtändigere Zukunft gegründet. 

Aber nicht an allen Orten gelangte das Volk ſo 
ſchnell und ohne Opfer zu feinem Ziele. Am aller⸗ 
wenigſten im Kanton Baſel. Hier mußten die nach 
Freiheit und dem Beſitze ihrer ewigen Rechte ringen- 
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den Männer eine Menge Drangſalen aller Art erdul⸗ 
den, mußten zuerſt in mehrern blutigen Schlachten 
ihre Standhaftigkeit, ihre Liebe zu Freiheit und Vater⸗ 
land bewähren, ehe auch ſie ihren Zweck erreichten. 

Die nachfolgenden Blätter ſollen nun die Um⸗ 
wandlungen und die Zerwürfniſſe in der Schweiz 
ſchildern, welche ſeit dem Jahr 1830 in derſelben 
Statt fanden. Sie bilden zwei Abtheilungen. Die 
erſte dieſer Abtheilungen enthält eine kurze, gedrängte 
Schilderung der Umwandlungen und Zerwürfniſſe in 
allen betreffenden Kantonen der Schweiz auſſer Baſel. 
Die zweite beſchäftigt ſich hauptſächlich mit dieſem 
Kantone, und zwar in weit aus gröſſerer Ausführ⸗ 
lichkeit, als mit allen andern, weil hauptſächlich der 
Kanton Baſel es iſt, deſſen Geſchichte nicht nur ſchwei⸗ 
zeriſches, ſondern faſt allgemein europäiſches Inter⸗ 
eſſe hat. 


Erſte Abtheilung. 


1. 

Die Zerwürfniſſe und Staatsumwälzung 
| im | 
Kanton Thurgau. 
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Der Kanton Thurgau iſt der erſte, welcher im Jahr 
1830 Hand ans Werk legte, um feine politiſche Wieder 
geburt herbeizuführen. Dieſer Kanton war ſeit dem 
fünfzehnten Jahrhundert ein Unterthanenland der fo- 
genannten acht alten Orte), bis zum Jahr 1798. 
Im Jahr 1803 wurde er durch die Vermittlungs- 
Urkunde zu einem ſelbſtſtändigen Gliede der ſchwei— 
zeriſchen Eidgenoſſenſchaft erhoben. Die Verfaſſung, 


) Dieſe acht alten Orte waren bekanntlich die Kantone 
Zürich, Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, 
Glarus und Zug. 
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welche er damals erhielt, war geeignet, das thur- 
gauiſche Volk zu beglücken. Ebenſo ſtand die Ver⸗ 
waltung mit derſelben in einem wohlthätigen Ein⸗ 
klange, obſchon die Geſtaltung des neuen Staates 
groſſe Opfer erforderte. Allein der Sturz Napoleons 
wirkte auch auf dieſen Kanton höchſt nachtheilig. 
Als das Jahr 1814 kam, und die Mediationsakte auf 
die Seite geſchafft war, erhoben ſich im Thurgau 
vorzüglich zwei Hauptpartheien. Die eine derſelben 
begehrte eine Landsgemeinden⸗Verfaſſung. Die andere 
dagegen arbeitete an der Wiederherſtellung der Vor⸗ 
rechte, an der Einführung der Ariſtokratie. Nach 
mancherlei Unannehmlichkeiten, Umtrieben und Win⸗ 
kelzügen, wobei inſonderheit die Miniſter der alliirten 
Mächte eine Hauptrolle ſpielten, kam hierauf eine 
Verfaſſung zu Stande, die man nach ihren Grund⸗ 
zügen keine ariſtokratiſche nennen kann, doch war ſie 
viel ſchlechter als die frühere. Vorher hatte das 
Volk die Mitglieder des groſſen Rathes gewählt, näm⸗ 
lich ein Drittheil direkte, zwei Drittheile durch Kan- 
didaten, unter denen dann das Loos entſchied. Nun 
aber wurde durch die neue Verfaſſung wohl der frü⸗ 
here Drittheil der direkten Wahlen wieder geſtattet; 
hingegen für die Ernennung des zweiten Drittheiles 
forderte fie ein Wahlcollegium, zuſammengeſezt aus 
den ſämmtlichen Mitgliedern des kleinen Rathes, aus 
neun Mitgliedern des Obergerichtes, aus neunzehn 
Mitgliedern des groſſen Rathes, und aus ſechszehn 
der reichſten Güterbeſitzer weltlichen Standes. Der 
lezte Drittheil mußte vom groſſen Rathe ſelbſt gewählt 
werden. Die Amtsdauer der Mitglieder des kleinen 
Rathes wurde auf neun Jahre feſtgeſezt, mit Wieder⸗ 
wählbarkeit verbunden, die der Mitglieder des groſſen 
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Rathes auf acht Jahre, jedoch ſollte die Hälfte der⸗ 


ſelben ſchon nach Verfluß von vier Jahren abtreten; 
allein ſie wurden gewöhnlich wieder beſtätigt, auch 
wenn ſie für ihre Stellen noch ſo unfähig waren. 
Hinſichtlich der Steuern forderte die Geſezgebung 
meiſtens indirekte, wodurch der Landmann und über⸗ 


haupt der Gewerbetreibende, minder begüterte Bürger 


hauptſächlich in Anſpruch genommen wurde. Dazu 
kam noch, daß fich der kleine Rath immer mehr Ge⸗ 
walt anmaßte, daß er immer willkührlicher handelte, 
daß er den groſſen Rath in vielen Beziehungen faſt 
völlig zu ſeiner Maſchine machte. 

Desgleichen handelte der kleine Rath bei Be⸗ 
ſetzung höherer Stellen mit der größten Partheilich⸗ 
keit. Nicht Verdienſte und Fähigkeiten wurden be- 
rückſichtiget, ſondern die Anverwandten, die Reichen. 
Für die Veredelung und Aufklärung des Volkes, für 
die Verbeſſerung der Schulen wurde faſt nichts ge- 
leiſtet. Es gab Gemeinden, in denen der Schullehrer 
wöchentlich nicht mehr als 20 Batzen Beſoldung hatte. 
Dieſes fand z. B. im Weilhof, Pfarrei Wenge, Statt. 
Der Schullehrer mußte überdieß täglich eine halbe 
Stunde weit kommen, und aus den 20 Batzen noch 
das Mittageſſen kaufen. Im Prozeßweſen waren den 
ärgſten Trölereien und Geldverſchwendungen Thür 
und Thor geöffnet, ja ſie wurden zum Verderben be⸗ 
günſtiget. Ueberhaupt gaben die Verfaſſung, die Ge— 
ſetzgebung, die Verwaltung im Thurgau zu einer 
Menge gegründeter Beſchwerden Anlaß. Auch wurde 
nie mit Ernſt daran gedacht, den Mängeln abzuhelfen, 
ſondern ſie vergröſſerten ſich mit jedem Jahre. 

Mit den Mängeln nahmen zugleich Unzufrieden 
heit und Klagen unter dem Volke zu. Schon im 
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Anfange des Jahres 1830 hatten ſie einen hohen 
Grad erreicht, und die Wünſche nach einer neuen, 
beſſern Ordnung der Dinge wurden bei dem weit aus 
größten Theil der fretfinnigern, wahrhaft ſchweizeriſch 
geſinnten Thurgauern immer lauter. Die Appenzeller 
zeitung, welche ſich hauptſächlich mit dem Kanton 
Thurgau beſchäftigte und eine Reformation deſſelben 
zu bewerkſtelligen ſuchte, wurde vom Volke mit der 
größten Begierde geleſen, und dem Gedächtniſſe tief 
eingeprägt. Das Feuer der Umwälzung glimmte ſchon 
unter der Aſche in unzähligen Seelen. Die willkühr⸗ 
liche Anlegung einer neuen Strecke Straſſe durch 
Regierungsrath Freyenmuth und die Julius⸗Tage in 
Frankreich fachten es zur hellen, hochlodernden Flamme 
an. Es ſchien nur noch der Mann zu fehlen, den das Volk 
als Führer bedurfte, um handelnd aufzutreten. Die- 
fer Mann erſchien in der Perſon des Thomas Born⸗ 
hauſer, damaligen Pfarrers zu Mazingen, jetzt 
Pfarrer zu Arbon. Mit groſſen, vielumfaſſenden Ta⸗ 
lenten und Kenntniſſen ausgerüſtet, mit den ſchönſten, 
erhabenſten Idealen in ſeiner begeiſterten Bruſt, glü⸗ 
hend für die Freiheit und das Wohl feiner thurgau⸗ 
iſchen Mitbürger, ſprach er ſich ſchon vor einigen 
Jahren in einer Verſammlung der Geiſtlichen des 
Kapitels Frauenfeld über die fehlerhafte Verfaſſung 
und Verwaltung, ſo wie über eine Reform derſelben 
aus. Das gleiche that er ſpäter in der Verſammlung 
der thurgauiſchen gemeinnützigen Geſellſchaft. Seine 
biedern Worte fanden zwar an beiden Orten wenig 
Anklang; deſto mehr aber bei dem Volke, deſſen hei⸗ 
ligſten Gütern er ſein großartiges Daſein weihen 
wollte. Bei jedem Anlaſſe, niemals ermüdend, ver- 
trauend auf die Gerechtigkeit ſeiner Sache, wirkte 


er ſeither für die Wiedergeburt feines Kantones. 
Daß ihn die Häupter deſſelben deswegen haßten, daß 
ſie erſchracken, wenn ſie ihn ſahen, konnte ihn von 
ſeiner betretenen edeln Bahn nicht zurückſchrecken. 
Nach der Julius- Revolution ſah er auch den 
Thurgau zur Umwälzung und Verbeſſerung ſeines 
Staatsweſens ſchnell heranreifen. Um denſelben 
vollends zur Reife zu bringen, ließ er eine Schrift: 
Ueber die Verbeſſerung der thurgauiſchen 
Staatsverfaſſung im Drucke erſcheinen. Dieſe 
kleine, aber treffliche Schrift, welche mit den Worten 
ſchließt: „Der Hahn hat gekräht, die Morgenröthe 
bricht an, Thurgauer wachet auf, gedenkt euerer Enkel 
und verbeſſert euere Verfaſſung!“ wurde vom Volke 
nicht nur geleſen, ſondern gleichſam verſchlungen. 
Nun ſtanden Verfaſſung und Regierung ohne 
Achtung, ohne Zutrauen und Liebe da. An ihrer 
Stelle waren Zwieſpalt und Zerwürfniſſe. Als daher 
die Regierung am 2. Oktober einen Beſchluß erließ, 
um die verfaſſungsmäßigen Wahlen in den groſſen 
Rath durch die Kreisverſammlungen anzuordnen, ver⸗ 
weigerten zwei und dreißig Kreisgemeinden, die Wah⸗ 
len vorzunehmen, weil man befürchtete, die Regierung 
möchte ſich nach Ergänzung eines ihr zum größten 
Theil ergebenen groſſen Rathes deſto hartnäckiger einer 
Verbeſſerung der Verfaſſung widerſetzen. Diele Wei⸗ 
gerung bewog die Regierung, ihren Beſchluß am 13. 
Oktober zu wiederholen. Zugleich fügte ſie demſelben 
eine Proklamation an das Volk bei. In derſelben 
beſchwerte ſie ſich über die ſeit einigen Monaten ſowohl 
im eigenen Kantone als anderwärts in Schrift und 
Rede geführten „leidenſchaftlichen Angriffe“ gegen 
die beſtehenden Staatseinrichtungen, und die mit der 
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Handhabung der Geſetze beauftragten, öffentlichen 
Gewalten. Dann möchte ſie gerne in allem nur Volks⸗ 
ſchmeichelei, unſinnige Wünſche und Anmaſſungen er⸗ 
blicken, und fand den eingeſchlagenen Weg höchlich 
mißbilligend. Dabei aber findet ſie ſelbſt Einiges in 
der gegenwärtigen Verfaſſung, das der Verbeſſerung 
bedürfe, aber die Erörterung der Art und Weiſe der⸗ 
ſelben erfordere ihre Friſt, u. ſ. w. Schließlich for⸗ 
derte ſie die Bürger auf, die Wahlen vorzunehmen. 
Es war aber ſchon zu ſpät. Das Volk war mit 
Mißtrauen gegen die Regierung erfüllt, und leiſtete 
ihrer Aufforderung keine Folge. Dagegen traten am 
18. Oktober dreißig Männer in Weinfelden zuſammen, 
um ſich über die Landes angelegenheiten zu berathen. 
Unter ihnen befand ſich auch Bornhauſer. Er erhielt 
nebſt dem jetzigen Regierungsrath Merk von Pfyn und 
Stadtammann Wägele von Dieſſenhofen den Auftrag 
von der Verſammlung, eine Bittfchrift abzufaſſen, 
damit der groſſe Rath ungeſäumt das Werk der Re⸗ 
form vorbereite, hierauf den Entwurf einer Kommif- 
ſion aus dem Volke zuſammengeſezt zur Prüfung vor⸗ 
lege, und die Beſtätigung den Kreiſen überlaſſe. Vier 
Tage ſpäter, nämlich am 22. Oktober, ſollten die Drei⸗ 
ßig der Abrede gemäß wieder in Weinfelden zuſam⸗ 
menkommen, um die Bittſchrift zu unterſchreiben. 
Da aber die Sache an einigen Orten bekannt wurde, 
ſo kamen etwa 2500 Männer zuſammen. Die Ver⸗ 
ſammlung mußte in der Kirche gehalten werden. 
Merk eröffnete dieſelbe mit einer paſſenden Anrede 
über das Streben nach verbeſſerten Staatseinrichtun⸗ 
gen, das jezt das thurgauiſche Volk bewege, und das 
auch zu dieſer Zuſammenkunft den Antrieb gegeben 
habe. Wägele leitete die Verhandlung mit derjenigen 
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Beſonnenheit und Würde, welche einer fo wichtigen 
Sache geziemt. Endlich verlas Bornhauſer die abge⸗ 
faßte Bittſchrift. Der Inhalt derſelben umfaßte fol⸗ 
gende Punkte: 1) „Wird der groſſe Rath erſucht, 
ſo bald als möglich eine geſetzmäßige Verbeſſerung der 
Verfaſſung anzubahnen; 2) wird derſelbe erſucht, Ein- 
leitung zu treffen, daß jeder Kreis 2 oder 3 Reprä⸗ 
ſentanten durch geheimes Stimmenmehr wähle, in 
oder auſſer dem Kreiſe, in oder auſſer dem groſſen 
Rathe mit unbeſchränkter Wahlfreiheit. Dieſe Neprä- 
ſentanten ſollen die Verfaſſungs⸗Kommiſſion bilden; 
3) fol dieſe Verfaſſungs⸗Kommiſſion vom Volke 
Wünſche und Vorſchläge einfordern, daraus einen 
Entwurf bilden, denſelben drucken laſſen, damit er 
den Kreiſen zur Annahme vorgelegt werde.“ 

Als dieſe Petition vorgelegt wurde, herrſchte 
feierliche Stille. Nur der durch die Verheirathung 
mit einer Tochter des Regierungsrathes Freyenmuth 
zum Oberamtmann des Bezirkes Weinfelden erhobene 
Major Keſſelring erhob ſeine Stimme dagegen. Allen 
Andern ſchien ſie aus den Herzen genommen zu ſein. 
Als daher Hr. Wägele fragte, ob die anweſende Ver⸗ 
ſammlung die vorliegende Bittſchrift unterzeichnen 
wolle? hoben ſich aller Hände ernſt und rührend gen 
Himmel empor. Hierauf ſprach Vornhauſer noch ein 
kurzes Wort, das Volk zur Ordnung und zum Anſtand 
ermahnend, damit die gute Sache nur durch gute 
Mittel geſucht, und den Feinden des Volkes kein Vor⸗ 
wand zu ſchmähendem Tadel gegeben werde. Nun 
begannen die Unterſchriften. Da die Menge zu groß 
war, ſo bat man, daß aus jeder Ortſchaft nur etwa 
ein Vorſteher, oder ſonſt ein anweſender rechtſchaffener 
Mann unterzeichnen möchte. Leider reichte der Tag 
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und das Papier nicht hin, um dem Eifer, ſich zu 
unterſchreiben, zu entſprechen. So kam es, daß die 
Bittſchrift nur 516 Unterſchriften erhielt. Am fol⸗ 
genden Tage wurde ſie durch vier Abgeordnete dem 
regierenden Landammann Morell für den kleinen Rath 
zu Handen des groſſen überreicht. 

Der kleine Rath ſah ſich hiedurch veranlaßt, die 
früher ausgeſchriebenen Erneuerungs-Wahlen am 25. 
Oktober einzuſtellen, und den groſſen Rath auf den 
8. November auſſerordentlich zuſammen zu berufen. 
Die Sitzung wurde durch Landammann Anderwert 
der Uebung gemäß bei offenen Thüren durch eine der 
bevorſtehenden Umwälzung nicht ſehr günſtige Rede 
eröffnet: denn es betraf ja ſeine Lieblingstochter vom 
Jahr 1814. Nachdem darauf der Sitzungsſaal ge⸗ 
ſchloſſen war, übergab eine Botſchaft des kleinen 
Rathes die zu Weinfelden beſchloſſene Adreſſe. Zu⸗ 
gleich trug ſie darauf an, daß die Anordnung der 
Verfaſſungs⸗Reviſſon und der Entwurf derſelben vom 
groſſen Rath ausgehen müſſe, wofür ſie ihre Gründe 
entwickelte. „Wenn man,“ hieß es, „die Verfaſſungs⸗ 
Reviſion dem groſſen Rathe entziehen und einem be⸗ 
ſondern Verfaſſungsrathe übertragen würde, ſo würde 
dieſes den groſſen Rath aufheben, die geſammte Staats- 
verwaltung auf den Fuß eines unmächtigen Proviſo⸗ 
riums ſetzen, das Regiment einer Faktion dahin geben, 
das Land im bedenklichſten Augenblicke der Anarchie 
überliefern. Es eigne ſich freilich der aus verhaßter 
Wahlart hervorgegangene dermalige groſſe Rath kaum 
mehr, das Werk an die Hand zu nehmen, weil die 
Menge ihm nun einmal weder reinen Willen, noch 
Vermögen zu Verbeſſerungen im volksthümlichen Sinne 
zutraue. Deswegen möge das Volk zuerſt ſelbſt einen 


groſſen Rath wählen, der ihm zuſage. Dieſes Aus⸗ 
kunftsmittel müſſe um ſo mehr befriedigen, als es 
zugleich die gefällige Reinigung des kleinen Rathes 
frei gebe. So ſollte der Aufſtand mit dem gefälligen 
Wechſel der Perſonen zu beſchwichtigen, die Reviſion 
der Verfaſſung und der Geſetze immer noch im ordent⸗ 
lichen Geleiſe zu erhalten ſein.“ 

Zur Prüfung dieſes Vorſchlages ſezte der groſſe 
Rath eine Kommiſſion von fünfzehn Mitgliedern nie⸗ 
der. Dieſe, die Wünſche des Volkes ſo wenig als 
möglich berückſichtigend, ganz dem frühern Geiſte hul⸗ 
digend, brachte ein Reſultat ihrer Prüfung, das dem 
Begehren der Weinfelder Adreſſe noch viel weniger 
entſprach, als der Vorſchlag des kleinen Rathes. Be⸗ 
greiflich mußte dieſes auf das Volk, das ſich in ſeinen 
Erwartungen fo ſehr getäuſcht ſah, einen höchſt wi- 
drigen Eindruck machen. Es hatte mit groſſer Sehn⸗ 
ſucht dem Zuſammentritte des groſſen Rathes entgegen- 
geblickt; und am Tage, wo derſelbe Statt fand, war 
es ſcharenweiſe nach Frauenfeld geſtrömt, und zum 
Rathhauſe hingedrungen. Auch Bornhauſer und an— 
dere Männer des Volkes waren da. 

Als das Ergebniß der vom groſſen Rathe nieder⸗ 
geſezten Kommiſſion bekannt wurde, entſtand ein groſſer 
Tumult, der ſich von Minute zu Minute vergröſſerte. 
Dieſes verurſachte die Führer des Volkes, ſich zu den 
beiden Standeshäuptern zu verfügen, um ihnen noch⸗ 
mals ihren und des Volkes Willen zu erklären, na⸗ 
mentlich darauf zu dringen, daß einige Artikel in dem 
Gutachten der Kommiſſion umgeändert werden. Da⸗ 
durch ſah ſich dieſe genöthigt, mit Zuzug einiger Mit⸗ 
glieder des kleinen Rathes ihr Gutachten abzuändern. 
Am 9. November legte ſie es dem groſſen Rathe vor. 
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Die meiſten Mitglieder deſſelben, nicht Stellvertreter 
des Volkes, ſondern ihrer eigenen Anſichten und In⸗ 
tereſſen, ſtimmten demſelben unbedingt bei. Nur 
wenige fühlten ſich verpflichtet, dem Willen des Vol⸗ 
kes zu entſprechen, und auf einen Verfaſſungsrath 
anzutragen. f 


Zufolge des vom groſſen Rathe angenommenen 
Gutachtens ſollte der neue groſſe Rath auf folgende 
Weiſe beſezt werden, daß jeder von den zwei und 
dreißig Kreiſen durch die Wahlverſammlung ſeiner 
Aktivbürger zwei direkte Mitglieder frei aus allen 
Bürgern des Kantons durch offenes abſolutes Stim- 
menmehr wähle; daß jede Kreisverſammlung auf die 
gleiche Weiſe drei Wahlmänner ernenne, frei in oder 
auſſer ihrer Mitte. Die ſechs und neunzig Wahl- 
männer ernennen unter dem Vorſiz des jedesmaligen 
Präſidenten des groſſen Rathes die übrigen ſechs und 
dreißig Mitglieder des groſſen Rathes frei aus allen 
Kantonsbürgern durch geheimes abſolutes Stimmen— 
mehr. Jeder ſtimmfähige Bürger des Kantons welt— 
lichen Standes iſt wählbar. Die Amtsdauer der Mit- 
glieder des groſſen Rathes beſtimmt die neurevidirte 
Verfaſſuug, de. Am Schluſſe heißt es noch: „Dem 
erneuerten gr. Rathe iſt vorbehalten, unmittelbar 
nach erfolgter Einſetzung die Reviſion der Verfaſſung 
vom Jahr 1814 im Ganzen an die Hand zu nehmen. 
Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes ſollen 
dieſer Geſammt-Reviſion unvorgreiflich fein.“ 


Nun ordnete der kleine Rath am 12. November 
die in den Kreisverſammlungen vorzunehmenden 
Wahlen an. Das Volk zeigte ſich aber durch den 

Beſchluß des groſſen Rathes nicht befriedigt, nannte 


denſelben blos eine halbe Maßregel. Es wurde dem- 
nach verabredet, daß ſich am 18. November aus je⸗ 
dem Kreiſe zwei Vertraute in Weinfelden einfinden 
ſollten. Gleich wie die frühern, wurde auch dieſe 
verabredete Zuſammenkunft bekannt. Die Regierung 
gerieth darüber in Angſt und Schrecken, und wandte 
ſich daher an Bornhauſer. Dieſer antwortete: „Das 
Volk finde ſich in ſeinen Erwartungen getäuſcht und 
neuerdings beunruhigt. Die Petition von Weinfelden 
ſei in dem Beſchluſſe des groſſen Rathes umgangen 
worden, und von allen Seiten her kommen ihm De— 
putirte, die Unzufriedenheit des Volkes zu fchil- 
dern. Es handle ſich daher um eine Verſammlung 
der Kreisdeputirten, um ſtürmiſche Auftritte zu 
verhüten. Hiezu ſei dieſes Mittel einzig anwendbar, 
und dieſe Verſammlung werde dann entſcheiden, ob 
eine noch gröſſere von Bürgern des Kantons zu ver- 
anſtalten ſei, um ſich des Volkswillens über das er⸗ 
ſchienene Geſetz zu verſichern.“ 

Dieſe Antwort bewog die Regierung, die beiden 
Standeshäupter zu beauftragen, den von ihnen ge— 
haßten und gefürchteten Bornhauſer zu ſich zu be— 
ſcheiden, von ihm Aufſchluß über den Gang der 
Dinge zu verlangen, und ihn mit dem Beſchluß des 
groſſen Rathes wo möglich zu befreunden. Deſſen 
ungeachtet fand die Verſammlung am 18. November 
zu Weinfelden Statt. Aber ſtatt vier und ſechzig 
Männer erſchienen über dreitauſend. Da aber die 
Regierung, die Mitglieder des groſſen Rathes, die 
Ariſtokraten überhaupt ſammt ihrem Anhange in der 
Zwiſchenzeit alles Mögliche gethan hatten, um das 
Volk herabzuſtimmen, und dem Beſchluſſe des groſſen 
Rathes Eingang zu verſchaffen, fo neigte ſich wirk⸗ 
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lich die Mehrheit der Verſammlung zu demſelben hin. 
Auch Vornhauſer befand ſich unter dieſer. Damit 
indeſſen das Bolk bei ſeinen bevorſtehenden Wahlen 
vorſichtig, im hohen Geiſte der gegenwärtigen Zeit 
zu Werke gehe, legte er demſelben ſieben Punkte, 
unter dem Namen: Gute Räthe, vor, welche mit 
rauſchendem Beifalle auf- und angenommen wurden. 
Dieſe Räthe beſtanden darin, daß die Kreiſe den 
Kantonsräthen, welche fie zu wählen im Begriffe find, 
ſtrenge auftragen: 1) fie ſollen das Werk der Ver— 
beſſerung der thurgauiſchen Verfaſſung ſo ſehr be— 
ſchleunigen als möglich. 2) fie ſollen über die des⸗ 
halb zu pflegenden Berathungen unbedingte Deffent- 
lichkeit eintreten laſſen. 3) ſie ſollen dahin wirken, 
daß in der neuen Verfaſſung jede Art von Wahl⸗ 
Kollegium abgeſchafft, und für den großen Rath lau⸗ 
ter direkte Wahlen des Volkes eingeführt werden. 
4) ſie ſollen den Grundſaz unbedingter Oeffentlichkeit 
über alle Verhandlungen des groſſen Rathes, ſo wie 
über alle Zweige der Staatsverwaltung in die neue 
Verfaſſungsurkunde aufnehmen. 5) die Wahlmänner 
ſollen verlangen, daß ſie den Präſidenten des für 
dieſes Mal vorgeſchriebenen Wahlkollegiums aus ihrer 
eigenen Mitte ſelbſt wählen möchten. 6) ſie ſollen 
darauf halten, daß die Wünſche des Volkes bei Ent⸗ 
werfung der Verfaſſung eingeholt, und die Verfaſſung 
ſelbſt nachher dem Drucke übergeben, und dem Volke 
zur Genehmigung vorgelegt werde. 7) die Mitglie- 
der dieſes neuen groſſen Rathes ſollen ſich nur als 
proviſoriſch betrachten und dieſer groſſe Rath ſich 
auflöſen, ſobald die Verfaſſung von den Kreiſen ge- 
nehmigt iſt, damit alsdann die Wahlen vorgenommen 
werden, wie die neue Verfaſſung es vorſchreibt.“ 
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Obgleich dieſe Räthe Bornhauſers das Ergebniß 
eines Herzens waren, das warm ſchlug für das Wohl 
und die Freiheit ſeines Volkes — obgleich ohne den 
Grundgedanken, der in demſelben liegt, kein ächtes 
republikaniſches, freiſinniges Staatsleben möglich iſt: 
ſo wurden ſie dennoch von ſeiner, freilich damals 
meiſtens im Dunkel ſchleichenden Gegenparthei, auf 
alle mögliche Weiſe bekrittelt, mit Galle und Gift 
beſudelt, die ſich auch auf Bornhauſer ſelbſt erſtreck⸗ 
ten. Dafür hieng das Volk mit einer innigen Liebe 
an ihm, und begrüßte und pries ihn überall als ſei⸗ 
nen Retter und Beglücker. 

Seine guten Räthe wurden ſodann an den Wahl⸗ 
verſammlungen der Kreiſe, welche am 25. November 
Statt fanden, vorgeleſen, aber nur in drei und 
zwanzig Kreiſen den Gewählten als Inſtruktion er⸗ 
theilt. Die Wahlen ſelbſt fielen gemiſcht aus. Jede 
Parthei bemühte ſich, ihre Leute zu befördern; doch 
erhielt die freiſinnige die Oberhand. Bornhauſer 
wurde von mehrern Kreiſen zum Ehrenmitgliede in 
den großen Rath ernannt. 

Da nun jeder Kreis zwei Mitglieder in den groſſen 
Rath und drei in die Wahlverſammlung ernannt hatte, 
ſo trat dieſer am 15. December zuſammen. Landam⸗ 
mann Anderwart eröffnete ſie. Hierauf wählte ſie 
Doktor Merk zu ihrem Präſidenten. Dieſe Verſamm⸗ 
lung wählte im Ganzen genommen lange nicht ſo 
freiſinnig als das Volk ſelbſt. Mehrere vom Volke 
als ſeine Feinde betrachtete Männer wurden wieder 
hener gezogen und in den neuen gr. Rath geſchleppt. 

In dieſer bewegten Zeit kam vom Vorort eine 
Einladung zu einer auſſerordentlichen Tagſatzung. 
Es mußten daher im Kanton Thurgau Geſandte auf 
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dieſelbe gewählt und Inſtruktionen ertheilt werden. 
Die Regierung befand ſich in groſſer Verlegenheit, 
ob ſie den alten oder neuen groſſen Rath zuſammen⸗ 
berufen wolle. Bornhauſer und feine Freunde be 
wirkten die Einberufung des neuen, weil vom alten 
keine dem Geiſte des Volkes angemeſſene Geſandte 
und Inſtruktionen zu erwarten waren. 

Die Verſammlung wurde am 18. December unter 
dem Vorſitze des Landammann Anderwert eröffnet. 
Eine Menge Volk befand ſich an dieſem Tage in dem 
Hauptort Frauenfeld, um an den Verhandlungen ſei⸗ 
ner neuen, aus ihm ſelbſt hervorgegangenen Behörde ſo 
viel als möglich Antheil zu nehmen. Dieſe Behörde 
beſchloß Oeffentlichkeit ihrer Sitzungen, die Berathun⸗ 
gen der Inſtruktion ausgenommen. Die frühere Eides⸗ 
formel wurde abgeändert, der Verſammlung zur Be⸗ 
ſchwörung vorgelegt. Hinſichtlich der Berathung der 
Verfaſſung wurde eine Kommiſſion von fünfzehn Mit⸗ 
gliedern beſtimmt, nämlich aus jedem der acht Amts⸗ 
bezirke eines und ſieben von freier Hand; Bornhauſer 
ſollte als Ehrenmitglied der Kommiſſion eingeladen 
werden. Die Verrichtungen dieſer Kommiſſion ſollten 
im Jenner beginnen, die Regierung und alle übrigen 
Behörden eingeladen werden, ihre Geſchäfte bis zur 
Annahme der neuen Verfaſſung fortzuſetzen. 

Ohne beſondere Ereigniſſe für den Kanton Thur⸗ 
gau endigte hierauf das Jahr 1830. Hingegen in 
den erſten Tagen des folgenden ereignete ſich daſelbſt 
eine Geſchichte, welche weit umher groſſes Aufſehen, 
und im Thurgau ſelbſt eine groſſe Bewegung verur⸗ 
ſachte. Es pochte nämlich am 2. Jenner des Mor⸗ 
gens früh Advokat Häberli an der Wohnung Born⸗ 
hauſers. Dieſer öffnete ihm die Thüre. Da legte er 
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einen Dolch auf den Tiſch und ſagte, er ſei Willens 
geweſen, Bornhauſer damit zu ermorden; nun aber 
habe er ſich anders beſonnen. Obſchon Bornhauſer 
ſelbſt die Geſchichte verſchweigen wollte, ſo verbreitete 
ſie ſich dennoch mit Blitzesſchnelle. Häberli konnte 
der Wuth des Volkes kaum entriſſen werden. Es 
ſtrömte am 4. Jenner in Schaaren nach Frauenfeld, 
und zeigte ſich erſt dann wieder einigermaßen beru⸗ 
higt, als es Bornhauſer ſehen und hören, als es be— 
merken konnte, daß Häberli in ſtrenge Gefangenſchaft 
geſezt wurde. Nachdem das Benehmen dieſes Mannes 
zu Unannehmlichkeiten und Geſchäften in Menge An⸗ 
laß gegeben hatte, wurde es als ein polizeiwidriges 
Vergehen qualifiziert und beurtheilt. 

Der groſſe Rath verſammelte ſich wieder am 3. 
Jenner. Bornhauſer wurde auf Verlangen des Vol— 
kes bis nach Vollendung der Verfaſſungs-Arbeiten 
zum Ehrenmitgliede deſſelben aufgenommen. An den 
zwei darauf folgenden Tagen fand die Wahl der 
Verfaſſungs⸗Kommiſſions - Glieder Statt; zugleich 
wurde beſchloſſen, daß dieſe Kommiſſion am 17. Jenner 
ihr Werk beginnen, und das Publikum eingeladen 
werden ſolle, ſeine Wünſche und Begehren einzurei⸗ 
chen. Bornhauſer ward Präſident der Verfaſſungs⸗ 
Kommiſſion. Sie beendigte im März ihr Werk, wel⸗ 
ches unſtreitig zu den beſſern der neukonſtituirten 
Kantone gehört. Im April wurde ſodann die neue 
Verfaſſung mit groſſer Mehrheit vom thurgauiſchen 
Volke angenommen und eingeführt. 

Ein neues Leben hat ſeitdem im Thurgau begon⸗ 
nen. Liebe zu Vaterland, Freiheit und Recht, innige 
Anhänglichkeit an die Verfaſſung und Geſetze, rege, 
lebendige Theilnahme für alles, was zum Wohl der 
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geſammten Eidgenoſſenſchaft dient, find jezt im Thur⸗ 
gau heimiſch geworden. Auf der Tagſatzung ſteht 
dieſer Kanton neben Bern auf der erſten Stufe, und 
beſchämt diejenigen, deren Unterthan er früher war. 
Seinem Bornhauſer, nun theils ſeinem geiſtlichen 
Amte, theils den ihm ſo holden Muſen, theils dem 
Wohl des engern und weitern Vaterlandes lebend, 
ſteht er da als ein Denkmal rühmlicher Unſterblichkeit. 
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In keinem Kanton wurde das Volk fo fehr ge⸗ 
drückt, in ſeiner politiſchen, ökonomiſchen, merkanti⸗ 
liſchen und geiſtigen Entwickelung ſo ſehr gehemmt, 
als vor der frühern Revolution in der Schweiz das 
Volk des Kantons Zürich. Dieſer Zuſtand fiel um 
ſo beſchwerlicher, weil das Volk gerade, namentlich 
in den Gemeinden am See, nach jener Entwickelung 
unaufhörlich ſtrebte. Zürich gebrauchte abſchreckende, 
empörende Mittel, wenn ſich dieſes Streben zu laut 
kund that, was hauptſächlich in den Jahren 1794 
und 1795 der Fall war. Um fo willkommener war 
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daher die Umwälzung der Schweiz im Jahr 1798 für 
den weit aus größten Theil der Bewohner des Kan⸗ 
ton Zürich. Sie begrüßten die heranrückenden fran⸗ 
zöſiſchen Krieger mit Jubel, und ſahen in ihnen die 
Bringer ihres Heiles. Eben dieſe Bewohner zeigten 
ſich ſehr anhänglich an die helvetiſche Republik und 
ihre Behörden, ſtanden ihnen hülfreich und mit den 
Waffen möglichſt an die Seite. Die Mediationsakte 
und ihre Einführung derſelben erregte daher bei dem 
Landvolke von Zürich groſſen Unwillen. In einigen 
Gemeinden am See griff man zu den Waffen, und 
lehnte ſich dagegen auf. Zürich vermochte zwar die⸗ 
ſen Aufſtand mit Hülfe einiger anderer Kantone zu 
dämpfen, richtete drei Hauptführer deſſelben, nämlich 
Willi, Häberli und Schnebeli hin; aber die Unzufrie⸗ 
denheit und die Sehnſucht nach etwas Beſſerm dauer⸗ 
ten bei vielen fort. Indeſſen kann man die Zeit der 
Mediationsakte auch für den Kanton Zürich eine glück⸗ 
liche nennen. Es machte vielleicht kein anderer ſo groſſeu. 
rühmliche Fortſchritte in allen Beziehungen wie derſelbe. 

Im Jahr 1814 änderte ſich gleich wie in andern 
Kantonen Manches. Die geſtürzten Ariſtokraten-Fa⸗ 
milien wollten jenes für ſie ſo günſtige Jahr dazu 
benutzen, ihre frühern Vorrechte wieder herzuſtellen, 
den groſſen Rath der Zweihundert der Stadt Zürich 
einzuführen, und das Land unter die vorherige Bot⸗ 
mäßigkeit zu bringen. Die Kaufleute und Handwerker 
in der Stadt ſtrebten nach dem Befise der verlorenen 
Privilegien, nach Einführung des ehemaligen engher⸗ 
zigen Zunftzwanges. Alles dieſes ſchien mit Hülfe 
der fremden Waffen, und durch das trauliche Verhält- 
niß, in welchem einige Magiſtraten mit den fremden 
Miniſtern ſtanden, leicht erreichbar. Dagegen be⸗ 
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gehrte eine andere Parthei, die ſich namentlich auf 
dem Lande befand, eine freiſinnigere, volksthümlichere 
Verfaſſung und Einrichtung des Staates, als die ſeit 
dem Jahr 1803 war. Allein dieſe Parthei ver⸗ 
mochte ihren Zweck nicht zu erreichen. Wenn auch 
die ariſtokratiſche den ihrigen ebenfalls nicht nach 
Wunſch erlangte, ſo kam doch eine Verfaſſung und 
eine Geſammt⸗Einrichtung des Staates zu Stande, 
welche weit unter den frühern ſtanden, und der Stadt 
ein unverhältnißmäßiges und zugleich gefährliches 
Uebergewicht über die Landſchaft einräumten. 

Nach der neuen Verfaſſung wurde der groſſe 
Rath auf folgende Weiſe zuſammengeſezt: „Jede der 
dreizehn Zünfte der Stadt Zürich wählt zwei, die 
Zunft Winterthur fünf, und jede der ein und fünfzig 
übrigen Zünfte des Kantons ein Mitglied des groſſen 
Naths aus ihrem eigenen Mittel. Die Wahl der hun⸗ 
dert und dreißig übrigen Glieder ſteht dem groſſen 
Rath ſelbſt zu. Mit der Wiederbeſetzung der vom 
groſſen Rathe ſelbſt zu wählenden Mitglieder wird ſo 
lange gewartet, bis fünf Vakanzfälle eingetreten ſind. 
Dann macht der kleine Rath dem groſſen Rath bei 
ſeiner nächſten Verſammlung Anzeige von den Erle⸗ 
digungsfällen, und der groſſe Rath wählt hierauf 
durch das geheime abſolute Mehr ein Vorſchlagskolle⸗ 
gium von fünf Mitgliedern des kleinen und zehn Glie⸗ 
dern des groſſen Raths, und nimmt daſſelbe ſofort in 
Pflichteid. Dieſes Kollegium tritt unverweilt zuſam⸗ 
men, und bildet durch geheimes und abſolutes Mehr 
eine Vorſchlagsliſte tauglicher und mit den verfaſſungs⸗ 
mäßigen Erforderniſſen ausgeſtatteter Männer in der 
dreifachen Anzahl der Vakanzen, keineswegs aber einen 
Dreiervorſchlag für jeden einzelnen Plaz. Aus dieſem 


Vorſchlag wählt der groſſe Rath durch geheimes und 
abſolutes Mehr fünf Glieder.“ 

Die direkte vom groſſen Rathe vorgenommenen 
Wahlen fielen meiſtens auf Bürger der Stadt, weil 
es ab der Landſchaft ſtets ſolche Repräſentanten gab, 
die aus mancherlei Gründen nicht auf das wahre 
Intereſſe derer ſahen, die ſie repräſentirten, ſondern 
den Intereſſen der Stadt anhingen. Begreiflich mußte 
daher die neue Verfaſſung und die erſten durch ſie 
geforderten Wahlen auf dem Lande den Unwillen und 
den alten Groll nähren, neuen Mißmuth und neue 
Bitterkeit erzeugen. Dazu kam noch, daß der groſſe 
Rath im Jahr 1819 durch ein Geſez die Verfaſſung 
auf eine gewaltthätige Weiſe verlezte. Nach der Ver⸗ 
faſſung ſollten nämlich die unmittelbar von den Zünf⸗ 
ten gewählten Mitglieder des groſſen Rathes alle ſechs 
Jahre einer neuen Wahl unterworfen werden. Hin⸗ 
gegen jenes Geſez übertrug nicht bloß der Zunftver— 
ſammlung durch geheimes und abſolutes Mehr vor- 
läufig zu entſcheiden, ob ſie ihr direktes Mitglied bei⸗ 
behalten oder abberufen wolle, ſondern erklärte daf- 
ſelbe für bleibend, wenn die Zunft nicht in der Mehr— 
heit aller ſtimmfähigen Bürger verſammelt wäre. 

Troz der unvolksthümlichen, zur Ariſtokratie der 
Stadt Zürich führenden Verfaſſung — troz der gewalt⸗ 
thätigen Verletzung derſelben, wurde ſeit dem Jahr 
1814 im Kanton Zürich viel für das Wohl der Ein- 
wohner deſſelben gethan. Auch als Vorort zeigte ſich 
Zürich ſtets weit eidgenöſſiſcher als Bern und Luzern, 
that ſehr Vieles für die Ehre und die Selbſtſtändig⸗ 
keit der Schweiz, bewirkte, daß die locker zuſammen⸗ 
gefügten Kantone nicht ganz auseinander fielen, Def- 
ſen ungeachtet fehlte es auch in 1 dieſem Kantone nicht 
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an Anläſſen zu vielen gegründeten Beſchwerden. Es 
wurde die zeit⸗ und vernunftgemäſſe Geſezgebung ver⸗ 
nachläſſigt, die Schulbildung auf dem Lande blieb 
zurück, der Zunft⸗ und Handwerkszwang wirkte zu 
Gunſten der Städter verderblich auf die Landbewohner, 
die Freiheit der Preſſe hatte einer übermäßig ſtrengen 
Cenſur weichen müſſen, die aber in den leztern Jah⸗ 
ren durch die Bemühungen des groſſen Paul Uſteri 
immer gelinder werden mußte, und endlich ganz auf⸗ 
hörte. Die Oberamtmänner, die Vollziehungs⸗Beamtete 
und Richter zugleich waren, handelten oft mit einer 
auffallenden Partheilichkeit und Willkühr. Für ihre 
Wohnungen, meiſtens alte Schlöſſer, wurden aus der 
Staats - Kaffe ungeheure Summen verſchwendet, die 
dann wieder durch indirekte, meiſtens auf dem Volke 
laſtende Abgaben ergänzt werden mußten. Für Geiſt⸗ 
liche und einträglichere weltliche Stellen wurden im⸗ 
mer nur Bürger aus der Stadt Zürich genommen. 
Die Pfarrer zeigten ſich in der Regel als Feinde des 
Volkes, ſeiner Aufklärung und ſeines Fortſchreitens 
überhaupt. Die Unterbeamten tyranniſirten das Volk 
noch mehr als ihre Vorgeſezten. Selten fanden Kla⸗ 
gen gegen ſie, wenn ſie auch noch ſo gegründet waren, 
ein williges Gehör. Der ganze Staatshaushalt wurde 
dem Volke verheimlichet. Die Städter blickten mit 
Stolz und Verachtung auf die Bewohner des Landes 
herab. Die Mitglieder des kleinen Rathes traten auf 
wie kleine Könige, benuzten die Güter des Staates 
für ihre beſonderen Privatintereſſen. Dazu kam noch, 
daß in leztern Jahren zwei Mitglieder jener Behörde 
auf eine ſolche Weiſe zum Vorſchein kamen, wodurch 
die Ueberzeugung allgemein wurde, daß ſich die oberſte 
Leitung des Kantons in unwürdigen, ſchlechten Händen 
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befinde. Das Landvolk wurde in den höchſten Behör⸗ 
den ſo viel als gar nicht vertreten. Für die ſogenannten 
Amtsgerichte auf dem Lande wurden ſtets verſchmizte 
Ariſtokraten oder Dummköpfe zu Mitgliedern derſelben 
genommen, wenn auch noch ſo viel freier geſinnte und 
fähige Männer vorhanden waren. Ueberhaupt boten 
ſich eine Menge von willkührlichen, ungerechten und 
ariſtokratiſchen Erſcheinungen dar. 
Begreiflich konnte dieſes Alles dem Landvolke, 
inſonderheit den gebildeten Bewohnern an den beiden 
Ufern des Zürichſees, nicht entgehen. Der ſeit frü⸗ 
herer Zeit noch bei vielen herrſchende Mißmuth, der 
alte Groll wegen erlittenem Unrecht nahm daher be 
deutend zu, und mit ihnen auch der Wunſch nach 
einer Umgeſtaltung der politiſchen Lage der Dinge. 
Dieſer Wunſch wurde genährt, geſtärkt und allgemei⸗ 
ner gemacht, durch junge und gelehrte Männer der 
Stadt Zürich ſelbſt, welche das Landvolk immer mehr 


über die Beſchaffenheit des Staates aufklärten, und 


die vielen Mängel, welche vorhanden waren, immer 
ſchonungsloſer enthüllten und rügten. Wie ungern 
dieſe Schritte von den oberſten Behörden, namentlich 
von der Regierung geſehen wurden, ſo fühlten ſie ſich 
doch nicht kräftig genug, denſelben hemmend mit Er- 
folg in den Weg zu treten, beſonders da ſich auch ein 
Mitglied des kleinen Rathes, nämlich Uſteri, in den 
vorderſten Reihen, ja gewiſſermaßen an der Spitze 
jener Kämpfer befand. Daß dann dieſe in der groſſen 
Stunde der Entſcheidung theils eingeſchüchtert, theils 
durch Intereſſen verleitet, theils mißkennend, theils 
durch andere Gründe verleitet, größtentheils den 
Kampfplaz unwürdig und feige verlieſſen, fruchtete 
nichts mehr; im Gegentheil wurde die Reform dadurch 
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ſchneller, und ſehr wahrſcheinlich auch tiefer und durch⸗ 
greifender bewirkt. 

So wie im Jahr 179s ſich die Franzoſen auf 
der Landſchaft eines willkommenen Empfanges erfreuen 
konnten, eben ſo erfüllte daſelbſt die Kunde der Julius⸗ 
Revolution im Jahr 1830 die Gemüther mit groſſer 
Freude. Bald wurde die Gährung allgemein, durch 
öffentliche Blätter und durch Flugſchriften in allerlei 
Einkleidungen von Tag zu Tage vergröſſert. Die ge 
reizte Stimmung der Gemüther erreichte noch einen 
höhern Grad durch die alleinige Anſprache der Zürcher 
auf den aus mehrern hunderttauſend Franken be⸗ 
ſtehenden Direktorialfond. Es traten an den Ufern 
des Sees, nämlich auf der Bocken, zu Meilen und 
an andern Orten Kantonsräthe und andere Bürger 
aus der Stadt und ab dem Lande zuſammen, um ſich 
über die Angelegenheiten des Vaterlandes zu berathen. 
Dieſe Berathungen ſchienen aber dem Volke nicht die 
Reſultate zu bringen, die es immer lauter wünſchte 
und verlangte. Bald war zu befürchten, die Gährung 
möchte ausbrechen, und ſomit ein Zuſtand völliger 
Geſezloſigkeit eintreten. 

Um dieſes zu verhindern und das Werk der Re- 
form in der ſo günſtigen Zeit wo möglich durchzu⸗ 
ſetzen, verſammelten ſich am 13. Oktober ein und drei⸗ 
ßig Kantonsräthe ab dem Lande im Kreuz zu Uſter. 
Da verfaßten ſie eine Zuſchrift an die Regierung, in 
welcher ſie die Lage des Landes ſchilderten, auf die 
immer weiter vorgeſchrittene geiſtige Bildung des 
Volkes und ſein Verlangen nach verbeſſerten Inſtitu⸗ 
tionen aufmerkſam machten. Iezt ſei daſſelbe noch 
nicht aus ſeiner ruhigen Faſſung gebracht, wandle 
noch auf dem geſezlichen Pfade; wenn dieſes aber 
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noch ferner Statt finden folle, fo ſei es hohe Zeit, 
daſſelbe zu überzeugen, daß es in gerechten und billi⸗ 
gen Erwartungen nicht getäuſcht werde. Zugleich er⸗ 
ſuchten ſie die Regierung, den groſſen Rath ſobald 
als möglich einzuberufen, weil nur durch deſſen ein⸗ 
ſchreitende Berathung das Vertrauen zwiſchen Stadt 
und Land hergeſtellt, das Glück und die Wohlfahrt 
des Kantons am bleibendſten neu begründet werden 
konne. Dabei bemerkten fie einige Hauptgegenſtände, 
auf welche ſich die Wünſche des Volkes beziehen. 

Hierauf berief der kleine Rath den groſſen auf 
den 1. November auſſerordentlich ein. Das Memorial 
von Uſter wurde dieſem nebſt einem Begleitſchreiben 
vorgelegt. In dieſem hieß es, daß eine Reviſion der 
Einrichtungen des Militärweſens, der Kaufhaus⸗ und 
Eingangsgebühren angebahnt ſei, daß aber etwelche 
Abänderungen der Verfaſſungen den eigentlichen Ge⸗ 
genſtand dieſer auſſerordentlichen Sitzung ausmachen 
werden, inſonderheit das Repräſentations⸗Verhältniß 
in Betreff des groſſen Rathes. Von dieſem erwarte 
der kleine Rath, daß er den Gegenſtand an eine aus ſei⸗ 
ner Mitte zu beſtellende Kommiſſion überweiſen werde. 
Nach einer Berathung von drei Tagen wurde 
nach dem Antrage des kleinen Rathes eine Kommif- 
ſion aus ein und zwanzig Mitgliedern niedergeſezt. 
Sie begann ihre Sitzungen am 8. November, und am 
25. ſollte wieder der groſſe Rath zuſammentreten. 
Nach dem Kommiſſional⸗Entwurf ſollten künftig, ſtatt 
einhundert und dreißig nur zwei und neunzig Mit⸗ 
glieder von der Stadt Zürich in den groſſen Rath 
kommen, hingegen die übrigen hundert und zwanzig 
Mitglieder von Winterthur und der Landſchaft, mit 
einer Amtsdauer von 6 Jahren. 
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Sobald dieſe Arbeiten bekannt wurden, erregten 
ſie auf dem Lande neue Unzufriedenheit. Man fand, 
daß auf dieſe Weiſe den Wünſchen und Bedürfniſſen 
des Volkes kaum halb entſprochen, daß es der Stadt 
Zürich bald wieder ein Leichtes ſein werde, die Land⸗ 
ſchaft nach ihrem Willen zu beherrſchen. Es fanden 
daher in Gemeinden und in Zünften Verſammlungen 
freiſinniger Männer Statt, es herrſchte eine auſſer⸗ 
ordentliche Bewegung. Dieſes bewog den kleinen 
Rath in einer Proklamation, das Volk zu Friede und 
Ordnung aufzufordern, feine Ohren den Einflüſterun⸗ 
gen und Anreizungen zu verſchlieſſen, und mit Zu⸗ 
trauen auf die Beſchlüſſe des groſſen Rathes zu warten. 

Solche Aufforderungen waren aber ſchon zu ſpät. 
Die Bewegung war zu groß, das Vertrauen zur Re⸗ 
gierung verloren. Man fand, daß nur ein offenes, 
vereintes und kräftiges Auftreten von Seite des Vol⸗ 
kes Heil bringen könne. Von dieſem Gedanken beſeelt, 
beſchloß eine bedeutende Anzahl Männer zu Stäfa 
in der Nacht des 18. November, auf den 22. November 
zu Uſter eine große Volksverſammlung zu veranſtalten. 
Am Tage darauf eilten Boten mit ſchriftlichen und 
mündlichen Einladungen nach allen Theilen des Kan⸗ 
tons hin. 

Der 22. November brach an. Schon früh beweg— 
ten ſich überall ganze Schaaren Männer gegen Uſter. 
Wie durch einen Zauberſchlag kamen über zwölftau⸗ 
ſend zuſammen, um in der freien Natur, im Ange⸗ 
ſichte der ewig freien Alpenkette, unter dem Gezelte 
des immer freien, damals freundlich herniederblicken⸗ 
den Himmels dasjenige zu berathen, was einem freien, 
vernünftigen Volke von Gott verliehen worden, was 
eines jeden Menſchen Würde und Rechte fordern. 
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Als erſter Redner trat der jetzige Statthalter Gujer 
von Bauma, als zweiter der jetzige Regierungsrath 
Hegetſchweiler von Stäfa, als dritter der jetzige 
Kaſſier der Staatsdomänenverwaltung J. J. Steffan 
von Wädenſchweil auf. Während der ganzen Ver— 
ſammlung herrſchte Ruhe und Würde. Mit Einmuth 
und Jubel wurde eine Vorſtellung an den kleinen 
Rath beſchloſſen, deren weſentlichſte Punkte folgende 
waren: für die Landſchaft zwei Drittheile Repräſen⸗ 
tation im großen Rathe, und zwar fünf Sechstheile 
davon direkte Wahlen vom Volke für eine Amtsdauer 
von drei Jahren mit Wiederwählbarkeit, in Bälde 
eine gänzliche Reviſtion der Verfaſſung und Kantonal⸗ 
geſetze in allen Zweigen überhaupt, von Zeit zu Zeit 
Abänderung der neuen Verfaſſung, Sanktion dieſer 
durch das Volk in feinen Urverſammlungen, Tren- 
nung der Gewalten im Staat in allen Stufen, Preß⸗ 
freiheit als ſtetes Grundgeſetz, Oeffentlichkeit des 
großen Rathsprotokolls, und nach dem Lokal, bedingte 
Oeffentlichkeit der großen Rathsverſammlungen, ge— 
ſetzlich geſichertes Petitionsrecht, Wahl der Amts- 
ſtatthalter durch den kleinen Rath, der Gerichtsprä- 
ſidenten durch das Obergericht, freie Wahl der Ge— 
meindsbeamteten durch das Volk, Aufhebung des 
Zunftzwanges und des bisherigen Kaſernendienſtes, 
recht⸗ und zweckmäſſigere Verlegung der Montirungs⸗ 
ſteuer, bedingte frühere Entlaſſung vom Militärdienſt, 
Verminderung der Getränks, der Stempel- fo wie 
der meiſten indirekten Abgaben, Aufhebung des Zucht- 
ſtierengeſetzes, Verſchmelzung der Landjägerſteuer mit 
den allgemeinen Staatsausgaben und Verminderung 
dieſes Korps, Aufhebung der Porten- und Kaufhaus⸗ 

zölle, Erleichterung der Zehnten, Herabſetzung des 


Zinsfuſſes auf vier Prozent, Aufhebung des Jagdban⸗ 
nes, Veränderung der jetzigen Advokaturordnung, das 
Recht der Gemeinden ihre Pfarrer aus einem Dreier⸗ 
vorſchlag ſelbſt zu wählen, Oeffentlichkeit der Staats⸗ 
rechnungen, Steuern vom Vermögen, durchgreifende 
Verbeſſerung im Schulweſen, u. ſ. w. 

Der kleine Rath legte am 25. November dieſe 
Vorſtellung dem groſſen vor. Die Kommiſſion der 
Einundzwanziger hielt es für unmöglich, nach dem 
was geſchehen war, ihr Werk weiter fortzuſetzen. 
Sie ward durch vier Mitglieder vermehrt, und vom 
groſſen Rath der Beſchluß gefaßt, dem Volke in Be⸗ 
treff der Repräſentation zu entſprechen. Eine Pro- 
klamation zeigte dieſes dem Volke an, und forderte 
daſſelbe auf, ruhig das Ergebniß der Kommiſſion 
abzuwarten. 

Hierauf verſammelte ſich der groſſe Rath wieder 
zwei Tage ſpäter, erklärte ſich ſo wie die übrigen 
Behörden für proviſoriſch, ordnete die Wahlart eines 
ueuen groſſen Rathes ganz im Sinne des Volkes an, 
der dann die Verfaſſungsarbeiten der Kommiſſion zu 
prüfen und überhaupt alles dasjenige anzuordnen 
habe, was den Bedürfniſſen, Wünſchen und dem 
Glücke der Bürger angemeſſen ſei. 

Sobald dieſe Beſchlüſſe bekannt waren, erregten 
ſie allgemeine Freude. Bald wählte nun das Volk 
ſeine Stellvertreter in die oberſte Landesbehörde, die 
ſich dann verſammelte, und die indirekten Mitglieder 
ernannte. Leider waren mehrere von dieſen Wahlen 
weit ſchlechter, als die ſchlechteſte des Volkes. Die 
neue Verfaſſung wurde entworfen und vom groſſen 
Rathe angenommen, dem Volke vorgelegt, das ihr 
mit groſſer Mehrheit die Sanktion ertheilte. Die 
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Geſetze würden umgearbeitet, und überhaupt faſt 
allen Begehren des Volkes entſprochen. 

So hatten dann auch im Kanton Zürich die 
Sache des Volkes, die Freiheit und die ewigen 
Menſchenrechte einen glänzenden Sieg über die Ari- 
ſtokratie, die ungerechte Willkühr und die Vorrechte 
insgeſammt errungen. Manche erfreuliche und be- 
glückende Frucht iſt ſeither in dieſem Kantone zur 
Blüthe und Reife gelangt. Aber der erhabene Geiſt 
von Uſter iſt von Vielen, die er beſeelte oder zu be— 
ſeelen ſchien, gewichen. Hauptſächlich die Regierung 

ſcheint ihm nicht immer treu zu ſein, ſondern ihn 
zu verläugnen. Eine armſelige, das Leben eines 
Freiſtaates hemmende Diplomatie hat ſie ergriffen, 
fo daß fie nur ſelten mehr etwas Großartiges, Volks- 
thümliches ins Leben zu rufen vermag. Beſonders 
als vorörtliche Behörde der Schweiz ſpielt ſie nicht 
ſelten eine klägliche Rolle. Auch der groſſe Rath iſt 
geſunken, und zwar ſehr tief. Wenn er ſich auch 
hin und wieder zu einem kräftigen, dem Geiſte un⸗ 
ſerer Zeit angemeſſenen Entſchluß zu ermannen ver⸗ 
mag, ſo ſcheint es dann wieder, als ob er davor, 
wie vor einem Geſpenſte erſchrecke, und bemüht ſich 
durch Halbheiten und Mittelmäſſigkeiten ſeine Bahn 
zu bezeichnen. Dafür aber gebührt dem Volke dieſes 
Kantones alle Achtung. Unverdroſſen ſchreitet es auf 
dem Wege der Entwickelung vorwärts, das wahrhaft 

ſchweizeriſche Ziel im Auge haltend. Es ſteht viel 
höher als ſeine Regierung und ſein groſſer Rath. 
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Die Zerwürfniſſe und Staatsumwälzung 
| im \ 


Kanton Aargau. 
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Gleich wie der Thurgau war der Kanton Aargau 
bis zum Jahr 1798 ein Unterthanenland. Im Jahr 
1803 bemühte ſich Bern, dem der weit aus größte 
Theil deſſelben gehört hatte, ſein verlorenes Beſizthum 
wieder zu erhalten. Aber es erreichte ſeinen Zweck 
nicht, weil Napoleon in der Schweiz weder beſondere 
Vorrechte noch Unterthanen wollte. Aargau wurde 
ein eigener Kanton mit einer eigenen Verfaſſung, die 
nebſt manchen Mängeln ſehr viel Gutes in ſich ver⸗ 
einigte. Das Volk war damit um ſo mehr zufrieden, 
fühlte ſich unter derſelben um ſo glücklicher, weil es 
früher von keiner eigenen Verfaſſung etwas wußte, 
und von dem ſtolzen, ariſtokratiſchen Regiment zu 
Bern mit der größten Willkühr behandelt wurde. 
Auch die Leitung der Landes angelegenheiten zur Zeit 
der Vermittlungsakte war lobenswerth, und beförderte 
das Wohl der Bürger. Als aber die verhängnißvollen 
Jahre 1813 und 1814 kamen, drohte dem Kanton 
Aargau ein Sturm, der ſein ſelbſtſtändiges Daſein 
in einem hohen Grade gefährdete. Bern machte aufs 
Neue Verſuche, denſelben wieder als ihm gehöriges 
Gebiet in Beſiz zu nehmen. Man rüſtete ſich beider- 
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ſeits, verharrte lange gegenſeitig in einem förmlichen 
Kriegszuſtande, und plagte einander auf mancherlei 
Arten. Doch kam es nie zu einem Ausbruche, und 
Bern ſah ſich durch das Einſchreiten der ſogenannten 
heiligen Allianz genöthigt, von ſeinem Beginnen und 
Streben zurückzutreten. Aargau blieb ein beſonderer, 
ſelbſtſtändiger Kanton, und mußte ſich als ein ſolcher 
an die Stelle der bisherigen eine neue Verfaſſung 
geben. 

So wie in den meiſten andern Kantonen, wurde 
dieſe auch hier ſchlechter als die frühere. Die Amts- 
dauer der Mitglieder des groſſen Rathes ward bei 
vierjährigem Austritte eines Drittheils auf zwölf 
Jahre feſtgeſezt. Jeder der acht und vierzig Kreiſe 
konnte nur einen Deputirten direkte in denſelben 
wählen. Um wählbar zu ſein, mußte einer ein Alter 
von dreißig Jahren und 5000 Franken ſchuldenfreies 
Vermögen beſitzen. Dann ernannte der groſſe Rath 
aus einer dreifachen Anzahl Kanditaten, von denen 
zwei wenigſtens 15000 Franken haben mußten, zwei 
und fünfzig Mitglieder. Die übrigen fünfzig Depu⸗ 
tirten wählte ein Wahlkollegium, beſtehend aus drei- 
zehn Mitgliedern des kleinen Rathes, eben ſo viel 
vom Appellations⸗Gericht, und dreizehn Mitgliedern 
des groſſen Rathes. Auf dieſe Weiſe lag das Prin- 
zip der Ariſtokratie ſchon urſprünglich in der Verfaſ— 
ſung enthalten, beſonders weil auch die Amtsdauer 
der Mitglieder des kleinen Rathes auf zwölf Jahre 
feſtgeſezt ward. Allein es wäre dennoch ſowohl für 
den groſſen Rath als für die Regierung ein Leichtes 
geweſen, die Angelegenheiten des Landes nach den 
Bedürfniſſen und zum Glück deſſelben zu leiten. Doch 
dieſer Geiſt und dieſer edle Sinn fehlten beiden. 
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Wenn fie auch Manches bewerkſtelligten, was ihre 
Liebe für das Wohl des Volkes beurkundete, ſo riefen 
ſie viel ins Daſein, oder verhinderten das Erſcheinen 
von Anderm, um nur zu feſt die Anſicht zu begrün⸗ 
den, daß kein Kanton hinſichtlich ſeiner oberſten Be⸗ 
hörden ſo ſehr zurückgeſchritten, ſo entartet ſei, als 
der Kanton Aargau. Die Lage des Volkes war in 
vielen Beziehungen beinahe die nämliche, welche ſie 
bis zum Jahr 1798 unter dem oberherrlichen Scepter 
von Bern und der übrigen alten Orte war. 

Ein bedeutender Theil des Volkes fühlte ſich da⸗ 
her ſchon ſeit mehrern Jahren unbehaglich, wurde 
allmählig unzufrieden, und wünſchte, daß dieſer und 
jener Gegenſtand der Staatsverwaltung verbeſſert wer⸗ 
den möchte. An eine Umänderung der Verfaſſung und 
der beſtehenden Inſtitutionen insgeſammt dachte man 
noch nicht. Viele, beſonders von der freiſinnigen und 
gebildeten Klaſſe, beſchwerten ſich über die allzulange 
Amtsdauer der wichtigſten öffentlichen Stellen, über 
die dem Volke größtentheils entriſſene Wahl ſeiner 
Repräſentanten in den groſſen Rath, über die Abhän⸗ 
gigkeit dieſer Behörde vom kleinen Rathe, und die 
öftere Willkühr der Regierung. Eben ſo wurde die 
Preßfreiheit ſehr ungern vermißt, und mit Schmerzen 
ſah man, wie die gargauiſchen Zenſoren öfters im 
Intereſſe der Regierung, und kriechend vor andern 
Staaten die Arbeiten freiſinniger Schriftſteller ver⸗ 
ſtümmelten oder ganz unterdrückten. Nicht minder 
gab die bunte, aller geſunden Vernunft zuwiderlau⸗ 
fende Vermiſchung der verſchiedenen Gewalten, die 
unwürdige Abhängigkeit des Appellations-Gerichts 
von dem kleinen Rathe Stoff zu mancherlei Beſchwer⸗ 
den. Ferner beklagte man ſich faſt allgemein über 
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den Unterhalt der Straſſen, welcher ſo zu ſagen ganz 
auf den Gemeinden laſtete, über den Unfug der Advo— 
katen und Schuldenboten, über den langſamen, koſt⸗ 
ſpieligen und nicht ſelten ungerechten Gang der Bro- 
zeſſe, über die Militärlaſten, welche höchſt ungleich 
vertheilt waren, und Vielen äuſſerſt beſchwerlich fielen. 

Die Regierung kannte dieſe Klagen, und ſuchte 
ihnen abzuhelfen; allein es war ihr dabei niemals 
wahrer Ernſt, und ſo ergriff ſie nur halbe Maßregeln. 
An die Stelle der frühern Uebel traten bisweilen 
neue, viel gröſſere. Es ſchien, als ob die Regierung 
nur für ihre eigenen Intereſſen bedacht ſei, und das 
Volk als Nebenſache, als ein Mittel für ihre ſelbſt— 
und herrſchſüchtigen Zwecke betrachte. Um ihre un- 
rühmlichen Geſinnungen und Handlungen zu krönen, 
rief fie zur Schande des Kantons Aargau das Bis- 
thums⸗Concordat für denſelben ins Daſein, wobei 
namentlich Bürgermeiſter Herzog eine Hauptrolle fpiel- 
te. Daß ſich das Volk dieſem Concordat faſt allgemein 
widerſezte, daß ganze Leiterwagen voll nach Aarau 
fuhren, als im groſſen Rathe die Geſchichte zur 
Sprache kam, um den Beitritt dazu wo möglich zu 
verwehren, fruchtete nichts. Die allmächtigen Ge⸗ 
walthaber und ihre Kreaturen, die weltlichen und 
geiſtlichen Finſterlinge ſezten ihre Plane zur Schmach 
unſeres Jahrhunderts durch. 

Seit dieſer Zeit, nämlich ſeit der Mitte des 
Jahres 1829, griffen Unzufriedenheit, Klagen und 
Verbeſſerungswünſche immer mehr und immer tiefer 
um ſich. Der groſſe Rath ſtand ohne Achtung da, 
die Regierung ohne Zutrauen. Die einen betrachteten 
leztere mit mißtrauiſchem Blicke, die andern haßten 
ſie als Feindin von dem Wohle des Volkes und deſſen 
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theuerſten Gütern. Die Juliustage in Frankreich 
konnten daher die Umwälzung im Kanton Aargau 
eben ſo wenig als in einem andern Kantone begrün⸗ 
den; wohl aber beförderten ſie dieſelbe. Schon am 
12. September wurde in Lenzburg von 36 Aargauern 
eine Bittſchrift an den groſſen Rath unterzeichnet 
und mit einem Begleitſchreiben dem kleinen überreicht. 
Der Hauptgegenſtand derſelben war, daß der groſſe 
Rath des Kantons Aargau geruhen möge, die Veran- 
ſtaltung zu einer geſezmäßigen Abänderung der derma⸗ 
ligen Verfaſſung zu treffen. Er möge dieſes um fo. 
eher thun, als es der jetzigen Verfaſſung an einem 
Reviſionsartikel fehle, bis jezt keine geſezlichen Mittel 
zu dieſer Abänderung vorhanden ſeien, und vor unge⸗ 
ſezlichen jeder rechtliche Bürger zurückſchaudere. 
Sowohl dieſe Bittſchrift ſelbſt als das Begleit⸗ 
ſchreiben wurden am 27. September dem kleinen Rathe 
vorgelegt. Der Beſchluß darüber ging dahin, daß ſie 
zur Einſicht der Mitglieder des groſſen Rathes auf 
den Kanzleitiſch gelegt werden ſollten, um ſie dann 
in der gewöhnlichen Decemberſitzung zu berathen. Der 
kleine Rath betrachtete den Gegenſtand für zu gering— 
fügig, um den groſſen deswegen auſſerordentlich einzu⸗ 
berufen. Auch hoffte er, die Gemüther werden ſich 
in der Zwiſchenzeit abkühlen, und dann auch die 
Wünſche nach einer Reviſion der Verfaſſung verſtum⸗ 
men, beſonders da einzelne Gemeinden des Bezirkes 
Brugg Adreſſen an ihn ſandten, worin ſie ihre treue 
Ergebenheit an die bisherige Verfaſſung ausſprachen. 
Damit zeigten ſich aber die freiſinnigen, eine der 
Würde, den Rechten und dem Glücke des Volkes an⸗ 
gemeſſene Verfaſſung wünſchenden Männer des Aargau 
nicht zufrieden. Sie waren überzeugt, daß der kleine 


Rath ihr Streben mit einem feindſeligen Auge be⸗ 
trachte, und zu hemmen ſuche. Sie ſprachen deswegen 
ihre Geſinnungen immer lauter aus. Die Theilnahme 
an denſelben mehrte ſich mit jedem Tage. Als daher 
die durch die Verfaſſung vorgeſchriebenen Erneuerungs⸗ 
wahlen in dieſer bewegten Zeit von dem Volke vorge— 
nommen werden ſollten, ſuchte man dieſelben wie im 
Thurgau zu vereiteln. Es erſchien für dieſen Zweck 
eine Schrift: „über Verbeſſerung der gar⸗ 
gauiſchen Verfaſſung.“ Dieſelbe enthielt Kla⸗ 
gen, daß der groſſe Rath nicht auſſerordentlich einbe⸗ 
rufen worden, daß die Abänderung der Verfaſſung von 
oben herab vielen Widerſtand finden werde. Sodann 
wurde eine groſſe Anzahl Mängel der gegenwärtigen 
Verfaſſung bezeichnet, z. B. die Wahlart der Mitglie- 
der in den groſſen Rath, die paſſive Stellung dieſer 
Behörde, wodurch fie auf nur bloſſes Ja- und Neinfagen 
beſchränkt ſei, die allzugroſſe Zahl der Mitglieder des 
kleinen Rathes und Appellations-Gerichtes, die 12jäh⸗ 
rige Amtsdauer der beiden Räthe, die Vereinigung 
der vollziehenden und richterlichen Gewalt in den 
Perſonen der Oberamtmänner, die Entbehrung geſez⸗ 
licher Preßfreiheit und des Petitionsrechtes, u. ſ. w. 
Dieſe Schrift erſchien zu Lenzburg unter dem 2. 
November. Sie machte einen groſſen Eindruck. Ob⸗ 
ſchon ſich jezt die Regierung alle mögliche Mühe gab, 
das Volk zu beſchwichtigen und mit dem baldigen 
Zuſammentritte des groſſen Rathes abzuſpeiſen, fo 
konnte ſie doch nichts mehr ausrichten. Dagegen 
mußte fie mit Schmerzen vernehmen, daß am 7. No⸗ 
vember zu Wohlenſchweil eine groſſe Volksverſamm⸗ 
lung Statt finden ſolle. Sie ſuchte nun, da ihr nichts 
anderes mehr übrig blieb, den ihr drohenden Sturm 
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nach ihrem Sinne zu lenken. Um dieſen Zweck zu 
erreichen, forderte ſie ben Oberamtmann von Baden 
auf, einer allfälligen Verſammlung von Bürgern bei— 
zuwohnen, ſie zu beruhigen, und vor Pflichtverletzung 
abzumahnen. 

Als nun der 7. November da war, traten zu 
Wohlenſchweil auf einer Wieſe über 4000 Männer 
des Aargaus zu einer Landsgemeinde zuſammen, begei⸗ 
ſtert vom Gefühle der Freiheit und der Menſchheit 
ewigen Rechten. Der Ammann des Ortes, nämlich 
Geißmann, wurde zum Präſidenten der Verſammlung 
erwählt. Zuerſt trat als eigentlicher Redner der 
Oberamtmann von Baden auf, und erfüllte den von 
der Regierung erhaltenen Befehl. Obgleich ſeine 
Aeuſſerungen nicht geeignet waren, die Wünſche des 
Volkes zu befriedigen, ſo hörte dieſes ihn dennoch 
mit Achtung und Stille an. Die Verſammlung dau⸗ 
erte ungefähr drei Stunden, während denen ruhige 
Haltung und würdevoller Anſtand ununterbrochen wal- 
teten. Die Bittſchrift vom 12. Sept. ward verleſen 
und genehmigt, ebenſo die Schrift über die Verbeſſe⸗ 
rung der gargauiſchen Verfaſſung. Mit Einmuth 
beſchloß das Volk, daß die Beſchlüſſe der Verſamm⸗ 
lung durch eine Deputation mit zahlreichen Unter⸗ 
ſchriften dem kleinen Rathe zu Handen des groſſen 
übergeben werden ſollen, auf daß der Volkswille 
erkannt werden möge. 

Zehn Tage nach dieſer Verſammlung ſollten die 
angeordneten Kreiswahlen vor ſich gehen. Aber ſie 
unterblieben in 22 Kreiſen. Hierauf erließ die Re⸗ 
gierung eine Proklamation, worin ſie das Volk er⸗ 
mahnte, die fehlenden Wahlen am 25. November vor⸗ 
zunehmen, und ihm erklärte, daß der groſſe Rath ſich 
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am 29, verſammeln werde. Allein von den 22 Kreiſen 
wählte nur ein einziger, nämlich der Kreis Möhlin 
im Frickthal. Hingegen in den übrigen Kreiſen wurde 
das Volk durch das unnachgiebige, hartnäckige Beneh⸗ 
men der Regierung, durch die Verdächtigung der 
Landsgemeinde in Wohlenſchweil von Seite der Ari- 
ſtokraten, durch die Umtriebe, welche zu Gunſten des 
Beſtehenden gemacht wurden, erbittert und in einem 
hohen Grade aufgeregt. Mit den Worten: „Freiheit 
und Tell!“ war es feſt entſchloſſen, feine Sache durch⸗ 
zukämpfen. Schon machte es Miene, mit Gewalt 
dasjenige zu fordern, was man ihm ungerecht auf 
andern Wegen verſagte. 

Dieſes veranlaßte eine neue Verſammlung von 
Männern aus allen Gegenden des Kantons den 21. 
November zu Frick. Hier beriethen ſie ſich ernſtlich 
über die bedenkliche Lage der Dinge. Sie dachten 
über die Mittel nach, das Volk zu beſchwichtigen, 
ohne ſeinen heiligſten Anſprüchen etwas zu vergeben. 
Indeſſen wollten ſie aber von dem ruhigen und geſez⸗ 
lichen Wege nicht abweichen, ſo lange noch einige 
Hoffnung für die Erreichung des Zieles vorhanden 
ſchien. Sie beſchloſſen daher, durch eine Deputation 
an Bürgermeiſter Fetzer dringend die Einſtellung der 
Wahlen zu verlangen, weil das Volk ſonſt in den 
nächſten Tagen in groſſen Maſſen aufſtehen und nach 
Aarau ziehen werde. Während die Abgeordneten ſich 
noch in Aarau befanden, kam die Nachricht, daß an 
vielen Orten Freiheitsbäume errichtet ſeien, wodurch 
ihre Vorſtellungen einen kräftigen Nachdruck erhiel— 
ten. Sie kehrten mit der Zuſicherung zurück, daß 
das Möglichſte gethan werden ſolle, damit die Regie— 
rung die Aufforderung zu den Wahlen zurücknehme. 
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Wirklich geſchah dieſes am folgenden Tage, aber auf 
eine ſo weitläufige und verwickelte Art, daß ſie von 
vielen nicht verſtanden werden konnte. 

Die faſt allgemein herrſchende Aufregung, welche 
an vielen Orten nahe am Ausbruche war, veranlaßte 
die Regierung, den groſſen Rath, ſtatt auf den 29. 
November ſchon auf den 26. einzuberufen, und zwar 
jedes Mitglied bei Eidespflicht. Zugleich wurden, um 
allfällige Unordnungen zu verhüten, zu der in Aarau 
in Inſtruktion liegenden Kompagnie Jäger noch etwa 
250 Mann andere Truppen in den Hauptort gezogen, 
bald aber wieder entlaſſen, weil man hoffte, daß das 
Volk mit den Beſchlüſſen des groſſen Rathes zufrieden 
ſein werde. In der Eröffnungsrede bemerkte der 
Bürgermeiſter Fetzer: „Wie war es möglich, daß das 
ſchöne, bisher ſo glückliche Aargau in dieſen ſo unheil⸗ 
ſchweren Revolutionszuſtand gerathen konnte! ſo frägt 
ein guter Bürger den andern, und jedem ſtirbt die 
Antwort auf den Lippen!“ Hätten dieſe guten Bür⸗ 
ger die ſchlechte Verfaſſung, die vielen ſchlechten Ge⸗ 
ſetze, die noch ſchlechtere Verwaltung des Kantons, 
hauptſächlich das Benehmen der Regierung gefragt: 
ſo hätten ſie bald eine Antwort, und zwar eine rich⸗ 
tige erhalten. 

In dem Berichte an den groſſen Rath, der vom 
kleinen den verſchiedenen Bittſchriften des Volkes bei⸗ 
gelegt wurde, beſchwerte ſich derſelbe über ſchmähliche 
Umtriebe, ſchändliche Lügen, Verleumdungen und Dro- 
hungen, wodurch der jetzige unglückliche Zuſtand des 
Kantons herbeigeführt worden ſei, ſuchte ſich als un⸗ 
ſchuldig, als ganz rein darzuſtellen, machte ſogar die 
heuchleriſche Erklärung, daß ſämmtliche Mitglieder 
bereit ſeien, augenblicklich ihre Stellen niederzulegen, 
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wenn es zu Beruhigung der Gemüther erſprießlich 
und zuläſſig erachtet werde, und daß der groſſe Rath 
den geſammten kleinen Rath für die noch übrige Zeit 
der Verfaſſung neu bilden möge. 

Dieſer Erklärung, die auf die Regierungs⸗Maſchi⸗ 
ne, groſſer Rath genannt, ihren beabſichtigten Ein 
druck nicht verfehlte, legte der kleine Rath einen An⸗ 
krag bei, zu Folge deſſen ein aus dem Volke hervor⸗ 
gegangener Verfaſſungsrath von 144 Mitgliedern nie⸗ 
dergeſezt werden ſollte. Zur Begutachtung dieſes 
Antrages wurde eine Kommiſſion von 11 Mitgliedern 
feſtgeſezt. Dieſe ſezte denſelben, ohne in ſeinem Haupt⸗ 
weſen zu ändern, nur noch weiter aus einander. Mit 
wenigen Abänderungen nahm ihn dann der groſſe 
Rath am 2. December in groſſer Mehrheit an, über⸗ 
trug die Vollziehung deſſelben dem kleinen Rathe, ſo 
wie er dieſen aufforderte, feine Verrichtungen fortzu- 
ſetzen. Schon am 4. December machte der kleine Rath 
den Beſchluß des groſſen hekannt, und ordnete auf 
den 20. die Wahl der Mitglieder des Verfaſſungs⸗ 
rathes durch die Kreisverſammlungen an. Zugleich 
ſezte er den nämlichen Tag feſt, um die noch fehlen- 
den Mitglieder des groſſen Rathes zu ergänzen. 

Während dieſer Zeit machte die Regierung von 
Bern der gargauiſchen das Anerbieten, ihr Truppen 
zu ſenden, damit ſie gegen das unruhige, widerſpen⸗ 
ſtige Volk deſto kräftiger auftreten könne. Sobald 
dieſes im Aargau bekannt war, entſtand neuer Unmuth 
und neue Unruhe. Die freiſinnigen Männer mußten 
daſelbſt die wiederholte Erfahrung machen, daß es in 
der Schweiz Behörden gebe, welche ſchlecht genug 
ſeien, die Wünſche der Bürger mit Vajonetten, mit 
Brudermord zurückzuweiſen. Zum Glücke lehnte die 
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Regierung in Aarau ein ſolches Anerbieten ab, und 
ſomit wurden in dieſer Beziehung die Gemüther wie⸗ 
der ruhiger. Der Beſchluß des groſſen Rathes aber 
hatte nicht den von der Regierung gewünſchten und 
erwarteten Erfolg. Man fand, daß auf dem ange— 
bahnten Wege nicht herauskomme, was man begehre, 
daß die Regierung und der groſſe Rath das bevorſte— 
hende Reviſionswerk der Verfaſſung unfehlbar leiten 
und verſtümmeln werden, beſonders da ſie aufs Neue 
darauf drangen, die Mitglieder des groſſen Rathes 
durch die noch in mehrern Kreiſen vorzunehmenden 
Wahlen vollzählig zu machen. 

Schon in der Sitzung des groſſen Rathes am 26. 
November erklärte ein Mitglied deſſelben, nämlich Hein⸗ 
rich Fiſcher von Meriſchwand, daß ſich das Volk nicht 
länger in ſeinen Strebungen hemmen laſſe, daß es 
die ihm gebührende Freiheit, den Beſiz und Genuß 
ſeiner Rechte durchaus begehre, und nicht geſinnet 
ſei, länger zu warten. Seine Ungeduld habe bald 
den höchſten Grad erreicht, um in den bisherigen 
Schranken zu bleiben. Aber man achtete nicht auf 
ſeine Stimme, ſondern hielt den Bauer für einen 
fanatiſirten Dummkopf. Dieſes bewog ihn, von den 
fernern Sitzungen des groſſen Rathes wegzubleiben. 
Er begab ſich in ſeine Heimath zurück. Hier ſtellte 
er ſich an die Spitze des Volkes, das ihm um ſo mehr 
Anhänglichkeit und Vertrauen bewies, weil er allge⸗ 
mein bei demſelben als ein rechtſchaffener, edler Mann 
bekannt war, weil er einen ziemlichen Grad von 
Bildung beſaß und ſich für Alles, was das Wohl 
des engern und weitern Vaterlandes betraf, leb⸗ 
haft intereſſirte. Aus dieſem Grunde wohnte er 
alljährlich der helvetiſchen Verſammlung bei, und 
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nahm regen Antheil an den Verhandlungen der- 
ſelben. 

Die Gährung nahm jezt immer mehr zu, infon- 
derheit in den Bezirken Baden, Bremgarten und 
Muri, wo man Anſtalten machte, die Waffen zu er⸗ 
greifen. Aus dem anſtoſſenden Theil des Kantons 
Luzern kam das beſtimmte Verſprechen, daß von dort 
her Viele den Aargauern mit gewaffneter Hand bei— 
ſtehen wollen. Noch mehr nahm die Gährung am 2. 
December zu, indem an dieſem Tage auf einem Markte 
in dem Dorfe Vilmergen eine auſſerordentliche Menge 
Volkes zuſammentraf. Es verbreiteten ſich unter dem— 
ſelben die ſeltſamſten Gerüchte, theils wahrhafte, 
theils ungegründete und lächerliche. Alle waren ge— 
eignet, die Gemüther des mißtrauiſchen, ſchon ſo oft 
bethörten Volkes noch mehr zu erhitzen. Man ſprach 
von einem bewaffneten Zuge nach Aarau, weil ſonſt 
für den Kanton nicht herauskomme, was die Bürger 
deſſelben verlangen. In vielen Dörfern zeigten ſich 
Bewaffnete, und traten zu Haufen zuſammen. 

Am Morgen des 4. Dec. beriethen ſich einige 
Männer der Volksparthei im Sternen zu Wohlen, 
nämlich Fiſcher, die beiden Bruggiſſer von Wohlen, 
Ammann Geißmann von Wohlenſchweil, Arzt Weibel 
von Bäſenbüren nebſt andern. Die Einen begehrten, 
daß der Landſturm organiſirt und nach Aarau geführt 
werde; hingegen Andere wollten die Wahlen in den 
Verfaſſungsrath abwarten, und erſt dann, inſofern 
dieſe ſchlecht ausfallen, bewaffnet auftreten. Ohne 
zu einem beſtimmten Beſchluſſe zu kommen, gingen ſie 
wieder auseinander. Als Fiſcher wieder in ſein 
Wohnort zurückkehrte, traf er unterwegs viele Be— 
waffnete, die ihn grüßten, und erſuchten, ſie nach 
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Aarau zu führen. Eben ſo wartete ein zahlreicher 
Haufen Männer mit Waffen in ſeinem Hauſe auf ihn. 
Als er hier anlangte, forderten ſie ihn mit Ungeſtüm 
auf, daß er ſie gegen die Ariſtokraten anführen ſolle, 
um ſie von ihrem Herrſcherthrone zu ſtürzen. Da er 
zauderte, ihrem Begehren zu entſprechen, ſtieſſen ſie 
mancherlei Drohungen gegen ihn aus, vermittelſt denen 
es ihnen glückte, ihn zur Erfüllung deſſelben zu be⸗ 
wegen. Nun wurden in der Nacht auf alle Seiten 
Boten geſandt, um anzuzeigen, daß die bewaffnete 
Mannſchaft am folgenden Tage nach Wohlen marſchi⸗ 
ren ſolle. 

Am 5. Dec. fanden ſich an benanntem Orte ſchon 
frühzeitig etwa fünfzehnhundert Mann ein, von denen 
über die Hälfte in Uniform war. Auch Fiſcher be> 
fand ſich dabei; desgleichen Morell von Hitzkirch mit 
Hülfstruppen aus dem Kanton Luzern. Am Abend 
wurden die aus den nächſten Gemeinden bis auf den 
folgenden Tag wieder entlaſſen, hingegen die andern 
einquartirt. Am 6. Dec. ſtanden ſchon um 9 Uhr 
wenigſtens ſechstauſend Mann zu Roß und zu Fuß 
auf einem groſſen Felde bei Wohlen. Um 10 Uhr 
erſchien eine Kompagnie mit ſcharfgeladenen Geweh⸗ 
ren vor dem Städtchen Bremgarten. Zwei Dragoner 
und acht Mann von der Infanterie begaben ſich auf 
das Rathhaus, verlangten Blei und Pulver, und den 
Bezirksfahnen. Der Stadtrath, welcher erfahren hatte, 
daß ſich in der Nähe zwei Bataillone befinden, ent⸗ 
ſprach nicht nur ihrer Forderung, ſondern bewirthete 
ſie noch. 

Auf dem Wohlerfelde wurde Heerſchau gehalten 
wobei es ſich zeigte, daß der beſte Geiſt die Mann⸗ 
ſchaft beſeele. Man ſezte einen Kriegsrath nieder, 
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wobei Fiſcher die Stelle eines Präſidenten erhielt. 
Mittags brach das Heer, das ſich immer noch ver⸗ 
ſtärkt ſah, auf, und rückte gegen Lenzburg unter der 
Anführung Fiſchers vor. Der Stadtrath dieſes Ortes 
ſandte den Anrückenden eine Deputation entgegen, 
welche mit der Bitte um Schonung der Perſonen 
und des Eigenthums die Unterwürfigkeit von Lenzburg 
zuſicherte. 

Sobald der kleine Rath von dem, was geſchah, 
theils durch Eilboten, theils auf andern Wegen Kunde 
erhielt, bot er alle Kräfte auf, um das drohende Un- 
gewitter abzuwenden. Schon am 4. Dec. ließ er einige 
Truppen des Kontingentes aufbieten, und am 5. rief 
er auch die Mannſchaft der Reſerve aus den vermeint⸗ 
lich noch ruhigen Bezirken zu ſeiner Sicherheit und 
Aufrechthaltung der Ordnung nach Aarau. Aber in 
den einen Bezirken leiſtete man dem Aufgebote keine 
Folge, in den andern nur zum Theil. Sehr wenige 
zeigten noch Bereitwilligkeit zum Gehorſam. So kam 
es, daß nur wenige Truppen in Aarau erſchienen, 
und viele von dieſen befanden ſich in der ſchwankend⸗ 
ſten Stimmung. Viele kehrten unterwegs wieder 
nach Hauſe, oder begaben ſich zu ihren Brüdern unter 
Fiſcher. Die Truppen der Regierung überſtiegen 
kaum die Anzahl von 800 Mann. Ueber ſie führte 
den Oberbefehl der eidgenöſſiſche Obriſt Schmiel. Am 
6. Dee, ſtellte er beinahe in der Mitte zwiſchen Aarau 
und Lenzburg eine Vorhut von ungefähr 350 Mann 
mit einer halben Batterie Sechspfünder-Kanonen un⸗ 
ter Oberſtl. Fetzer auf. Gerne hätte er auch Lenzburg 
beſezt; allein die Einwohner daſelbſt waren nicht dazu 
geſtimmt. 

Da das Volk im Anzuge war und ſich ſchon in 
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und um Lenzburg befand, ließ Fetzer die Vorhut bis 
in eine kleine Entfernung von jenem Städtchen rücken. 
Zu ſeinem Erſtaunen mußte er erfahren, daß das Volk 
unter Fiſcher größtentheils ziemlich gut bewaffnet ſei, 
und ſich in einer unerwartet guten militäriſchen Ord⸗ 
nung befinde. Sobald dieſes von der Höhe des Schloſ— 
ſes Lenzburg die Krieger der Regierung wahrnahm, 
brach es plötzlich auf, rückte aus Lenzburg, und dehnte 
ſich in weiter Fronte aus. Fetzer ließ zwei Sechs⸗ 
pfünder vorführen; allein die zur Bedienung derſelben 
beſtimmten Männer liefen faſt alle davon. Nun fing 
das Landvolk an, ſeine Gewehre abzufeuern, worauf 
Fetzer ſeine kampfſcheuen Krieger den Rückzug antre⸗ 
ten ließ. Da aber die Kanoniere davon geflohen 
waren, ſo ſahen ſich die beiden zurückgebliebenen Lieu⸗ 
tenants derſelben genöthigt, die Trainpferde ſelbſt zu 
beſteigen, um die Kanonen in Sicherheit zu bringen. 
Aber fie wurden von dem wie ein Strom heranſchwel— 
lenden Landvolke ereilt, entwaffnet, und als Gefangene 
nach Lenzburg geführt. Der eine derſelben, nämlich 
Lieut. Saxer, erhielt einen Bajonettſtich. Im gan⸗ 
zen wurden etwa fünfzehn Offiziere gefangen genom— 
men, und einige davon mehr oder weniger mißhandelt. 
Oberſtl. Schwarz, der ſich unter den Gefangenen be— 
fand, ſah ſich vom Volke beraubt, weil er demſelben 
früher ſein Kommando und einige hundert Mann Hülfe 
verſprochen, aber ſein Wort nicht gehalten hatte. ö 
Der Rückzug der Regierungstruppen geſchah in 
größter Unordnung. Viele warfen ihre Gewehre und 
Torniſter weg, um in der leichteſten und ſchnellſten 
Flucht ihr Heil zu ſuchen. Dieſes entmuthigte auch 
die andern Krieger, welche auſſer Aarau auf einem 
Hügel ihre Stellung hatten, ſo daß kein anderes 
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Mittel mehr übrig blieb, als ſie ſchnell zurückzuziehen. 
In Aarau verbreitete ſich jezt Angſt und wahrhaft 
paniſcher Schrecken. Die Einwohner befürchteten, die 
von ihnen ſo oft verachteten Bauern werden die Stadt 
rein ausplündern, da und dort brennen und morden, 
um ſich für die ſeit vielen Jahren erlittenen Unge⸗ 
rechtigkeiten zu rächen. Da man vorzüglich für das 
neue Rathhaus, welches den Staat ungeheure Sum⸗ 
men gekoſtet hatte, beſorgt war, ſo ſtellte Oberſtl. 
Attenhofer zweihundert Mann zur Sicherheit vor dem— 
ſelben auf. 

Nachdem das Landvolk ſeinen Sieg auf eine ſo 
unerwartet leichte Art erfochten hatte, rückte es unter 
lautem Jubel beim Einbruche der Nacht in Aarau 
ein, beſezte das Zeughaus, und als die bei dem Rath⸗ 
hauſe aufgeſtellten, nun vor Angſt ſchlotternden Re⸗ 
gierungshelden zum Abzuge bewogen waren, uahm es 
auch dieſe Stelle ein. Bald war ganz Aarau von 
lärmendem und jauchzendem Volke angefüllt. Die 
erſchrockenen Einwohner hatten ihre Häuſer verſchloſ— 
ſen, hängten aber Lichter vor die Fenſter, damit die 
Straſſen gehörig beleuchtet ſeien. Sodann erhielt 
das Volk in und auſſer der Stadt Quartiere. 

Am folgenden Morgen, nämlich am 7. Dec., ent⸗ 
lieſſen die Anführer bis an ungefähr tauſend wohl 
bewaffnete Männer das Landvolk in ſeine Heimath. 
Die Gefangenen in Lenzburg wurden freigelaſſen. 
Ohne etwas Beſonderes ausgerichtet zu haben, weil 
die Regierung den erſchrockenen Führern des Volkes 
eine unerwartete Feſtigkeit entgegenſezte, und weil 
leztere nicht die Einſicht zeigten, ihr angefangenes 
Werk durchzuſetzen, verließ am Abend des 8. Dec. 
alles Volk Aarau, um ſich nach Lenzburg zurückzuzie⸗ 
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hen, jedoch nahm es aus dem Zeughauſe gegen Em⸗ 
pfangſcheine vier neue Sechopfünder⸗Kanonen, einige 
Gewehre ſammt Munition mit. Am 9. fand wieder 
eine Verſammlung in Lenzburg Statt. Am folgenden 
Tage trat der groſſe Rath zuſammen, und entſprach 
dem Volke, der Gewalt der Umſtände nachgebend, in 
ſeinen Forderungen, nämlich daß die Wahlen in den 
Verfaſſungsrath in kürzeſter Zeitfriſt angeordnet und 
vorgenommen werden, daß jeder nicht Ehrloſe in den 
Kreisverſammlungen ſtimmen könne, daß der gewählte 
Verfaſſungsrath das Verfaſſungswerk in möglichſt kur⸗ 
zer Zeit vollende, daß der Verfaſſungs⸗Entwurf durch 
das Organ des kleinen Rathes ohne Abänderung den 
Kreisverſammlungen zur unbedingten Annahme oder 
Verwerfung vorgelegt werde, daß, wenn derſelbe die 
Genehmigung von zwei Drittheilen der Kreiſe erhal⸗ 
ten habe, er als gargauiſches Staatsgrundgeſez für 
alle Kantonsbürger gültig ſein möge. Dagegen machte 
der groſſe Rath die Forderung, daß die bewaffnete 
Mannſchaft ſofort nach Hauſe entlaſſen, und das 
Staatseigenthum, ſo wie allfälliges ehe 
zurückerſtattet werde. 

Noch am gleichen 10. Dec. ward diesel Beſchluß 
den Führern des Volkes mitgetheilt, und Tags darauf 
demſelben auf der Schützenmatte zu Lenzburg öffent⸗ 
lich vorgeleſen. Ein paar hundert Kanonenſchüſſe ver⸗ 
kündeten den Sieg, worauf das Volk unter der Be 
dingung, anf den erſten Ruf wieder zu erſcheinen, mit 
ernſter Anempfehlung von Ruhe und Frieden die Ent⸗ 
laſſung erhielt, und das aus dem Zeughauſe Genom⸗ 
mene wieder abgeliefert wurde. 

Fiſcher erſchien in den Augen des Volkes als 
ſein Retter. Es begrüßte ihn überall mit dem Namen: 
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„Vater Fiſcher.“ Sein Zug durch die verſchiedenen 
Orte in ſeine Heimath gleich einem Triumpfzuge. 
Als ſodann der Verfaſſungsrath am 3. Jenner des. 
Jahres 1831 das erſte Mal in Aarau zuſammentrat, 
wurde er Präſident deſſelben. Das Verfaſſungswerk 
kam nicht ohne mancherlei Reibungen, Rohheiten und 
unangenehme Auftritte von Seiten der Bearbeiter 
deſſelben zu Stande. Troz dieſem aber gebührt der 
neuen Verfaſſung des Kantons Aargau Achtung und 
Lob. Das Volk nahm ſie daher auch in groſſer Mehr— 
heit an. Es glaubte, es habe nun Alles, und ſein 
Glück ſei gemacht. Deswegen gelang es der ariſto— 
kratiſchen Parthei, ſich in groſſer Anzahl in den neuen 
groſſen Rath durch allerlei Mittel einzuſchleichen; 
daher denn auch dieſe Behörde gleich im Anfange 
ihres Daſeins ſich in ihren Wahlen und Beſchlüſſen 
weit unter der Verfaſſung zeigte, indem ſie in den 
kleinen Rath von neun Mitgliedern fünfe ernannte, 
welche die Verfaſſung verworfen hatten. Dieſes ge— 
ſchah auch in Betreff anderer höherer Beamteter. 
Seither find die meiſten damaligen Männer des. 
Volkes von dieſem zurückgetreten, und zur Parthei 
der Feinde dekſelben übergegangen. Daher haben jezt 
wieder in dem aarganifchen groſſen Rathe, fo wie in 
den andern Behörden die Ariſtokraten meiſtens die 
Oberhand. Daher ſteht gegenwärtig dieſer Kanton 
unter den neukonſtituirten auf der unterſten Stufe. 
Auch iſt für die Zukunft nicht viel Beſſeres zu er- 
warten. Vergebens ſpricht und kämpft der edle, hoch— 
herzige Troyler daſelbſt. Vergebens bemühen ſich an- 
dere Freunde der Freiheit und ewigen Menſchenrechte, 
einen neuen, freiſinnigern Zuſtand herbeizuführen. 
Das Volk befindet ſich größtentheild in den Händen 
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der Ariſtokraten und Pfaffen, die es wieder einſchlä— 
fern, oder für ihre Intereſſen zu gewinnen ſuchen, 
um mit ihm das frühere Spiel zu treiben. Man kann 
daher vom Kantone Aargau aus voller Ueberzeugung 
behaupten, daß er durch alle Anſtrengungen des Bol- 
kes, durch deſſen Zug nach der Hauptſtadt, nichts an⸗ 
deres als einen neuen, freiſinnigern Anſtrich erhal— 
ten habe. 


Die Zerwürfniſſe und Staatsumwälzung 
| im | 
Kanton Solothurn. 
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Nach dem Sturze der Ariſtokratie und des Jun⸗ 
kerthums im Jahr 1798 erhielt auch der Kanton 
Solothurn durch die Napoleoniſche Vermittlungsur⸗ 
kunde eine freiſinnigere, der Würde und den Bedürf— 
niſſen des Volkes angemeſſene Verfaſſung. Aber ſo 
wie an andern Orten, wurde es auch hier im Jahr 
1814 auf eine eine ſchändliche Weiſe um ſeine heilig⸗ 
ſten Güter betrogen, und ein Raub der ariſtokrati⸗ 
ſchen, herrſchſüchtigen Junkerſchaft. Nur ein flüch⸗ 
tiger Blick auf die im Jahr 1814 durch Verrath ent- 
ſtandene ſolothurniſche Verfaſſung empört jedes Gemüth, 
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das Völkerfreiheit und Herrſchaft des wahren, von 
Vernunft und Religion geforderten Rechtes liebt. 

Dieſe Verfaſſung forderte einen groſſen Rath von 
hundert und einem Mitgliede. Die Zuſammenſetzung 
deſſelben war folgende: „Jede der eilf Zünfte der 
Stadt Solothurn zählt vier, jede der Amteien Läbern 
und Olten drei, die Amtei Ballſtall vier, die Bürger- 
ſchaft von Olten aber, ſo wie jede der fünf Amteien 
Bucheggberg, Kriegſtetten, Gößgen, Dorneck und Thier⸗ 
ſtein, zählen zwei Mitglieder aus ihrer Mitte im groſſen 
Rathe. Dieſe werden aus einem von ihnen ausgehen⸗ 
den dreifachen Vorſchlage genommen, und vom groſſen 
Nathe gewählt. Die übrigen fünf und dreißig Stel⸗ 
len im groſſen Rath werden von dieſem durch eine 
freie, an keine Zunft oder Amtei gebundene Wahl 
dergeſtalt vergeben, daß vier und zwanzig davon der 
Stadt Solothurn, und eilf der Landſchaft zu Theil 
werden.“ Folglich konnte die kleine Stadt Solothurn 
in den groſſen Rath acht und ſechszig Mitglieder er— 
nennen, dagegen die ihr um etwa fünf Sechstheile 
an Seelen überlegene Landſchaft ſammt der Stadt 
Olten nicht mehr als drei und dreißig. 

Aber auch der Dreiervorſchlag konnte nicht direkte 
vom Volke ausgehen, ſondern die Zünfte der Stadt 
Solothurn ſowohl als die Bürgerſchaft von Olten, 
ſo wie die betreffenden Amteien übten ihr Vorſchlags⸗ 
recht durch ein aus ihrer Mitte genommenes Wahl 
kollegium aus. Jedes Wahlkollegium beſtand aus fünf⸗ 
zehn Männern. Es wurden nämlich fünf aus den 
zehn Aelteſten, fünf aus den zehn Meiſtbegüterten, fünf 
aus der Geſammtheit der anweſenden Zunftgenofen 
oder Ortsbürger des Wahlkreiſes durch das Loos zu 
Wahlmännern beſtimmt. Nimmt man noch dazu, daß 
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ſowohl die Mitglieder des groſſen Rathes, unter ge⸗ 
wiſſen Bedingungen die des kleinen Rathes ſo wie 
der meiſten übrigen Behörden lebenslänglich in ihren 
Aemtern ſtehen ſollten, ſo kann man mit Recht dieſe 
Verfaſſung des Kantons Solothurn für ſchlechter als 
ſchlecht erklären. 

Die Früchte derſelben traten nur zu bald an das 
Licht. Wenn auch der kleine und groſſe Rath, ſo wie 
die übrigen Behörden hin und wieder etwas Gutes 
und Lobenswerthes bewirkten, ſo förderten ſie doch 
vielmehr Schlechtes und im höchſten Grade Tadelns— 
werthes zu Tage. Der kleine Rath, meiſtens aus adels⸗ 
ſtolzen Junkern der Hauptſtadt beſtehend, und mit einer 
übermäßig groſſen Gewalt ſchon durch die Verfaſſung 
ausgerüſtet, handelte mit der größten Willkühr. Der 


große, meiſtens aus Bürgern von der Stadt Solo— 


thurn gebildet, ſorgte nur für die Intereſſen des 
Hauptortes, nahm auf die Bedürfniſſe, auf das Wohl 
der übrigen Kantonsbürger ſo wenig als möglich Rück— 
ſicht, ließ ſich von der Regierung als ihr treuergebenes, 
nicht ſelten blindes Werkzeug gebrauchen. Die Be—⸗ 
amten der Regierung, ſo wie andere höhere Beamtete 
behandelten das Volk öfters mit einer wahrhaft deſpo⸗ 
tiſchen Härte und Ungerechtigkeit, gerade, als wenn 
es nur da wäre, um ihnen zu dienen, um ihren Be⸗ 
gierden und Intereſſen unterthänigſt zu fröhnen. Bei 
Beſetzung einträglicher und einflußreicherer Stellen 
ward dem ſchändlichſten Nepotismus gehuldigt. Alles 
freifinnige, höhere Streben und Regen war verbannt, 
und wenn ſie ſich zu äuſſern ſuchten, ſtrenge beſtraft. 


Die Preſſe laſtete unter dem härteſten Drucke, bewegte 


ſich in den engſten Schranken, damit ja durch fie nie⸗ 
mals etwas zum Vorſchein komme, was den gnädigen 
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Junkern und Herren mißfallen, oder dem Volke die 
Augen öffnen könnte. Zwiſchen dieſem und der Ne- 
gierung ſo wie den obern Behörden überhaupt herrſchte 
eine faſt unüberſteigliche Kluft. Alle Wege, um ſeine 
Wünſche, ſeinen Willen laut werden zu laſſen, waren 
jenem abgeſchnitten. Bald hatte Alles das Gepräge 
des Ungehorſames und Aufruhrs, worauf ſtrenge Be⸗ 
ſtrafung haftete. ! 
Mit der Ariſtokratie, der Stadtherrſchaft, dem 
Junkerthum verband ſich dann auch noch das Pfaf- 
fenthum. Das leztere ſchien es ſich, mit einigen 
wenigen rühmlichen Ausnahmen, zu einer der wich⸗ 
tigſten Pflichten gemacht zu haben, das Volk zu ver- 
finſtern, ihm einen unbedingten blinden Gehorſam 
gegen ſeine weltlichen und geiſtlichen Obern einzu⸗ 
prägen, demſelben Alles, was zur Aufklärung dienen 
konnte, als verderblich, als ein Werk des Teufels zu 
ſchildern, was z. B. noch vor wenigen Jahren bin- 
ſichtlich der Stunden der Andacht geſchah. Durch 
die Einſetzung eines Biſchofs und eines Domherren- 
Kapitels in der Hauptſtadt verſchlimmerte ſich ſowohl 
die geiſtige und politiſche Lage des Volkes noch mehr. 
Mit einem Worte, es war im Kanton Solothurn 
Alles darauf abgeſehen, um das Volk einige Jahr⸗ 
hunderte zurückzuführen, um das finſtere Mittelalter 
herbeizuzaubern, in welchem Ritter und Pfaffen un⸗ 
umſchränkt und mit einer heilloſen Willkühr über 
ihre Untergebenen als Leibeigene herrſchten, in wel⸗ 
chem ſie dieſelben beraubten, und ſich aus dem Raube 
lärmende, luſtige Feſte und Saufgelage veranſtal⸗ 
teten. 
Ens iſt demnach ſehr natürlich, daß eine ſolche 
Lage jedem aufgeklärtern, edlern Bürger des Kantons 
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Solothurn äuſſerſt drückend vorkommen, daß allmählig 
bitterer Haß gegen Verfaſſung und Behörden in Vie⸗ 
len erwachen mußte. Als daher in andern Kantonen 
Verbeſſerungswünſche laut wurden, erhoben ſich ſolche 
auch in Solothurn. So wie dort, war auch hier die 
franzöſiſche Revolution eine willkommene Erſcheinung. 
Es erwachte im ſolothurniſchen Volke überall ein kräf⸗ 
tiges, freiſinnigere Inſtitutionen verlangendes Leben. 
Zwar ſuchten Junkerſchaft, Ariſtokratie und Pfaffen⸗ 
thum dem reiſſenden Strome der Zeit durch alle mög⸗ 
lichen Künſte einen Damm entgegen zu ſtellen; aber 
es war vergebens. Sie trugen dadurch nur noch 
mehr ihren entarteten Schweizerſinn, ihre unerfchüt- 
terliche Herrſchſucht und ihre Schlechtigkeiten zur 
Schau. Eine Druckſchrift unter dem Titel: „Oeffent⸗ 
liche Stimmen über Solothurns Verfaſ— 
ſung,“ welche in den erſten Tagen des November 
1830 erſchien, wurde von dem Volke mit der größten 
Begierde geleſen. Dadurch und durch das Beiſpiel 
einiger anderer Kantone angefacht, nahm die Bewe⸗ 
gung täglich zu. Bald ſtand zu erwarten, daß Volks⸗ 
verſammlungen wie an andern Orten Statt finden 
werden. Dieſes veranlaßte die Regierung, am 13. 
November das Volk vor etwaigen Verſammlungen 
zutrauensvoll und ernſt zu warnen, um nicht etwa 
unglückſeligerweiſe den gänzlichen Umſturz der gegen- 
wärtigen Ordnung, d. h. das Ende der entehrenden 
Ariſtokratenherrſchaft herbeizuführen. Nichts deſto 
weniger traten zwei Tage ſpäter 80 Bürger des Kan⸗ 
tons, meiſtens freiſinnigere Mitglieder des groſſen 
Rathes und Gemeindevorſteher zu Olten zuſammen, 
um die Angelegenheiten des Vaterlandes zu berathen. 
Hierauf erließ die Regierung am 16. Nov, folgendes 
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Kreisſchreiben: „Die Staatskanzlei der Republik 
Solothurn hat den hohen Auftrag erhalten, ſämmt⸗ 
lichen achtbaren Friedensrichtern und Ortsvorgeſezten 
des Kantons, die ſich zur Handhabung der Ruhe und 
Ordnung in dieſen bewegten Zeiten in der gleichen 
Stellung wie die Herren Großräthe befinden, das den— 
ſelben erlaſſene Kreisſchreiben vom 13. dieß zu ihrer 
Belehrung und Beruhigung mitzutheilen, und ſie bei 
dieſem Anlaſſe zugleich auf ein Libell oder Büchlein 
unter dem Titel: öffentliche Stimmen über ꝛc., auf⸗ 
merkſam zu machen, um die Angehörigen vor die— 
ſer Schmähſchrift gegen die beſtehende Regierung zu 
warnen, und ihre Verbreitung beßtmöglichſt zu ver- 
hindern.“ 

Statt dadurch nur einigermaſſen ihren Zweck zu 
erreichen, vergröſſerte die Regierung den Unwillen 
und die Erbitterung noch mehr. Immer lauter lieſſen 
ſich dieſe hören, und immer dringender und allgemei— 
ner wurden die Wünſche nach einer neuen und beſſern 
Ordnung der Dinge. Die Regierung ſah, daß ſie 
das Beſtehende troz allen Anſtrengungen nicht mehr 
ganz zu retten vermöge. Doch wollte ſie Allem auf⸗ 
bieten, um wenigſtens den größten Theil davon beizu⸗ 
behalten. Sie hoffte, wenn man dem Volke nur in 
einigen Nebenſachen ſcheinbar entſprechen wolle, ſo 
werde es ſich wieder zufrieden ſtellen. Sie ſandte 
daher am 21. Nov. Kommiſſäre in die unruhigern 
Amteien des Kantons, um daſelbſt die Wünſche der 
Angehörigen über die Verfaſſungsänderung zu ver⸗ 
nehmen. Ein ſolcher Kommiſſär kam auch nach Oen⸗ 
fingen, um ſich von der Stimmung in der Amtei 
Ballſtall in Kenntniß zu ſetzen. Die verſammelten 
Vorgeſezten, welche in der Abſicht gekommen waren, 
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die dringenden Begehren ihrer Gemeindsgenoſſen vor- 
zutragen, wurden angewieſen, nur ihre Privatmei⸗ 
nung zu äuſſern. Die meiſten von ihnen vergaßen 
ihre Stellung, lieſſen ſich einſchüchtern, und brachten 
nur einzelne Wünſche vor, welche unerhebliche Neben⸗ 
ſachen betrafen. Jedoch hatten einige den Muth, un⸗ 
umwunden zu erklären, daß ſie nicht nur in ihrem 
eigenen, ſondern im Namen des Volkes da ſeien, und 
daß dieſes eine durchgreifende Verbeſſerung der Ver— 
faſſung dringend begehre. Desgleichen erhielten an⸗ 
dere Kommiſſäre in einigen andern Amteien troz 
Schmeicheleien und Thränen vom Volke die beſtimmte 
Erklärung: es fordere Gleichſtellung aller Bürger vor 
dem Geſetze, direkte Wahlen in den groſſen Rath, 
vollkommene Trennung der Gewalten, Abſchaffung der 
lebenslänglichen Amtsdauer, ein geſezliches Petitions⸗ 
recht, Freiheit der Preſſe, Oeffentlichkeit der Großraths⸗ 
verhandlungen und der Gerichte, und Wahl der Vorge— 
ſezten durch die Geme einden auf eine beſtimmte Dauer. 
Solche Wünſche, in Verbindung mit der immer⸗ 
mehr überhand nehmenden Gährung nöthigten den 
kleinen und groſſen Rath, am 25. Nov. einſtimmig 
die Aenderung der Verfaſſung zu beſchlieſſen, und zur 
Entwerfung einer neuen eine Kommiſſion von 8 Mit⸗ 
gliedern aus der Stadt und 9 ab der Landſchaft nie- 
derzuſetzen. Obgleich die meiſten getroffenen Wahlen 
alles Zutrauen verdienten, ſo zeigte ſich das Volk mit 
dem Beſchluſſe des groſſen Rathes nicht zufrieden, 
weil man dieſen nicht berechtigt hielt, von ſich aus 
die Aenderung der Verfaſſung vorzunehmen, ſondern 
einen vom Volke gewählten Verfaſſungsrath begehrte, 
weil auf dieſe Weiſe die Volkswünſche nicht eingeholt 
und gehörig berückſichtiget werden können. hf 
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In dieſer Verſammlung des groſſen Rathes wurde 
geäuſſert, daß der Stadt Olten in Betracht ihrer hö⸗ 
hern Kultur mehr Repräſentation in der oberſten Be⸗ 
hörde gebühre, als der übrigen Landſchaft. Der näm⸗ 
liche Antrag machte auch die Verfaſſungs-Kommiſſion. 
Vermuthlich hoffte man dadurch, daß Olten, welches 
hauptſächlich an einer neuen Verfaſſung arbeitete, ſich 
dann ruhig verhalten werde. Allein ſtatt dieſem wurde 
edler Weiſe eine Verwahrung mit hundert Unterſchrif⸗ 
ten von Olten der Verfaſſungs-Kommiſſion gegen alle 
und jede Bevorrechtigung eingereicht. 

Bald darauf wurde in Olten eine Bittſchrift an 
die Verfaſſungs-Kommiſſion entworfen, die Wünſche 
des Volkes enthaltend, und in viele Gemeinden zur 
Unterzeichnung verſandt. In wenigen Tagen beſaß 
ſie eine Menge Unterſchriften. Um dieſer entgegen 
zu arbeiten, wollten die Mönche des Kloſters Maria⸗ 
ſtein eine andere zum unterſchreiben herumbieten, 
welche der von Olten gerade entgegengeſezt war; 
allein ſie fand beinahe keinen nn. 

Ohne auf die Wünſche der Bürger beſondere 
Rückſicht zu nehmen, hatte die Verfaſſungs-Kommiſ⸗ 
ſion ihre Arbeit am 12. Dec. beendigt. Sobald aber 
das Volk Kenntniß davon erhielt, ging von einem 
Ende des Kantones bis zum andern der Ruf: „wir 
wollen das Ding nicht, ſondern einen Verfaſſungsrath 
wie in andern Kantonen.“ Die Gährung wurde gröſſer 
als je, und Abgeordnete durcheilten das Land, um auf 
den 22. Dec. eine groſſe Landsgemeinde nach Ballſtall 
zu berufen. Schon am 21. verſammelte ſich daſelbſt 
ein zahlreiches Komite von Abgeordneten aus allen 
Theilen des Kantons, um eine Vorſtellung an die 

Regierung gegen den Verfaſſungsentwurf zu berathen, 
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und fie am folgenden Tage dem Volke zur Genehmi⸗ 
gung vorzulegen. Am 22. ſtrömten troz des Schnees 
gegen dreitauſend Männer nach Ballſtall. Da die 
Kirche für die Verſammlung zu klein war, fand ſie 
mitten im Flecken Statt. Als Redner traten auf: 
Joſeph Munzinger von Olten, Joſeph Scherno von 
Dorneck, und Daniel Schenker von Olten. Die Vor⸗ 
ſtellung erhielt die einmüthige Genehmigung. Ruhe 
und Ordnung waren auch bei diefer Landsgemeinde 
ununterbrochen herrſchend. Die Vorſtellung ſollte von 
zwei Abgeordneten aus jeder Amtei dem gegenwärtig 
verſammelten groſſen Rathe eingereicht werden. Der 
Hauptinhalt derſelben war folgender: 1) die Souve⸗ 
rainetät des Volkes ſoll ohne Rückhalt ausgesprochen 
werden; 2) die entworfene Verfaſſung iſt dem Volke 
vorzulegen, um ſolche zu genehmigen oder zu verwer⸗ 
fen; 3) auf Begehren der Mehrheit der Aktivbürger 
des ganzen Kantons muß eine Reviſion der Staats⸗ 
verfaſſung vorgenommen werden; 4) Abſchaffung des 
Zunftweſens in der Stadt in politiſcher Beziehung; 
5) da die Stadt Olten nach ihrer der Kommiſſion 
eingereichten Verwahrung auf jedes Vorrecht zu den 
Wahlen Verzicht geleiſtet hat, ſo ſoll ihrem Begehren 
entſprochen werden; 6) die Kollegien-Wahlen des 
Landes, welche für die Stadt beſtimmt find, ſollen 
unter die freien Kollegien Wahlen fallen; 7) von 
den, dem groſſen Rathe zufallenden 15 Wahlen ſollen 
dem Lande 73 Perſonen zukommen; 8) die Vermö⸗ 
gens⸗Beſtimmung von 2000 Franken zur Wählbarkeit 
ſoll wegfallen; 9) die Großrathſitzungen ſollen öffent⸗ 
lich ſein; 10) der groſſe Rath ſoll jährlich aus ſeiner 
Mitte ſich einen Präſidenten wählen; 11) es ſoll kein 
Vorrang der Kleinräthe im groſſen Rathe beſtehen; 
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12) der kleine Rath nenne ſich: Präſident und kleiner 
Rath der Republik Solothurn; 13) die Lebensläng⸗ 
lichkeit der Richter ſoll wegfallen; 14) das Kantons⸗ 
gericht ſoll wegfallen; 15) das Bezirksgericht ſoll 
wenigſtens aus fünf Mitgliedern beſtehen; 16) die 
Oberamtmänner ſollen vom groſſen Rathe gewählt 
werden; 17) zur Beruhigung des Volkes wird ver⸗ 
langt, daß der gegenwärtige groſſe Rath ſich bis zur 
Vollendung der Verfaſſungsarbeiten für fortbeſtehend 
erkläre. 

So wenig dieſe Vorſtellung den hohen Häuptern 
gefiel, ſo wenig wollten ſie dieſelbe berückſichtigen. 
Dieſes ſteigerte die ſchon vorhandene groſſe Gährung 
noch mehr. An einigen Orten traf man Anſtalten, 
den Landsſturm ergehen zu laſſen, und nach der Stadt 
Solothurn zu ziehen, um daſelbſt mit Gewalt durch- 
zuſetzen, was auf andern Wegen ſo hartnäckig ver⸗ 
weigert wurde. Doch ehe man dieſes Vorhaben aus⸗ 
führen wollte, begaben ſich am 28. Dec. vier Abge— 
ordnete von Olten in die Hauptſtadt zu der Regie⸗ 
rung, und erklärten ihr, wenn nicht in zweimal vier 
und zwanzig Stunden die ſiebenzehn Artikel der Ball⸗ 
ſtaller Verſammlung in den Verfaſſungsentwurf auf- 
genommen werden, ſo werde das Volk nächſtens ſelbſt 
in Maſſen erſcheinen, um ſeinen Willen geltend zu 
machen. Eben ſo kamen Abgeordnete von andern 
Seiten, und verkündeten dem groſſen Rathe den be⸗ 
vorſtehenden Aufbruch des Volkes. 

Endlich, als kein anderes Rettungsmittel vorhan— 
den war, wurde entſprochen, worauf ſich groſſe Freude 
im ganzen Lande verbreitete, die ſich durch Errichtung 
von Freiheitsbäumen und auf mancherlei andere Arten 
kund machte. Bald kam darauf die neue Verfaſſung 
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nach dem Sinne des gröſſern Theiles der Bürger 
zum Vorſchein, und wurde von denſelben angenom⸗ 
men. Uebrigens ſteht ſie den meiſten neuern weit 
nach, und beſizt neben vielen Vorzügen eine groſſe 
Anzahl bedeutender Mängel. Zudem zogen zur Zeit 
der Umwälzung viele frühere Ariſtokraten ein freiſin⸗ 
niges, volksthümliches Kleid an, und wußten ſich ſo 
nebſt Schmeicheleien wieder in die neuen Behörden 
einzuſchleichen. Selbſt ſolche, welche damals der Sache 
des Volkes aus Ueberzeugung anzuhangen ſchienen, 
find jezt derſelben ungetreu worden. Auf der Tag⸗ 
ſatzung ſteht Solothurn neben Aargau auf der Stufe 
einer erbärmlichen Mittelmäßigkeit. Und das Pfaffen⸗ 
thum, welches ſich zur Zeit der Umwälzung ziemlich 
ſtille verhielt, hat ſchon wieder angefangen, ſeine frü⸗ 
here Rolle fortzuſpielen. 


5. 
Die Zerwürfniſſe und Staatsumwälzung 
TEN im 
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In keinem Kantone waren die Ariſtokraten und 
Adelichen ſo ſehr über ihren Sturz im Jahr 1798 
und durch die Verfaſſung vom Jahr 1803 erbittert, 
als im Kanton Luzern. In keinem andern ſtrebten 
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ſie ſo ſehr darnach, ihre verlorenen Vorrechte, ihre 
nothgedrungen verlaſſenen Herrſcherſtühle wieder in 
Beſiz zu nehmen, wie hier. In keinem Kantone er⸗ 
reichten ſie ihren Zweck auf eine ſo gewaltthätige, 
ſchändliche Weiſe, wie in Luzern. Der ſogenannte 
ſchmutzige Donnerſtag des Jahres 1814, an welchem 
Schultheiß Rüttimann und Conſorten die damalige 
Regierung während der Nacht gefangen, das Zeughaus 
durch Ermordung der Schildwache in Beſtiz nehmen 
lieſſen, und überhaupt eine Menge Schlechtigkeiten 
verübten, die ſie durch eine neue Verfaſſung ganz 
nach ihrem Sinne noch krönten: dieſer Donnerſtag 
wird die Geſchichte des Kantons Luzern ſchänden, ſo 
lange es eine Geſchichte deſſelben giebt. 

Die Hauptbeſtimmungen der meuchleriſch und 
hochverrätheriſcherweiſe eingeführten neuen Verfaſſung 
waren folgende: „Die höchſte ſouveraine Gewalt be— 
ruht auf ſechs und dreißig täglichen und vier und 
ſechszig groſſen Räthen, deren Stellen lebenslänglich 
ſind, präſidirt durch einen Schultheiß, welche man 
ſämmtlich nennt: Schultheiß, Räth und Hun⸗ 
dert der Stadt und Republik Luzern.“ 

»Derſelbe beſteht aus fünfzig Mitgliedern aus 
der Bürgerſchaft der Stadt Luzern und aus fünfzig 
Mitgliedern ab der Landſchaft, unter welch leztern 
ſich immer drei Mitglieder aus der Burgerſchaft der 
Stadt Surſee, drei Mitglieder aus der Burgerſchaft 
der Stadt Sempach, zwei Mitglieder aus der Burger⸗ 
ſchaft der Stadt Williſau und ein Mitglied aus der 
Burgerſchaft des Fleckens Münſter befinden müſſen.“ 

W Die höchſte wan verwaltende und rich⸗ 
terliche Gewalt übt ein täglicher Rath (kleiner Rath) 
aus. Dieſer ernennt aus ſeiner Mitte einen Appella⸗ 
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tionsrath, welcher aus zwölf Mitgliedern beſteht und 
von dem Altſchultheiß präſidirt wird. Die Mitglieder 
des Appellationsraths wohnen demungeachtet, gleich 
den übrigen Mitgliedern des täglichen Raths, deſſen 
Sitzungen bei.“ | 

„Jeder Gerichtsbezirk, fo wie jeder Munizipalort, 
mit Inbegriff von Münſter, wählt aus der Zahl ſeiner 
Bürger einen Unmittelbaren, und die Burgerſchaft 
der Stadt Luzern ſolcher Zehn aus ihrer Mitte in 
Räth und Hundert.“ 

„Die übrigen vierzig Mitglieder aus der Burger- 
ſchaft der Stadt Luzern und die neun und zwanzig 
Mitglieder ab der Landſchaft, mit Einſchluß derjeni⸗ 
gen, welche hierzu aus den Städten Surſee, Sempach 
und Williſau genommen werden müſſen, wählt Rath 
und Hundert von ſich aus.“ 

Wer auch nur oberflächlich auf dieſe Beſtimmun⸗ 
gen ſieht, der muß in ihnen einen vollkommenen Sieg 
der Ariſtokratie über die Freiheit und heiligſten Volks⸗ 
rechte bemerken. Die Stadt Luzern erhielt ſchon durch 
die Hälfte der Mitglieder in Räth und Hundert das 
Uebergewicht. Von ihr hingen die Wahlen auf der 
Landſchaft größtentheils ab. Der tägliche oder kleine 
Rath vermochte ſich ſehr leicht in der geſezgebenden 
Behörde die Oberhand zu verſchaffen, und war neben 
der oberſten vollziehenden auch zugleich die oberſte 

riMlerliche Behörde. Man kann daher mit Grund 
ſagen, daß er Alles in Allem ſchon zufolge der Ver⸗ 
faſſung war. Die Erfahrung zeigte hald, daß er ſeine 
Stellung kenne und 3 benutzen wiſſe. Mit unum⸗ 
ſchränkter Macht und unverantwortlicher Willkühr 
herrſchte er über das Volk, als ob dieſes nur ſeinet⸗ 
wegen da wäre. Nach Belieben vergab er Stellen 


und Aemter an Anverwandte und dienſtbare Lieblinge. 
Beſonders bildete ſich Schultheiß Rüttimann ein, daß 
ihn die Vorſehung zum König Luzerns erkohren habe. 
Wer es wagte, auf das durch dem Umſturz der frü⸗ 
hern Verfaſſung verübte Unrecht aufmerkſam zu ma⸗ 


chen, hatte alle möglichen ſchlimmen Folgen zu be⸗ 


fürchten. Der groſſe Eidgenoſſe Troxler, auf den der 
Verdacht fiel, im Jahr 1815 dem Landvolke eine Bitt⸗ 
ſchrift wegen Zurückgabe entriſſener Rechte verfaßt 


zu haben, ward in gefängliche Haft gebracht, und nur 


erſt von Schuld und Strafe, jedoch ohne irgend einige 
Entſchädigung, freigeſprochen, als ſich eine hohe Per⸗ 
ſon für ihn verwendete. Alles Volksthümliche, Alles, 


was zu einer geiſtigen und politiſchen Entwickelung 
des Menſchen und Bürgers beiträgt, was ſein wahres 
Wohl begründet und fördert, was ſein Daſein hebt 
und veredelt, wurde im Kanton Luzern unterdrückt, 


alles Republikaniſche in dieſer ſogenannten Republik 
geächtet. Troxlers Bearbeitung der Schrift: „ Fürſt 
und Volk nach Buchanans und Miltons Lehre )“ 
zog dieſem hochherzigen Kämpfer für Völkerglück und 
Menſchenrechte im Jahr 1821 einen langwierigen 
Prozeß, eine Menge Verläumdungen und Mißhand⸗ 
lungen der niedrigſten Art, und die Entfernung von 
der Stelle als Lehrer der Philoſophie und Geſchichte 
in Luzern auf eine bübiſche Weiſe zu. Nicht allein 
mit dieſem Juſtiz⸗Verbrechen zufrieden, ſuchten die 
Ariſtokraten und Pfaffen, welche ſtets mit einander 


Hand in Hand gehen, auch ſeine trefflichen Einrich⸗ 


tungen au e den Geiſt, welchen er N 


) Dieſes Buch wurde in Deutſchland verbreitet und Kan. 
ohne daß die Fürſten etwas dagegen hatten. 
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Wort, Schrift und Beiſpiel in der Bruſt manches 
Jünglings geweckt hatte, zu morden. Gleich einem 
dichten, undurchdringlichen Nebel ſollte bald geiſtliche 
und weltliche Finſterniß auf dem armen Kanton Luzern 
liegen, damit Junkerſchaft, Ariſtokratie und Pfaffen⸗ 
thum deſto mehr im Trüben fiſchen, damit mit den 
heiligſten Rechten des Volkes ein deſto gröſſeres und 
ſchändlicheres Spiel getrieben werden könne. So 
wie aber der ſchlechteſte Menſch auch noch irgend eine 


gute Seite, und für edle Handlungen fähig ſein kann, 


ſo hat zwar auch die Regierung von Luzern von Zeit 
zu Zeit dargethan, daß ſie noch Gutes bewirken könne, 
wenn ſie wolle. Vorzüglich wußte ſie ſich ein freiſin⸗ 
niges, landesväterliches Aeuſſere zu geben. 

Wie ſehr man ſich aber in Luzern bemühte, die 
ſich frei regenden Geiſter zu bannen, wie ſehr man 
ſich beſtrebte, das Volk am frühern Gängelbande zu 
führen und zu entwürdigen: ſo konnte doch der Zweck 
nicht vollkommen und für keine längere Dauer er⸗ 
reicht werden. Der Geiſt, welcher im neunzehnten 
Jahrhundert durch die Länder ſchreitet, und in den Her⸗ 
zen der Völker lebt, iſt nicht der Geiſt der frühern 
Jahrhunderte. Regenten und Pfaffen können nicht 
mehr Mahlzeiten halten auf den Gräbern der Freiheit 
und der ewigen Menſchenrechte. | 

Schon im Jahr 1827 erhoben ſich im groſſen 
Rath zu Luzern Stimmen junger und gebildeter Män⸗ 
ner, um dem Volke mehr Rechte zu ertheilen. Aber 
die Ariſtokraten, darüber von Aerger und Wuth er⸗ 
füllt, hielten feſt an ihrer bisherigen Geſinnungs⸗ und 
Handlungsweiſe. Erſt als ſich jene Stimmen von 
einer Verſammlung des groſſen Rathes zur andern 
vermehrten, als ſie ſich immer kräftiger und dringender 


hören lieſſen, zeigten fich die Herrſchlinge in fo weit 
nachgiebig, daß ſie zu einigen kleinen, größtentheils 
nur Scheinverbeſſerungen Hand boten. Bald aber 
ſahen die betrogenen Männer des Volkes ein, daß faſt 
Alles wie vorher ſei. Es erwachten darauf in ihren 
Seelen immer mehr und immer lebhaftere Wünſche 
nach einer gründlichern Verbeſſerung des Staatswe⸗ 
ſens, welche ſich auch dem Volke mittheilten. Als 
daher die Juli⸗Ereigniſſe in Frankreich eintrafen, 
war das Luzerner Volk ſchon für eine Umwälzung 
vorbereitet. Der Gedanke: es müſſe auch im eigenen 
Vaterlande anders, es müſſe beſſer werden, herrſchte 
ſchon in einer groſſen Anzahl Gemüther. Mit den⸗ 
jenigen Kantonen, die immer ernſter und kräftiger an 
einer Umwälzung des bisherigen Staatsweſens arbei⸗ 
teten, ging der Kanton Luzern, troz weltlichen und 
geiſtlichen Hinderniſſen, Hand in Hand. Was die 
Gemüther noch mehr der beſtehenden Ordnung der 
Dinge abgeneigt machte, was ſie dagegen in einem 
hohen Grade erbitterte, und für eine Umänderung der⸗ 
ſelben anſpornte, war eine von Trorler herausgegebene 
Flugſchrift unter dem Titel: „Ein Blatt aus der 
Geſchichte Luzerns.“ Dieſe Schrift, worin der Sturz 
der frühern Regierung und Verfaſſung am Schmutzig⸗ 
Donſtig 1814 ausführlich erzählt iſt, empörte das 
Volk gegen ſeine jetzigen ehrloſen Gewalthaber. 

Bald nahm die Bewegung immer mehr zu. Man 
ſprach von Volksverſammlungen. Wirklich fanden in 
der Mitte des November zwei derſelben Statt, näm⸗ 
lich eine zu Hitzkirch und eine zu Surſee. An lezterer 
wurde eine Bittſchrift an den groſſen Rath beſchloſ⸗ 
ſen, worin ſich das Verlangen um Wiederherſtellung 
der geſchmälerten Volksrechte, Aufhebung des Miß⸗ 


an 


verhältniſſes der Repräſentation im groſſen Rath, 
Freiheit der Wahlen, gänzliche Reviſion und Verbeſ— 
ſerung der Verfaſſung ausſprach. 

Dieſe Bittſchrift erhielt in ein paar Tagen über 
dreitauſend Unterſchriften. Wäre ſie noch länger un⸗ 
ter dem Volke geblieben, ſo hätte ſie noch weit mehr 
erhalten. Allein ſie wurde der Regierung eingereicht. 
Sowohl durch dieſe, als die täglich zunehmende Gäh⸗ 
rung unter dem Volke bewogen, ordnete die Regie⸗ 
rung auf den 22. November eine Verſammlung des 
groſſen Rathes an. Nachdem dieſem die Bittſchrift 
vorgelegt ward, ſezte er eine Kommiſſion nieder, um 
die Frage auszumitteln: ob eine Verfaſſungsänderung 
Statt finden ſolle oder nicht? Drei Tage ſpäter er⸗ 
klärte dieſe Kommiſſion mit Einmuth dem groſſen 
Rathe, daß eine Aenderung der Verfaſſung nothwen⸗ 
dig ſei. Obſchon ſich die Ariſtokraten, Rüttimann 
an ihrer Spitze, ſo wie alle Männer der Stabilität 
und Legitimität gegen einen ſolchen Antrag aus allen 
Kräften ſträubten — obſchon ſie ihr ſchändliches Mach⸗ 
werk vom Jahr 1814, die Verbeſſerung deſſelben im 
Jahr 1829 und das väterliche, nur für das Beſte des 
Landes bedachte Regiment nicht genug preiſen konn⸗ 
ten: ſo beſchloß dennoch die Mehrheit des groſſen 
Rathes nach einem hartnäckigen Kampfe am 26. Nov.: 
dem Antrage der Kommiſſion beizutreten, wobei nebſt 
andern nöthig findenden zeitgemäſſen Verbeſſerungen 
im neuen Verfaſſungs-Entwurfe, hauptſächlich auf 
Beſtimmungen eines den republikaniſchen Grundſätzen 
mehr angemeſſenen Repräſentationsverhältniſſes, auf 
eine verbeſſerte Wahlart der Stellvertreter des Volks, 
und auf Aufhebung der Lebenslänglichkeit von Stellen 
und Beamtungen Rückſicht genommen werden ſoll. 


ze 


Die Bearbeitung des Entwurfes wurde der nämlichen 
Kommiſſion übertragen, und zwar mit dem Beding, 
ſogleich damit anzufangen. N 

Von dieſem Beſchluſſe wurde das Volk noch am 
gleichen Tage in Kenntniß geſezt. Eine Proklama⸗ 
tion, welche denſelben als Ergebniß der Zeitumſtände, 
der fortdauernden Obſorge des groſſen Rathes ꝛc. 
darſtellte, begleitete ihn. Sowohl der Beſchluß als 
die Proklamation machte bei Vielen einen übeln Ein⸗ 
druck. Man hatte erwartet, daß zur Entwerfung einer 
neuen Verfaſſung ein aus dem Volke hervorgegangener 
Verfaſſungsrath niedergeſezt werde, weil man den 
jetzigen groſſen Rath nicht für berechtigt hielt, ein 
ſo wichtiges Werk von ſich aus zu bearbeiten. In der 
Proklamation vermißte man den Beweggrund: das 
Souverainetäts⸗Recht des Volkes, um eine 
Verfaſſungsänderung vorzunehmen. 

Aus dieſen Gründen wurde am 1. December von 
Surſee der Verfaſſungs-Kommiſſion eine mit 101 
Unterſchriften verſehene Beſchwerdeſchrift eingereicht. 
Hiedurch ſah ſich der groſſe Rath am 12. December 
bewogen, die Entwerfung einer neuen Verfaſſung einem 
Verfaſſungsrathe von 101 Mitgliedern zu übertragen. 
Derſelbe wurde gebildet von den ſiebenzehn Mitgliedern 
der ſchon beſtehenden Verfaſſungs-Kommiſſion, von 
drei Volksausſchüſſen aus jedem der 17 Bezirke, aus 
zwanzig Ausſchüſſen der Stadt Luzern, aus zwei jeder 
der 4 Munizipalſtädte, und zwei aus den in Luzern 
wohnenden Landbürgern. Dieſer Verfaſſungsrath ſchuf 
ein Werk ganz im Geiſte unſerer Zeit, geeignet, Lu⸗ 
zerns Bürger zu Stadt und Land in politiſcher Be⸗ 
ziehung zu beglücken. Wie ſehr auch die Ariſtokraten 
und Pfaffen unter dem Mantel der Religion und 
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andern Deckmänteln die neue Verfaſſung verdächtigen 
und beſudeln mochten: ſo nahm ſie doch der größte 
Theil des Volkes an, und lebt ſeither mit derſelben 
zufrieden. Jezt ſteht der Kanton Luzern auf einer 
erhabenen Stufe der Eidgenoſſenſchaft. Nur auf der 
Tagſatzung wird er hinken, ſo lange Schultheiß Eduard 
Pfyffer ſein Geſandter bleibt. 


5 
Die Zerwürfniſſe und Staatsumwälzung 
i m 


Kanton St. Gallen. 
1 2 N 


Nach der Vernichtung der Mediationsakte im 
Jahr 1814 erhoben ſich im Kanton St. Gallen vor⸗ 
züglich zwei Partheien. Die eine begehrte an die 
Stelle der frühern Verfaſſung eine rein demokratiſche. 
Sie machte ihr Begehren fo ſehr durch unruhige Auf⸗ 
tritte, namentlich im Rheinthale kund, daß eidgenöſ— 
ſiſche Truppen hinziehen mußten, um Ruhe und Ord⸗ 
nung wieder herzuſtellen. Die andere, aus dem Abte 
Pankratius und ſeinem Anhange beſtehend, forderte 
die frühern äbtiſchen Unterthanen⸗Länder im Kanton 
St. Gallen und Thurgau wieder zurück. Aber auch 
dieſe Parthei wurde mit ihren 1 zurück⸗ 


gewieſen. St. Gallen erhielt gleich den andern Kan⸗ 
tonen eine neue Verfaſſung, die, wenn man ſie auch 
nicht gut nennen kann, doch zu den beſſern gehörte. 
Ihre Hauptfehler beſtanden darin, daß fie die Amts- 
dauer der Mitglieder des kleinen Rathes auf neun 
Jahre feſtſezte, daß ſie dieſer Behörde eine allzugroſſe 
Gewalt einräumte, daß ſie dem aus hundert und 
fünfzig Mitgliedern zuſammengeſezten groſſen Rathe 
das Recht gab, ein Drittheil ſeiner Mitglieder ſelbſt 
zu wählen, daß ſie die katholiſche Konfeſſion der re⸗ 
formirten vorzog. 

Indeſſen wären dieſe Uebelſtände nicht befonders 
auffallend und drückend geweſen, wenn die Behörden, 
namentlich die oberſten, ihre Pflichten erfüllt hätten. 
Aber ſtatt dieſes zu thun, herrſchte der kleine Rath 
von Jahr zu Jahr unumſchränkter, willkührlicher. 
Die Mitglieder deſſelben ſtanden da, wie kleine ſou⸗ 
veraine Könige; an ihrer Spitze der ſchlaue, verdrehte, 
jeſuitiſche Müller - Friedberg, jezt Pasquillenfabrikant 
auf die heutige Zeit zu Konſtanz am Bodenſee. Der 
groſſe Rath wurde allmählig faſt ganz von ihm ab⸗ 
hängig, ſank zur bloſſen Null herab. Die meiſten 
von den gemachten Einrichtungen und Geſetzen dieſer 
beiden Behörden waren auch nicht geeignet, das Wohl 
des Kantons zu befördern. Vorzüglich fühlte ſich weit 
aus der größte Theil der Bürger durch die vielen 
und hohen indirekten Abgaben hart gedrückt, beſonders 
weil ſie öfters nicht wußten, wohin man ſie verwen⸗ 
dete. Der Staatshaushalt, ſo wie überhaupt das 
ganze innere Staatsweſen und die Leitung deſſelben 
blieb dem Volke verborgen. Die höhern Regierungs⸗ 
beamten handelten oft mit einer despotiſchen Strenge. 
Das Prozeßweſen war mit groſſen Koſten verbunden, 
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der Weg zum Rechte beſchwerlich gemacht, bisweilen 
ſogar ungangbar. Als dann noch der Bifchof von 

Chur auch Biſchof von St. Gallen wurde, verſchlim⸗ 
merte ſich der Zuſtand des Volkes in vielen Bezie⸗ 
hungen noch mehr. 

An manchen Orten wurde dieſer Zuſtand ſchon 
ſeit mehrern Jahren lebhaft gefühlt, an manchen 
weniger, an manchen faſt gar nicht. Aber das in 
der Schweiz allgemein erwachende politiſche Leben, 
das Streben nach Verbeſſerung theilte ſich dem Volke 
von St. Gallen bald in einem ſolchen Grade mit, daß 
man mit Zuverſicht erwarten konnte, das beſtehende 
Staatsweſen müſſe bald einem andern Plaz machen. 
Im Herbſte des Jahres 1830 wurden im Kanton 
St. Gallen, angeregt durch das Bedürfniß, durch die 
Juli⸗Tage in Frankreich, durch das Beiſpiel der 
andern Kantone, durch öffentliche Blätter und beſon⸗ 
dere Flugſchriften, die Wünſche nach einer Verbeſſe⸗ 
rung der Verfaſſung und Verwaltung, der Geſetze 
und des geſammten Staatshaushaltes immer lauter, 
dringender und allgemeiner. So gerne der kleine 
Rath, die Ariſtokraten und Pfaffen insgeſammt dieſe 
Wünſche niedergeſchlagen und das Beſtehende geſichert 
hätten, ſo fühlten ſie ſich dennoch aus Mangel an 
Kraft und Hülfe gedrungen, dem Willen des Volkes 
etwas nachzugeben. Es wurde daher der groſſe Rath 
auf den 8. November auſſerordentlich einberufen, um 
zu beſchlieſſen, was in der gegenwärtigen Lage zu 
thun ſei. Die Mehrheit deſſelben ſprach ſich für eine 
Verbeſſerung der Verfaſſung aus, und ſezte eine Kom⸗ 
miſſion von 19 Mitgliedern nieder / um eine neue zu 
entwerfen. 

Mit dieſem Beſchluſſe zeigte ſch das Bolt keines⸗ 
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wegs zufrieden. Es fand, daß auf dieſe Weiſe dem 
Uebel nicht geſteuert werden könne, daß nur etwas 
Halbes zum Vorſchein komme. Inſonderheit in der 
Stadt Rapperſchweil, wo ſich eine groſſe Anzahl frei⸗ 
ſinniger und biederer Männer befand, erregte er groſſen 
Unwillen. Hier ſowohl als an andern Orten hielt 
man die vom groſſen Rathe gewählte Verfaſſungs⸗ 
Kommiſſion für unberechtigt und ungeſezlich, ein ſol⸗ 
ches Werk zu bearbeiten, und wünſchte, daß eine 
Kommiſſion oder ein Verfaſſungsrath unmittelbar vom 
Volke ſelbſt gewählt werden ſolle. Es fanden deswe⸗ 
gen innert wenigen Tagen an verſchiedenen Orten 
mehrere Volksverſammlungen Statt. So am 4. Dec. 
eine bei Wattwyl von mehr als dreitauſend Männern, 
am 5. Dee, eine von mehr als zweitauſend Männern 
zu Altſtätten. An beiden ward beſchloſſen, daß die 
jetzige Regierung, der groſſe Rath und ſämmtliche 
Behörden nur noch als proviſoriſch betrachtet wer⸗ 
den ſollen, jedoch bis zur Einſetzung einer neuen 
Regierung in Funktion bleiben; daß die vom groſſen 
Rathe gewählte Verfaſſungs⸗Kommiſſion aufgehoben, 
und eine neue aus der Mitte des Volkes gewählt 
werde; daß Sorge getragen werde, damit bald von 
Seite der Kreiſe zur Ernennung eines volksthümlichen 
Verfaſſungsrathes geſchritten werde. Aehnliche Be— 
ſchlüſſe faßte die am 6. Dec. zu Rheineck ſehr zahl— 
reich verſammelte rheinthaliſche gemeinnützige Geſell⸗ 
ſchaft. Am 8. war Kreisverſammlung des Bezirkes 
Rorſchach. Sie ſezte eine Kommiſſion von eilf Mit⸗ 
gliedern nieder, um die Wünſche des Volkes zu ver⸗ 
nehmen, und daraus ein Gutachten abzufaſſen, wel⸗ 
ches nach Genehmigung des Volkes der Verfaſſungs⸗ 
Kommiſſion eingereicht werden ſolle. Am 10. traten 
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zu Gonzenbach etwa fünfzig Abgeordnete der Gemein⸗ 
den des Bezirkes Untertockenburg zuſammen. In 
Rorſchach und hier war man ganz übereinſtimmend 
mit den Beſchlüſſen von Wattwyl, Altſtätten und 
Rheineck; nur verlangte man 90 daß aus jedem 
Kreiſe drei Mitglieder vom Volke in den Penh 
rath gewählt werden. | 

Eine ganz andere Stimmung zeigte ſich bei einer 

Kreisverſammlung des Bezirkes Utznach am 7. Dec., 
an welcher faſt nur Beamte Theil nahmen. Dieſe 
Leute waren der Anſicht: das Volk ſei im Ganzen 
zufrieden, und hege keine Wünſche für eine Total⸗ 
reform. Deſſenungeachtet beſchloſſen ſie, auf den 12. 
die Meinung des Volkes in den Gemeindsverſamm⸗ 
lungen einzuholen, um der Verfaffungs - Kommiffion 
Bericht davon zu erſtatten. Allein am 10. verſam⸗ 
melten ſich etwa dreitauſend Bürger zu St. Gallen⸗ 
kappel, einem in jenem Bezirke liegenden Bergdorfe, 
und erklärten, daß jene Beamtenverſammlung die 


Wünſche des Volkes nicht ausgeſprochen habe. Des⸗ 


wegen wurde beſchloſſen, daß die Souverainetät dem 
Volke angehöre, daß ein Verfaſſungsrath von dieſem 
ausgehen müſſe, daß die jetzige Verfaſſungs⸗Kommiſ⸗ 
ſion ſich auflöſen ſolle. 

Die oberſten Behörden fanden nicht für zweck⸗ 
mäſſig, ſich länger dem vereinten und feſten Willen 
des Volkes entgegenzuſetzen. Demnach beſchloß der 
groſſe Rath auf Antrag des kleinen am 14. December: 
1) „Die am 8. und 9. Nov. laufenden Jahres ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe, betreffend die Reviſion der Verfaſ⸗ 
ſung, und in Folge deſſen die unter dem 9. und 10. 
gedachten Monats ernannte Kommiſſion von neunzehn 
Mitgliedern, ſind aufgehoben. 2) Es ſoll von dem 
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ſouverainen Volk des Kantons St. Gallen in den 
Kreisverſammlungen ein unmittelbar, frei aus allen 
Kantonsbürgern zu wählender Verfaſſungsrath ernannt 
werden, welcher den Auftrag erhält, eine neue Ver⸗ 
faſſung für den Kanton St. Gallen zu entwerfen, die 
nachher den Kreisverſammlungen zur Annahme oder 
Verwerfung vorzulegen iſt. 3) Bis nach Einführung 
der neu zu entwerfenden Verfaſſung ſollen ſämmtliche 
in Gemäßheit der dermaligen Verfaſſung beſtehenden 
Behörden in ihrem Beſtand verbleiben und als ſolche 
anerkannt, wie auch alle beſtehenden Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen genau gehandhabt und vollzogen werden, ſo 
lange dieſelben nicht auf verfaſſungsmäſſige Weile ab- 
geändert oder zurückgezogen ſein werden.“ 

Am 22. Dec. wurden ſodann in den Kreiſen die 
Mitglieder in den Verfaſſungsrath gewählt. Die mei⸗ 
ſten Wahlen fielen im Sinne und Intereſſe des Volkes 
aus; jedoch ließ es ſich hin und wieder durch: „Frei⸗ 
heit!“ rufende Ariſtokraten bethören. Bald trat der 
Verfaſſungsrath ſeine Arbeit an. Neben den vielen 
Schwierigkeiten, welche er zu beſeitigen hatte, ſuchte 
ihm inſonderheit der Biſchof von Chur -St. Gallen 
nebſt ſeinem weltlichen und geiſtlichen Anhang auf 
mancherlei Arten hinderlich und ſtörend in den Weg 
zu treten. Daſſelbe beabſichtigte am 13. Jenner 1831 
ein nach St. Gallen gekommener Zug Bauern aus dem 
Rheinthal. Nichts deſto weniger kam eine volksthüm⸗ 
liche, den Wünſchen der meiſten Bürger entſprechende 
Verfaſſung zu Stande, welche auch mit groſſer Mehr⸗ 
heit angenommen wurde. 

Regierung und groſſer Rath des Kantons St. 
Gallen gehören ſeither zu den beſſern in der Schweiz. 
Nur in Betreff des Biſchofs, feiner Anmaſſungen, 


e 


ſeines Verfahrens gegen die freiſinntigen, aufgeklärten 
katholiſchen Geiſtlichen, namentlich gegen Alois Fuchs 
in Rapperſchweil, haben ſich jene Behörden bis auf 
die jüngſte Zeit auf eine ihrer Stellung unwürdige, 
feige und verächtliche Weiſe benommen. Eben fo 
ſcheint der ſich um die Wiedergeburt dieſes Kantons. 
am meiſten verdient gemachte Landammann Baum⸗ 
gartner aus ſeiner frühern Rolle gefallen zu ſein, 
und die ihm von allen biedern Eidgenoſſen gezollte 
Hochachtung durch ſein zweideutiges Benehmen in 
Verachtung umzuwandeln. Es iſt eine traurige Wahr⸗ 
nehmung, daß hohe Stellen ſo oft ganz andere, in 
der Regel niedrigere Menſchen machen! Durch den 
Tod des Biſchofs hat jezt für dieſen Kanton eine 
neue Periode begonnen. Mit wahrhaft großartigem 
Sinne tritt der katholiſche Adminiſtrations-Rath und 
das katholiſche Großraths-Kollegium den Anmaſſungen 
der Kirche entgegen, und ſchütteln das frühere ſchänd⸗ 
liche Joch ab. 


ZEN 
Die Zerwürfniſſe und Staatsumwälzung 
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Keinem Volke in der Schweiz trug das Jahr 
1844 durch die Vernichtung der Vermittlungsurkunde 
in politiſcher Beziehung ſchlechtere Früchte, als dem 


Volke im Kanton Freiburg. Es iſt wahrhaft empö⸗ 
rend, wie hier an die Stelle der frühern ziemlich 
volksthümlichen Verfaſſung eine neue gebracht wurde. 
Die freiſinnigen Männer, welche ſich dieſer widerfes 
ten, mußten gleich Verbrechern in Kerker oder in die 
Verbannung wandern. Es ſchien, als ob die Ariſto⸗ 
kraten Alles, was freiſinnig hieß, erwürgen, als ob 
fie jeden Funken von regem Schweizerleben erſticken, 
als ob ſie der Würde des Menſchen Hohn ſprechen 
wollten. Die Verfaſſung, welche ſie auf eine gewalt⸗ 
ſame Weiſe einführten, kann man füglich ein Akten⸗ 
ſtück politiſcher und moraliſcher Spitzbüberei nennen. 
Zur Begründung dieſer Behauptung rücken wir hier 
aus derſelben nur Einiges ein: 

„Die höchſte ſouveraine Gewalt beruht auf acht 
und zwanzig Mitgliedern des kleinen, und hundert 
und ſechszig Mitgliedern des groſſen Rathes, deren 
Stellen lebenslänglich ſind, präſidirt durch einen 
Schultheiſſen, welche man nennt Schultheiß, klein 
und groſſe Räthe der Stadt und Republik 
Freiburg.“ 

„Der groſſe Rath wird aus hundert und acht 
Mitgliedern aus der groſſen oder ſogenannten patrizi⸗ 
ſchen Bürgerſchaft der Stadt Freiburg, und aus ſechs 
und dreißig Mitgliedern ab den Städten und der 
Landſchaft zuſammengeſezt.“ 

»Die höchſte vollziehende, verwaltende und rich- 
terliche Gewalt übt ein kleiner Rath aus.“ 

Der kleine Rath vertheilte ſich dann in den ſo⸗ 
genannten Staatsrath und in das Appellationsgericht. 

„Die Mitglieder des groſſen Rathes, die aus 
den patriziſchen Geſchlechtern genommen werden ſollen, 
werden durch den groſſen Rath auf den Vorſchlag 
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eines Wahlkorps erwählt, das bei jeder Wahl-Epoche 
aus dem groſſen Rathe erkieſet und beſtellt wird.“ 

Deoͤgleichen mußten die Mitglieder des groſſen 
Rathes aus den Städten und ab der Landſchaft nach 
einem Dreiervorſchlag vom groſſen Rathe ernannt wer⸗ 
den, und die ab dem Lande ein Vermögen von zwan⸗ 
zigtauſend Franken abbezahltes Grundeigenthum, die 
aus einer Stadt halb ſo viel an Grundeigenthum und 
die andere Hälfte an Schuldtiteln beſttzen. 
Zufolge dieſer Verfaſſung kam die geſezgebende, 
die oberſte vollziehende und richterliche Gewalt in die 
Hände einiger adelichen Familien der Stadt Freiburg. 
Dieſe machten nicht nur in ihrem vollſten Umfange 
Gebrauch davon, ſondern trieben den ſchändlichſten, 
Mißbrauch damit, meiſtens zur Befriedigung ihrer 
Intereſſen, zum Drucke, zur Entwürdigung, zur Ver⸗ 
dummung und Verarmung des Volkes. Nichtswürdige 
Willkühr, heilloſe Deſpotie, ſchreiende Ungerechtigkei— 
ten waren zu Freiburg an der Tagesordnung. Der 
Nepotismus überſtieg alle Gränzen. Als zum Beiſpiel 
Hr. Gottrau Schultheiß war, war zugleich einer ſeiner 
Söhne Präfekt und der andere Lieutenant der Freibur- 
giſchen Staats- und Stadtpolizei. Um den Unfug 
auf den höchſten Gipfel zu treiben, wurden die Jeſui⸗ 
ten, dieſe Teufel unter der Geſtalt von Heiligen, die⸗ 
ſes giftigſte Unkraut im Garten der Menſchheit, in 
Freiburg nicht blos geduldet, ſondern im höchſten 
Grade begünſtigt und verehrt. Für ihr Seminar, für 
ihre Unterſtützung wurden ungeheure Summen ver- 
ſchwendet, während für die Verbeſſerung der Schulen, 
für wahre Bildung des Volkes nichts gethan wurde. 
Ja, es geſchah weniger als nichts. Was der edle 
Bildner der Menſchheit, Pater Girard, daſelbſt ein⸗ 
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gerichtet und gethan hatte, das wurde zerſtört und 
er ſelbſt aus dem Kantone vertrieben. Man wollte 
mit Gewalt das Volk verfinſtern und abſtumpfen, um 
es deſto beſſer mißbrauchen zu können. 

Doch dieſes gelang troz allen Anſtrengungen und 
Nichtswürdigkeiten nicht ganz, am allerwenigſten im 
Bezirke Murten. Das Volk kannte ſeine Lage, und 
ertrug ſie nur mit groſſem Widerwillen. Gerne hätte 
es die ſchmähliche Laſt ſchon vor einigen Jahren ab— 
geſchüttelt; aber es hatte nicht nur ſeine Regierung 
gegen ſich, die bereit war, jedes freie, politiſche Regen 
mit der ſtrengſten, mit einer unmenſchlichen Härte zu 
unterdrücken, ſondern ſie war zugleich auch der Hülfe 
der andern ſchweizeriſchen Regierungen gewiß. Denn 
alle hatten ſich ja gegen die Freiheiten und Rechte 
der Menſchen verſchworen. Alle hatten durch den 
Sturz der letztern ihr Daſein. Keine ließ die andere 
im Stiche, wenn es galt, das Volk in feine unfchwei- 
zeriſchen, beinahe ſklaviſchen Schranken zurückzuweiſen. 

Sehr viele vernahmen daher im Kanton Freiburg 
mit der größten Freude die Kunde von der glorrei— 
chen Juli⸗ Revolution. Mit eben dieſer Freude be— 
merkten ſie, wie das Volk in den andern Kantonen 
anfing, die beſtehenden ſchlechten Verfaſſungen und 
noch ſchlechtern Verwaltungen über den Haufen zu 
ſtürzen, und wie ihm dieſe Unternehmen glückten. 
Aber noch durfte in Freiburg für den gleichen Zweck 
nicht aufgetreten werden, weil in dem nahen und ge— 
fürchteten Bern noch Alles unverändert war, weil die 
Regierung an dieſem Orte noch ſtark ſchien, und allen 
Kräften aufbot, um das Beſtehende zu ſichern. Als 
aber der Boden auch unter dieſer zu wanken begann, 
als ſichere Anzeigen auch von ihrem Sturze kamen: 
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da nahm die Bewegung unter dem Volk im Kanton 
Freiburg den Anfang, vergröſſerte ſich mit jedem Tage. 
Siebenzigtauſend Seelen auf dem Lande wollten nicht 
mehr länger der Spielball einiger entarteter Junker 
in der Stadt Freiburg ſein. Sie wollten die einem 
jeden Menſchen vermöge ſeiner Vernunft und Würde 
gebührende Freiheit, Gleichheit der Rechte, Abſchaf— 
fung der Lebenslänglichkeit der Stellen, Freiheit der 
Preſſe, geſezlich geſichertes Petitionsrecht, vernünfti— 
gere, gleichmäſſigere Vertheilung der Steuern, Oef— 
fentlichkeit der Staatsverwaltung, und überhaupt alles 
dasjenige, was einem Volke in einem republikaniſchen 
Freiſtgate unumgänglich nothwendig iſt, wenn dieſer 
nicht blos ein trügeriſches Scheingebilde ſein ſoll. 
Junker und Jeſuiten, Pfaffen und das herrſchſüchtige 
Geſindel überhaupt widerſezten ſich dieſen Strebungen 
und immer lauter werdenden Wünſchen des Volkes 
aus allen Kräften. Deſſenungeachtet überreichte am 
17. November eine Deputation von Murten dem kleinen 
Rathe eine Bittſchrift um Verbeſſerung des Staats- 
weſens. Der kleine Rath fand dieſelbe ungeziemend, 
wollte aber ſie dennoch dem groſſen Rathe vorlegen. 
Hätte er nicht das faſt überall aufgeregte Volk ge— 
fürchtet: fo hätte er ohne Zweifel die Urheber der- 
ſelben gefangen geſezt und hart geſtraft. 

Als ſich hierauf der groſſe Rath am 2. December 
verſammelte, ſtrömten ab der Landſchaft eine Menge 
Männer nach der Hauptſtadt. Ungefähr fünfzehnhun⸗ 
dert von denſelben umringten das Rathhaus, und be⸗ 
gehrten laut eine Reviſion der Verfaſſung. Statt 
ihrem Begehren zu entſprechen, ließ der groſſe Rath 
zwei mit Kartätſchen geladene Kanonen und zweihun⸗ 
dert Soldaten vor das Rathhaus ſtellen. Er erwartete, 


dieſes Mittel werde die Männer ab der Landſchaft 
zurückſchrecken. Aber die Gährung nahm dadurch 
nur noch mehr zu. Da wurde Befehl ertheilt, die 
Kanonen auf das Volk abzufeuern. Zum Glücke er⸗ 
hielt der kommandirende Offizier aus einem Irrthum 
dieſen Befehl nicht auf der Stelle. Da wurde er, 
vorzüglich auf die Verwendung des Schultheiß Dieß⸗ 
bach wieder zurückgenommen. Wäre er ausgeführt 
worden, ſo hätte das dadurch bis zur Wuth entbrannte 
Volk zuverläſſig das Rathhaus mit Sturm eingenom⸗ 
men, und ſeine mörderiſchen Henker umgebracht. 

Endlich bekam der groſſe Rath eine politiſche 

Ohnmacht, und erließ eine Proklamation, worin er 
erklärte: Er habe eine Verfaſſungsreviſion einmüthig 
beſchloſſen, und den kleinen Rath beauftragt, die zweck⸗ 
dienlichen Einleitungen zu treffen. Zugleich forderte 
er das Volk zur Ruhe und Ordnung auf. 
i Am 3. December machte der kleine Rath durch 
einen Beſchluß bekannt: „alle Geburts- und Orts- 
privilegien abzuſchaffen, den Grundſatz gänzlicher 
Gleichheit der politiſchen Rechte anzuerkennen, und 
daß die ſouveraine Gewalt in der nach billigem Ver— 
hältniß der Bevölkerung gewählten Verſammlung aller 
Städte- und Landdeputirten beſtehen ſolle.“ 

Sobald das Volk Kenntniß von dieſem Beſchluß 
erhielt, trat an die Stelle der Aufregung und Erbit- 
terung eine unbeſchreibliche Freude. Zu Murten und 
an ſehr vielen andern Orten wurden Freiheitsbäume 
errichtet. Und als der groſſe Rath am 7. December 
beſchloß, daß die Kreisverſammlungen die Wahlmän⸗ 
ner ernennen, welche im Namen des Volkes die Re⸗ 
viſions⸗Kommiſſion wählen: fo verbreitete ſich vollends 
beinghe gränzenloſer Jubel durch den ganzen Kanton. 
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Bald aber ſuchten Ariſtokraten und Jeſuiten, 
Pfaffen, Kapuziner und aus Frankreich geflüchtete 
Karliſten neue Unordnung und Verwirrung unter dem 
Volke zu ſtiften. Nichts deſto weniger fiel die Ernen⸗ 
nung der Wahlmänner an weit aus den meiſten Orten 
ziemlich gut aus; ebenſo dann auch die Wahl der 
Reviſtons⸗Kommiſſion. 

Die neue Verfaſſung, welche hierauf entworfen 
wurde, entſprach größtentheils dem Willen des Volkes, 
und erhielt daher deſſen Genehmigung. Die neuen Be⸗ 
hörden entſprachen ebenfalls deſſen Wünſchen. Seither 
nimmt der Kanton Freiburg in der Reihe der andern 
neu konſtituirten Kantone eine ehrenvolle Stellung 
ein. Doch kann er unmöglich dasjenige werden, was 
man von ihm erwarten darf, ſo lange er die Jeſuiten 
duldet, ſo lange er der Macht und den Umtrieben des 
Pfaffengeſindels nicht engere Schranken ſezt. Es wäre 
daher heilige Pflicht der Behörden und des Volkes von 
Freiburg, dieſen Uebeln mit aller Kraft abzuhelfen, 
das Unkraut aus dem Lande der neuen Freiheit aus⸗ 
zureuten. 


| 8. I 
Die Zerwürfniſſe und Staatsumwälzung 
i m 
Kanton Waadt. 
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Das Waadtland gehörte bis zum Jahr 1798 dem 
Kantone Bern. Durch den Einmarſch der Franzoſen 
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trennte es ſich von dieſem. Aber im Jahr 1803 be⸗ 
mühte ſich Bern aus allen Kräften, die Waadt wieder 
zu erhalten. Doch umſonſt, indem fie ein eigener 
Kanton wurde. Im Jahr 1814 machte Bern wieder 
den nämlichen Verſuch, aber mit dem gleichen Erfolge. 
Die Verfaſſung, welche in dieſem Jahre an die Stelle 
der frühern gebracht wurde, gehört keineswegs zu den 
ſchlechtern. Dennoch beſaß fie ſehr viele Mängel, wor- 
unter die hauptſächlichſten waren, daß die Amtsdauer 
der Mitglieder des groſſen Rathes auf zwölf Jahre 
feſtgeſezt wurde, daß die meiſten Wahlen indirekte, 
durch den groſſen Rath ſelbſt Statt finden, daß die 
Mitglieder ein groſſes Vermögen beſitzen mußten, daß 
der kleine Rath zu viel Macht erhielt, daß keiner vor 
dem dreißigſten Jahre an den Kreis- und Wahlver- 
ſammlungen Antheil nehmen konnte, daß man das 
Volk nach dem Beiſpiele der andern Kantone nicht 
fragte, ob es die neue Verfaſſung annehme oder ver- 
werfe? Wie an allen andern Orten wurde ſie ihm 
auch hier aufgedrungen. Wie in den übrigen Kan⸗ 
tonen, wies man auch hier auf die fremden Bajonette 
hin. Wer den Willen des Volkes bei der Einführung 
einer Verfaſſung nicht zu Rathe zieht: der wird auch 
bei der Verwaltung derſelben nicht die gehörige Rück⸗ 
ſicht auf das Volk nehmen. So ging es im Kanton 
Waadt. Bald gaben Regierung und groſſer Rath 
durch ihre Geſinnungen und Handlungen mancherlei 
Grund zur Unzufriedenheit und zu Beſchwerden. Na⸗ 
mentlich die Regierung ſtellte ſich durch ihr Verfahren 
in Reihe und Glied mit den Regierungen der andern 
Kantone. Sie, die Behörde eines Kantons, der dem 
freien Prinzip ſein Daſein zu verdanken hatte, ver⸗ 
läugnete daſſelbe, ſuchte durch ihr Benehmen, gleich 
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derjenigen vom Aargau, die von Bern wo möglich 
noch zu übertreffen. Freilich gelang es ihr nicht 
ganz, ihren Zweck zu erreichen, weil fie es mit einem 
ganz andern Volke zu thun hatte, als die Ariſtokraten 
von Bern und Aargau. Noch im Jahr 1829 entzog 
ſie dem talentvollen, wiſſenſchaftlich gebildeten wackern 
Eidgenoſſen Monnard wegen freiſinnigen Aeuſſerungen 
die Stelle eines Profeſſors in Lauſanne. Der laute, 
gegründete und bittere Tadel einer Menge beſſerer 
Schweizer vermochte ihren ſchändlichen Beſchluß nicht 
zu ändern. a 
Das von Natur ſchon lebhafte, freiſinnige Volk 
des Waadtlandes wollte daher im Jahr 1830 gleich 
den andern Schweizern feinen politiſchen Zuſtand ver- 
beſſern. Seine Wünſche und Forderungen wurden 
immer lauter, ſprachen ſich auf mancherlei Arten 
aus; allein ſie fanden bei den Behörden keine günſtige 
Aufnahme. Statt ſich dadurch ſchrecken oder zur 
Ruhe weiſen zu laſſen, wiederholte es dieſelben noch 
kräftiger; aber wieder ohne Erfolg. Das Volk ſtand 
auch dadurch von dem, was es wollte, nicht zurück. 
Als daher der groſſe Rath am 14. December ſich in 
Lauſanne verſammelte, wurden ihm am nämlichen und 
am folgenden Tage eine groſſe Anzahl Denkſchriften 
eingereicht, welche faſt insgeſammt eine durchgreifende 
Verbeſſerung der Verfaſſung verlangten. Da der groſſe 
Rath zögerte, über dieſelben einzutreten, ſo erzeugte 
dieſes faſt eine allgemeine Aufregung unter dem Volke. 
An vielen Orten wurden Freiheitsbäume aufgeſtellt. 
Am 17. Dec. zog eine Menge Menſchen in groſſem 
Tumulte nach Lauſanne, und veranlaßte den groſſen 
Rath, ſeine Berathung über die Inſtruktion auf die 
Tagſatzung zu unterbrechen. Da der groſſe Rath auch 


jetzt noch ſich hartnäckig weigerte, den Wünſchen des 
Volkes zu entſprechen: ſo zogen am folgenden Tage 
noch weit zahlreichere Schaaren Menſchen lärmend und 
tobend in die Stadt, drangen mit Gewalt und mit 
Stöcken verſehen in den Saal des groſſen Rathes, 
zerſchlugen den Schild ob dem Stuhl des Präſidenten. 
Daß der Staatsrath eine beruhigende Proklamation 
erließ, um ihren Abzug aus der Stadt zu bewirken, 
fruchtete nichts; hingegen durch die Vorſtellungen 
einiger Bürger lieſſen ſie ſich dazu bewegen. Hierauf 
beſchloß der groſſe Rath noch am gleichen 18. Dee. 
die Niederſetzung eines Verfaſſungsrathes, worauf 
Ruhe, Ordnung und Freude unter dem Volke augen 
blicklich heimiſch wurden. 

Die Bürger des Kantons Waadt nahmen die 
neue, aus ihren Bedürfniſſen und Wünſchen bervor- 
gegangene Verfaſſung größtentheils mit Beifall auf. 
Allein ſchon jetzt müſſen viele deſſelben die traurige 
Erfahrung machen, daß zu einem freiſinnigen, ächt 
republikaniſchen Staatsleben nicht nur eine Verfaſ— 
fung gehöre, welche mit dieſem im Einklange ſtehe, 
ſondern daß auch die Verwaltung, die Behörden einer 
ſolchen Verfaſſung entſprechen müſſen, indem ſonſt die 
beſte Verfaſſung nicht dasjenige gewähre, was nur 
unter einer ſehr mittelmäſſigen von guten Behörden 
und einer guten Verwaltung bewirkt werden kann. 
Regierung und groſſer Rath von Waadt zeigen ſich 
überall ſehr engherzig, namentlich in Beziehung der 
allgemeinen ſchweizeriſchen Angelegenheiten. Das 
waadtländiſche Volk ſteht weit über ihnen, und ver⸗ 
dient daher auch weit mehr Achtung. 


9. 8 
Die Zerwürfniſſe und Staatsumwälzung 
im 
Kanton Schaffhausen. 
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Nur mit Aerger und heimlicher Wuth fahen die 
ariſtokratiſchen Junker von Schaffhauſen im Jahre 
1798 ihren Herrſcherthron umſtürzen. Aerger und 
heimliche Wuth beſeelten dieſe entarteten Schweizer 
und engherzigen Spießbürger während der ganzen Zeit 
der Mediationsakte. Dabei ſehnten fie ſich mit einer 
räuberiſchen Begierde nach dem geeigneten Zeitpunkte, 
um das Verlorene wieder zu erhalten. Deswegen war 
ihnen das Jahr 1814 ein Jahr der Gnade und des 
Heils. Sie konnten ſich faſt nicht genug beeilen, den 
vor der franzöſiſchen Invaſion beſtandenen Zuſtand 
wieder ſo gut und getreu als möglich herzuſtellen. 
Die Verfaſſung, welche ſie entwarfen, und ohne die 
Genehmigung des Volkes einführten, zeugt unumſtöß⸗ 
lich dafür. So z. B. beſtimmte dieſelbe: 

v Der Kanton Schaffhauſen iſt für die Ausübung 
der politiſchen Rechte ſeiner Bürger in vier und zwan⸗ 
zig Zünfte eingetheilt, nämlich in die zwölf ehemals 
beſtandenen und nun wieder hergeſtellten Zünfte und 
Geſellſchaften ſeiner Hauptſtadt, und in die zwölf 
Zünfte der Landſchaft, ſo wie ſelbige bisher zuſam⸗ 
mengeſezt geweſen ſind.“ 

„Die aus vier und ſiebenzig Mitgliedern beſtehen⸗ 
den klein und groſſen Räthe ſind der Geſezgeber und 


die oberſte Behörde des Kantons. Dieſe oberſte Be— 
hörde wird folgendermaſſen erwählt: | 

a) Jede der zwölf Zünfte und Geſellſchaften der 
Stadt Schaffhauſen ernennt in dieſelbe, den direkten 
Beiſitzer des kleinen Raths mitgerechnet, vier Mitglie⸗ 
der aus ihrer Mitte. 

b) Eine gleiche Befugniß zur Wahl von vier 
Mitgliedern ſteht auch der Stadt Stein zu. | 

c) Die übrigen eilf Zünfte der Landſchaft er⸗ 
wählen eine jede aus ihrer Zunftverſammlung ein 
unmittelbares, und dann auſſer derſelben in einer be⸗ 
liebigen Gemeinde des Kantons ein indirektes Mitglied 
in den groſſen Rath.“ 

Der kleine Rath, aus vier und zwanzig Gliedern 
beſtehend, worin aus der Stadt Schaffhauſen ſchon 
zwölf direkte Mitglieder ſein mußten, war die oberſte 
vollziehende, verwaltende und richterliche Behörde. 

Wenn zufolge dieſer Verfaſſung im Kanton Schaff⸗ 
hauſen ſchon der Form nach die republikaniſchen 
Grundſätze vernichtet wurden, ſo geſchah dieſes dann 
noch mehr durch die Handhabung derſelben. Die 
Hauptmacht beſaß die Stadt Schaffhauſen, und von 
dieſer ging ſie auf einige adeliche Familien über, welche 
dieſelbe gleich einem Raube unter ſich vertheilten, und 
ganz nach ihrem Belieben meiſtens zum Nachtheil, zur 
Unterdrückung, zur Entwürdigung des Volkes und 
ſeiner Rechte Gebrauch davon machten. Die Geſetze 
und Verordnungen, welche ſeit dem Jahr 1814 einge⸗ 
führt wurden, waren in der Regel noch ſchlechter als 
die Verfaſſung. Es ſchien, als ob man aus dem Kan⸗ 
tone Schaffhauſen nach und nach eine Art Barbaren⸗ 
Staat bilden wolle. Allein im Jahr 1826 ſah man 
denn doch in dieſem Kantone, daß man den Unfug zu 
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weit getrieben, die Rechte des Volkes zu ſchändlich 
verhöhnt habe, und nahm daher an der Verfaſſung 
einige Verbeſſerungen vor. Ganz natürlich betrafen 
dieſe nur Nebenſachen, welche allzuſehr zurückſtoſſend 
in die Augen fielen, und das Bischen von Gewiſſen, 
welches in den griſtokratiſchen Gewalthabern übrig 
geblieben war, beunruhigte. Die wahren und am 
meiſten drückenden Uebel blieben. So wie früher 
Gewaltsſtreiche und Schlechtigkeiten im geſezgebenden, 
verwaltenden, vollziehenden und richterlichen Fache 
öfters verübt wurden, ebenſo geſchah es auch nachher. 
Als im Jahr 1830 das Schweizervolk aus ſeinem 
politiſchen Schlafe erwachte — als es ſeine Freiheiten 
und Rechte vom hohen Geiſte der Zeit durchglüht, 
zurückforderte, geſellte ſich die Regierung von Schaff- 
hauſen zu denjenigen, welche nichts unverſucht lieſſen, 
ihr erwachendes Volk wieder in den frühern Schlaf 
einzuwiegen, und den leidigen Zeitgeiſt zu bannen, 
oder auſſer die Gränzen ihres Herrſcherthums zu ver⸗ 
treiben. Sie verſchärfte die Zenſur der Preſſe, und 
warnte vor revolutionären Gedanken und Umtrieben, 
weil ein Staat dadurch ins Verderben geſtürzt werde. 
Nichts deſto weniger fühlte das ſchwer gedrückte, in 
ſeinen Rechten und ſeiner Entwickelung von allen Sei⸗ 
ten benachtheiligte und gehemmte Volk im Kanton 
Schaffhauſen ſeine Lage; zugleich faßte es an mehrern 
Orten gegen Ende des Jahres 1830 den Beſchluß, 
derſelben ein Ende zu machen. In vielen Gemeinden 
entſtand Bewegung, dann Gährung und dann Tumult. 
Selbſt in der Stadt Schaffhauſen wünſchten viele 
Bürger eine beſſere Ordnung der Dinge, weil auch 
ſie von den Adelichen zurückgeſezt und gedrückt wur⸗ 
den. Auf dem Lande errichtete man an mehrern Orten 
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Freiheitsbäume. Es gelang der Regierung und ihrem 
Anhange, die Wegſchaffung derſelben zu bewirken. 
Aber die Wünſche des Volkes nach einer Verbeſſerung 
der Verfaſſung und Verwaltung blieben, eben fo die 
Forderungen, daß das Staatsgut vom Stadtgut ge— 
theilt werden ſolle, damit den ſo vielen Mißbräuchen 
vorgebogen werde, und der Staat wiſſe, was er habe. 
Es fanden auf dem Lande hin und wieder theils klei— 
nere, theils gröſſere Verſammlungen Statt. Auch in 
der Hauptſtadt geſchah daſſelbe. Hingegen die Stadt 
Stein am Rhein bemühte ſich, vom Kanton Schaff⸗ 
hauſen ſich zu trennen, und an den nahen Kanton Thur⸗ 
gau anzuſchlieſſen. Ihren Bemühungen ward nicht 
entſprochen. 

Da die Wünſche und Forderungen des Volkes in 
Betreff der Verbeſſerung des Staatsweſens immer 
allgemeiner und lauter ertönten — da vorauszuſehen 
war, daß daſſelbe nicht davon nachlaffen werde: fo be⸗ 
ſchloß der große Rath am 27. Jenner des Jahres 
1831, „der Gewalt der Umſtände weichend,“ dem 
Volke zu entſprechen, ſein Amt in die Hände deſſelben 
zurückzugeben, und ihm ſelbſt die Beſtimmung der 
Verfaſſung anheimzuſtellen. Desgleichen forderte er 
den kleinen Rath auf, zur unmittelbaren Wahl eines 
Verfaſſungsrathes nach Verhältniß der Bevölkerung 
das Nöthige einzuleiten, mit dem Auftrag an dieſe 
neue Behörde, ihre Verfaſſungsarbeit den ſtimmfähi— 
gen Bürgern zur Annahme oder Verwerfung vorzu⸗ 
legen. Während dieſes Proviſoriums ſollen alle Be- 
hörden in ihrer bisherigen Wirkſamkeit verbleiben. 

Am 9. Hornung wurden zu Stadt und Land die 
Mitglieder in den Verfaſſungsrath gewählt. Am er⸗ 
ſtern Orte fielen die Wahlen meiſtens auf bisher regie⸗ 
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rende Junker. Daher wollte Bürgermeiſter von Meyen⸗ 
burg und andere ihre Stellen als Verfaſſungsräthe 
nicht annehmen, wenn nicht alle politiſchen Verſamm⸗ 
lungen zu Stadt und Land aufhören, und die ver- 
haßten Freiheitsbäume weggeſchafft werden, welche 
man in der jüngſten Zeit wieder aufgeſtellt hatte. 
Auf der Landſchaft fielen mehrere Wahlen höchſt mit- 
telmäſſig aus, andere ſogar auf den Ariſtokraten er⸗ 
gebene Kreaturen. 

Der Verfaſſungsrath verſammelte ſich hierauf am 
18. Hornung zu ſeiner erſten Sitzung, konnte aber 
aus dem Grunde nichts beginnen, weil die beiden 
Herren von Meyenburg auf der Wegſchaffung der 
noch immer ſtehenden Freiheitsbäume verharrten, ehe 
ſie die Stellen in dieſer Behörde annehmen können. 
Zwei Tage ſpäter erſchien dann ein gedruckter Auf⸗ 
ruf: „von einem freien Mann der Stadt ein freies 
Wort an ſeine Mitbürger im Lande“ unterzeichnet. 
In dieſem Machwerk wurde den Landleuten die alte 
Verfaſſung mit den glänzendſten, anziehendſten Farben 
geſchildert, und ſie zur Rückkehr zu derſelben drin⸗ 
gend ermahnt. Landjäger und andere dem Adel erge- 
bene Leute verbreiteten dieſe Schrift im Kantone; 
allein ſie fand keinen Eingang, an einigen Orten wur⸗ 
den ſogar Exemplare davon verbrannt. 

Ueberhaupt boten auch jezt noch die Herrfcher- 
linge alles Mögliche auf, um die alte Verfaſſung dem 
Volke wieder beliebt zu machen, und beizubehalten. 
Allein dieſes blieb bei ſeinen Forderungen, und der 
Verfaſſungsrath mußte ſein Werk anfangen. Er brauchte 
aber nicht nur eine unbegreiflich lange Zeit, bis er 
daſſelbe beendigte, ſondern er machte es von ſolcher 
Art, daß die alte Verfaſſung und der Entwurf einer 
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neuen nicht ſehr von einander abweichen. Inſonder⸗ 
heit vermißte man die Beſtimmungen über freie Aus⸗ 
übung der Gewerbe darin, und daß dem Lande mit 
einer Seelenzahl von 30000 nur acht und vierzig Mit⸗ 
glieder in den groſſen Rath geſtattet wurden, während 
die Stadt mit 6000 Seelen ſechs und dreißig Mit⸗ 
glieder erhalten ſollte. 

An mehrern Orten entſtand groſſe Erbitterung 
theils über die Stadt Schaffhauſen, theils über die 
Verfaſſungsräthe ab dem Lande, weil man dieſe für 
eine Haupturſache des ſchlechten Verfaſſungs - Ent- 
wurfes hielt. Man fing an, von einem Zuge nach 
der Hauptſtadt zu reden, und traf im Stillen Vor⸗ 
kehrungen dazu. Sonntags, den 15. Mai, gab in dem 
Dorfe Schleitheim ein Piſtolenſchuß nach dem Got— 
tesdienſt das Zeichen zum Aufſtand. Es bildete ſich 
in kurzer Zeit ein zum Theil bewaffneter Haufe, der 
nach Hallau zog, wo er ſich vergröſſerte, und dann 
den Weg nach der Stadt einſchlug. Sobald die Nach⸗ 
richt davon hier anlangte, begab ſich Bürgermeiſter 
v. Meyenburg nebſt drei andern Herren dem anziehen— 
den Volke entgegen, um es von feinem Vorhaben ab- 
zumahnen. Statt ihnen dieſes Gehör gab, nahm es 
ſie gefangen und ließ ſie wieder zurückführen. Zwei 
davon konnten in einem Walde die Flucht ergreifen; 
hingegen die übrigen beiden gelangten ſonſt ohne einige 
Mißhandlung in die Stadt. 

Als ſich das Landvolk dieſer näherte, wurden die 
Thore geſchloſſen. Hier angekommen, fragte man daf- 
ſelbe um ſeine Abſichten. Man hatte nämlich in der 
Stadt das Gerücht ausgeſtreut, die Bauern ſeien 
Willens in derſelben zu plündern und zu ſtehlen. 
Nachdem man dem Volke die Thore auf ſein Verlangen 
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nicht öffnen wollte, ſprengte es eines derſelben mit 
Aexten. Als es durch die gemachte Oeffnung ein⸗ 
dringen wollte, ſtanden dicht bei derſelben Schaffhau⸗ 
ſer⸗Truppen der Reihe nach mit geladenen Flinten 
und mit Kartätſchen geladenen Kanonen. Sie ſchlu⸗ 


gen auf die Landleute an. Ein Schuſter aus dieſen 


ſtellte ſich voran, und rief, man ſoll auf ihn ſchieſſen. 
Der Kommandant befahl Feuer, und der Unglückliche 
fiel von Kugeln durchbort als Leiche nieder. Ebenſo 
wurde noch ein anderer tödtlich verwundet. Hierauf 
trat das Landvolk ſeinen Rückzug an, und zerſtreute 
ſich in die umliegenden Wirthshäuſer, wo eine groſſe 
Anzahl von demſelben gefangen, aber ſogleich wieder 
entlaſſen wurde. Nur diejenigen, welche an der Ge⸗ 
fangennehmung des Herrn v. Meyenburg und ſeiner 
Geſellſchafter Theil hatten, führte man in die Stadt 
zurück. Die Dazwiſchenkunft von Abgeordneten des 
Standes Zürich und vom Vororte Luzern ſtellte bald 
die Ruhe wieder her, wozu beſonders die Großmuth 
der Behörden, welche gegen Alle Verzeihung des Ge— 
ſchehenen ausſprachen, beitrug. 

Bald nach dieſem unüberlegten, größtentheils 
zweckloſen Zuge, nämlich am 23. Mai, wurde die 
neue Verfaſſung dem Volke zur Annahme oder Ver⸗ 
werfung vorgelegt. Sie ward verworfen, worauf ſich 
der Verfaſſungsrath genöthigt ſah, den Wünſchen und 
Bedürfniſſen des Volkes mehr Rechnung zu tragen, 
vorzüglich das Repräſentationsverhältniß für die Land⸗ 
ſchaft mehr zu berückſichtigen. Der zweite Entwurf 
erhielt von der Mehrheit des Volkes die Genehmigung, 
und wurde ſomit als neues Grundgeſez des Staates 
anerkannt. Deſſenungeachtet machte das Volk von 
Schaffhauſen dadurch in politiſcher Beziehung keinen 
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groſſen Schritt vorwärts. Das Kleid hatte wohl ge— 
wechſelt, aber der frühere Trager deſſelben war ge— 
blieben, indem faſt alle frühern Junker und Ariſto⸗ 
kraten wieder in den kleinen Rath und überhaupt an 
die Spitze des Staates kamen. Der Nepotismus, die 
Willkühr der Regierung, die Abhängigkeit des groſſen 
Rathes find dort wieder vorhanden. Auf der Tag- 
ſatzung und rückſichtlich der allgemeinen ſchweizeriſchen 
Angelegenheiten ſteht Schaffhauſen von den neukon— 
ſtituirten Kantonen durch ſeine junkerlichen Meyen— 
burge auf der niedrigſten Stufe, oft unter aller Kri- 
tik. Hingegen bei dem Volke von Hallau und der 
nächſten Orte herrſcht ſeit einiger Zeit ein ächter 
Schweizerſinn. 


| 10. 
Die Zerwürfniſſe und Staatsumwälzung 
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Bern war von jeher der Grund- und Hauptſitz 
der ſchweizeriſchen Ariſtokraten. Von hier erhielten 
die in andern Orten Nahrung und Unterſtützung. 
Hier keimte und reifte größtentheils das Verderben, 
welches in der Schweiz in den lezten Jahrhunderten 
herrſchte. Doch zeigte die Regierung von Bern zu 
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allen Zeiten eine gewiſſe Würde, ja ſelbſt einen ge⸗ 
wiſſen großartigen Sinn, was allen übrigen ſchwei⸗ 
zeriſchen Regierungen mangelte. Dieſe Würde, die⸗ 
ſen Sinn bewährte ſie auch zum Theil noch, als die 
Franzoſen im Jahr 1798 die Schweiz betraten. Als 
ſie aber dann bemerken mußte, wie ihre Macht und 
Herrlichkeit gleich einem Kartenhauſe umgeſtürzt wur⸗ 
de, als die Franzoſen ihr den Staatsſchaz von etwa 
fünf und vierzig Millionen Franken raubten, als ſie 
überdieß noch einige Mitglieder von ihr wegführten, 
als ſie ſich das Waadtland und das Aargau entriſſen 
ſah: ſo ergriff ſie ein dumpfer, betäubender Schrecken. 
Sie erholte ſich indeſſen bald wieder, und ſuchte ſich 
zur Zeit der helvetiſchen Republik geltend zu machen. 
Doch ihre Stimme fruchtete nichts: ſie war und blieb 
eine geſtürzte Regierung, und andere Männer ſtanden 
am Ruder des Staates. Dafür bemühten ſich die 
berneriſchen Junker im Jahr 1803 zum Beſtz des 
Verlorenen wieder zu gelangen; allein vergeblich. 
Gleich den ehemaligen Herrſcherfamilien in den andern 
Städten der Schweiz, war auch denen in Bern die 
Zeit während der Vermittlungsurkunde eine verhaßte, 
eine Laſt, die fie bei der nächſten Gelegenheit abzu⸗ 
werfen ſuchten, um ihren Thron wieder zu beſteigen. 
Als daher gegen Ende des Jahres 1813 die Heere 
der alliirten Mächte ſich den Gränzen der Schweiz 
näherten, war es Bern, das zuerſt die Mediationsakte 
vernichtete und den andern Städten das Beiſpiel gab. 
Bern war eine Hauptſchuld, daß dann durch den Ein⸗ 
tritt der fremden Heere in die Eidgenoſſenſchaft der 
Verrath an der ſchweizeriſchen Neutralität, und nach⸗ 
her auch an den Freiheiten und Rechten der ſchwei⸗ 
zeriſchen Nation begangen wurde. Ob es für ſeine 
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Judaß⸗That Geld erhalten habe oder nicht? das laſ— 
ſen wir hier dahingeſtellt. 

Nun hatte Bern, oder vielmehr die Junkerſchaft 
daſelbſt, nichts Angelegentlicheres zu thun, als wo 
möglich den bis zum Jahr 1798 vorhandenen Zuſtand 
herzuſtellen. Dieſes ſollte nicht nur im eigenen, ſon— 
dern auch in andern Kantonen Statt finden. Des⸗ 
wegen ſtand ſie dieſen mit Rath und That bei. Sie 
wollte das Aargau und die Waadt wieder erobern, 
und rüſtete deswegen. Da aber die beiden bedrohten 
Kantone das Nämliche thaten, und Unterſtützung von 
andern Orten erhielten: fo ſah ſich Bern genöthigt, 
ſeine Plane aufzugeben, beſonders weil es dann durch 
den Kongreß in Wien den weit aus größten Theil 
des ehemaligen Bisthums Baſel als Entſchädigung 
erhielt, und in ſeinem eigenen Kantone, nämlich im 
Oberlande, Unruhen ausbrachen. 

Als der Adel zu Bern die Vermittlungsurkunde 
vernichtete, wurde das Volk daſelbſt, welches ſich unter 
derſelben fo glücklich gefühlt hatte, von Furcht ergrif- 
fen. Es glaubte, die Vernichtung ſei auf Befehl der 
fremden Mächte geſchehen, und ſchwieg in der Erwar⸗ 
tung, daß die Zukunft das Räthſel auf eine erfreu— 
liche Weiſe löſen werde. Statt daß dieſes geſchah, 
traten wieder Schultheiß, klein nnd groſſe Räthe der 
Stadt und Republik Bern, die Zweihundert der Stadt 
zum Vorſchein, erklärten ſich als die einzig rechtmäſ⸗ 
ſige Landesobrigkeit, und daß nun die ehemalige alte 
Verfaſſung im Weſentlichen wieder hergeſtellt worden 
ſei. Wohl wurde den Landſtädten und Amtsbezirken 
auf der Landſchaft geſtattet, zu den Zweihundert der 
Stadt Bern auch noch neun und neunzig Mitglieder 
in den groſſen Rath zu wählen. Aber was konnten 
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dieſe gegen jene ausrichten? auf was für eine Weife 
die Intereſſen der Landſchaft mit Nachdruck und gu⸗ 
tem Erfolge vertreten? Demnach war das Wohl von 
mehr als dreimalhunderttauſend Seelen in den Hän⸗ 
den einiger patriziſcher Familien in der Stadt Bern. 
Ein kleiner Rath, beſtehend aus den beiden Schult⸗ 
heiſſen, drei und zwanzig Mitgliedern und zwei Heim⸗ 
lichern, welche leztere eine Art Staats -Spionen fein 
mußten, erhielt eine beinahe unbegränzte Macht und 
Willkühr. 

Hierauf behandelten Regierung nnd Zweihundert 
der Stadt und Republik Bern ihre Untergebenen und 
Angehörigen ganz auf eine väterliche Weiſe. Sie 
lieſſen dieſe groſſe Abgaben bezahlen, gaben ihnen ihre 
Söhne und Anverwandten zu Beamteten, waren zu⸗ 
frieden, wenn ſie ihnen in allem unbedingt folgten, 
ihnen eine recht groſſe Hochachtung und Ehrfurcht 
bewieſen, ſich nicht um den Staatshaushalt beküm⸗ 
merten, nicht über beſchränkende, unwürdige Geſetze 
und Verordnungen murrten, ſondern zu Allem, was 
geſchah und über ſie verhängt wurde, eine gute Miene 
machten. Daneben waren ſowohl Regierung als Zwei⸗ 
hundert ſehr bedacht, daß in den Schulen des Kan⸗ 
tons für die Aufklärung ihrer lieben und getreuen 
Angehörigen ja nicht zu viel gethan werde, daß der 
Geiſt der Freiheit und Neuerung nicht etwa Wurzeln 
bei denſelben ſchlage. Deswegen mußte nicht nur 
eine gewöhnliche öffentliche Polizei ein ſtrenges und 
wachſames Auge auf alles dasjenige halten, was jenen 
Geiſt betraf, ſondern es wurde auch noch eine gehei— 
me, unſichtbare Polizei eingeführt. Eben ſo legte man 
nicht nur der Preſſe möglichſt ſchwere und hemmende 

Feſſeln an, ſondern man ſuchte auch diejenigen Bücher 
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und Schriften ſtrenge zu verbieten, welche geeignet 
waren, dem Volke über ſeinen Zuſtand die Augen zu 
öffnen. Mit einem Worte: die berneriſchen Behörden, 
hauptſächlich die faſt allmächtige Regierung, unter⸗ 
lieſſen nichts, um das Volk in ſtetem unbedingtem 
Gehorſam und in einer immerwährenden Unmündig⸗ 
keit zu erhalten, um deſto ſicherer, und mit deſto mehr 
Willkühr über daſſelbe herrſchen zu können. 

Mit bangen Beſorgniſſen ſahen daher die patri- 
ziſchen Herrſcherfamilien zu Bern im Jahr 1830 das 
erwachende, freiſinnige Leben in den andern Kantonen. 
Dafür wurden ſie um ſo mehr durch die verruchten 
Ordonnanzen Karls des Zehnten erfreut. In ihnen 
erblickten ſie nicht nur den glänzendſten Triumph der 
Legitimität und des Thrones in Frankreich über die 
Sache des Volkes, ſondern ſie lebten der Ueberzeu⸗ 
gung, daß dieſes auch bald den ſchweizeriſchen Ari— 
ſtokraten und Magnaten den entſcheidendſten Sieg über 
die zu einem freiern, ſelbſtſtändigern Daſein erwachte 
Nation verſchaffen werde Um ſo mehr erſchracken 
ſie, als ſie Kunde von dem Erfolge der Ordonnanzen 
erhielten. Da war es ihnen, als ob die Rathsherren— 
ſtühle auch unter ihnen anfiengen zu wanken. 

Ganz anders war der Eindruck, den dieſes Er- 
eigniß auf das berneriſche Volk machte. Obgleich die— 
ſes nicht nur von Natur ſehr gutmüthig iſt, ſondern 
auch geduldig und ſchwer aufzuregen, das Beſtehende 
aus Unzufriedenheit umzuſtürzen: ſo war es dennoch 
ſchon ſeit einiger Zeit des harten Druckes überdrüſſig, 
und ſehnte ſich innig nach einem beſſern, ſeinen Be⸗ 
dürfniſſen angemeſſenern politiſchen Zuſtande. Die 
Juli⸗Tage in Frankreich erregten daher unter dem- 
ſelben groſſe Freude, und zugleich gegründete Hoff⸗ 
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nungen, daß es nun auch bald mit ihm beſſer werde. 
Dies war beſonders in den gröſſern Landſtädten, wie 
Burgdorf, Thun, Biel, u. ſ. w. der Fall. Hier lebten 
viele gebildete, angeſehene, aufgeklärte und freiſinnige 
Männer, in welchen die Lage des Vaterlandes den 
größten Unwillen erregte, und ſie anſpornte, zur Ver⸗ 
beſſerung derſelben alles Mögliche zu thun. Sie konn⸗ 
ten freilich durch ihren beſten Willen nicht viel aus⸗ 
richten, weil ſie ſich von der Regierung von allen 
Seiten gebunden ſahen. Gegen den Herbſt des Jah⸗ 
res 1830 durften fie ſich ſchon etwas freier ausſpre⸗ 
chen, und für das Wohl des Volkes zu handeln be⸗ 
ginnen. Die Regierung ließ zwar kein Mittel unver⸗ 
ſucht, um ſowohl ihren eigenen Kanton als die übrige 
Schweiz vor einer Umwälzung zu bewahren. In ih⸗ 
rem eigenen Kantone verbot ſie das öffentliche Aus⸗ 
ſtellen der Karrikaturen über Karl den Zehnten und 
ſeine Miniſter, die freiſinnigen Tagblätter der andern 
Kantone, wie die neue Zürcher- und die Appenzeller 
Zeitung, ließ den angeſehenen und begüterten Kauf— 
mann Franz Schnell von Burgdorf gefänglich nach 
Bern führen, weil der Verdacht auf ihm ruhte, daß 
er kurz vorher den Abdruck und die Vertheilung des 
Freiheitsbriefes vom 3. Hornung des Jahres 1798 
beſorgt habe; desgleichen traf ſie Scheinanſtalten, als 
wolle fie einige Verbeſſerung im Staatsweſen vorneh- 
men, um das Volk zu beruhigen. Als vorörtliche 
Behörde der Schweiz erließ ſie ein Rundſchreiben an 
die Regierungen aller Kantone, forderte ſie darin auf, 
ein wachſames Auge auf die immer gröſſern Bewe⸗ 
gungen, hauptſächlich auf die Preſſe zu halten, und 
allen Kräften aufzubieten, um etwaige Störungen zu 
verhüten. Sie bot ſogar Kantonen, wo die Volks⸗ 
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bewegungen immer mehr zunahmen, Truppen zur Hülfe 
gegen das ſeine Rechte fordernde Volk an. Deſſen⸗ 
ungeachtet fanden am 19. Oktober in Pruntrut unru⸗ 
hige Auftritte Statt, weil das Volk daſelbſt Freiheit 
und Gleichheit der Rechte wollte. Zwar gelang es 
der Regierung und ihren dortigen Beamten, die Ruhe 
wenigſtens ſcheinbar wieder herzuſtellen. Doch alles 
dieſes ſchreckte das berneriſche Volk nicht zurück, be- 
ſonders da es ihm immer klarer wurde, daß die Kraft 
der Regierung in ihm liege. Von Tag zu Tage dachte 
es ernſter daran, dieſer Bittſchriften einzureichen, um 
eine Aenderung der Verfaſſung zu bewerkſtelligen. Für 
den gleichen Zweck verſammelten ſich am 3. November 
ungefähr dreihundert freiſinnige Männer aus mehrern 
Aemtern in Burgdorf. Aber die Verſammlung wurde 
durch den Oberamtmann daſelbſt auf Befehl der Re⸗ 
gierung aufgelöſt, und zwar mit der Drohung, wenn 
es nicht freiwillig geſchehe, ſo werde er Gewalt an— 
wenden. Nachdem man ihm das Geſezwidrige, Ge— 
waltthätige dieſes Schrittes vorgehalten, erſuchte ihn 
Doktor Joh. Schnell, ſich bei der Regierung zu ver— 
wenden, daß fie endlich ihren Starrſinn und die ver- 
haßten Maßregeln aufgeben möchte, wenn ihr die Ruhe 
des Kantons am Herzen liege. 

Eine Bittſchrift von Burgdorf, welche der Regie 
rung faſt zu gleicher Zeit um eine Verbeſſerung der 
Verfaſſung eingereicht wurde, wies dieſelbe als unſtatt— 
haft zurück, weil das Volk zu ſolchen Schritten nicht 
berechtigt ſei. Die Stadt Burgdorf dürfe dagegen ihr 
Begehren im nächſten groſſen Rathe von einem Raths⸗ 
herrn mündlich vortragen laſſen. Um die beſtehende 
Ordnung deſto beſſer aufrecht erhalten zu können, bot 
die Regierung einige Kompagnien Truppen auf. Da 
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aber viele von dieſen zur Parthei der Unzufriedenen 
gehörten, ſuchte ſie die Regierung durch Verdoppelung 
des Soldes an ſich zu feſſeln. In Bern ſelbſt beſchloß 
der Stadtrath zur Sicherheit und Aufrechthaltung der 
Ordnung die Errichtung einer Bürgergarde. Die 
Abſichten derſelben waren aber weit mehr gegen als 
für die Regierung. 

Indeſſen nahm die Bewegung unter dem Volke 
immer mehr zu. An einigen Orten trat daſſelbe zu— 
ſammen, und berieth ſich über die Lage des Kantons. 
Da die Regierung ſich zu ſchwach fühlte, die Bewe— 
gung aufzuhalten, fo beſchloß ſie am 5. Dec., dem 
groſſen Rathe einen Antrag zur Ernennung einer 
Kommiſſion von eilf Mitgliedern aus ſeiner Mitte zu 
machen, um die Volkswünſche zu vernehmen und ihm 
Bericht davon zu erſtatten. Am folgenden Tage wurde 
der Antrag der Regierung vom groſſen Rathe zum 
Beſchluſſe erhoben und dem Volke ſogleich durch eine 
Proklamation bekannt gemacht. Zugleich erklärte er, 
daß er einige Ermäſſigungen in den Abgaben habe 
eintreten laſſen. Allein ein Dekret der Regierung 
vom 8. Dec. zeigte, daß es den oberſten Behörden 
mit der Aenderung der Verfaſſung nicht Ernſt ſei, 
indem jeder Bürger angewieſen wurde, ſeine Wünſche 
einzeln durch eine Petition, freilich ohne Stempel— 
und Siegelgeld, einzureichen. Hingegen Bittſchriften 
mit mehrern Unterſchriften waren unterſagt, auſſer 
wenn ſie von Korporationen kommen. 

Das berneriſche Volk ſah bald ein, daß ſeine 
Wünſche auf dieſe Weiſe nicht befriedigt werden, be— 
ſonders da es bemerken mußte, wie ſehr ſich die Re- 
gierung daneben bemühte, alles freiſinnige Regen zu 
unterdrücken und ſeine Zuſammenkünfte zu vereiteln. 
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Die Bewegung vergröſſerte fich auf dem Lande; an 
mehrern Orten herrſchte ſchon dumpfe Gährung. In 
Pruntrut wollte das Volk die Regierung von Bern 
nicht mehr anerkennen, Stockmar, ein edler und auf⸗ 
geklärter Mann, der hier an der Spitze des Volkes 
ſtand, wurde als ein Hochverräther verläumdet, ver⸗ 
folgt und verbannt. 
Unter ſolchen Umſtänden kam das Jahr 1831, 
In der Nacht vom 2. auf den 3. Jenner errichtete 
das Volk in mehrern Gemeinden des Oberamtes Nidau 
Freiheitsbäume. Troz dem Abwehren der Beamten — 
troz dem, daß ſich der Oberamtmann ſelbſt in Gemein⸗ 
den begab, um die Wegſchaffung der Freiheitsbäume 
zu bewirken: ſo ſtanden nicht nur ſie nachher, ſondern 
es wurden noch in mehrern andern Gemeinden neue 
aufgeſtellt. Der Oberamtmann machte am 4. in Bern 
Anzeige davon. Am Tage darauf ſandte ihm die 
Regierung eine Abtheilung Truppen. Sobald dieſes 
bekannt wurde, rottete ſich das Volk weit umher zu⸗ 
ſammen, und griff zu den Waffen. Auf die Drohung, 
daß man die Sturmglocken ertönen laſſen werde, ſah 
ſich der Oberamtmann genöthigt, die Truppen in 
größter Eile nach Bern zurückzuſchicken, worauf eine 
groſſe Anzahl Bauern mit allerlei Waffen in Nidau 
einzog. An ihrer Spitze befanden ſich vier Muſikanten. 
Bei dieſem Aufbruche nach Nidau deſertirten aus 
der Kaſerne zu Bern eine bedeutende Anzahl junger 
Männer aus dem Bisthum, weil fie glaubten, der 
Zug gelte ihrer Heimath, weswegen ſie den Ihrigen 
zu Hülfe eilen wollten. Da zugleich auch die übrigen 
in die Stadt gezogenen Truppen immer lauter nach 
dem Zwecke ihrer Einberufung fragten, und erklärten, 
daß fie ſich nicht gegen ihre Brüder gebrauchen laſſen, 
\ 8 
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ſo fanden es die hartnäckigen, ſtarrköpfigen Ariſtokra⸗ 
ten zu Bern für nothwendig, andere Mittel zu ihrer 
Sicherheit zu ergreifen. Es wurde mit möglichſter 
Schnelligkeit im geheimen eine blindlings gehorchende 
Söldnerſchaar geworben, unter der ſich viele aus 
Frankreich geſchickte Individuen befanden. Dieſe 
Maßregel erregte nicht nur auf der Landſchaft eine 
groſſe Entrüſtung, ſondern auch die freiſinnigern Män⸗ 
ner in Bern ſelbſt wurden dadurch erbittert. Die 
Bürgergarde von hier proteſtirte bei dem Amtsſchult⸗ 
heiſſen dagegen. Die Stadtpolizei-Behörde entſetzte 
den Polizeidirektor Bondeli ſeiner Stelle, weil er eine 
Haupttriebfeder der empörenden Werbungen war. In 
Thun, wo das Volk ſich beſonders unruhig zeigte, 
ließ die Regierung die dort befindlichen Kanonen ab⸗ 
holen. Am 9. Jenner wurden zu Bern die Thore 
verrammelt, und die Matte mit Geſchütz verſehen. 
Während alles dieſes geſchah, eilten Boten im 
ganzen Kanton umher, um auf den 10. Jenner eine 
Verſammlung von Ausſchüſſen aus allen Gemeinden 
in Münſingen, zwei und eine halbe Stunde oberhalb 
Bern, anzuſagen. Wirklich erſchienen am beſtimmten 
Tage zu Münſingen gegen tauſend Abgeordnete faſt 
aus allen Gegenden des Kantons. Die Verſammlung 
fand in der Kirche Statt. Geleitet wurde dieſelbe 
vom Profeſſor Hans Schnell von Burgdorf, der ſich 
nebſt ſeinem Bruder Karl um die Wiedergeburt des 
Kantons Bern unſterbliche Verdienſte erworben hat. 
Man beſchloß, ruhig auf die Zuſammenkunft des 
groſſen Rathes am 13. Jenner und deſſen Verhand⸗ 
lungen zu warten; wenn aber nicht das gewünſchte 
Ergebniß zum Vorſcheine komme, ſo wolle man das 
Volk nicht mehr länger abhalten, ſein Recht auch mit 
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Gewalt in Beſiz zu nehmen. Hierauf erſchien der 
Chef der Bürgergarde in Bern, Obriſt Hahn, und 
zeigte der Verſammlung an, daß die Regierung das 
Anwerben von Söldnern verboten habe. Den guten 
Eindruck, den dieſe Nachricht machte, vernichtete der 
Bericht über die Leiſtungen der Standeskommiſſion, 
nämlich daß ſich dieſe einer durchgreifenden Verbeſſe⸗ 
rung der Verfaſſung ſehr ungünſtig zeige. 

Mit geſpannten Erwartungen auf die nahe Zu- 
kunft ſchieden ſodann die Abgeordneten von einander. 
In der Hauptſtadt verbreiteten ſich jetzt Gerüchte, daß 
das Volk nach derſelben ziehen wolle. Die Regierung 
ſandte daher am 12. Jenner Offiziere in diejenigen 
Oberämter, in denen ſie noch am meiſten Anhänglich⸗ 
keit erwartete, um freiwillige Mannſchaft zu ihrem 
und der Hauptſtadt Schuz aufzubieten. Wirklich wa⸗ 
ren jene Gerüchte nicht ungegründet, indem einige 
tauſend Mann aus dem Bisthum gegen Bern mar⸗ 
ſchirten, um den Willen des Volkes mit Gewalt durch- 
zuſetzen. Als ſie in die Gegend von Biel kamen, tra⸗ 
ten ihnen mehrere Bürger dieſes Städtchens entgegen, 
erinnerten ſie an die Beſchlüſſe in Münſingen, und 
bewogen ſie auf dieſe Weiſe wieder zum Rückzuge. 
Die Regierung dagegen war anfangs Willens, ihnen 
einige Bataillone entgegen zu ſenden; aber nach einer 
längern Berathung fand ſie es für klüger, nur einen 
Deputirten zu ſchicken, um den Sturm aufzuhalten. 

Es bedurfte demnach im Kanton Bern nur noch 
eines kleinen Schrittes, nur noch einer längeren Weige⸗ 
rung, den Forderungen des Volkes zu entſprechen, um die 
Fackel des Bürgerkrieges anzuzünden, und dem beſte⸗ 
henden Regiment einen gewaltſamen, blutigen Sturz 
zu bereiten. Dieſes ſahen endlich Regierung und 

0 


— 116 — 


groffer Rath ein. Sie beſchloſſen deswegen am 13. 
Jenner nach ſehr ſtürmiſchen Auftritten, nachzuge⸗ 
ben, und ihren Beſchluß dem Volke ſchnell bekannt 
zu machen. Die gegenwärtige Staatsverwaltung er⸗ 
klärte ſich für proviſoriſch, bevollmächtigte die zur 
Abnahme der Petitionen niedergeſetzte Kommiſſion, die 
Wahl eines Verfaſſungsrathes ſo wie die Einberufung 
deſſelben unverzüglich einzuleiten. Dieſe Kommiſſion 
entſchied ſich für eine Verfaſſungsbehörde von hundert 
und einem Mitgliede, unmittelbar durch das Volk 
gewählt. 

Ruhe, Ordnung und Zufriedenheit ſtellten ſich 
hierauf ſogleich wieder im Kantone her. Ueberall 
freute man ſich innig des Sieges, den die Sache der 
Freiheit und der ewigen Rechte errungen hatte. Zwar 
handelte die Regierung auch noch in ihrem proviſo⸗ 
riſchen Zuſtande wie früher, verübte noch eine Menge 
Gewaltthätigkeiten. Ariſtokraten und viele Geiſtliche 
bemühten ſich noch immer durch Wort und Schrift 
Verwirrung zu ſtiften und die heilige Sache der 
Menſchheit zu ſchänden. Aber ſie erreichten ihren 
ſchlechten Zweck nicht. Der Verfaſſungsrath, die 
Wünſche des Volkes einholend, löſte ſeine Aufgabe 
auf eine unerwartete, treffliche Weiſe. Die Verfaſ⸗ 
ſung wurde vom Volke freudig genehmigt. In die 
neuen Behörden kamen meiſtens achtenswerthe, edle, 
freiſinnige und gebildete Männer. Aber ſowohl dieſen 
als der neuen Ordnung der Dinge überhaupt, bat- 
ten die abgedankten Patrizier blutige Rache auf 
dem Wege des Hochverrathes, des Mordbrennens 
und Bürgerkrieges geſchworen. Im Sommer des 
Jahres 1832 wollten ſie ihr ſchwarzes Vorhaben aus⸗ 
führen. Doch es wurde frühzeitig genug entdeckt, und 
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der hölliſche Plan ſcheiterte zur Schmach und Beſtra⸗ 
fung der Urheber deſſelben. 

Nun iſt der Kanton Bern durch ſeine Regierung, 
durch ſeinen groſſen Rath und durch ſein wackeres 
Volk die Krone der neugebornen Schweiz. In den 
eigenen Angelegenheiten ſowohl als in den geſammt⸗ 
eidgenöſſiſchen ſteht er als ein erhabenes Vorbild da. 
Der Geſandte Karl Schnell auf der Tagſatzung ver⸗ 
dient weit mehr Achtung als dieſe ganze Behörde. 
Auf dieſen Mann kann nicht nur der heimathliche 
Kanton, ſondern jeder biedere Eidgenoſſe mit gerech⸗ 
tem Stolze hinblicken. In Beziehung auf die unglück⸗ 
lichen Polen flocht ſich Bern den Kranz einer groß⸗ 
artigen Unſterblichkeit, während ſich die meiſten andern 
Regierungen durch ihr Benehmen gegen die Trümmer 
dieſer Heldennation ewige Schmach zuzogen. 
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Bis zum Jahr 1798 war der Kanton Schwyz 
in zwei ungleichen Hälften getheilt. Die kleinere 
davon beſtand in dem innern Bezirke, oder dem ſoge⸗ 
nannten alten gefreiten Lande Schwyz; die gröſſere 
bildeten die äuſſern Bezirke. Die Einwohner von die⸗ 
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fen wurden von dem Volke von Inner- Schwyz bis 
zu jenem Jahre als Einſaſſen betrachtet, und in vie⸗ 
len Hinſichten als Unterthanen behandelt. Als ſich 
aber die Franzoſen der Eidgenoſſenſchaft näherten, 
wurde es den Häuptlingen im Hauptorte Schwyz und 
ihren Anhängern bange, und gaben daher den äuſſern 
Bezirken im Hornung und März des Jahres 1798 
gleiche Freiheit und gleiches Recht. Sie hofften, das 
nun freigewordene Volk werde ſich um ſo bereitwilli⸗ 
ger zeigen, gegen die immer weiter vorrückenden 
Franzoſen zu kämpfen. Dieſe Hoffnung ging wirklich 
in Erfüllung. Im Jahre 1802 erhielt jene Freiheit 
und jenes Recht aufs Neue die Beſtätigung. So 
blieb es auch zur Zeit der Mediationsakte. Aber 
ſchon im Anfange des Jahres 1814 wurde wieder der 
alte Zuſtand, wie er bis zum Jahr 1798 war, ein⸗ 
geführt. Man erklärte den äuſſern Bezirken: das 
Volk von Schwyz erkenne ſich nun einzig wieder als 
ſouverain, und dem Volke der äuſſern Landſchaften 
ſtehe es zu, von der Großmuth dieſes Souverains zu 
erwarten, in wie weit dieſer demſelben einen Antheil 
an den Kantonalbehörden werde angedeihen laſſen. 
Dieſer widerrechtliche, gewaltthätige Bruch frü- 
herer Worte und Verträge empörte die äuſſern Be⸗ 
zirke. Sie riſſen ſich von Inner Schwyz los, und 
blieben fünf Monate ſelbſtſtändig. Da fingen beide 
Theile an, mit einander zu unterhandeln, vereinigten 
ſich vorzüglich unter der Hauptbedingung, daß nächſtens 
eine Verfaſſung aus dem Volke von beiden Theilen 
hervorgehen ſolle, auf gleichmäſſige Freiheiten und 
Rechte gegründet. Wirklich ernannte bald darauf der 
Landrath eine zahlreiche Kommiſſion, und beauftragte 
ſie, die neue Verfaſſung zu bearbeiten. Allein die 
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Häuptlinge in Schwyz trafen niemals Anſtalten, die⸗ 
ſelbe zu verſammeln, und ſo Fam fie auch niemals 
zuſammen. Alle Aufforderungen der äuſſern Bezirke, 
um ihren Zuſammentritt zu bewerkſtelligen, blieben 
fruchtlos. Sie mußten in ihrem verfaſſungs⸗ und 
rechtloſen Zuſtande verharren bis zum Jahr 1821. 
Als ſodann in dieſem Jahre der Präſident der Tag⸗ 
ſatzung ſämmtliche Kantone aufforderte, ihre Verfaſ⸗ 
ſungen ins eidgenöſſiſche Archiv einzureichen, erwar⸗ 
teten die äuſſern Bezirke mit Gewißheit, daß fie nun 
die ſchon ſeit ſieben Jahren verſprochene Verfaſſung 
endlich erhalten werden. Sie täuſchten ſich. Der 
ſeit dem Jahr 1814 proviſoriſche Landrath zu Schwyz 
machte unter dem Namen einer Verfaſſung ein Werk, 
in welchem den äuſſern Bezirken faſt alle Rechte vor⸗ 
enthalten, in welchem die Einwohner derſelben wieder 
gewiſſermaſſen Unterthanen wurden. Der Inhalt die⸗ 
ſer ſogenannten Verfaſſung blieb damals dem Volke 
aus ſehr begreiflichen Gründen verborgen. Die dama⸗ 
lige Tagſatzung war pflichtvergeſſen und ſchlecht genug, 
ein ſolches heimtückiſches, ſchändliches Machwerk ins 
eidgenöſſiſche Archiv aufzunehmen. Das innere Land 
Schwyz, hauptſächlich deſſen Behörden, verfuhren hier⸗ 
auf mit den äuſſern Bezirken ganz nach ihrem Belie⸗ 
ben, ſetzten rohe Gewalt an die Stelle des Rechtes. 
Weder Klagen noch Vorſtellungen fanden Gehör. Die 
ariftofratifchen Herrſcherlinge in Schwyz befanden ſich 
in einer ſolchen Lage zu wohl, um nicht alles Mögliche 
zu thun, dieſelbe beizubehalten. Dieſes mußte ihnen 
um ſo leichter vorkommen, weil ſie ſchon längſt gewohnt 
waren, das ſogenannte ſouveraine Volk am Gängel⸗ 
bande zu führen, und mit ihm ein verwerfliches, che 
mi Spiel zu treiben, 
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Wie nun in der zweiten Hälfte des Jahres 1830 
das Volk in mehrern andern Kantonen auftrat, um 
ſich ein freieres, würdigeres Daſein zu verſchaffen: 
ſo wollten auch die äuſſern Bezirke die für ſie ſo gün⸗ 
ſtig ſcheinende Zeit benutzen, um die ihnen ſchon ſo 
lange verſprochene Freiheit und Rechtsgleichheit durch 
eine Verfaſſung zu erhalten. Zu dieſem Zwecke tra⸗ 
ten ſie mit einander im Oktober in eine nähere Ver⸗ 
bindung, um vereint handeln zu können. Ihre Vor⸗ 
ſteher verſammelten ſich bald darauf in Einſiedeln, 
und beſchloſſen, den Behörden von Inner - Schwyz 
durch eine ehrerbietige, aber feſte und männliche 
Sprache das Begehren einer Verfaſſung vorzutragen. 
Das hierüber entworfene Memorial wurde am 17. 
November dem Kantons rath vorgelegt. Dieſer gerieth 
dadurch in eine eigentliche Raſerei, lärmte über Ja⸗ 
kobinismus, Rebellion, Feinde der Religion, und er⸗ 
klärte, daß er von ſeinen Vorrechten nicht abweichen, 
den äuſſern Bezirken nicht entſprechen werde. Zugleich 
wurde das Volk im innern Bezirke durch ſeine Füh⸗ 
rer, oder vielmehr Verführer, unter mancherlei lüg⸗ 
neriſchen und boshaften Vorſtellungen gegen das Volk 
der äuſſern Bezirke aufgehetzt. | 

Doch dieſes ließ fich von feiner nun einmal be⸗ 
tretenen Bahn nicht zurückſchrecken. Obgleich es an 
den vereinzelt abgehaltenen Bezirkslandsgemeinden im 
December mit großem Widerwillen von den Männern, 
welche an ſeiner Spitze ſtanden, vernahm, was geſche⸗ 
hen war, ſo beſchloß es dennoch, eine die Freiheiten 
und Rechte aller Privaten ſichernde vollſtändige Ver⸗ 
faſſung, und eine auf das genaue Verhältniß der 
Bevölkerung berechnete Repräſentation in den Kanto⸗ 
nalbehörden zu fordern. Als hierauf der Land⸗ oder 
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Kantonsrath am 11. December zur Berathung der 
Inſtruktionen auf die auſſerordentliche Tagſatzung zu⸗ 
ſammentrat, erſchienen in demſelben aus den äuſſern 
Bezirken keine Mitglieder, weil man ſie in der letzten 
Sitzung mißhandelt hatte. Dieſes Ausbleiben benutz⸗ 
ten die rohen Häuptlinge in Schwyz, um die äuſſern 
Bezirke auf eine höhnende Weiſe in einem Schreiben 
zu kränken; hingegen die Beſchlüſſe der Bezirkslands⸗ 
gemeinden würdigten fie keiner Antwort, ſondern ſuch— 
ten dieſelben nicht nur ihrem Volke, ſondern auch der 
Tagſatzung als das Ergebniß einiger unruhiger Köpfe 
zu ſchildern. Ueberhaupt bemühten ſie ſich, die For⸗ 
derungen und Strebungen der äuſſern Bezirke auf 
eine hämiſche, elende Weiſe zu verkleinern und zu 
verdächtigen. 

Um den ſchlechten Häuptlingen in Schwyz, um 
der ganzen ſchweizeriſchen Nation zu zeigen, daß das 
Begehren einer Verfaſſung nicht nur Sache einiger 
Weniger, ſondern Sache des ganzen Volkes der äuſſern 
Bezirke ſei, verſammelte ſich dieſes am 6. Jenner des 
Jahres 1831 in Lachen zu einer Landsgemeinde. Trotz 
dem Schneegeſtöber traten einige tauſend Männer zu⸗ 
ſammen. Viele von ihnen kamen mehrere Stunden 
weit aus winterlichen, rauhen Thälern. Mit Einmuth 
ward beſchloſſen: von den Behörden und dem Volk 
des alten Landes Schwyz nochmals eine Kantonal⸗ 
Verfaſſung, auf Freiheit und gleichem Rechte beru⸗ 
hend, zu verlangen, und zwar ſollen ſich dieſelben 
innert drei Wochen erklären, ob ſie dieſem Verlangen 
entſprechen wollen oder nicht; nach Verfluß dieſer Zeit, 
und im Fall einer abſchlägigen oder unbefriedigenden 
oder gar keiner Antwort vom alten Lande Schwyz 
ſollen ſich die Landsgemeinden der verſchiedenen Be⸗ 
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zirke, oder die in ihrem Namen bevollmächtigten Be⸗ 
hörden verſammeln, um die Verfügung zu treffen, wie 
die verſchiedenen Behörden zu organiſiren, und ihnen 
die Verwaltung der Landesgeſchäfte zu übertragen ſei. 
Dieſer Beſchluß wurde ſogleich dem innern Be⸗ 
zirke ſo wie der Tagſatzung mitgetheilt. Die ſchwy⸗ 
zeriſche Geſandtſchaft, hauptſächlich der hochverräthe⸗ 
riſche Landammann Wäber, wandte Alles an, die Tag⸗ 
ſatzung zu bewegen, daß ſie gegen die äuſſern Bezirke 
einſchreite, und fie zum unterthänigen Gehorſam zu⸗ 
rückführe. Dieſes glückte nicht, weil die Tagſatzung 
verlangte: es müſſe zuerſt das Volk von Inner⸗Schwyz 
an einer Landsgemeinde über dieſen wichtigen Gegen⸗ 
ſtand vernommen werden. Am 23. Jenner kam ſodann 
daſſelbe zuſammen. Allen bisherigen Uebungen zuwi⸗ 
der fand die Verſammlung in der Kirche des Haupt⸗ 
ortes bei verſchloſſenen Thüren Statt. Geiſtliche Fin⸗ 
ſterlinge und weltliche Unterdrücker der heiligſten Rechte 
des Menſchen fprachen dem Volke zu, in das Begeh⸗ 
ren der äuſſern Bezirke nicht zu willigen, ſondern 
ſeine Vorrechte zu bewahren. Hierauf wurde, nach⸗ 
dem man die ärgſten Schmähungen und Verläumdun⸗ 
gen über das äuſſere Land ausgeſprochen hatte, be⸗ 
ſchloſſen, eine Kantonal-Verfaſſung zu machen, aber 
nicht wie es die äuſſern Bezirke begehrten, ſondern 
gegründet auf die Verfaſſung im vorigen Jahrhundert, 
und auf diejenige, welche einige Häuptlinge im Jahr 
1821 in das eidgenöſſiſche Archiv ſchmuggelten. Zu⸗ 
gleich wollte Inner-Schwyz das äuſſere Land mit 
Gewalt zur Wiedervereinigung und Unterwürfigkeit 
zwingen, inſofern ſich dieſes dem Beſchluß nicht gut⸗ 
willig unterziehen werde. Der Tagſatzung, welche von 
dieſer Landsgemeinde ein ganz anderes Reſultat er⸗ 
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wartet hatte, machte die Geſandtſchaft von Schwyz 
weiß, daß nun beide Theile in gütliche Unterhandlun⸗ 
gen getreten ſeien, und ſich daher Alles bald auf eine 
friedliche Weiſe ausgleichen werde. 

Sobald das Volk von Auſſer⸗Schwyz wußte, wie 
das alte Land ſeine Forderungen aufgenommen habe, 
wurde es in einem hohen Grade darüber erbittert. 
Der größte Theil wollte ſich für immer von Inner⸗ 
Schwyz trennen. Allein bei den gegen Ende des 
Hornung abgehaltenen Bezirkslandsgemeinden gelang 
es den Führern, die aufgeregte Menge dahin zu ſtim⸗ 
men, einſtweilen eine proviſoriſche Verwaltung nieder⸗ 
zuſetzen, jedoch mit dem Beding / daß wenn Alt⸗Schwyz 
den Forderungen hinſichtlich einer Verfaſſung entſpre⸗ 
che, ſich ſogleich wieder an daſſelbe anzuſchlieſſen. 

Ueber dieſe Maßregeln der äuſſern Bezirke wur⸗ 
den die Behörden von Inner-Schwyz wie wüthend. 
Allein ihre Wuth fruchtete nichts. Das Auffere Land 
konſtituirte ſich zu einem ſelbſtſtändigen Staate, machte 
und gab ſich eine Verfaſſung, erwählte feine Vehör— 
den. Die Häuptlinge zu Schwyz ſtrengten alle ihre 
Kräfte an, griffen zu den verabſcheuungswürdigſten 
Mitteln, um die äuſſere Landſchaft wieder unter ihren 
gewaltthätigen Herrſcherſtab zu bringen. Ihnen half 
getreu das Kloſter Einſiedeln, welches, obſchon zu 
den äuſſern Bezirken gehörend, feſt an den hohen Her- 
ren des innern Landes hing, und verrätheriſch gegen 
die neue Ordnung dachte und handelte. Oft drohte 
man dem äuſſern Lande, es mit bewaffneter Hand zu 
überfallen, ja man traf ſogar Anſtalten dazu. Aber 
das äuſſere Land rüſtete ſich, ſtand bereit, ſeinen Feind 
zu empfangen, und Gewalt mit Gewalt zu vertreiben. 
Die Tagſatzung ſuchte immer zu vermitteln. Die 
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äuſſern Bezirke zeigten ſich ſtets bereit; hingegen das 
alte Land, oder vielmehr die Regenten deſſelben, wie⸗ 
ſen jede Vermittelung anf eine die ganze Nation höh⸗ 
nende Weiſe zurück. Unterwürfigkeit, Gehorſam, das 
waren die Bedingungen, unter denen ſie eine friedliche 
Ausgleichung vornehmen wollten. | 

Hierauf nahm der Riß zwiſchen dem innern und 
den äuſſern Bezirken immer mehr zu. Hätte die Tag⸗ 
ſatzung ihrer Stellung und Pflicht gemäß gehandelt — 
hätte fie Alt⸗Schwyz denjenigen Ernſt gezeigt, den 
man von ihr fordern konnte: ſo wäre es nie ſo weit 
gekommen. Die Häuptlinge von Schwyz wollten bald 
in Gemeinſchaft mit den Herrſcherlingen von Baſel, 
Neuenburg, Uri und Unterwalden den Riß auf die 
ganze Schweiz ausdehnen. Pfaffen, Ariſtokraten und 
die Feinde des Völkerglücks in der ganzen Eidgenof- 
ſenſchaft ſchloſſen ſich an ſie an, dienten ihnen als 
Werkzeuge, um das ganze Vaterland an den Rand 
des Verderbens zu ſtürzen. 

Während dieſes, zuerſt nur ganz in der Stille 
geſchah, klopften die äuſſern Bezirke öfters an den 
Pforten der Tagſatzung; aber ſie wurden abgewieſen. 
Sie blieben bei der oberſten Behörde der Schweiz in 
einer ſo groſſen und folgenreichen Zeit nicht vertreten, 
weil dieſe Zeit ſo kleine Menſchen gefunden hatte, 
und weil von dieſen kleinen Menſchen die kleinſten 
in der Tagſatzung und den übrigen hohen Behörden 
der Eidgenoſſenſchaft ſaſſen. — Bald darauf ent⸗ 
wickelte ſich der berüchtigte Sarnerbund, beſtehend 
aus den Beherrſchern der vorhin bemerkten Kantone. 
Dieſer Bund war eine Verſchwörung gegen die Frei⸗ 
heit, gegen die Rechtsgleichheit und die Wohlfahrt 
der ſchweizeriſchen Nation, ein Hochverrath an der 
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heiligſten Sache der Menſchheit und am Vaterlande. 
Er riß ſich los von den andern Kantonen und der 
Tagſatzung, hatte ſeine eigenen Zuſammenkünfte zu 
Schwyz. Die Aufforderungen der Tagſatzung, in ih⸗ 
ren Schoß zurückzukehren, wies das Sarnerkomplott 
mit Verachtung und Hohn zurück; dafür wurden nun 
Auſſer Schwyz und ſchon vorher Baſel-Landſchaft 
in denſelben aufgenommen. Erſt jetzt ergrimmten die 
ſarneriſchen Verſchwörungsmänner. Sie fingen an, 
den Bürgerkrieg ins Daſein zu rufen. In Schwyz 
ſollte das mörderiſche Schauſpiel beginnen; daher 
mußte Obriſt Abyberg mit ſechshundert bewaffneten 
und verführten Kriegern am 31. Juli des Jahres 
1833 in das zu den äuſſern Bezirken gehörende Küß⸗ 
nacht einrücken. Bald folgte ihm ein andere Haufe 
von etwa zweitauſend Mann, denen es aber größten⸗ 
theils an Waffen und Kleidung mangelte. Von Küß⸗ 
nacht, wo eine Menge Rohheiten verübt wurden, ſollte 
der Zug weiter gehen. Aber ſobald die Tagſatzung 
Kenntniß davon erhielt, wurden ſchnell mehrere tau⸗ 
ſend Krieger zu den Waffen gerufen, und dem Obriſt 
Abyberg entgegengeſandt. Dieſer zog ſich mit ſeinen 
Leuten zurück. Dieſe begaben ſich in ihre Heimath, 
und der Kanton Schwyz, hauptſächlich der innere 
Bezirk, erhielt eidgenöſſiſche Beſatzung. Es dauerte 
nicht lange, ſo war die Ruhe wieder hergeſtellt. Das 
Volk des alten Landes vereinigte ſich willig mit dem 
der äuſſern Bezirke, weil es des Streites, den es ein 
bloſſes „Herrenſpiel“ nannte, müde war. Beide Theile 
ſtehen wieder gemeinſchaftlich unter einer Verfaſſung, 
die freilich ſehr mangelhaft iſt. Aber eine ſchmerz⸗ 
liche Täuſchung mußte nach allen dieſen Dingen nicht 
nur das Volk der äuſſern Bezirke, ſondern der beſſere 
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Theil der ſchweizeriſchen Nation erfahren, nämlich, 
daß Landammann Schmid von Lachen, der einer der 
erſten Führer des äuſſern Landes war, ſich durch ſein 
neueſtes Benehmen zum Verräther des biedern, frei⸗ 
ſinnigen Volkes ſtempelte. Wer zwar ſeinen Charakter 
früher kannte, dem mußte ſo etwas nicht unerwartet 
erſcheinen. Hätte das Kloſter Einſtedeln, oder hätten 
die Häuptlinge von Schwyz dieſem Manne im Jahr 
1830 eine bedeutende Summe Geld und daneben noch 
eine einträgliche Stelle angeboten: ſo wäre er gewiß 
nie gegen ſie aufgetreten. Dagegen ſteht Landammann 
Diethelm von Lachen als ein biederer, Achter Eidge⸗ 
noſſe da. 


12, 
Die Zerwürfniſſe und Staatsumwälzung 
# im 
Kanton Ueuenburg. 
' th nid 1. 
/ | | 
Kein Kanton in der Schweiz bietet ein fo bun⸗ 
tes und zugleich trauriges Bild dar, wie Neuenburg. 
Als ein Fürſtenthum des Königs von Preuſſen wurde 
es im Jahr 1815 der Schweiz einverleibt. Die Ehre 
und die Selbſtſtändigkeit der Eidgenoſſenſchaft hätten 
dringend gefordert, Neuenburg entweder nur als 
einen unabhängigen, ſouverainen Staat als Glied 
aufzunehmen, oder im entgegengeſetzten Falle von 
ſich zu weiſen. Allein die damaligen ſchweizeriſchen 


Yan 


Magnaten, welche ihre Kriecherei vor, und ihre 
Bettelei bei den alliirten Mächten auf einen abſurden 
Grad trieben, fühlten ſich über jeden Biſſen glück⸗ 
lich, den ihnen dieſelben in ihren heißhungrigen 
Mund warfen, und waren ſchlecht genug, den Zwit⸗ 
terſtaat Neuenburg in ihren Schooß aufzunehmen. 
Die Verfaſſung, welche dieſer Kanton damals 
erhielt, entbehrt aller Grundſätze, iſt ein buntes Ge⸗ 
miſch von Gewohnheiten, fürſtlichen Gnadenbriefen, 
Privilegien. Den Gouverneur ernannte der König, 
eben fo den Staatsdrath, welcher gewöhnlich aus ein 
und zwanzig Mitgliedern beſtand, deßgleichen von 
den allgemeinen Landſtänden, oder von den 75 Mit⸗ 
gliedern in den groſſen Rath, fünf und vierzig. Den 
Staatsrath als die eigentliche Landesregierung bil⸗ 
deten Adeliche, welche ihre Stellen erblich erhielten. 
Viele Mitglieder dieſer Behörde ſaſſen in Gerichten, 
wodurch ſie überall die Oberhand erlangten, was um 
ſo trauriger war, weil Neuenburg weder ein bürger- 
liches noch ein Strafgeſezbuch beſaß, und ſomit faſt 
Alles der richterlichen Willkühr anheimfiel. Die Ein- 
künfte des Fürſten beſtanden größtentheils in Zehnten, 
Bodenzinſen und Löbergerechtigkeiten, deren Beſtim⸗ 
mungen höchſt unregelmäſſig und verwickelt waren. 
Während ſich einige Ortſchaften durch dieſelben in 
einem hohen Grade gedrückt fühlten, blieben andere 
völlig frei davon. Alle Abgaben an den Staat mußte 
der Landmann, inſonderheit der Rebbauer am See 
entrichten, hingegen die Adelichen, die reichen Kauf— 
leute und die Fabrikanten hatten keine zu bezahlen. 
Faſt jeder Ort hatte in gewiſſen Beziehungen ſeine 
Rechtſamen, die Bezirke ihre beſondern Verfaſſungen 
und Ordnungen, welche ſie ſogar auf bürgerliche Körper⸗ 
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ſchaften ausdehnten. Hinſichtlich der Gerichte herrſchte 
das größte und drückendſte Chaos. In dieſem kleinen 
Lande, von höchſtens fünfzigtauſend Seelen bewohnt, 
waren nämlich einundzwanzig Gerichte erſter Inſtanz, 
jedes von zwölf Richtern gebildet, den präſidirenden 
Kaſtellan und deſſen Statthalter nicht gerechnet, fer⸗ 
ner zwei Ehegerichte und zwei Appellationsgerichte, 
und endlich zehn Kriminalgerichte. Allen mangelten 
beſtimmte Geſetze; überall waren Willkührlichkeiten 
ſtatt des Rechtes an der Tagesordnung. 

Der bunte, beſchwerliche Wirrwarr wurde noch 
bedeutend vergröſſert durch die vielen verſchiedenen 
Klaſſen, Abſtufungen und Stände der Einwohner. 
Man fand da die hohe Ariſtokratie von Grafen, Rit⸗ 
tern, Baronen und Kammerherren, ſtark durch groſſen 
Reichthum, in Verbindung mit dem vornehmen Aus⸗ 
lande, und hervorgezogen vom Fürſten. Dieſe Ari⸗ 
ſtokratie blickte nur mit Stolz und Verachtung auf 
die niedern Klaſſen herab, die ſie kaum würdig hielt, 
ihr die Schuhriemen aufzulöſen. Eine Stufe niedri⸗ 
ger ſtand die bürgerliche Ariſtokratie, zahlreich durch 
ihre Mitglieder, und im Beſiz groſſer Kapitalien. 
Dann kam erſt der Großhändler; dieſem folgte der 
Kaufmann, der wieder über dem Künſtler ſtand. 
Vom Künſtler gab es noch mehrere Stufen tiefer 
hinab. Neben allen dieſen Ständen nahm dann auch 
der geiſtliche eine hohe und einflußreiche Stelle ein, 
bei dem ſich wieder mehrere Abſtufungen zeigten. 

Kein Vernünftiger wird ſich daher wundern, 
wenn das Volk von Neuenburg, inſonderheit die 
niedern, arbeitenden Klaſſen unter ſolchen Umſtänden 
innig etwas Beſſeres wünſchten, und es im geeigne⸗ 
ten Zeitpunkte zu erſtreben ſuchten. Doch ging das 
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Jahr 1830 für dieſen Kanton ziemlich ſtille vorüber. 
Hingegen ſchon im Anfang des Jahres 1831 lieſſen 
ſich Wünſche nach einem andern Zuſtande laut hören. 
Zwar bemühten ſich Staatsrath und die ihm blind⸗ 
lings ergebenen Landſtände, jede Bewegung in ihrem 
Keime zu erſticken, ſuchten die Meinung zu verbreiten, 
daß das Völk mit den vorhandenen Inſtitutionen zu⸗ 
frieden ſei. Allein deſſenungeachtet beſchäftigte man 
ſich im Hornung in vielen Gemeinden, Petitionen um 
eine Verbeſſerung der Verfaſſung zu entwerfen, und 
wählte Abgeordnete zu einer General-Verſammlung. 
Vorzüglich im Val de Travers erhoben ſich die Stim- 
men für eine neue, beſſere Ordnung der Dinge am 
lauteſten. Bald ging die Bewegung an mehrern Orten 
in Gährung über. Am 26. Hornung wurden viele 
Freiheitsbäume errichtet, einige ſogar mit Wurzeln. 
Man fing an, unruhige Auftritte zu beſorgen, weswe⸗ 
gen man in der Hauptſtadt Vorkehrungen zur Sicher— 
heit und Ordnung zu treffen ſuchte. Doch Diele Vor⸗ 
kehrungen waren unnöthig. Die Ruhe blieb ungeſtört; 
aber faſt allgemein ſprach ſich der Wunſch aus: es 
möchten die Landſtände abgeſchafft und an deren Stelle 
ein ſelbſtgewählter, geſetzgebender Körper ernannt wer⸗ 
den; es möchte eine beſſere Ordnung in Betreff des 
verwaltenden und richterlichen Faches, gleichmäſſigere 
Vertheilung der Abgaben u. ſ. w. eintreten. Um dieſe 
Wünſche dem Könige von Preuſſen vorzutragen, und 
ihn zur Gewährung derſelben zu bitten, wurde der 
Poſtdirektor Jeanrenaud als Abgeordneter nach Ber⸗ 
lin geſandt. 

Der König entſprach den Wünſchen des Volkes 
hinſichtlich des geſetzgebenden Körpers, und verordnete 
den Generalmajor von Pfuel als Kommiſſär nach 
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Neuenburg, um was billig, nothwendig, dem Bedürf- 
niſſe des Fürſtenthums angemeſſen ſei, zu verfügen. 
Desgleichen befahl er, die unter dem Namen der Bad- 
und Kelterſteuer bezogene Abgabe, deren jährlicher 
Ertrag ſich auf 5000 Franken belief, ohne irgend eine 
Entſchädigung abzuſchaffen. 

Der königliche Kommiſſär kam am 13. Mai in 
Neuenburg an. Sogleich ſing er an, das Land zu 
bereiſen, um deſſen Lage, ſo wie die Geſinnungen und 
Bedürfniſſe der Einwohner kennen zu lernen. Die 
Ortſchaften, wo die Freiheitsbäume noch immer ſtan⸗ 
den, ließ er unberührt. 

Nicht lange nachher erſchien ſodann eine deut⸗ 
lichere Willenserklärung des Königs hinſichtlich des 
vom Volke gewünſchten geſetzgebenden Körpers. Der 
König wollte zehn Mitglieder in denſelben von ſich 
aus auf ſechs Jahre erwählen. Dem Volke geſtattete 
er, auf fünfhundert Seelen ein Mitglied für die näm⸗ 
liche Dauer in denſelben zu ernennen. Von zwei zu 
zwei Jahren ſollte ein Drittheil davon austreten, je⸗ 
doch wieder wählbar ſein. Der geſetzgebende Körper 
erhielt die Erlaubniß, Bittſchriften an den König zu 
machen, „2 wie ihm Geſetzesvorſchläge einzureichen. 
Am 28. Juni ſollte er gewählt werden, um am 1. Juli 
za Ueberdieß hob der Fürſt das Jagd⸗ 
regal auf, gab die Jagd frei, und traf ſonſt noch 
einige andere Erleichterungen. 

Die Freiheitsbäume wurden einſtweilen überall 
weggeſchafft; aber bald ſtanden im Val de Travers 
wieder neue, weil die Bewohner an der Bewilligung 
der Preßfreiheit zweifelten, und die erwartete Oeffent⸗ 
lichkeit der Sitzungen des geſetzgebenden Körpers ver⸗ 
mißten. Der königliche Kommiſſär erklärte hierauf 
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in einer Proklamation, daß das Recht, die Preßfrei⸗ 
heit zu beſtimmen, ſo wie die Entſcheidung über die 
Oeffentlichkeit der Sitzungen einzig dem geſetzgebenden 
Körper zuſtehe. 

Es zeigte ſich überhaupt bald, daß ſich das Volk 
in ſeinen Erwartungen getäuſcht habe. Zwar lag die 
Schuld nicht am Könige ſelbſt, ſondern an dem Staats⸗ 
rath und dem hohen Adel in Neuenburg. Dieſe gaben 
ſich nicht nur alle mögliche Mühe, das Alte beizube⸗ 
halten, ſondern lieſſen kein Mittel unbenutzt, um ſo⸗ 
wohl den Generalmajor v. Pfuel in ihre Intereſſen 
zu ziehen, als den geſetzgebenden Körper völlig von 
ſich abhängig, zu ihrer Maſchine zu machen. Beides 
gelang ihnen zum Unglück des Landes nur zu ſehr. 
Das Mißbehagen, die Verwirrung und Gährung unter 
dem betrogenen Volke mußten daher aufs Neue erwa⸗ 
chen, und zwar ſtärker als je. Zugleich fing man an, 
den eidgenöſſiſchen Geiſt überall zu verbannen, ent⸗ 
fernte die eidgenöſſiſchen Zeichen, betrachtete Trink— 
ſprüche und Lebehoch, welche der Eidgenoſſenſchaft 
gebracht wurden, für revolutionäre, ſtrafbare Hand⸗ 
lungen. Dagegen beſtrebte man ſich, das Volk ganz 
an Preuſſen zu feſſeln, um allmählig eine völlige Tren⸗ 
nung von der Schweiz zu bewirken. Man verſchmähte 
die größten Elendigkeiten für dieſen Zweck nicht. f 

Ein ſolches Verfahren empörte den freiſinnigern 
Theil des Volkes um ſo mehr, weil unter demſelben 
ſchon längere Zeit eine Parthei beſtand, welche ſich 
von Preuſſen zu trennen wünſchte, und Neuenburg 
zu einem ſelbſtſtändigen Kanton der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft geſtalten wollte. Sie fand nun, daß 
ihr Zweck nur auf einem auſſerordentlichen Wege er⸗ 
reicht werden könne, und wenn dieſer Weg nicht ſo 
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ſchnell als möglich eingeſchlagen werde, ſo ſei 
derſelbe mit immer gröſſern Schwierigkeiten ver⸗ 
bunden. Dieſe Anſicht herrſchte inſonderheit im Val 
de Travers. Es erſchien eine Proklamation, worin 
es hieß: „Der preuſſiſche Adler hat unſere Frei⸗ 
heit vernichtet; die Abgaben, welche wir entrich⸗ 
ten müſſen, werden jährlich von den Sandſteppen 
Brandenburgs verſchlungen. Wir haben zum Ober⸗ 
haupt einen Monarchen, den uns die heilige Allianz 
gegeben, und der um ſo weniger unſere Zuneigung 
verdient, da er ſich als der unverſöhnlichſte Feind 
der Polen zeigt.“ 

Der Schlag ſollte am 12. Sept. als am Jahres⸗ 
tage der Vereinigung Neuenburgs mit der Eidgenoſ— 
ſenſchaft geſchehen. Man feierte dieſen Tag von Seite 
der Freiſinnigen unter den Waffen. Am folgenden, 
Morgens um s Uhr, brachen die Landleute aus dem 
Val de Travers und andern Thälern in einer Anzahl 
von ungefähr dreihundert Männer auf. Sie führte 
an der hochherzige Hauptmann Alphons Bourquin. 
Sobald man in der Hauptſtadt Nachricht von dieſem 
Zug erhielt, ſuchte man allerlei Vertheidigungsanſtal⸗ 
ten zu treffen, errichtete Barrikaden, und ſandte den 
Heranrückenden Obriſt v. Pourtales als Parlamentär 
entgegen, um Bourquin mit ſeinen Leuten zum Rück⸗ 
zuge zu bewegen. Aber Bourquin erklärte ihm offen, 
daß nur Abdankung der gegenwärtigen Regierung die 
Stadt vor den Gräueln des Krieges ſchützen könne, 
und daß ſeine Leute eher in den Tod gehen, als von 
ihrem Vorhaben zurücktreten werden. Hierauf zeigte 
ſich Pourtales bereitwillig, zu verſprechen, daß die 
Regierung dem Zuge in die Stadt keinen Wider⸗ 
ſtand entgegenſetzen wolle. 
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Als ſich Bourquin der Hauptſtadt näherte, ver- 
einigten ſich viele aus derſelben mit ſeinen Leuten. 
Nur eine geringe Anzahl Städter zeigte Bereitwil— 
ligkeit, das Schloß zu vertheidigen. Ohne irgend 
einigen Widerſtand rückten hierauf die Männer ab 
dem Lande in dem Hauptorte ein, nahmen das Zeug⸗ 
haus und bald darauf auch das Schloß in Befik, zu— 
gleich aus dem erſtern Kanonen, Gewehre nebſt gehö— 
rigem Kriegsbedarf. Der Staatsrath, ſo wie die hohe 
und bürgerliche Ariſtokratie überhaupt, flohen nach 
Valangin. Sie ſandten ſogleich einen Abgeordneten 
auf die Tagſatzung zu Luzern, um dieſer vom Gefche- 
henen Kenntniß zu geben, und ihre Hülfe zu verlan- 
gen. Hingegen die in der Stadt befindlichen Land⸗ 
leute, welche ſich immer mehr verſtärkt ſahen, wählten 
eine proviſoriſche Regierung, und ſchickten ebenfalls 
einen Deputirten nach Luzern. 

Hierauf erließ Bourquin am 15, Sept. mehrere 
Proklamationen an die Einwohner des geſammten 
Kantons, worin das Vorhaben angekündigt wurde, 
dieſen von Preuſſen zu trennen. Zugleich ermahnte 
er in denſelben die Einwohner von Valangin zur Ord— 
nung, die Stadt Neuenburg, ihre Beſorgniſſe vor 
Gewaltthätigkeiten zu entfernen. Am folgenden Tage 
begab ſich eine Kommiſſion der Regierung auf das 
Schloß, um mit Bourquin und den andern Häuptern 
der republikaniſchen Parthei zu unterhandeln. Dieſe 
zeigten ſich bereit, einen auf folgenden Punkten beru⸗ 
henden Vertrag: 1) es ſoll gänzliche beiderſeitige 
Vergeſſenheit des Vorgefallenen Statt finden; 2) alle 
Bewaffneten kehren in ihre Heimath zurück, mit Aus- 
nahme von vierhundert Mann, die das Schloß beſetzt 
halten; 3) die Urverſammlungen werden ſogleich zu— 
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ſammenberufen, um ohne Verhandlungen in geheimem 
Skrutinium abzuſtimmen, ob der Kanton von Preuſſen 
zu trennen ſei; 4) die Truppen im Schloß bleiben 
unter den Befehlen des Kommandanten Bourquin. 

Doch bald ſollte Alles wieder anders werden. Es 
gelang nicht nur der monarchiſch-ariſtokratiſchen Par⸗ 
thei, die Bauern aus dem Val de Rüz zu bewaffnen, 
und mit acht Kanonen unfern des Schloſſes aufzuſtel⸗ 
len, ſondern der böſe Geiſt trat auf, um Unkraut zu 
ſäen, nämlich die Tagſatzung. Dieſe ſandte den Bun⸗ 
deslandammann Sprecher von Bündten und Staats⸗ 
rath Tillier von Bern als eidgenöſſiſche Repräſentan⸗ 
ten nach Neuenburg, um die Niederlegung der Waffen, 
und damit den Sieg der Volks- und Freiheitsunter⸗ 
drücker zu bewirken. Herr Sprecher langte ſchon am 
17. September am Orte ſeiner Beſtimmung an. Tags 
darauf verſammelte ſich der geſetzgebende Körper, und 
ernannte eine Kommiſſion, um mit der Regierung 
und den eidgen. Repräſentanten die Mittel zur Her⸗ 
ſtellung der Ruhe zu berathen. Da ſich aber die 
Monarchiſten immer mehr verſtärkten — da es ihnen 
unter der Anführung des Obriſten Pittavel gelang, 
in der Nacht vom 17. auf den 18. das Zeughaus in 
der Vorſtadt in Beſitz zu nehmen, ſo wurden ſie wie⸗ 
der trotziger als zuvor, was ſie durch mehrere Vro- 
klamationen bewieſen. | 

Die Stellung beider Partheien gegen einander 
wurde überhaupt immer drohender, und ließ mit 
Grund einen nahen Ausbruch des Bürgerkrieges be⸗ 
fürchten. Daher beſchloß die Tagſatzung, daß das 
Berner Infanteriebataillon Tavel, zwei Kompagnien 
Artillerie, ein Bataillon aus der Waadt, und drei 
Kompagnien von Freiburg theils in den Kanton 
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Neuenburg einrücken, theils die Gränzen deſſelben 
beſetzen und zur Verfügung der Repräſentanten ſtehen 
ſollen. Eidgenoſſen mußten als Werkzeuge dienen, 
um diejenigen zu unterdrücken, welche nicht nur ächte 
Eidgenoſſen in Sinn und That waren, ſondern es 
auch der äuſſern Form nach werden wollten. 

Am 20. September entwarf die vom geſetzgeben⸗ 
den Körper niedergeſetzte Kommiſſion zu den am 16. 
entworfenen vier Verſöhnungsartikeln noch drei Zu⸗ 
ſätze, nämlich: 1) das Schloß ſoll von eidgenöſſiſchen 
Truppen beſetzt werden; 2) daß die Bürger unter der 
Garantie der Tagſatzung ihre Meinung über die Kon⸗ 
ſtituirung des Kantons ausſprechen; 3) daß, wenn 
die Mehrheit ſich für die Ablöſung von Preuſſen er⸗ 
klären würde, eine Kommiſſion des geſetzgebenden 
Körpers mit dem König von Preuſſen in Unterhand⸗ 
lung trete. 

Die republikaniſche Parthei zeigte ſich bereitwil⸗ 
lig, den vorgeſchlagenen Vertrag einzugehen, hingegen 
die monarchiſche zögerte. Um aber beide Theile ein- 
ander wieder etwas zu nähern, wurde am 22. einen 
Waffenſtillſtand zwiſchen ihnen geſchloſſen, zufolge 
deſſen der nördliche Theil des Landes von einer be- 
ſtimmten Linie von den Regierungstruppen beſetzt 
werden ſollten, dagegen ſollte das Schloß in den Hän⸗ 
den der Republikaner bleiben. Die Dauer deſſelben 
ward bis zur Ankunft der eidgen. Krieger feſtgeſetzt. 
Zugleich erfolgte in dieſen Tagen ſchon in mehrern 
Gegenden die Abſtimmung für und wider die Tren⸗ 
nung. Nur eine unbedeutende Minderheit erklärte ſich 
gegen dieſelbe. Man hoffte faſt allgemein, der geſetz⸗ 
gebende Körper werde die Berufung der Urverſamm— 
lungen beſchlieſſen, um eine allgemeine Abſtimmung 
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vornehmen zu laſſen; allein wieder Erwarten wurde 
dieſer fo wichtige Gegenſtand am 24. Sept. vertagt. 
Hierauf rückten die eidgen. Truppen unter der 
Anführung des Obriſt Forrer von St. Gallen ein. 
Am 27. ſchloß dieſer mit Bourquin eine Konvention, 
welche die eidgen. Repräſentanten beſtätigten. Der 
Hauptinhalt derſelben war: 1) Vergeſſenheit des Vor— 
gefallenen; 2) Rückkehr aller im Lande Bewaffneten 
in ihre Heimath am nämlichen Tage; 3) Uebergabe 
des Schloſſes ſammt allem Kantonalkriegsgeräth an 
die eidgen. Truppen. Am Tage darauf erfolgte ſodann 
die Räumung und Uebergabe. Allein damit war die 
Ruhe keineswegs hergeſtellt. Die monarchiſche Par- 
thei widerſetzte ſich nicht nur mit allen ihr zu Gebote 
ſtehenden Mitteln den Forderungen des Volkes, ſon— 
dern fie fing an, die Männer der entgegengeſetzten Par⸗ 
thei zu haſſen und zu verfolgen. Den Vertrag, wel⸗ 
cher mit ihrer Einwilligung zwiſchen beiden Theilen 
gemacht wurde, brach ſie auf die ſchändlichſte Weiſe, 
ſobald ſie durch die eidgen. Dazwiſchenkunft wieder 
die Oberhand zu beſitzen glaubte, läſterte über den 
wackern Obriſt Forrer und die eidgen. Krieger, weil 
ſie ihr nicht als Werkzeuge dienen wollten, beſchimpfte 
bald darauf Bourquin und andere republikaniſch-ge⸗ 
ſinnte Männer in der Verſammlung des geſetzgebenden 
Körpers, auf den Straſſen und an andern Orten. 
Nichtsdeſtoweniger wurden eine Menge Petitionen ein⸗ 
gereicht, um den Beſchluß über die Abſtimmung für 
oder wider die Trennung von Preuſſen durch die Ur- 
verſammlungen zu bewirken. Aber die Bitten des 
Volkes wurden nicht gehört, die Sprecher dafür in 
der Verſammlung des geſetzgebenden Körpers verhöhnt. 
Die beiden Ariſtokratien, die Kaufleute und überhaupt 
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alle diejenigen Klaſſen und Ortſchaften, welche bis 
dahin von Abgaben frei waren, befürchteten, daß die⸗ 
ſes nach einer Trennung von Preuſſen nicht mehr der 
Fall ſein würde, daß der Adel von ſeinem Einfluß 
verliere, und eine gröſſere Rechtsgleichheit eintrete. 
Man wollte daher nicht nur den vorhandenen Zuſtand 
beibehalten, ſondern ſich wo möglich ganz von der 
Eidgenoſſenſchaft losreiſſen, und völlig preuſſiſch wer⸗ 
den. Deswegen ſandten die Monarchiſten gleich bei 
dem Ausbruche der Revolution eine höchſt unterthä— 
nige, kriechende Bittſchrift an den König, worin ſie 
ihn ihrer Treue verſicherten, ihm ihr Herzeleid über 
die revolutionären Auftritte ſchilderten, und ihn drin⸗ 
gendſt flehten, ſich ihrer anzunehmen, und auch ferner 
ihr Souverain zu bleiben. 

Der König erbarmte ſich der Elenden, und ſandte 
ihnen den Generalmajor v. Pfuel zum zweiten Male, 
mit den ausgedehnteſten Vollmachten verſehen, „um 
alle Mittel anzuwenden, die ihm als den Umſtänden 
am angemeſſendſten und wirkſamſten erſcheinen werden, 
um die Rebellen zur Rückkehr zu ſich ſelbſt zu brin⸗ 
gen, und die geſetzliche Ordnung herzuſtellen.“ 

Pfuel kam am 22. Oktober in Neuenburg zur 
größten Freude der Feinde der Eidgenoſſenſchaft und 
des freien Daſeins des Volkes an. Gleich im Anfange 
erklärte er, daß er gegen die dem Könige abgeneigte 
Parthei unerwartet ſtrenge Maßregeln ergreifen werde. 
Schon zwei Tage nach ſeiner Ankunft erließ er eine 
Proklamation, worin er den Kanton Neuenburg gar 
nicht als einen Theil der ſchweizeriſchen Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft betrachtete, keine Rückſicht auf die gegenſeiti⸗ 
gen Verträge nahm, die Tagſatzung als etwas ganz 
Fremdartiges anſah, und überhaupt an den Tag legte, 
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daß er Neuenburg für ein ganz dem König von 
Preuſſen gehöriges Fürſtenthum halte. Die Tagſatzung 
duldete einen ſolchen Hohn, wie ſehr auch ihre und 
die Ehre der ganzen Schweizernation darunter litt. 

Ein ſolches Auftreten des Hrn. v. Pfuel erfüllte 
alle freigeſinnten Neuenburger mit Entſetzen. Doch 
es fruchtete nichts. Pfuel durchſtreifte mit den mo⸗ 
narchiſchen Truppen den ganzen Kanton, und unter- 
warf die aufrühreriſchen Gemeinden dem geſtrengen 
Willen des Königs, ſetzte einen neuen ganz dem Kö⸗ 
nige ergebenen Staatsrath ein, und handelte in allen 
Theilen, als ob er ein unabhängiger Landvogt von 
Neuenburg wäre. Männer, die ſich nicht unterwerfen 
wollten, wurden gefangen genommen, vor die Gerichte 
geſchleppt, und mit einer barbariſchen Rohheit behan— 
delt. Fünf Anführer des Volkes, nämlich Bourquin, 
Renard, Cügnier, Röſinger und Meuron, wurden als 
dem peinlichen Richter verfallen erklärt, befanden ſich 
aber zum Glücke noch auf freien Füſſen. Den Advo⸗ 
kat Louis Humbert-Droz nahm man aus dem Bette, 
und ſchleppte ihn unter rohen Mißhandlungen ins 
Gefängniß. Man ſtellte Hänfer - Durchfuchungen an, 
um Opfer für die hölliſche Rachluſt der Ariſtokraten 
zu finden. Man ſtellte eine beſtändige Bürgergarde 
von dreihundert Mann auf, um die erbitterten Frei⸗ 
ſinnigen deſto mehr zu ſchrecken und im Zaume zu 
halten. Alle dieſe Schändlichkeiten geſchahen vor den 
Augen der eidgen. Repräſentanten und im Angefichte 
der eidgen. Truppen. Welche Entehrung für ſie und 
die geſammte Schweiz! 

Bald begannen die Unruhen wieder in dem un- 
glücklichen Lande. Bourquin und Cügnier kamen von 
ihrer Flucht zurück, worauf ihre Parthei in vollen 
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Aufſtand gerieth. Mehrere aus den Kantonen Genf, 
Waadt und Freiburg eilten zu Hülfe. Hr. v. Pfuel 
erklärte das ganze Land in Kriegszuſtand, in der 
Hauptſtadt errichtete man Barrikaden, ſtellte Kanonen 
auf, mißhandelte in und auſſer den Verſammlungen 
des geſetzgebenden Körpers die Freiſinnigen auf die 
ſchmählichſte Weiſe, wodurch ſich dieſe gezwungen ſa⸗ 
hen, Neuenburg zu verlaſſen. 

Bourquin ſammelte feine Leute zu Boudri. In 
der Nacht vom 17. auf den 18. Dec. rückte Obriſt 
Perregaux mit fünfhundert Mann Regierungstruppen 
gegen jenes Städtchen. Da Bourquin keine Wachen 
ausgeſtellt hatte, wurde ſeine Mannſchaft überfallen 
und zerſtreut, zwei fielen getödtet und einer tödtlich 
verwundet, vier und fünfzig in die Hände der Feinde. 
Bourquin ſelbſt entkam nur mit genauer Noth. Deſ— 
ſenungeachtet ergab ſich die republikaniſche Parthei 
noch nickt. Es fanden Gefechte Statt, in denen die 
Monarchiſten ſtets den Sieg davon trugen, was jene 
nöthigte in den Kanton Waadt zu flüchten. 

Nun wurden die ſogenannten aufrühreriſchen Ge⸗ 
meinden entwaffnet, eine Menge Gefangene mit Stricken 
vom Scharfrichter gebunden, und in die Kerker von 
Neuenburg geſchleppt. Hierüber bezeugte nicht nur 
das männliche monarchiſche Geſchlecht in Neuenburg 
einen gränzenloſen Jubel, ſondern er war bei dem 
weiblichen noch gröſſer. Mehrere hundert Gefangene 
mußten in Kerkern ſchmachten, dann beurtheilt, einige 
ſogar hingerichtet werden. Alles was eidgenöſſiſch 
geſinnt war, wurde mit grauſamer Rache verfolgt; 
hingegen Hr. v. Pfuel vom ariſtokratiſchen Pöbel als 
den einzigen Heiland angeſehen, mit Blumen aus den 
Fenſtern beſtreut, als er am 24. Dec. an der Spitze 
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von ſiebenhundert entarteten Fürſtenknechten ſeinen 
pompöſen Sieger-Einzug in der Hauptſtadt hielt. 
Dieſer Held hat ſich nicht nur an den heiligſten Gü⸗ 
tern aller biedern Neuenburger unverzeihlich verſün— 
digt, ſondern in der ganzen Schweiz für ewige Zeiten 
gebrandmarkt. 

Seither iſt die Lage 1 freiſinnigen n im 
Kanton Neuenburg eine wahrhaft empörende. Viele 
von ihnen ſchmachten noch immer in Kerkern, andere 
ſind im Auslande als Verbannte und Geächtete. Die 
monarchiſche Parthei behandelt und mißhandelt fie 
mit der größten Willkühr, verläumdet ſie bei dem 
Könige und entzieht ihnen alles Recht. Umſonſt ſind 
alle ihre noch ſo gegründeten Klagen. Während dem 
fie ſich in groſſer Anzahl ſchon lange bemühten, ganz 
zur Eidgenoſſenſchaft zu treten, läßt die Gegenparthei 
nichts unverſucht, um das Land von der Schweiz zu 
trennen, ſchickte deswegen eine Deputation nach Ber- 
lin, um den König durch Lug und Trug für ihre Ab— 
ſichten zu gewinnen, ſchloß ſich an die verruchte, hoch— 
verrätheriſche Sarner-Conferenz an, ließ die Tag— 
ſatzung eine lange Zeit unbeſchickt. Erſt als dieſe 
Gewalt anwenden wollte, und eine bedeutende Abthei— 
lung eidgen. Krieger im Anfange des Septembers des 
Jahres 1833 an die Gränzen Neuenburgs ſandte, ſa⸗ 
hen ſich die feilen Seelen genöthigt, einen entarteten 
Schweizer zur Bundesverſammlung abzuordnen aber 
nicht um der Stimme der Menſchheit und des heilig— 
ſten Rechtes Gehör zu geben, ſondern ſie frevelnd zu 
läſtern, die ganze Schweiz zu betrügen, und die freiſin⸗ 
nigen Neuenburger ſchmählich zu verläumden. 

Nur ein flüchtiger Blick auf Neuenburg muß jedes 
noch nicht ganz verdorbene Menſchenherz mit Schauer 
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und peinlicher Wehmuth erfüllen, beſonders da man 
jetzt noch nicht vorausſehen kann, wann und wie die 
ſchreckliche Lage dieſes unglücklichen Landes enden 
werde. Doch iſt zu hoffen, daß, wenn der König von 
Preuſſen dieſelbe einmal kennt, und nur noch einiger⸗ 
maſſen menſchlich fühlt und denkt, er derſelben eine 
edle Wendung gebe. Hätte aber die Tagſatzung auf 
den tauſendſtimmigen Ruf der Eidgenoſſen geachtet — 
würde ſie nicht als die erbärmlichſte Schattenſeite der 
Schweiz daſtehen — ſchiene nicht das Gefühl für 
wahre Ehre und Pflicht in ihr völlig erſtorben, wenige 
Mitglieder derſelben ausgenommen: ſo hätte ſie ſchon 
längſt kräftige Maßregeln ergriffen und einen ent⸗ 
ſcheidenden Schritt gethan. 
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Hiemit wären wir am Ende der Schilderung der 
neuern Zerwürfniſſe und Umwälzungen in der Schweiz, 
den Kanton Baſel ausgenommen. Auch in einigen an⸗ 
dern Kantonen, wie in Glarus, Zug, Appenzell, Wallis 
und Genf erhoben ſich im Jahr 1830 und 31 viele 
Stimmen für Verbeſſerung der Verfaſſungen. Aber 
die Freunde des lieben Alten wußten dieſelben theils 
zu betäuben, theils ſonſt wirkungslos zu machen; und 
ſomit blieb der frühere Zuſtand daſelbſt unverändert. 


Zweite Abtheilung. 
AA PN, LAN 


Die Zerwürfniſſe und Stagts untvälzung 
i m 


Kanton Basel. 
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Unſtreitig war der Druck, welcher vor dem Jahre 
1798 in den verſchiedenen Kantonen der Schweiz auf 
dem Volke laſtete, auf der Landſchaft Baſel am größ⸗ 
ten. Wohl beſaß Lieſtal einige beſondere Gerechtig— 
keiten; allein ſie waren von keiner wichtigen Bedeu⸗ 
tung, beſonders weil die Stadt Baſel der Ausübung 
derſelben faſt überall hemmend entgegentrat. Die übri⸗ 
gen Bewohner der Landſchaft betrachtete und behan⸗ 
delte Baſel als Angehörige, als Unterthanen, als 
Leibeigene. Die Landvögte auf den ehemaligen Ritter⸗ 
burgen regierten und richteten höchſt ſtrenge und tyran⸗ 
niſch, quälten das Volk mit allerlei Abgaben und wi⸗ 
derrechtlichen Forderungen. Mehrere Verſuche, welche 
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dieſes machte, um ſein Joch abzuſchütteln, wußte die 
Regierung von Baſel zu vereiteln, wozu ſie ſogar Hin⸗ 
richtungen gebrauchte. Damit konnte aber die Unzu⸗ 
friedenheit über das Beſtehende, und der Wunſch nach 
einem den Rechten des Menſchen angemeſſenen Daſein 
nicht vertilgt werden. Ungerechte Härte, ungerecht 
vergoſſenes Blut reizen die Gemüther nur noch mehr, 
und wirken früher oder ſpäter Verderben bringend 
auf die Urheber derſelben zurück. 

Als ſich die franzöſiſchen Krieger gegen das Ende 
des vorigen Jahrhunderts der Schweiz näherten, war 
das Volk der Landſchaft Baſel das erſte, welches ſich 
erhob, um einen neuen, freiern und würdigern Zuſtand 
ins Leben zu rufen. Kaum hatte das Jahr 1798 be— 
gonnen, fo nahm auch ſchon die Gährung unter dem— 
ſelben den Anfang. Bald erfolgte förmlicher Aufſtand. 
Die Einen begaben ſich zu den Schlöſſern der Land⸗ 
vögte, ſteckten ſie in Brand und verwüſteten ſie. 
Andere zogen vor die Hauptſtadt und begehrten in 
dieſelbe. Da ſich in Baſel ſelbſt eine groſſe Anzahl 
freifinniger und einflußreicher Männer befand, welche 
mit dem beſtehenden Staatsweſen unzufrieden war, 
ſo konnten die Landleute ungehindert in die Stadt 
einziehen. 

Hierauf kam am 20. Jenner zwiſchen dieſer und 
der Landſchaft ein gütlicher Vertrag zu Stande, zu⸗ 
folge deſſen auf der letztern die Unterthanenſchaft auf⸗ 
hörte, und an deren Stelle Freiheit und Rechtsgleich⸗ 
heit mit der Hauptſtadt traten. Zwei Tage ſpäter 
wurde der Vertrag in Form einer Urkunde dem Land⸗ 
volke durch eine Deputation in der Kirche zu Lieſtal 
feierlich überreicht, und bald nachher von beiden Thei⸗ 
len beſchworen. 
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Die Beſtimmungen dieſer Urkunde konnten aber 
nur zum Theil verwirklichet werden, weil nach einer 
kurzen Zeit die Einführung der helvetiſchen Republik 
erfolgte. Dagegen fanden die meiſten derſelben Auf- 
nahme in der Verfaſſung, welche der Kanton Baſel 
durch die Napoleoniſche Vermittlungsurkunde im Jahr 
1803 erhielt. 

Während der Dauer derſelben herrſchte zwiſchen 
Stadt und Land eine beglückende Harmonie. Hingegen 
die Regierung zeigte ſchon damals groſſe Abneigung 
gegen das freiſinnige Leben und Streben unter den 
Landbewohnern, weswegen ſie für gut fand, eine im 
Jahr 1807 in Baſel beginnende politiſche Zeitſchrift 
zu unterdrücken, und eine ziemlich ſtrenge Cenſur der 
Preſſe einzuführen. Ihr war es daher beſonders er- 
wünſcht, als Napoleon von ſeinem Throne geſtürzt 
wurde, und dadurch für die Schweiz eine neue Epoche 
eintrat. Indeſſen gebührt der Stadt Baſel das Lob, 
daß ſie ſich in jener Zeit nicht mit einer ſolchen 
Raubgier auf ihre frühern Vorrechte warf, um ſie 
wieder heißhungrig zu verſchlingen, wie die meiſten 
andern Hauptſtädte der Schweiz. Die Vernichtung 
der bisherigen Verfaſſung geſchah mit ziemlicher Ruhe. 
Deſſenungeachtet war die neue von einer ſolchen Art, 
daß ſie das Landvolk in einem hohen Grade in ſeinen 
Rechten benachtheiligte, und mit der Urkunde vom 
Jahr 1798 in vielen Rückſichten in einem völligen 
Widerſpruche ſtand. Dieſelbe forderte einen groſſen 
Rath von hundert und fünfzig, und einen kleinen 
Rath von fünf und zwanzig Mitgliedern, welche zu⸗ 
gleich Mitglieder des groſſen waren. Die Stellen in 
beiden Behörden ſollten lebenslänglich ſein. In Be⸗ 
treff der Bildung und Wahlart des groſſen Rathes 
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fette die Verfaſſung feſt: „Der groſſe Rath wird aus 
ſechszig unmittelbar von den Zünften aus ihrer Mitte, 
und aus neunzig von dem groſſen Rathe ſelbſt auf 
hiernach beſtimmte Weiſe erwählten Mitgliedern ge⸗ 
bildet. Von den unmittelbar von den Zünften zu 
wählenden Gliedern fallen zwei auf jede der fünfzehn 
Zünfte der Stadt, und eins auf jede der dreißig 
Zünfte der Landbezirke.“ 

Als im Jahr 1815 noch der Bezirk Birseck mit 
dem Kanton Baſel vereinigt wurde, bildete man aus 
den Gemeinden deſſelben vier Zünfte, von denen jede 
gleich den andern Zünften auf der Landſchaft ein 
Mitglied direkte in den groſſen Rath wählen konnte. 
Dadurch ſtieg die Zahl der Mitglieder dieſer Behörde 
auf hundert vier und fünfzig. 

Faſt alle Wahlen, welche die Verfaſſung dem 
groſſen Rathe einräumte, fielen auf Bürger der Stadt, 
eben ſo die Ernennung der Mitglieder in den kleinen 
Rath, weil es unter den Repräſentanten von der 
Landſchaft gleich bei der Einführung der neuen Ver- 
faſſung mehrere gab, welche der Stadt Baſel ſchon 
vorher beſonders anhingen, und deswegen ihre Stimme 
auf ſie lenkten. Andere lieſſen ſich zum nämlichen 
Benehmen durch Schmeicheleien und ähnliche Dinge 
verleiten. Wenn unter den vom groſſen Rathe zu 
wählenden Mitgliedern drei Stellen ledig wurden, fo 
mußten zwei davon mit Stadtbürgern beſetzt werden. 

Auf dieſe Weiſe erhielt die Stadt Baſel mit höch⸗ 
ſtens achttauſend Seelen, die daſelbſt wohnenden Land⸗ 
leute und Fremden ausgenommen, mehr als zwei Drit⸗ 
theile der Repräſentation in dem groſſen Rathe, hinge⸗ 
gen die Landſchaft mit etwa vierzigtauſend Seelen nicht 
einmal einen Drittheil. Beinahe alle übrigen einfluß⸗ 


reichern und einträglichen Stellen wurden mit Städtern 
beſetzt, die Landleute nur höchſt ſelten berückſichtiget. 
Die Staatseinrichtungen erhielten demnach im 
Kanton Baſel durch die Umwälzung im Jahr 1814 
in der Hauptſache das nämliche Gepräge, welches ſie 
in den meiſten andern Kantonen bekamen. Auch die 
Verwaltung des Staates, viele von den ſeither ge— 
machten Geſetzen und Verordnungen ſtanden mit denen 
der meiſten übrigen Kantone im Einklange, ja in 
manchen Beziehungen gehörten ſie zu den ſchlechteſten. 
Zwar iſt nicht zu läugnen, daß die Stadt Baſel bis 
zum Jahr 1830 ſich um die Landſchaft hin und wie⸗ 
der groſſe Verdienſte erworben, beſonders da, wo dieſe 
in Noth gerieth, wie im Theurungsjahr 1817 und bei 
den fürchterlichen Verheerungen, welche das Waſſer 
im Jahr 1830 hauptſächlich im Höllſteinerthal verur— 
ſachte. Für das Schulweſen wurde in keinem Staate 
in der Schweiz ſo viel gethan, wie im Kanton Baſel. 
Man ſorgte durch beſondere Anſtalten für tüchtige 
Lehrer, erhöhte bedeutend ihre Beſoldungen, berei- 
cherte die Schulen durch viele zweckmäſſige Lehrmit⸗ 
tel, hielt die Gemeinden, in denen alte, enge und 
ſchlecht eingerichtete Schulgebäude vorhanden waren, 
an, neue, zweckmäſſige zu errichten, wobei man ſie 
unterſtützte. Uebrigens machte man von dieſen Unter⸗ 
ſtützungen ein weit gröſſeres Lob, als ſie verdienten, 
indem ſie keineswegs glänzend waren. An neue Schul⸗ 
gebäude, welche, wenn man alle Koſten in Anſchlag 
bringt, auf zehntauſend Franken zu ſtehen kommen, 
gab Baſel nicht mehr als zweihundert Franken Bei— 
trag. Eben ſo gründete die Stadt größtentheils aus 
ihren Mitteln das Landwaiſenhaus, und rief über⸗ 
haupt manches Rühmliche ins Daſein. Aber alle 
10 
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dieſe Dinge wiegen die Frevel lange nicht auf, welche 
die Stadt Baſel auf mannigfaltige Weiſe ſeit dem 
Jahr 1814 gegen die Landſchaft verübte, auch wenn 
man dasjenige, was ſeit dem Jahr 1830 gethan wurde, 
gar nicht in Anſchlag bringt. 

Vorerſt erlaubte den Baſelern ihr unmäſſiger 
Geldſtolz, ihr Weisheitsdünkel, ihr Mangel am Be⸗ 
wußtſein der menſchlichen Würde nicht, in den Land⸗ 
leuten ihre Brüder zu erblicken, ſondern ſie hielten 
dieſelben für ganz andere, für weit niedrigere Weſen, 
für dumme Bauern, für ein erbärmliches Geſindel. 
Man ſprach daher in der Hauptſtadt gewöhnlich mit 
einer groſſen Verachtung vom Landvolke, und mit 
eben dieſer Verachtung behandelte man es. Davon 
blieben ſelbſt die Mitglieder des groſſen Rathes ab 
der Landſchaft nicht verſchont, wenn fie in die Stadt 
kamen, um den Sitzungen beizuwohnen. Dieſes be⸗ 
gegnete freilich nicht allen, am allerwenigſten ſolchen, 
welche im Intereſſe Baſels handelten. Faſt von allen 
Seiten wurde das Landvolk benachtheiliget, in vielen 
Beziehungen der größten Willkühr und Ungerechtigkeit 
preisgegeben. Es ſah ſich von der Regierung und 
der Stadt nicht nur durch die vielen und koſtſpieligen 
Militärdienſte, durch die eigene Anſchaffung der klei⸗ 
nen Uniform und Waffen hart gedrückt, ſondern wäh⸗ 
rend der reichere Städter nur einen Franken in die 
Montirungs⸗Kaſſe zahlen mußte, ward der ärmere 
Landmann gezwungen, vier Franken in dieſelbe zu 
entrichten. Mit dem Werthe des Geldes trieb Baſel 
gegen die Landſchaft ein heilloſes, ſchändliches Spiel. 
Es entſtand neben dem ſogenannten Kapitalgeld das 
Courrentgeld. Der Landmann mußte nach demſelben 
in der Stadt den franzöſiſchen Fünffranken⸗Thaler 
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ſtets für fünf und dreißig Batzen, den Brabänder für 
vierzig Batzen einnehmen; hatte er aber daſelbſt Zah⸗ 
lungen zu machen, ſo wurde ihm fener nicht höher 
als drei und dreißig Batzen und drei Kreuzer abge- 
nommen, und dieſer für neun und dreißig und einen 
halben Batzen. Nicht minder drückend war die Hand⸗ 
änderungsgebühr für die Landſchaft zu zwei Prozent. 
Dieſe Laſt ruhte inſonderheit ſchwer auf dem jungen 
Manne, der ein eigenes Hausweſen anfangen wollte. 
Wenn er glaubte, irgend ein Stück Land um einen 
billigen Preis gekauft zu haben, ſo ſtieg derſelbe durch 
die Handänderungsgabühr bedeutend höher. Die Jagd 
und Fiſcherei riß dit Stadt an ſich. Während dem 
Landmann dadürch fein Eigenthum geſchädigt 
wurde, mußte er ziſehen, wie Baſel das Geld dafür 
verſchleng. Die viren Abgaben, welche an den Staat 
entrichtet werden mußten, waren meiſtens indirekte, 
wodurch ſich wel wieder der Landmann benach⸗ 
theiliget ſah. Ueber die Verwendung der Staats- 
gelder, über die Verwaltung des Staates überhaupt 
ruhte ſtets ein gewiſſes geheimnißvolles Dunkel. Im 
Prozeß⸗Weſen herrſchte ein verworrener, höchſt Foft- 
ſpieliger Gang; oft erhielt der unrechthabende Theil 
Recht, und der andere Unrecht, je nachdem die Rich⸗ 
ter dem einen oder dem andern wohl wollten. Die 
Gerichts- und Kanzlei-Taxen entbehrten aller Beſtim⸗ 
mung, wurden nicht ſelten auf eine höchſt ungerechte 
und übertriebene Weiſe gefordert. Die verſchiedenen 
untern Gerichte, inſonderheit das correctionelle, über⸗ 
ſchritten ihre Befugniſſe, übten bisweilen die auffal⸗ 
lendſte Partheilichkeit aus. Troz dem, daß die Stadt 
ſo viel für die Hebung der Schulen zu thun ſchien, 
unterſagte fie vor einigen Jahren einem in Lieſtal 
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angeſtellten geſchickten Lehrer den Unterricht in eini- 
gen wiſſenſchaftlichen Fächern, damit die Bauern nicht 
ſo gelehrt werden wie die Städter. Mehrern Ge⸗ 
meinden, welche bedeutende Armengüter beſaſſen, nahm 
Baſel dieſelben eigenmächtig, gewaltthätig weg, und 
vereinigte ſie mit den allgemeinen Fonds. Der ſtrenge 
Zunftzwang, welcher hauptſächlich auf dem Lande hei⸗ 
miſch war, drückte viele Handwerker auf eine unge⸗ 
rechte Weiſe und hemmte die Entwickelung manches 
Talentes. Noch härter war es für den Handwerker 
auf der Landſchaft, daß er keine Arbeiten in die Stadt 
liefern durfte. Manchem, der es verſuchte, bei dem 
ſogar Arbeiten von Stadtbürgern beſtellt waren, wur⸗ 
den ſie unter den Thoren weggenonmen, und er mußte 
ohne irgend eine Entſchädigung fir ſolche Diebſtähle 
der Polizei nach Hauſe wandern. 

Der größte Frevel, deſſen ſich Baſel, namentlich 
die Regierung daſelbſt, ſchuldig machte, betraf das 
Verfahren wegen der Waldungen. Wälder, welche 
die Landgemeinden ſeit uralten Zeiten als ihr Eigen⸗ 
thum benutzten, welche von den eigentlichen Staats- 
waldungen durch geſetzliche Marken unterſchieden wa⸗ 
ren, wofür ſogar theilweiſe rechtsgültige Briefe und 
Siegel zeugten, ließ Baſel in den letzten Jahrzehenden, 
ohne die betreffenden Gemeinden zu fragen, ohne ihnen 
nur die geringſte Entſchädigung anzubieten, zu Staats⸗ 
waldungen einſchlagen, und die vorhandenen Marken 
zerſtören. Da, wo einſt die Gemeinden ihr eigen⸗ 
thümliches Holz gefällt hatten, mußten ſie nun zuſe⸗ 
hen, wie die Regierung von Baſel Holz fällen ließ, 
wie ſie es verkaufte, und das Geld davon zu Handen 
nahm. Große, köſtliche Eichen, welche früher auf dem 
Eigenthum der Gemeinden ſtanden, mußten dieſe um⸗ 
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hauen; aber die Stämme und die Rinde nahm und 

verkaufte die Regierung von Baſel; hingegen dem 
Arbeiter als ehemaligem Eigenthümer derſelben blieb 
nichts, als die Aeſte. Der Schaden, den die Land⸗ 
ſchaft durch einen ſolchen ſchändlichen, verruchten 
Raub eines groſſen Theiles ihrer Waldungen erlitt, 
beläuft ſich auf einen auſſerordentlich hohen Grad. 
Es giebt einzelne Kirchgemeinden, denen auf dieſe 
Weiſe gegen vierbundert Jucharten geſtohlen wurden. 
Daneben bemühte ſich ſowohl die Regierung als 

die Stadt Baſel, das Landvolk in einer ſteten Unter⸗ 
würfigkeit, in einem unaufhörlichen, blinden, kriechen⸗ 
den Gehorſam, in einer beſtändigen Unmündigkeit zu 
erhalten. Man vermied alles ſorgfältig, was zu einem 
freiſinnigen, ſelbſtſtändigen Regen und Streben Anlaß 
geben konnte, unterdrückte jeden dem väterlichen Stadt⸗ 
regiment verderblich ſcheinenden Funken gleich bei ſei⸗ 
nem Entſtehen. Dazu dienten inſonderheit die Geiſt⸗ 
lichen. Sie warnten das Volk nicht nur beſtändig 
vor Ungehorſam, indem ſie dabei zum Teufel ihre 
Zuflucht nahmen, und auf den ewig brennenden Pfuhl 
der Hölle hinwieſen, ſondern ſie zeigten ſich dabei 
auch als die beſten, ergebenſten Spione der Regie- 
rung. Ihre Lehre war auch nicht geeignet, den Geiſt 
des Volkes zu wecken und zweckmäſſig zu entwickeln, 
indem ſie alle ohne Ausnahme einem elenden, die 
menſchliche Natur ſchändenden Pietismus huldigten, 
die Vernunft und ihre Forderungen verfluchten. Die 
Wunden, welche dieſe Zionswächter der Landſchaft 
durch ihre Lehre in religiöſer und ſittlicher Hinficht 
ſchlugen, können in vielen Jahren nicht völlig geheilt 
werden. Während ſie Kopf und Herz der Schwächern, 
Gefühlvollern durch ihren geiſtloſen Kram völlig ver⸗ 
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finfterten, und ihnen eine verkehrte Richtung gaben, 
pflanzten ſie bei weniger Leichtgläubigen, bei denen, 
in welchen der Verſtand vorherrſchte, völligen Unglau⸗ 
ben gegen alle religiöſen Gegenſtände, raubten ihnen 
die Ehrfurcht für dasjenige, was jedem Menſchen hei⸗ 
lig ſein ſoll, ſo daß nun jetzt vielleicht kein Volk in 
einem proteſtantiſchen Kanton der Schweiz in Reli⸗ 
gion und Sittlichkeit ſo weit zurück iſt, wie das Volk 
in den meiſten Gemeinden auf der Landſchaft Baſel. 
Es giebt freilich auch hier Ausnahmen, aber fie find 
nicht fehr zahlreich. 

Von Preßfreiheit war im Kanton Baſel keine 
Rede; auch ſchien dieſelbe nicht einmal nöthig zu 
fein, weil niemand öffentlich über politiſche Gegen— 
ſtände ſchreiben wollte. Man hatte ja nicht einmal 
in Baſel, der einzigen Univerſitätsſtadt der Schweiz, 
ein öffentliches politiſches Blatt. Die Traktätlein, 
das Miſſionsweſen und der Handel ſchienen daſelbſt 
neben den Regierungs- und richterlichen Geſchäften 
alle Kräfte des Geiſtes in Anſpruch zu nehmen. 

Aber nicht nur die Regierung und die Stadt 
Baſel frevelten auf mannigfaltige Weiſe gegen die 
Landſchaft, ſondern auch die verſchiedenen weltlichen 
Beamten und Behörden, welche ſich auf dieſer befan⸗ 
den. Die Bezirks - Statthalter verfuhren beinahe alle 
mit einer unmenſchlichen Strenge und Härte, gaben 
oft den gegründetſten Klagen kein, oder nur halbes 
Gehör, begünſtigten diejenigen, welche recht vor ihnen 
kriechen konnten, und ſich als feile Kreaturen des 
väterlichen Stadtregimentes zeigten. Die niedrigern 
Beamten, vorzüglich die Gemeinds behörden, betrugen 
ſich in der Regel noch ſchändlicher. Mit ſeltenen 
Ausnahmen ſtanden und handelten alle im Intereſſe 
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Baſels auf Unkoſten des Rechtes, zur Plage ihrer 
Mitbrüder auf dem Lande. Wem ſie wohl wollten, 
wer ihre Anſichten und Strebungen theilte, den be⸗ 
günſtigten ſie auf alle mögliche Weiſe. Mit wem ſie 
dagegen nicht in Harmonie lebten, der mußte es viel⸗ 
fach büſſen. Der größte Unfug wurde wohl in Betreff 
der Ertheilung von Bauholz getrieben. Wenn Mit- 
glieder von den Gemeindräthen, getreue Anhänger der 
Stadt Baſel und Vertheidiger ihres ſchlechten Ver⸗ 
fahrens, Holz zu Gebäuden bedurften, ſo erhielten ſie 
daſſelbe ſogleich nach Wunſche. Hingegen viele an⸗ 
dere, ſie mochten neue Gebäude zu errichten, oder alte 
zu verbeſſern haben, mußten das Holz dazu entweder 
im benachbarten Großherzogthum Baden, oder ſonſt 
auſſer dem Kantone kaufen. Vorzüglich zeichnete ſich 
hierin der Förſter Kunz von Arisdorf aus. Unter 
dem geneigten Schutz der hohen Häupter zu Baſel, 
im Einverſtändniß mit dem gewalt- herrlichen Ober— 
förſter Hagenbach, verfuhr er mit den Waldungen auf 
die empörendſte Art. Seinen Anhängern und Ver⸗ 
ehrern ertheilte er Holz nach Belieben, während er 
denjenigen, welche ſeine Gunſt nicht beſaſſen, auch 
das dringendſt Nothwendige mit gewaltthätiger Härte 
verſagte. Dabei vergaß er es eben ſo wenig, als 
viele andere Beamte, ſich auf Unkoſten des Staates, 
vorzüglich der Landſchaft, bedeutend zu bereichern, 
mochte es auf geraden oder krummen Wegen geſchehen. 

Solche und ähnliche Dinge erregten ſchon vor 
mehrern Jahren bei Vielen auf dem Lande groſſe 
Unzufriedenheit und mancherlei Klagen, die ſich aber 
vielmehr auf die Beamten auf der Landſchaft als auf 
die Regierung und die Hauptſtadt bezogen. Begreif⸗ 
lich half die Unzufriedenheit nichts, und die Klagen, 
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wenn man fie auch am gehörigen Orte anbrachte, 
wurden zurückgewieſen. Jeder Beamte unterſtützte 
den andern, jede Behörde half der andern. Der Un⸗ 
zufriedene mußte froh ſein, wenn er ſchweigen konnte, 
und der Kläger kam gewöhnlich aus dem Regen in 
die Taufe 0 a 

Im Bezirke Birseck herrſchte die größte Unzu⸗ 
friedenheit, und die meiſten Klagen wurden auch da 
geführt. Bis zum Jahr 1815 unter franzöſiſcher Herr⸗ 
ſchaft ſtehend, war er im Beſitze vieler Rechtſamen. 
Dieſe ſicherte ihm auch die Wienercongreßakte zu, 
als er dem Kanton Baſel einverleibt wurde. Aber 
die Regierung von Baſel nahm keine Rückſicht dar⸗ 
auf. Man zeigte ſich daher daſelbſt über die neue 
Herrſchaft gleich im Anfange mißmuthig. Der Miß⸗ 
muth ſteigerte ſich von Jahr zu Jahr, ſo daß im 
Birseck vom Jahr 1815 bis zum Jahr 1830 gewiſſer⸗ 
maſſen eine immerwährende Gährung herrſchte. 

Die Keime zur Umwälzung waren demnach im 
Kanton Baſel wie in den meiſten andern Kantonen 
der Schweiz ſchon lange vor der Juli- Revolution in 
Frankreich vorhanden. Aber dieſe entwickelte dieſel⸗ 
ben mit einer unerwarteten Schnelligkeit, und in einem 
ſolchen Grade, wie es damals Niemand erwartete. 

Schon im Anfange des Septembers 1830 erho— 
ben ſich auf der Landſchaft Stimmen für eine Revi⸗ 
ſion der bisherigen Verfaſſung, und einer Repräſen⸗ 
tation nach der Köpfezahl. In der Stadt lachte man 
über ſolche Dinge, und fing an, die Bauern für ver⸗ 
rückt zu halten. Damit verhallten aber jene Stim⸗ 
men nicht fruchtlos, ſondern fanden bald in vielen 
Gemüthern Anklang. Zugleich wurde dem Volke die 
Freiheitsurkunde vom Jahr 1798 ins Gedächtniß zu⸗ 
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rückgerufen, welche Viele entflammte, dasjenige zu 
erſtreben, was ihnen dieſelbe zuſicherte. Bald darauf 
ward die Sache im groſſen Rathe angeregt. Als die— 
ſer nämlich am 3. Oktober zur Beſetzung von drei 
erledigten Stellen ſchreiten wollte, fragte ein Mit⸗ 
glied: „ob man dieſe Wahlen nicht lieber bis 
nach Einführung der neuen Verfaſſung 
verſchieben wolle?“ Stephan Gutzwiller unter⸗ 
ſtützte dieſe Feage, hingegen viele andere Mitglieder 
ſahen in derſelben verrücktes Zeug. Dieſes war nicht 
nur bei den Städtern der Fall, ſondern auch bei den 
meiſten Repräſentanten ab der Landſchaft, weil ſie, 
mit wenigen Ausnahmen, mit Leib und Seele an 
Baſel hingen, ſich als treue und ergebene Werkzeuge 
der Regierung zeigten, und den verwerflichen Grund— 
ſätzen der Ariſtokratie auf alle mögliche Weiſe hul⸗ 
digten. Dafür drückten ihnen dann aber auch die 
vornehmen Herren zu Baſel huldreich die Hände, lu⸗ 
den fie zum Eſſen ein, und führten fie in hohe Geſell⸗ 
ſchaften, auch wenn im Herzen die Verachtung gegen 
das Bauernvolk noch ſo groß war. N 
Begreiflich fiel die vorhin erwähnte Frage im 
groſſen Rathe durch. Deſto gröſſern Eindruck machte 
fie auf der Landſchaft. Nach Aufhebung der Sitzun⸗ 
gen verabredeten ſich mehrere Mitglieder des groſſen 
Rathes im Wirthshauſe zum Schiff, eine Verſamm⸗ 
lung auf dem Lande zu veranſtalten, um von da aus 
eine Reviſion der Verfaſſung zu bewirken. Jedes 
ſollte in der Stille freiſinnige Männer, wahre Freunde 
des Vaterlandes von dieſem Vorhaben unterrichten. 
Hierauf verſammelten ſich am 18. Oktober ange⸗ 
ſehene Männer aus allen fünf Landbezirken, etwa 
vierzig an der Zahl, in dem Bade bei Bubendorf. 
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Mit Ernſt und Würde wurden die theuerſten Angele⸗ 
genheiten des Kantones von ihnen hier berathen. 
Der groſſe, erhabene Gedanke an die ewigen, unver⸗ 
äuſſerlichen Rechte des Menſchen, an die Freiheit und 
Gleichheit Aller durchglühte eines jeden Bruſt, wurde 
aber noch mehr angefacht, durch die von Lieſtal her⸗ 
gebrachte Urkunde vom Jahr 1798. Als beſchloſſen 
war, die Lage des Vaterlandes neu und beſſer zu ge⸗ 
ſtalten, legte Gutzwiller den verſammelten Männern 
eine Bittſchrift an den groſſen Rath vor. Sie erhielt 
die einhellige Genehmigung. Aus Mangel an Raum 
heben wir, ſtatt fie ganz einzurücken, nur einzelne 
Stellen derſelben heraus. | 

„Es iſt ein allgemein anerkannter Grundſatz, deſ⸗ 
ſen Heilighaltung in neueſter Zeit groſſe Staaten 
achten lehrten, daß die Souverainetät eines Volkes 
nur in ſeiner Geſammtheit liege, und daß daher keine 
einzelne Klaſſe deſſelben ſich ſolche ganz oder größten⸗ 
theils aneignen dürfe. Nach dieſem natürlichen Grund⸗ 
ſatze müſſen alle Theile eines Volkes die gleichen Frei⸗ 
heiten und die gleichen Rechte genieſſen. Dies iſt das 
natürliche Recht“... ä 

„Leider hatte uns das Schickſal beſtimmt, das 
Opfer der politiſchen Mißgriffe der übrigen Eidgenoſ— 
ſen zu werden. Der Eigenſinn, womit einige Regie⸗ 
rungen auch die gerechteſten Anſprüche ihres Volkes 
zurückwieſen, führte nämlich bald fremde Waffen in 
unſer Vaterland, die auf einmal auch unſere Hoffnun⸗ 
gen zerſtörten. So verlor durch die Schuld der 
Regierungen die ſonſt ſo geachtete und gefürchtete 
Eidgenoſſenſchaft ihre Selbſtſtändigkeit. Die Folgen 
ſind bekannt. Es wechſelten nämlich bald nach ein⸗ 
ander die Helvetik, die Mediation und die Verfaſſung 
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von 1814. Alle theilen das Grundübel, daß ſie durch 
fremden Einfluß zu Stande kamen, womit aber Letztere 
noch die zwei groſſen Fehler verbindet, daß ſie ohne 
Einwilligung des ſouverainen Volkes verfaßt, und von 
ihm niemals beſchworen worden iſt, und daß ſie das 
bis dahin gehandhabte Prinzip der Gleichheit wieder 
aufhob. In dieſer Aufhebung der Gleichheit und 
und rechtswidrigen Art, wie es geſchehen iſt, erblicken 
wir die völlige Zernichtung der heiligſten, durch die 
Natur, durch Urkunden und durch die feierlichſten, 
zu Gott geſchworenen Eide uns zugeſicherten Rechte; 
wir erblicken darin die Aufhebung des Bandes, wel— 
ches früher Stadt und Land zu einem Körper ver- 
einigte; wir erblicken darin endlich den Keim des 
Zwieſpaltes zwiſchen Stadt und Landſchaft, welche 
bei jeder äuſſern und innern Veranlaſſung ſich regen, 
und früher oder ſpäter unſer gemeinſames Vaterland 
dem Verderben entgegen führen müßte. — Wir hegen 
die innige Ueberzeugung, daß Hochdieſelben die im 
Jahre 1798 von Volk und Regierung anerkannten 
und beſchwornen Grundſätze der Gleichheit durch 
zweckmäſſige Einleitung einer volksthümlichen Verfaſ— 
fung — ſtreng nach den Grundſätzen der Gleichheits⸗ 
urkunde, und zwar in der nächſten auſſerordentlichen 
Sitzung wieder herſtellen, und ſo zum zweiten Male 
der geſammten Eidgenoſſenſchaft mit dem Beiſpiele 
der Anerkennung der heiligſten Volksrechte vorange— 
hen werden, als worauf . ehrerbietigſte Bitte 
hingeht.“ 

Dieſe Bittſchrift wurde he nur von allen An⸗ 
weſenden unterzeichnet, ſondern ſie erhielt durch ihre 
Bekanntmachung in den verſchiedenen Gegenden des 
Kantones im Ganzen achthundert und zehn Unter⸗ 
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fchriften. Am 26. Oktober wurde fie nebſt einer 
Abſchrift der Gleichheitsurkunde durch zehn Abgeord⸗ 
nete dem damaligen Amtsburgermeiſter Wieland über⸗ 
reicht. Am 1. November theilte ſie der kleine Rath 
dem auſſerordentlich verſammelten groſſen mit, aber 
auf eine keineswegs empfehlende Art. Er bezeichnete 
den Schritt der Männer von der Landſchaft als einen 
ungeſetzlichen, erklärte ſie für unbefugt und anmaſſend, 
im Namen des ganzen Volkes aufzutreten, ſo wie er 
überhaupt ſeine Erbitterung über das Geſchehene nicht 
unterdrücken konnte. Deſſenungeachtet fand er, daß 
ein völliges Widerſtreben bei der täglich zunehmenden 
Gährung nicht rathſam ſei, deswegen hielt auch er 
es für nothwendig, etwelche Verfaſſungsabänderungen 
einzuleiten, aber nur auf geſetzlichenm Wege. Er ver 
langte vom groſſen Rathe, „daß die Bittſchrift mit 
Anerkennung der Dringlichkeit dem kleinen Rath zu 
einem beförderlichen Vorſchlag, über die Art und Weiſe 
eine Reviſion der Ne zu bewerkſtelligen, zuge 
wieſen werde.“ 

Nachdem in dieſer Versammlung des groſſen Ra⸗ 
thes die Zuſammenkunft im Bubendörferbade mit den 
gehäſſigſten Farben bezeichnet war — nachdem man 
ihr Beginnen als ſtöriſch erklärt, das Betreiben der 
Unterſchriften mit Gift und Galle übergoſſen hatte, 
in der Bittſchrift nicht den Willen des Volkes, ſondern 
nur das Streben einzelner Unzufriedenen und Ehr⸗ 
geizigen erkennen wollte, wurde dennoch der Antrag 
des kleinen Rathes wegen Dringlichkeit der Behan⸗ 
lung des Gegenſtandes mit 116 gegen 15. Stimmen 
angenommen. In der Decemberfisung ſollte der kleine 
Rath dem groſſen ſein Befinden über die Einleitung 
der Reviſion vorlegen. | 
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Die Stimmung, welche dieſe Sitzung der oberften 
Kantonsbehörde, und die während derſelben vielfach 
gemachten Aeuſſerungen auf der Landſchaft hervor⸗ 
brachten, war nichts weniger als beſänftigend. Viele 
ſahen ein, daß es dem groſſen Rathe mit einer Revi⸗ 
ſion der Verfaſſung nicht mehr ernſt ſei, daß er nur 
einzelne Scheinverbeſſerungen beabſichtige, und daß 
auf dem eingeſchlagenen Wege die Sache in die Länge 
gezogen werde. Dazu kam noch, daß die Metzgerzunft 
in Baſel am 1. Nov. ein Rundſchreiben an die übri⸗ 
gen Zünfte der Stadt um Beibehaltung des bisheri— 
gen Repräſentations - Verhältniſſes erließ. Mehrere 
andere Zünfte ſtimmten demſelben bei. Dadurch nah⸗ 
men unter dem Landvolke Mißtrauen gegen die Stadt 
und Gährung noch mehr zu. Viele ſprachen ſich jetzt 
ſchon für einen Verfaſſungsrath aus dem Volke aus, 
weil nur ein ſolcher im Stande ſei, eine Verfaſſung 
im Einklange mit den Wünſchen und Bedürfniſſen 
der Mehrheit der Bürger ins Daſein zu rufen. Aber 
weder die Regierung noch die Stadt Baſel wollten 
darauf achten. Sie dachten nur auf Nebenwege, um 
das Volk zufrieden zu ſtellen. So z. B. erſchallte 
der verhaßten Cenſur die Todtenglocke, aber nur um 
einem die menſchliche Natur ſchändenden Blatte Platz 
zu machen. Dieſes Prädikat wird jeder, in dem noch 
das Gefühl der Menſchenwürde vorhanden iſt, der 
Baſeler Zeitung beilegen müſſen. 

Aber ſolche Mittel reichten nicht mehr hin. Das 
Volk war nun einmal aufgeregt, es wollte ſeinen bis⸗ 
her ſo drückenden Zuſtand ganz abſchütteln. Auch in 
der Hauptſtadt zeigte ſich eine bedeutende Anzahl Un⸗ 
zufriedener. Auch hier beklagte man ſich über das 
Verfahren der Regierung, über die ſchlechte Verfaſ⸗ 
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fung und die vielen läſtigen Abgaben. Indeſſen berrfch- 
ten Ruhe und Ordnung noch immer zu Stadt und 
Land. Je ſchneller aber die Verſammlung des groſſen 
Rathes im December, auf die faſt Jedermann in einem 
hohen Grade geſpannt war, herannahte: deſto mehr 
erhitzten ſich die Gemüther, deſto lauter ertönten die 
Forderungen nach einem Verfaſſungsrathe. Schon 
errichtete man hin und wieder Freiheitsbäume. Aber 
noch gelang es den ariſtokratiſchen Beamten in den 
betreffenden Gemeinden, ihre Wegſchaffung zu bewir⸗ 
ken. Hingegen in der letzten Woche des Novembers 
fruchtete ihr Reden und Beginnen nichts mehr. Da 
wurden in Siſſach, Mönchenſtein und Aeſch Freiheits- 
bäume aufgeſtellt. Bald folgten Lieſtal, Pratteln, 
Muttenz und mehrere andere Orte dem Beiſpiele. 
Zugleich veranſtaltete man eine zweite Verſammlung 
im Bade bei Bubendorf. Sie fand am 29. November 
Statt. Viel über hundert Männer aus allen Theilen 
des Kantones bildeten dieſelbe. Sie ſetzten eine Kom⸗ 
miſſion von fünf Mitgliedern nieder, welche die Auf- 
gabe erhielt, einen Aufruf der Bürgerſchaft 
der Landbezirke an ihre Repräſentanten zu 
verfaſſen. Am 2. December wurde er von Lieſtal 
aus verſandt. Es enthielt derſelbe Klagen, daß die 
frühere Bittſchrift nicht auf eine den Urhebern der⸗ 
ſelben genügende Art behandelt worden, weswegen 
am 29. Nov. in der Nähe des Bubendörfer Bades 
unter freiem Himmel abermals eine Berathung von 
einer bedeutenden Anzahl Bürger aus allen Landbezir⸗ 
ken Statt gefunden habe. Die daſelbſt gewählte Kom⸗ 
miſſion ſei beauftragt, den Volksrepräſentanten den 
Willen und das unabſtehliche e des Volkes 
ee zu übertragen: 
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1. „Es ſoll bei der bevorſtehenden Groſſen Raths⸗ 
ſitzung am 6. laufenden Monats der Grundſatz der 

Souverainetät des Geſammtvolkes und die vollkom⸗ 
mene Gleichheit der politiſchen Rechte unbedingt an⸗ 
erkannt werden. Da die Anerkennung dieſes Grund⸗ 
ſatzes eine neue Verfaſſung erfordert, fo ſoll! 

2) ſogleich nach Beendigung der Großrathsſſtzung 
eine Kommiſſion durch Zunftverſammlungen von dem 
Volke aus gewählt werden, und zwar aus jeder Zunft 
ein Mitglied. 

3) Es ſoll dieſe Kommiſſion innerhalb 14 Tagen 
eine von obigen Grundprinzipien ausgedehnte Verfaſ⸗ 
ſung entwerfen. 

4) Soll die neue Verfaſſung einzig durch die 
Genehmigung des Volkes ihre Gültigkeit erhalten. 

5) Soll die Verfaſſung, nachdem fie durch ſämmt⸗ 
liche Kantonsbürger anerkannt und beſchworen, ſo⸗ 
gleich in Rechtskraft geſetzt werden.“ 

Unläugbar war jetzt die Bewegung auf der Land⸗ 
ſchaft groß, der Einfluß der Beamten an vielen Orten 
größtentheils verſchwunden. Das Volk war feſt ent⸗ 
ſchloſſen, von ſeinen Forderungen nicht abzuſtehen, 
koſte es was es wolle. Es ward ſogar von einem 
bewaffneten Zuge gegen Baſel geſprochen; doch lag 
fo etwas jetzt noch nicht im Sinne des Geſammtvol— 
kes. In Ettingen, einem Dorfe im Bezirk Birseck, 
hatten wirklich ſchon etwa ſiebenzig Mann allerlei 
Waffen ergriffen, um in Gemeinſchaft mit andern vor 
die Hauptſtadt zu ziehen; aber ihr Vorhaben fand 
keine Theilnahme. 

Alles, was auf der Landſchaft geſchah, wurde in 
der Stadt vergröſſert, mit allerlei Zuſätzen, theils 
lächerlicher, theils erſchreckender Art, vermehrt. Man 
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that, als ob die Bauern nächſtens gleich Raubthieren 
kommen würden, um die Stadt einzunehmen, und 
alles wild über den Haufen zu ſtürzen. Die Regie⸗ 
rung fand daher für gut, kriegeriſche Maßregeln gegen 
die ſogenannten Inſurgenten auf dem Lande zu tref⸗ 
fen. Sie ließ aller militärpflichtigen Mannſchaft der 
Stadt die Sammelplätze auf den Fall eines Allarms 
anweiſen, gab den Offizieren die für nöthig haltenden 
Inſtruktionen, beſetzte die ledigen Stellen bei der nach⸗ 
her ſo berüchtigt gewordenen Standeskompagnie, ord⸗ 
nete Runden und Patrouillen an, verſtärkte die Wa⸗ 
chen, ſorgte, daß die in Verfall gerathenen Feſtungs⸗ 
werke mit möglichſter Eile ausgebeſſert, daß die rück⸗ 
ſtändigen Arbeiten im Zeughauſe nachgeholt, und über⸗ 
haupt alles dasjenige vorgekehrt würde, was einer 
tapfern, einer Heldenſtadt geziemt, wenn der ergrimmte 
Feind in vollem und ſchnellem Anzuge gegen dieſelbe 
begriffen iſt. Dabei vergaß man in dem frommen und 
weiſen Baſel nicht, alle möglichen Schimpfwörter und 
Flüche über die Bauern auszuſtoſſen, machte ſchon 
Miene, die Kanonen auf die Wälle zu führen. Ueber⸗ 
haupt gebehrdeten ſich damals ſchon die meiſten Baſeler 
wie eine Geſellſchaft, welche kurz vorher einem Toll⸗ 
hauſe entlaufen war. 5 | 
Am 4. Dec. beſchloß die Regierung, daß auch auf 
dem Lande, wo noch Anhänglichkeit für die Stadt 
vorhanden ſei, militäriſche Vorkehrungen getroffen 
werden. Allein das Militärkommando hielt es bei 
der faſt auf der ganzen Landſchaft gereizten Stim⸗ 
mung für gefährlich, dem Regierungsbeſchluſſe zu ent⸗ 
ſprechen, und leiſtete demſelben keine Folge. 0 
Die Landſchaft, oder vielmehr der weit aus größte 
Theil derſelben, wurde durch dasjenige, was in Baſel 
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geſchah, empört. Ein ſolches Mißtrauen, ſolche An⸗ 
ſtalten gegen das eigene Volk, welches nichts anderes 
als ſeine heiligſten Rechte begehrte, hatte man nicht 
erwartet. Viele, die bisher noch theilnamlos geblie⸗ 
ben waren, geriethen in groſſe Entrüſtung, und erho⸗ 
ben nun gleich ihren Mitbrüdern laut ihre Stimme 
für einen Verfaſſungsrath. An mehrern Orten fanden 
kleinere und gröſſere Exceſſe gegen Anhänger der ba- 
ſeliſchen Ariſtokratie Statt. 

Unter ſolchen Umſtänden verſammelte ſich der 
groſſe Rath am 6. December. Nachdem die Sitzung 
eröffnet war, erklärte der Stellvertreter der Zunft 
Rothenfluh, daß er den Auftrag habe, das von der 
zweiten Verſammlung bei dem Bubendörfer Bade be— 
ſchloſſene, und ſeither an alle Landgroßräthe verſandte 
Rundſchreiben kund zu machen und ſich daran zu hal⸗ 
ten, worauf er daſſelbe vorlas. Der Abgeordnete von 
der Zunft Bubendorf machte die gleiche Erklärung, 
jedoch mit dem Zuſatze, daß er in jenem Schreiben 
nicht den Willen ſeiner Wahlzunft völlig erblicken 
könne. Somit hatte die Sache ein Ende. Wenn die 
Repräſent anten pflichtvergeſſen, wenn ſie ſchlecht ſind: 
fo nützen die beſten Aufträge, welche man ihnen er- 
theilt, nichts. So wie ein ächter Repräſentant auch 
ohne Inſtruktionen treu und gewiſſenhaft für die Sache 
derjenigen kämpft und wirkt, an derer Stelle er ſich 
befindet. 

Hierauf bemerkte Gutzwiller fragend: wozu die 
groſſen kriegeriſchen Rüſtungen in der Hauptſtadt die⸗ 
nen ſollen? Der groſſe Rath ſei in der Freiheit der 
Berathungen über ſo hoch wichtige Gegenſtände bei 
dem Anblick ſo vieler Militäranſtalten gehemmt. Er 
trage daher darauf an, daß die militäriſchen Maßregeln 
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ſogleich abgeſtellt werden, wozu er ſowohl die Regie⸗ 
rung als den groſſen Rath einlade. Aber dieſer An⸗ 
trag fand kein Gehör, wurde mit Schmähungen über⸗ 
häuft, worauf der Urheber denſelben wieder zurückzog 
und ſich aus der Verſammlung entfernte. Dagegen 
konnten viele feile Regierungskreaturen ab dem Lande 
das kräftige, vorſichtige, wahrhaft landesväterliche 
Benehmen des kleinen Rathes nicht genug loben und 
bewundern. Daneben wurde die zweite Verſammlung 
bei dem Bubendörfer Bade auf alle mögliche Weiſe 
bekrittelt und herabgewürdigt, aller Vorfälle auf der 
Landſchaft, denen man das Gepräge der Ungeſetzlich— 
keit und Friedensſtörung aufdrücken konnte, geſchah 
Erwähnung, um das Benehmen der Regierung deſto 
mehr zu krönen. 

Als man endlich ſich wegen dem Heroismus und 
großartigen Sinn des kleinen Rathes zur überflüſſi⸗ 
gen, ja eckelhaften Genüge gegenſeitig Komplimente 
gemacht hatte, legte dieſer dem groſſen zwei Vor⸗ 
ſchläge vor. Der erſte betraf die auſſerordentlichen 
Abgaben, der zweite die Reviſion der Verfaſſung. 
Der letztere behandelte zwei Fragen, nämlich: „Was 
in der Verfaſſung einer Abänderung unterliegen möch⸗ 
te? und wie dieſe Abänderung zu bewerkſtelligen ſei?“ 
In Betreff der erſten Frage erklärte der kleine Rath, 
daß nach der öffentlichen Meinung und der eigenen 
Erfahrung die Zuſammenſetzung des groſſen Rathes in 
ein billigeres, zeitgemäſſeres und die verſchiedenen An⸗ 
ſprüche würdigendes Verhältniß geſetzt werden möchte; 
daß die Wahlart der Mitglieder in denſelben einer 
zweckmäſſigern Einrichtung bedürfe; daß die Beſtim⸗ 
mung der Erforderniſſe zur Wahlfähigkeit abgeändert 
werden ſollte; daß die Lebenslänglichkeit der Mitglieder 
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beider Räthe ein erwägenswerther Gegenſtand ſei. 
Er trage deswegen darauf an: „Es möchte die Kan⸗ 
tonalverfaſſung vom Jahr 1814 einer Geſammt-Revi⸗ 
ſion unterworfen werden.“ 

Hinſichtlich der zweiten Frage ſchlug der kleine 
Rath vor: 

1) „Der groſſe Rath ernennt durch abſolutes Mehr 
eine Kommiſſion, welche ihm am 3. Jenner ihre Vor— 
ſchläge über die Veränderungen der Verfaſſung ein— 
zugeben hat; eben dieſelbe hat auch darüber: ob und 
wie einſt die revidirte Verfaſſung, nach der Annahme 
des groſſen Raths, der Genehmigung der Bürgerſchaft 
zu unterwerfen ſei, zu berichten, ſo wie über die Art 
der neuen Verfaſſung und den Uebergang in dieſelbe. 
2) Die Kommiſſion beſteht aus fünfzehn Mitgliedern 
des geſammten groſſen Rathes, worunter aus jedem 
Bezirk wenigſtens Ein Mitglied. 3) Der groſſe Rath 
wird in der Januarſitzung das Kommiſſionsgutachten 
einer Umfrage unterwerfen, und es ſodann dem klei— 
nen Rath überweiſen, um in der ordentlichen Februar⸗ 
ſitzung feinen Rathſchlag darüber einzureichen. J Letz⸗ 
terer iſt ſodann zur Kanzlei zu legen, und in einer 
ſpäteſtens am 7. März zu veranſtaltenden Sitzung zu 
behandeln. 5) Der dannzumalige Entwurf des kleinen 
Raths wird entweder angenommen, oder vermittelſt 
artikelweiſer Erörterung verändert, oder auch die 
Sache ganz oder theilweiſe nochmals an die Kommiſ- 
ſion gewieſen; im letztern Falle würde dieſe binnen 
14 Tagen ihr nochmaliges Befinden vorerſt dem klei— 
nen Rathe mittheilen, und daſſelbe in der ordentlichen 
Aprilſitzung abſchließlich entſchieden werden. 6) Alle 
Gutachten und Rathſchläge ſind den Mitgliedern ge⸗ 
druckt zuzuſtellen. 7) In ſämmtliche Sitzungen ſind 
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die Mitglieder, unter Bezeichnung des Gegenſtandes, 
beſonders einzuladen. 8) Jeder Abmehrung ſoll eine 
zweimalige Umfrage vorangehen.“ 

Nach vielen und langen Reden ſprach ſich der 
groſſe Rath mit groſſer Mehrheit für die artikelweiſe 
Berathung der Vorſchläge des kleinen Rathes aus, 
und beauftragte dieſen, daß er ungeſäumt die Haupt⸗ 
grundſätze einer künftigen Verfaſſung in Berathung 
ziehe, und dieſelbe durch ein Gutachten dem groſſen 
Rathe vorlege. 

In dieſer Zeit ereigneten fich mehrere bemerkens⸗ 
werthe Dinge. Es verbreitete ſich nämlich in Baſel 
am 6. Dec. Abends das Gerücht: die Bauern ſeien 
in vollem Anzuge und wollen die Stadt überrumpeln. 
Es wurde Kriegslärm geſchlagen, ein Militärkomman⸗ 
dant ernannt, die Wachen verdoppelt, um ja nicht 
unbereitet überfallen zu werden. In der Nacht brach 
der Lärm aufs Neue aus, als ob es eine Mordnacht 
geben ſollte. Aber alles war völlig grundlos. Die 
Bauern waren in ihren Dörfern. Am Abend des 
7. Dec. hieß es in Lieſtal, Plattner ſei feſtgeſetzt wor⸗ 
den, worauf ein bewaffneter Volksauflauf erfolgte, um 
den vermeintlich Gefangenen mit Gewalt ſeinem Ker⸗ 
ker zu entreiſſen. Obriſt, Polizeidirektor und Statt⸗ 
halter Wieland ſandte Gutzwiller und Profeſſor Snell 
eigenhändig verfaßte, anonime Billet, worin er ihnen 
drohte und erklärte, daß die Behörde auf ſie wache. 
Da Gutzwiller dafür hielt, daß ſich der Inhalt auf 
ſein Benehmen im groſſen Rath beziehe, und daß 
Wieland ihn dadurch einſchüchtern wolle, wandte er 
ſich klagend an den kleinen Rath. Allein vergeblich. 
Man wies ihn mit ſeinen Klagen an die Gerichte. 
Ganz natürlich unterließ er es, einer ſolchen Weiſung 


— 167 — 


zu folgen, weil die ariſtokratiſchen, über ihn ebenſo 
erzürnten Richter, wie der Polizeidirektor es war, ihm 
ſchwerlich unpartheiiſches Recht geſprochen hätten. 
Dergleichen Ereigniſſe mußten nothwendig die 
Spannung zwiſchen beiden Partheien vergröſſern. Der 
nachherige Bruch zwiſchen Stadt und Land hat ſchon 
damals ſeinen Anfang genommen. Hätten ſich zu 
dieſer Zeit Regierung und groſſer Rath weiſer benom- 
men, hätten fie den Wünſchen des Volkes, den For- 
derungen der Vernunft mehr Gehör gegeben: ſo wäre 
dadurch ſicherlich allem ſpätern Unheil vorgebogen 
worden. Baſel hat daher daſſelbe nicht der Landſchaft, 
ſondern ſich ſelbſt, ſeiner Hartnäckigkeit, ſeiner Ver⸗ 
ſtockung, ſeinem Mangel an Menſchenachtung, ſeinen 
vielen tollen und ſchändlichen Streichen zuzuſchreiben. 
Während die Erbitterung auf der Landſchaft gegen 
die Stadt täglich wuchs — während in Baſel der 
Kriegslärm fortdauerte, Reuter die Straſſen auf und 
abſprengten, ſogar bis an die Birsbrücke ritten, um 
den Feind aufzuſuchen, und ſich ſchon zum Voraus 
mit ihren Heldenthaten brüſteten, wie einſt die öſter⸗ 
reichiſchen Herren vor der Schlacht bei Sempach — 
während die gebildeten Städter die freiſinnigen Reprä⸗ 
ſentanten ab dem Lande, namentlich Gutzwiller, mit 
Schmach und Hohn begoſſen, ſich in rohen Verwün⸗ 
ſchungen und Flüchen über das Landvolk faſt heiſer 
ſchrieen: arbeitete der kleine Rath ſo emſig an ſeinem 
Rathſchlage wegen Reviſion der Verfaſſung, daß er 
denſelben dem groſſen Rathe ſchon am 9. December 
vorlegen konnte. Er trug auf eine gänzliche Reform 
der Verfaſſung, auf Anerkennung der Volksſouverai⸗ 
netät, auf Aufhebung der Selbſtergänzung des groſſen 
Rathes, auf Abſchaffung der Lebenslänglichkeit aller 
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Stellen in beiden Räthen an. Die bisherige Zahl 
der Repräſentanten wollte er beibehalten, dem Lande 
aber davon 79 und hingegen der Stadt 75 zueignen. 
Mehrere baſeliſche Mitglieder des groſſen Rathes woll⸗ 
ten beiden Theilen gleichviel Repräſentanten geſtatten; 
aber der Antrag des kleinen Rathes erhielt die weit⸗ 
aus überwiegende Mehrheit. 

An den beiden darauf folgenden Tagen wurde 
die Art und Weiſe der Verfaſſungsreviſion berathen, 
und eine Kommiſſion von fünfzehn Mitgliedern nieder⸗ 
geſetzt, welche eine Verfaſſung entwerfen ſollte. Sie— 
ben davon waren ab der Landſchaft, worunter ſich 
Gutzwiller, Brüderlin-Plattner und Strub befanden. 
Ein von einem Mitgliede des groſſen Rathes gemach⸗ 
ter Antrag: es möchte der groſſe Rath durch eine 
Proklamation ſeine Beſchlüſſe kund thun, Vergeſſenheit 
alles Geſchehenen ausſprechen und von fernern geſetz⸗ 
widrigen Schritten abmahnen, verurſachte eine ziem⸗ 
lich langweilige Diskuſſion, ſtel vorzüglich aus dem 
Grunde durch, weil dadurch die ſogenannten Ruhe⸗ 
ſtörer in ihrem Unweſen nur noch mehr geſtärkt wür⸗ 
den, und weil das Proklamiren Sache des kleinen 
Rathes ſei. | 

Am 13. Dec. erließ dieſer zu Stadt und Land 
eine Kundmachung über die Reviſion der Kantonal⸗ 
Verfaſſung. Er erklärte in derſelben, daß die Anzahl 
der Stellvertreter in dem groſſen Rathe unverändert 
bleibe, eben fo die bisherige Repräſentation der Wahl⸗ 
zünfte; daß die dem groſſen Rathe zugeſtandenen Wah⸗ 
len dem Volke zu Stadt und Land zu zwei gleichen 
Theilen zufallen ſollen, die Art und Weiſe dieſer 
Wahlen werde die Kommiffion näher berathen; daß 
die Lebenslänglichkeit der groſſen und kleinen Raths⸗ 
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ſtellen abgeſchafft ſei; daß die revidirte und vom 
groſſen Rathe angenommene Verfaſſung der Bürger⸗ 
ſchaft des Kantons zur Genehmigung vorgelegt wer— 
den ſoll. Die Kommiſſion habe ihr Gutachten und 
ihre Vorſchläge dem auf den 3. Jenner 1831 ſich 
auſſerordentlich verſammelnden groſſen Rathe vorzule⸗ 
gen. Dabei wurde das Volk ermahnt, ruhig den wei⸗ 
tern Gang der Verhandlungen abzuwarten, und be— 
merkt, daß gegen Störer der öffentlichen Ruhe und 
Ordnung die durch die Geſetze vorgeſchriebene Ahn— 
dung eintreten werde. Dieſer Kundmachung fügte 
die Verfaſſungs-Kommiſſion ſelbſt noch bei, daß ihre 
Arbeiten bereits begonnen haben; daß es aber den 
Bürgern zu Stadt und Land unbenommen ſei, allfäl⸗ 
lige Anſichten und Wünſche in Beziehung auf die 
Verfaſſung des Kantons einzelnen Mitgliedern der 
Kommiſſion mitzutheilen oder einzuſenden. 

Das Landvolk zeigte ſich durch dieſe Proklama⸗ 
tion durchaus nicht beruhigt. Es fand, daß wenn 
ihm auch vier Repräſentanten mehr als der Stadt 
bewilligt werden, dieſe gleichwohl wie bis dahin die 
Oberhand behalte, weil es nicht vorauszuſehen war, 
daß alle Wahlen auf dem Lande auf freiſinnige Män⸗ 
ner fallen werden, und wenn auch dieſes wirklich ge— 
ſchehen ſollte, ſo glaubte es, daß die Stellvertreter 
der Stadt durch ihre Beredſamkeit, durch Schmeiche⸗ 
leien und andere Mittel, doch bei jedem wichtigern 
Gegenſtande obſiegen. Ueberdieß hielt es den groſſen 
Rath nicht berechtigt, von ſich aus eine Reviſion der 
Verfaſſung vorzunehmen. Auch fand es, daß die des⸗ 
wegen niedergeſetzte Kommiſſion, größtentheils aus 
ariſtokratiſchen Mitgliedern beſtehend, unmöglich eine 
volksthümliche Verfaſſung ſchaffen könne. Dazu kam 
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noch, daß nach dem eingeſchlagenen Wege die neue 
Verfaſſung vor dem Frühlinge nicht ins Daſein tre⸗ 
ten konnte. 
Di.eſes alles erhielt es nicht nur bei feiner ſchon 
vorhandenen Aufregung, ſondern ſie wurde dadurch 
noch vergröſſert. Die Freiheitsbäume blieben, der ver⸗ 
lorne Einfluß der meiſten Beamten dauerte fort, der 
Haß gegen die ariſtokratiſch Geſinnten auf dem Lande 
nahm zu. Indeſſen ereigneten ſich nirgends ſtörende 
Auftritte. Die meiſten wollten in Ordnung nach dem 
im Auge habenden Ziele hinarbeiten. Die Erreichung 
dieſes Zieles hoffte man um ſo eher, weil die Tag⸗ 
ſatzung ſo eben erklärt hatte, ſich nicht in die Ver⸗ 
faſſungs⸗ Angelegenheiten der Kantone zu miſchen, weil 
in Baſel ſelbſt eine bedeutende Anzahl freiſinniger 
Männer vorhanden ſchien, auf die man ſich verließ, 
von denen man nöthigen Falles Hülfe erwartete. 
Mittlerweile arbeitete die fünfzehner Kommiſſion 
unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Wieland an 
ihrem Werke fort. Die Meinungen und Anträge der 
freiſinnigen Mitglieder derſelben wurden auf alle mög⸗ 
liche Weiſe beſchnitten und verſtümmelt. Der engher⸗ 
zige, verſchmitzte Schachergeiſt der Baſeler zeigte ſich 
hier in ſeiner ganzen Erbärmlichkeit, und trug faſt überall 
den Sieg davon. Auf dieſe Weiſe kam in drei Wochen 
eine wahrhafte politiſche Mißgeburt zum Vorſchein, die 
man die neue Verfaſſung nannte, dem Drucke übergab, 
um ſie am 3. Jenner dem groſſen Rathe vorzulegen. Die⸗ 
ſer that am 20. Dec. einen groſſen Mißgriff, daß er die 
Einnahmen für das Jahr 1831 auf Antrag der Regie⸗ 
rung beſtimmte, da er jetzt doch nur eine proviſoriſche 
Behörde war, und als ſolche nicht das Recht beſaß, 
dem künftigen neuen groſſen Rathe vorzugreifen. 
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Am 3. Jenner 1831 wurden die Arbeiten der 
Kommiſſion dem groſſen Rathe vorgelegt. Ab der 
Landſchaft hatten ſich nur etwa zwanzig Mitglieder 
eingefunden. Die meiſten von ihnen zeigten groſſe 
Aengſtlichkeit, erzählten von der heftig gereizten und 
gährenden Stimmung, von der Unzufriedenheit über 
die Hauptbeſtimmungen der neuen Verfaſſung, von 
dem lauten Verlangen einer Repräſentation nach der 
Volkszahl, und der Niederſetzung eines eigenen Ver⸗ 
faſſungsrathes. Die Stellvertreter der Stadt ſchimpf⸗ 
ten dagegen auf die pöbelhafteſte Art über das Land- 
volk und deſſen Führer. Gutzwiller, der anweſend 
war, mußte wegen ſeinem Benehmen aus dem from— 
men und vornehmen Munde der fein gebildeten Baſeler 
die gröbſten Rohheiten hören. Deſſenungeachtet wurde 
der Verfaſſungsentwurf an dieſem und dem folgenden 
Tage berathen, wurde ſogar für freiſinnig erklärt und 
dem kleinen Rathe zu ſchleuniger Begutachtung zuge⸗ 
wieſen. Merkwürdig iſt es, daß ſich ſchon damals 
Stimmen im groſſen Rathe wegen einer Trennung 
zwiſchen Stadt und Land hören lieſſen. 

Während dieſen Berathungen nahm die Sache 
auf der Landſchaft eine ganz unerwartete und ent⸗ 
ſcheidende Wendung. Man war des langen Harrens 
müde, und der auf vielfache Weiſe von Baſel erregte 
Groll machte ſich Luft. Schon am 2. Jenner kamen 
in Muttenz über dreihundert Männer vom Lande zu⸗ 
ſammen. Sie beſchloſſen eine groſſe Volksverſamm⸗ 
lung auf den 4. Jenner in Lieſtal zu veranſtalten, 
und lieſſen durch den jetzigen wackern Bezirksſchreiber 
Johannes Martin Rundſchreiben zu dieſem Zwecke an 
alle Gemeinden verfertigen. An die Vorgeſetzten er⸗ 
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meln, und ihnen anzutragen, daß fie eine Repräſen⸗ 
tation nach der Volkszahl, eine von den Zünften zu 
wählende Verfaſſungskommiſſion, und Gleichheit aller 
politiſchen und bürgerlichen Rechte zwiſchen Stadt 
und Land federn ſollen. 

Am 4. Jenner kamen bei dreitauſend Landbürger 
in Lieſtal f Ein groſſer Fehler wurde damals 
dadurch begangen, daß man die freiſinnigen Bürger 
der Hauptſtadt nicht zu dieſer Zuſammenkunft einlud. 
Wäre dieſes geſchehen, fo wären ſſcherlich eine groſſe 
Anzahl erſchienen, was der Sache eine andere, feſtere 
Richtung gegeben, und die Regierung ſammt ihrem 
Anhange geſtürzt hätte. Die Verſammlung beſchloß, 
ein Schreiben an den kleinen Rath zu erlaſſen, worin 
ſie ſich beſchwerte, daß den bisherigen Bemühungen, 
Wünſchen und Forderungen der Landſchaft ſo wenig 
Gehör gegeben worden ſei. „Deswegen haben ſich 
die Bürger derſelben bei Lieſtal friſcherdings verſam⸗ 
melt, und folgende Grundſätze aufgeſtellt, welche in 
der Staatsverfaſſung eingeführt werden ſollen, näm⸗ 
lich: 1) „Unbedingte Anerkennung der Souverainetät 
des geſammten Volks, und vollkommene Gleichheit 
aller bürgerlichen und politiſchen Rechte. 2) Aus⸗ 
übung der Souverainetät durch freie Wahlart der 
Stellvertreter nach der Volkszahl. 3) Unmittelbare 
Annahme oder Verwerfung der Verfaſſung durch das 
Volk. Sodann will das ſouveraine Volk die Verfaſ— 
ſungs⸗Kommiſſion ſelbſt, frei durch die Zünfte wäh⸗ 
len.“ Dabei wurde eine Entſcheidung über dieſe 
Begehren innert vier und zwanzig Stunden verlangt. 
Statt der ganzen Verſammlung unterzeichneten die⸗ 
ſes Schreiben zehn der angeſehendſten Männer der 
Landſchaft. 


Indeſſen das Volk bei einander war, erſchien eine 
Deputation vom kleinen Rath in Bafel, beſtehend aus 
den Rathsherren Minder, Singeiſen, Stehlin und 
Obriſt Werthemann, um mit den Landbürgern zu 
unterhandeln. Sie wurden mit aller Achtung empfan⸗ 
gen. Man wies ſie auf ein errichtetes Gerüſt, um 
von da zu der verſammelten Menge zu ſprechen. Als 
einer der Abgeordneten mit den Worten ſeine Rede 
ſchloß: „es lebe Freiheit und geſetzliche Ord— 
nung!“ ertönte es von allen Seiten: „Eins noch 
dazu, die Rechtsgleichheit! die habt ihr vergef- 
ſen!“ Die Unterhandlungen blieben fruchtlos. Als 
die Deputation ihren Rückweg antreten wollte, wurde 
ihr zu Handen des kleinen Rathes das vorhin er⸗ 
wähnte Schreiben verſiegelt mitgegeben. 

Am nämlichen Tage wurde in Baſel an mehrern 
Orten ein Zuruf an die Einwohner der Hauptſtadt 
von den Landbürgern angeheftet. Aber es gelang der 
Polizei, faſt alle Exemplare aufzufangen und zu unter⸗ 
drücken. Der Inhalt deſſelben war folgender: „Freunde 
und Einwohner Baſels! Wenn Einigkeit und Zutrauen 
immerhin die Grundpfeiler eines glücklichen Staates 
ſind, ſo dürfen uns dieſe politiſchen Glücksgüter bei 
der gegenwärtigen Lage der Dinge am allerwenigſten 
fehlen. Wir wollen dem Gedanken nicht Raum geben, 
daß dieſer traurige Fall bei uns eingetreten ſei; aber 
läugnen können wir nicht, daß es doch den Anſchein 
hat, als ob Uneinigkeit und Mißtrauen zwiſchen Stadt 
und Land ſeit einiger Zeit obwalten. Räthſelhaft und 
traurig für jeden Vaterlandsfreund war der Anblick 
euerer Waffenrüſtung am 6. December 1830 gegen 
uns — gegen uns, euere Mitkantonsbürger, die es 
immer redlich und gut mit euch meinten, und die 
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nichts anderes, als die ihnen vor Gott und Menſchen 
gebührenden Rechte verlangen. Wir glaubten und 
fanden zwar ſogleich, daß weniger eine feindliche als 
vielmehr eine auf Mißverſtand beruhende Urſache zu 
Grunde liege; daher wußten wir euern Wehranſtalten 
nichts Beſſeres als ſtille Ruhe entgegen zu ſtellen, um 
euch damit zu überzeugen, daß wir keine Räuber, 
ſondern euere Freunde ſind, die euch ehren und lieben, 
und nichts Ungerechtes von euch verlangen, ſondern 
deren Wünſche und Forderungen mit eueren Inter⸗ 
eſſen eng verbunden ſind; denn wir verlangen ja nur 
die Anerkennung der Souverainetät des Volkes und ſei⸗ 
ner unverjährbaren Rechte: Freiheit und Gleich⸗ 
heit aller Kantonsbürger, dabei freie Wahl⸗ 
art, damit wir in den Fall geſetzt werden, der geiſti⸗ 
gen Bildung auf gerechte Weiſe Rechnung tragen zu 
können. Aus dieſem Grunde haben wir dieſe Prokla⸗ 
mation an euch, wertheſte Bürger von Baſel, ergehen 
laſſen. Wir erlauben uns noch zu bemerken, daß 
während dem ihr wähntet, euere Habe, euere Güter 
gegen Raub zu ſchützen, ihr nichts als die Familien⸗ 
Herrſchaft, ja wir möchten ſagen, euere und unſere 
Unterdrücker vertheidigt habet. — Bürger von Baſel! 
Euer und unſer Wohl — das Wohl des Kantons for⸗ 
dert feſtes Zuſammenhalten in der Erringung unſerer 
Freiheit; Trennung ſchadet euch und uns. Glaubet 
nicht, daß wir euch um euern Reichthum beneiden, — 
wir ſchätzen und ehren euch im Gegentheil deßwegen. 
Glaubet am allerwenigſten, daß euer Eigenthum, daß 
euere häusliche Ruhe je durch euere Mitkantonsbürger 
gefährdet werden; ſuchet ſolche Schlechtigkeit vielmehr 
bei denen, die ſolches Mißtrauen in euere Herzen zu 
pflanzen wagen. Unſer ganzes Beſtreben geht nur 
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dahin, das Joch der herrſchenden ariſtokratiſchen 
Regierung abzuſchütteln, und dagegen durch Auf⸗ 
ſtellung einer volksthümlichen Verfaſſung euch und uns 
eine glückliche Zukunft zu bereiten. — Wohlan denn, 
theuerſte Bürger von Baſel! ſtrecken wir die Waffen, 
und reichen wir einander brüderlich die Hände zur 
Erringung unſers gemeinſchaftlichen Glückes, unſerer 
Freiheit und unſeres Friedens. Reichen wir einander 
brüderlich die Hand — die Menſchheit wird uns 
achten, unſere Miteidgenoſſen werden uns ehren, 
und unſere Enkel uns einſt ſegnen.“ | 

Aus dieſem Zuruf ſieht man deutlich, daß den 
Strebungen der Landbürger keine feindlichen und 
ſchlechten Abſichten gegen die Stadt zu Grunde lagen, 
ſondern daß ſie nur dasjenige begehrten, was zum 
Daſein eines ächt republikaniſchen Freiſtaates unum⸗ 
gänglich nothwendig iſt, nämlich Vernichtung der 
Ariſtokratie, die Bewerkſtelligung einer Verfaſſung, 
beruhend auf einer wahren bürgerlichen Freiheit und 
Rechtsgleichheit. Zu dieſem Begehren iſt jeder Menſch 
vermöge feiner Würde und feiner überirdiſchen Be— 
ſtimmung berechtigt. Doch Baſel achtete nicht mehr 
darauf. Der politiſche Fanatismus hatte daſelbſt 
ſchon zu tiefe Wurzeln geſchlagen, und nahm von 
Minute zu Minute zu. Eine Menge lächerliche und 
empörende Früchte waren bald in ſeinem Gefolge. 
Als am Morgen des 4. Januar Leute aus dem Bes 
zirke Birseck auf Wagen nahe bei den Thoren der 
Stadt vorbeifuhren, überfiel dieſe Verwirrung und 
Beſtürzung. Es hieß, die Bauern wollen in die 
Stadt dringen, um daſelbſt zu rauben, zu morden 
und zu verwüſten. Es wurde Allarm geſchlagen. Den 
ganzen Tag hindurch liefen die beunruhigſten Ge⸗ 
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rüchte wegen der Verſammlung in Lieſtal ein. Er⸗ 
ſchrockene Bürger überreichten dem Präſidenten des 
Stadtraths eine Bittſchrift, um Sicherheit zu erhal- 
ten. Bald nachher verfammelten ſich über taufend 
Bürger in der Martinskirche. Hier hielten bald ein- 
zelne Bürger Reden, bald predigten die Geiſtlichen 
von der Kanzel herunter, bald ſchrie Alles durchein— 
ander, ohne zu wiſſen, was man wolle. Endlich er⸗ 
ſchienen Abgeordnete des Stadtraths. Man beſchloß, 
ſich für die Sicherheit der Perſonen und des Eigen— 
thums zu bewaffnen. Noch am gleichen Abend wur— 
den drei Thore verrammelt, Kanonen auf die Wälle 
geführt, eine Militärkommiſſion, ſpäter unter dem 
Namen Kanonierbüreau berüchtigt, ernannt, und alle 
Einwohner zur Bewaffnung aufgefordert. | 

Tags darauf ſchickte der kleine Rath auf das 
geſtrige Schreiben von Lieſtal eine abſchlägige Ant- 
wort dahin. Zugleich erließ er eine Proklamation 
an das Volk, um es nochmals zu einem ruhigen und 
geſezlichen Abwarten zu ermahnen, verſicherte daſſelbe 
lügneriſcher Weiſe, daß es eine auf Volksſouveräne— 
tät, auf Freiheit und Gleichheit der Rechte aller 
Bürger begründete Verfaſſung erhalten werde, welche 
er dem groſſen Rathe ſpäteſtens bis am erſten Mon⸗ 
tag im Hornung zum Abſchluſſe übergeben könne. 
In Baſel erreichte an dieſem Tage die Verwirrung 
und Aufregung fchon einen bedeutend hohen Grad. 
Trommler und Pfeifer durchzogen die Stadt; Bau— 
ern, welche eidgenöſſiſche Zeichen trugen, wurden 
mißhandelt; Proklamationen verdrängten Prokla— 
mationen; Lügen, Märchen, Verläumdungen und 
Schimpfe erdrückten beinahe einander; die Friegeri- 
ſchen Rüſtungen wurden immer gröſſer. 


Auch auf der Landſchaft nahmen die militäriſchen 
Maßregeln den Anfang. Die verſchiedenen Zurüfe an 
das Landvolk von Bürgern aus der Stadt und von 
daſelbſt wohnenden Landbürgern, um daſſelbe zur Un⸗ 
terwürfigkeit und Ruhe zu bewegen, fruchteten nichts. 
Eben ſo brachten die Drohungen der Bandfabrikanten 
in Baſel, ihren Arbeitern auf der Landſchaft nichts 
mehr zu verdienen zu geben, nicht die gewünſchte 
Wirkung hervor. | 

Da jetzt ein völliger Bruch zwiſchen Stadt und 
Land herrſchte, und beide Theile einander feindſelig 
gegenüber ſtanden: ſo mußte auf dem letztern noth— 
wendig eine oberſte Behörde zur Leitung der Angele- 
genheiten in einer fo ſchwierigen Zeit ernannt wer⸗ 
den. Deswegen erging am 6. Jenner von Lieſtal aus 
ein Aufruf an alle Gemeinden, worin dieſelben auf- 
gefordert wurden, auf den folgenden Tag Morgens 
auf 10 Uhr Abgeordnete mit ſchriftlichen Vollmachten 
nach Lieſtal zu ſenden, um eine einſtweilige Regie- 
rung zu erwählen. Zugleich ſollen fie die Verzeich— 
niſſe aller waffenfähigen Bürger mitbringen. 

Am 7. Jenner erſchienen wirklich in Lieſtal Ab⸗ 
geordnete von ſiebenzig Gemeinden, und erwählten 
eine proviſoriſche Regierung von fünfzehn Mitgliedern. 
Gutzwiller ward Präſident derſelben. Nebſt dieſem 
zeichneten ſich in der Folge vorzüglich Joh. Martin, 
Ant. Blarer, Heinrich Plattner, Mesmer und Kumm⸗ 
ler⸗Hartmann aus. 

Die Gewählten und die Wähler ſchwuren hierauf 
ſogleich den Eid, der auf Volksſouverainetät, Freiheit 
und Gleichheit beruhte, von Seite der Regierung 
Religion und Tugend zu ehren verſprach, und von 
Seite des Volkes Gehorſam verhieß. Alles dieſes 
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wurde dem geſammten Volke ſo ſchnell als möglich 
kund gethan. Die neue Regierung ſandte noch am 
nämlichen Tage eine Deputation von vier Mitgliedern 
nach Baſel, um mit dem Stadtrathe wegen einer fried⸗ 
lichen, den Wünſchen des Volkes entſprechenden Aus⸗ 
gleichung zu unterhandeln. Trotz dem, daß dieſer 
Deputation vom Platzkommando ſicheres Geleit zuge⸗ 
ſagt war, konnte ſie doch nur mit genauer Noth 
nach mancherlei Mißhandlungen der raſenden Wuth 
des Stadt-Pöbels entgehen. Aus den Unterhand⸗ 
lungen wurde begreiflich nichts. 

Nun ging es mit den kriegeriſchen Rüſtungen 
auf der Landſchaft um ſo ſchneller. Die Führer glaub⸗ 
ten, daß der Zweck des Volkes nur durch gewaltſame 
Maßregeln erreicht werden könne. Statt aber das 
innere Weſen der Gemeinden zu organiſiren — ſtatt 
ſich in und um Lieſtal auf einen etwaigen Ausfall der 
Baſeler bereit zu halten: beging die Landſchaft die 
tolle Unvorſichtigkeit, ſich gewaffnet immer mehr der 
Stadt zu nähern, ihr wo möglich die Communikation 
abzuſchneiden, wollte ſie am Ende auf dieſer Seite 
des Rheines faſt völlig umgeben, um ſie zur Uebergabe 
zu zwingen. Man meinte, wenn Baſel einmal den 
Ernſt des Landvolkes ſehe: ſo werde es erſchrecken, 
und ſogleich nachgeben. Man dachte nicht daran, daß 
man es mit einer groſſen, fanatiſirten, bis zum Ueber⸗ 
fluß mit allen Kriegsbedürfniſſen verſehenen, ziemlich 
befeſtigten Stadt zu thun habe. 

Schon am 8. Jenner ſtanden bei zweitauſend 
Landhürger bei Reinach unter den Waffen. Am fol⸗ 
genden Tage ward die Virs dieſſeits beſetzt, das Haupt⸗ 
quartier nach Muttenz, eine Stunde von Baſel, verlegt. 
Mesmer war Kriegskommiſſär, und Obriſtlieutenant 
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Joh. Jakob Blarer führte den Oberbefehl. Noch fetzt 
verſuchten es die Baſeler, das Landvolk zur Nachgie⸗ 
bigkeit zu bewegen, und ſandten deswegen Abgeordnete 
zu demſelben. Einer davon, nämlich der berüchtigte 
Gerichtspräſident Bernoulli, wurde gefangen genom⸗ 
men und nach Lieſtal geführt. Auf ſeiner Bruſt fand 
man eine groſſe Portion Papier, vermittelſt deſſen er 
ſich gegen etwaige Bauernkugeln verſchanzen wollte. 

Die Landbürger waren ihres Sieges um ſo ge— 
wiſſer, weil man ihnen bedeutende Hülfe aus den be⸗ 
nachbarten Kantonen Solothurn und Aargau verſpro⸗ 
chen hatte. Allein aus dem erſtern erſchien nur eine 
geringe Anzahl Mannſchaft, und aus dem letztern gar 
Niemand. 

In Baſel hatte indeſſen der politiſche Fanatismus 
eine auſſerordentlich hohe Stufe erſtiegen. Es ſchien, 
als ob daſelbſt eine förmliche Raſerei ausgebrochen 
ſei. Der Meinungs - Terrorismus herrſchte fo ſehr, 
daß keiner es wagen durfte, ein Wort zu Gunſten 
der Landſchaft zu ſprechen. Wer nicht freiwillig wollte, 
wurde mit Gewalt zu den Waffen gezwungen. Pfar⸗ 
rer und Profeſſoren der Univerſität ſtanden unter dem 
Gewehre, leiſteten Schildwachendienſte. In den Vor⸗ 
ſtädten, wo man den Bauern am nächſten ſtand, wurde 
das Pflaſter aufgeriſſen und zu Barrikaden verwendet. 
Vornehme Herren, welche früher den gemeinen Burger 
kaum eines Blickes würdigten, drückten nun dieſem 
freundlich die Hände, hetzten ihn gegen die Bauern 
auf, begaben ſich ſogar in die niedrigſten Schenken, 
um die Gemüther gegen die „Inſurgenten-Kaiben“ 
deſto mehr zu erhitzen. Die geiſtlichen Herren ächzten 
und donnerten von den Kanzeln herab auf das Gottes⸗ 
und Religion vergeſſene Landvolk Fluch und Verderben. 
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Frauen, noch fanatiſcher und verrückter als die Män⸗ 
ner, bildeten Vereine zur Verpflegung der Verwunde⸗ 
ten, zupften Charpien, um die Uebel zu verſtopfen. 
Man beſorgte Unterzeichnungen für bedürftige Waffen⸗ 
pflichtige. Seit dem 7. erſchienen regelmäſſige Tages⸗ 
berichte im Drucke. Bei 40 Kanonen ſtanden auf den 
Wällen, und Baumwollenſäcke daneben, damit die Ka⸗ 
noniere von den Bauern nicht todtgeſchoſſen werden. 
Faſt alle Nächte entſtand durch jede Bewegung auſſer⸗ 
halb den Thoren Kriegslärm. Als ſich am 11. Jenner 
vor Tagesanbruch ein paar muthwillige Landbürger 
dem Steinen⸗Thor näherten und an demſelben poch⸗ 
ten, wurde ſogleich Allarm geſchlagen, und die Sturm⸗ 
glocken ertönten. Am Tage vorher erließ die Regierung 
nochmals eine Proklamation an das Landvolk, forderte 
daſſelbe zur Niederlegung der Waffen und zur Aner⸗ 
kennung der geſetzlichen Behörden auf, erklärte die Mit⸗ 
glieder der proviſoriſchen Regierung, und diejenigen, 
welche ihnen noch ferner anhangen, für Vaterlandsver⸗ 
räther. Doch dieſe Bemühungen waren vergeblich. 
Ganz unerwartet erhob ſich jetzt im Rücken der 
in der Nähe der Stadt liegenden Landleute ein Feind. 
Gleich bei dem Anfange der Revolution zeigten ſich 
die Gemeinden Maiſprach, Gelterkinden mit einigen 
umliegenden Ortſchaften, und die des Reigoldswyler⸗ 
Thales derſelben abgeneigt, vermieden ſo viel als mög⸗ 
lich jeden Schritt gegen die Regierung, erklärten der 
proviſoriſchen in Lieſtal bald nach ihrem Entſtehen, 
daß ſie nicht geneigt ſeien, ihrem Willen zu folgen. 
Nun aber verband ſich das Reigoldswyler⸗Thal, auf⸗ 
gehetzt durch die dortigen Geiſtlichen und Ariſtokraten, 
gegen den freiſinnigen Theil der Landſchaft. Hierbei 
zeichnete ſich vorzüglich der damalige Pfarrer Linder 
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in Zyfen aus. Als eine Anzahl Männer nach Lieſtal 
und gegen Baſel ziehen wollte, gelang es ihm nicht 
nur ſie aufzuhalten, ſondern ſogar gegen Lieſtal feind⸗ 
ſelig zu ſtimmen. Sobald die Regierung von Baſel 
dieſes erfuhr, ſandte ſie unvorzüglich mehrere Offiziere 
in das Thal, früher von den Baſelern gewöhnlich 
„Schelmenthal“ genannt, um die dortigen Gemeinden 
militäriſch zu organiſiren. Am 11. Jenner trafen ſie 
daſelbſt ein, und hatten bald etwa vierhundert Mann 
beiſammen. Dieſes nöthigte die Führer der freige- 
ſinnten Parthei, von den um Baſel ſtehenden Truppen 
etwa hundert Mann wegzuziehen, und nach dem Rei⸗ 
goldswyler⸗Thale zu ſchicken. Der jüngſte der Brü⸗ 
der Blarer führte ſie an. Im Dorfe Reigoldswyl 
griff er die andere Parthei an. Da zu dieſer ſich 
auch der Landſturm geſellte, ſo wurde er nebſt den 
meiſten ſeiner Truppen gefangen; allein die letztern 
erhielten bald ihre Freiheit wieder, nur einzelne aus⸗ 
genommen. Am andern Tage aber kam eine Abthei- 
lung von ungefähr fünfhundert Mann unter Martin, 
Mesmer und Meyer von Itingen von Lieſtal her, rückte 
in Bubendorf ein, drang gegen Zyfen, kam in dieſes 
Dorf, befreite daſelbſt die Gefangenen, welche ſich im 
Pfarrhauſe befanden. Pfarrer Linder entfloh in Wei⸗ 
berkleidern. Zu der Mannſchaft der proviſoriſchen 
Regierung geſellten ſich auch noch etwa hundert So— 
lothurner aus dem Schwarzbubenlande. Die Reigolds⸗ 
wyler-Truppen unter dem Major Riggenbach von 
Baſel zerſtreuten ſich nach einigem Kugelwechſel. Ein 
Theil von ihnen wußte ſich mit einem Verluſte von 
zwei Todten und mehrern Verwundeten nach der Stadt 
zu ziehen. Pfarrer Vonbrunn in Bubendorf wurde 
als Gefangener nach Lieſtal geführt. 
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Bei Baſel ſelbſt fing es nun auch an, Ernſt zu 
werden. Als ſich am 11. Jenner Landbürger der 
Stadt näherten, um dieſelbe zu necken, wurde mit 
Flinten und Zwölfpfünder⸗Kanonen auf ſie geſchoſſen, 
worauf ſie ſich mit Schnelligkeit wieder entfernten. 
Am folgenden Tage rückte Obriſt Wieland mit einigen 
hundert Mann aus Baſel, um die Stellungen der 
Landleute zu recognoseiren, und dieſe mit einigen 
Kanonenſchüſſen zu erſchrecken. Am 13. und 14. Jenner 
rückte er ebenfalls wieder aus, vertrieb die Landleute 
von der Anhöhe bei Binningen, Bruderholz genannt, 
und überhaupt von allen Orten bis an die Birs. Dies 
war um ſo leichter, weil es dem Landvolke an Muni⸗ 
tion, an Anführern, an Organiſation, an Einheit, 
Muth und Ausdauer, kurz an Allem fehlte, was zum 
Kriegführen mit einem glücklichen Erfolg nothwendig 
iſt. Deſſenungeachtet kam es bei Mönchenſtein zu einem 
ziemlich hitzigen Gefechte, wobei ſich inſonderheit 
Obriſtlieutenant Blarer auszeichnete. Aber die allzu⸗ 
groſſe Uebermacht der Baſeler, und der paniſche 
Schrecken, welcher ſich der meiſten landſchaftlichen 
Krieger bemächtigt hatte, machten die Städter zu 
Siegern. Hier war es, wo die ergrimmten bafeli- 
ſchen Unmenſchen zwei in einer Scheuer liegende 
wehrloſe und verwundete Landmänner meuchelmörde⸗ 
riſch umbrachten. In Binningen und Mönchenſtein 
erbeuteten die Sieger eine bedeutende Anzahl Schriften 
der Führer des Landvolkes und neunhundert Franken. 

Am 15. Jenner rückten die Baſeler etwa acht⸗ 
hundert Mann ſtark mit ſechs Kanonen und zwei Hau⸗ 
bitzen gegen Muttenz, ſtellten ſich ungefähr dreihundert 
Schritte von dieſem Dorfe auf. Da kamen Abgeord— 
nete von Muttenz, um ihnen die Unterwerfung ihres 
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Ortes anzuzeigen. Hierauf rückten ſie daſelbſt ein, 
aber nicht wie nur etwas kultivirte Menſchen, ſondern 
wie eine rohe Barbarenhorde. Sie raubten, verwü⸗ 
ſteten, ermordeten wehrloſe Männer, ja ſogar Weiber, 
nahmen andere gefangen, banden ſie mit Stricken, 
und ſchleppten ſie gleich Schlachtvieh in die Stadt 
zur Ergötzung und Nacheluſt des männlichen und weib⸗ 
lichen Pöbels. Noch am gleichen Tage erſchien ein 
Abgeordneter von Lieſtal in Baſel, um einen Waffen⸗ 
ſtillſtand und die Vermittelung der Tagſatzung zu be⸗ 
gehren. Mit ihm kam der gefangen geweſene Ber⸗ 
noulli und Pfarrer Vonbrunn. Aber ſtatt einem ſol⸗ 
chen zu entſprechen, wurden am 16. Jenner wieder 
zwei bedeutende Truppenzüge unternommen, was fetzt 
ohne Anſtand geſchehen konnte, weil ſich die Landleute 
völlig aufgelöſt und in ihre Heimath oder auf die 
Flucht begeben hatten. Der eine jener Züge begab 
ſich unter der Anführung des eidgenöſſiſchen Obriſt 
Viſcher nach Mönchenſtein, Arlesheim, Aeſch und die 
umliegenden Ortſchaften, unterwarf dieſelben der Re⸗ 
gierung zu Baſel, entwaffnete ſie, und verübte daſelbſt 
eine Menge Schändlichkeiten. N 

Der zweite Zug von ungefähr tauſend Mann, 
worunter ſich viele Geſellen und weit umher zuſam⸗ 
men getriebenes ſchlechtes Geſindel befand, wendete 
ſich unter der Anführung des Obriſt Wieland gegen 
Lieſtal. Als dieſe Horde unterhalb dem Städtchen 
anlangte, ſtellte ſie ſich auf, verlangte für vierhundert 
Mann genug Fleiſch, Brod und Wein, ſo wie für 50 
Pferde Hafer; wenn man nicht entfpreche, fo werde 
der Ort an allen vier Enden angezündet. 

Inzwiſchen hatte die Tagſatzung in Luzern zwei 
Repräſentanten aus ihrer Mitte, nämlich Schaller von 
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Freiburg und Sidler von Zug, nach dem Kanton 
Baſel verordnet, um dem Bürgerkriege ein Ende zu 
machen, und die beiderſeitige Niederlegung der Waf⸗ 
fen zu bewirken. Eine Proklamation an die Einwoh- 
ner des ganzen Kantons ſollte dieſen Beſchluß kund 
machen. Die Repräſentanten waren gerade in Lieſtal 
angekommen, als ſich Wieland mit ſeiner Bande dem 
Städtchen näherte, und lieſſen die Proklamation an 
mehrern Orten anheften. An Wieland lieſſen ſie die 
Aufforderung ergehen, die Waffen niederzulegen, und 
proteſtirten gegen einen Einzug in Lieſtal. Aber die⸗ 
ſes alles half nichts. Mit geſpanntem Hahne und 
brennenden Lunten zogen die Baſeler ein. Die Pro— 
klamation der Tagſatzung riſſen ſie herunter, hieſſen 
die auf der Straſſe ſtehenden Männer Mützen und 
Hüte vor ihnen abziehen. Der Artillerie-Obriſt Lukas 
Landerer ſäbelte ſolche eigenhändig von den Köpfen 
herunter, wo es nicht ſogleich freiwillig geſchah. Nach⸗ 
dem ſie eine Unzahl Abſcheulichkeiten im Städtchen 
vollbracht, Gewehre und drei Kanonen daſelbſt geſtoh— 
len hatten, kehrten ſie ſiegesſtolz mit Gefangenen und 
Raub in die Heldenſtadt zurück. 

Schon damals gab Baſel deutlich zu erkennen, 
daß es nicht Willens ſei, auf die Forderungen und 
Beſchlüſſe der Tagſatzung zu achten, ſondern daß es 
einzig ſeinem politiſchen Fanatismus, ſeinem Durſte 
nach Rache folge. Mehrere Gemeinden wurden beſetzt, 
Truppen - Abtheilungen zogen unter dem bekannten 
Reigoldswyler Frey im Kantone von Ort zu Ort, 
beraubten, mißhandelten die freiſinnigen Männer auf 
eine bübiſche Art, verübten überhaupt Dinge, vor 
welchen die menſchliche Natur zurückſchaudert. Hätte 
die damals ſo ſchlechte Tagſatzung den Willen und 
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den Muth gehabt, ſolchen Gräueln durch ein kräfti⸗ 
ges Einſchreiten Gränzen zu ſetzen, hätte ſie dafür 
geſorgt, daß das Volk nicht -feiner freien Willens⸗ 
Aeuſſerung beraubt worden wäre durch den abfchen- 
lichſten Terrorismus der Stadt Baſel: ſo wären in 
dieſem Kantone zuverläſſig die ſpätern Gräuel nicht 
entſtanden. Aber ſtatt dieſes zu thun, und ſomit eine. 
ihrer heiligſten Pflichten zu erfüllen, ſah ſie müſſig 
zu, wie in Baſel eine Menge freiſinniger und ange 
ſehener Männer in den Kerker unter den fchandlich- 
ſten Mißhandlungen ſchmachteten, wie fie und viele 
andere auf die ungerechteſte Weiſe verurtheilt, meiſtens 
in groſſe Koſten verfällt und mehrere Jahre im Aktiv» 
bürgerrecht ſtill geſtellt wurden. 

Die proviſoriſche Regierung löste ſich ſchon am 
15. Jenner in Lieſtal auf. Die Mitglieder derſelben 
ergriffen die Flucht. Mehrere andere für die Sache 
der Freiheit und des Rechtes beſonders thätige Män- 
ner folgten ihrem Beiſpiele. Am 18. Jenner erklärte 
ſie die Regierung von Baſel in einer Proklamation 
als Landesverräther, bedrohte ſie mit der richterlichen 
Beurtheilung und der Bezahlung der ergangenen 
Kriegskoſten. Daſſelbe Schickſal hatten viele andere 
freiſinnige Männer. Am 19. Jenner erlieſſen die Mit⸗ 
glieder der proviſoriſchen Regierung von Aarau aus 
eine gedruckte Proklamation an die Bürger der Land 
bezirke des Kantons Baſel, und eine Appellation an 
die geſammte freie Eidgenoſſenſchaft. Jenen erklärten 
ſie in derſelben, daß ſie ſich nur der Gewalt der Um⸗ 
ſtände weichend geflüchtet haben, daß ſie aber dennoch 
der heiligen Sache der Freiheit, der Rechtsgleichheit 
und des Vaterlandes unerſchütterlich treu bleiben 
werden; desgleichen forderten ſie auch ihre Mitbürger 
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zu dieſer Treue auf, und tröſteten ſie mit einer beſſern 
Zukunft. Der Eidgenoſſenſchaft ſchilderten ſie die 
Lage, die Strebungen und den traurigen Hergang der 
Geſchichte in ihrem Kantone, ihre redliche Geſinnung 
für Freiheit und Völkerglück, ſuchten ſie um ihren 
Schutz und Beiſtand an. 

Wirklich machte das unglückliche Geſchick der 
nach Freiheit und einem unwürdigen Zuſtand ſtreben⸗ 
den Männer im Kanton Baſel in den meiſten andern, 
vorzüglich in den gröſſern Kantonen einen tiefen Ein⸗ 
druck. Man fand, daß dieſe Männer nichts anderes 
begehrten, als was man an andern Orten verlangt 
und erhalten hatte, daß aber Baſels Halsſtarrigkeit, 
fein ſchändlicher Stolz, feine verworfene Herrſchſucht 
hemmend und zerſtörend in den Weg getreten ſeien. 
Es erſchienen gedruckte Aufrüfe, um einen allgemei⸗ 
nen Zug nach Baſel zu veranſtalten, wo die Sache 
der Freiheit mit Bürgerblut, mit Brudermord ſchmäh⸗ 
lich beſudelt und unterdrückt war. In einigen Kan⸗ 
tonen zeigte ſich das Volk ſchon bereit, auf den erſten 
Wink ſeiner Führer in Maſſen aufzubrechen und den 
Zug zu beginnen. Zu Wädenſchweil, im Kanton 
Zürich, fand in den letzten Tagen des Jenners eine 
Verſammlung von mehr als vierhundert Ausſchüſſen 
aus allen Gegenden des Kantones Statt. Hätte nicht 
ein am Morgen jenes Tages auf bloße Hoffnung ge 
bauter Bericht von der Tagſatzung in Luzern die Ge⸗ 
müther der meiſten Anweſenden irre geführt: ſo hätte 
gewiß das Schickſal des Kantons Baſel in kurzer Zeit 
eine andere Richtung erhalten. Zwar lieſſen die ver, 
ruchten Ariſtokraten in Baſel kein Mittel, es mochte 
ſo heilig oder ſchlecht ſein, unverſucht, um jenen Ein⸗ 
druck zu vernichten, um das Schweizervolk zu betrügen, 
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und ihm die Gerechtigkeit ihrer Sache mit blendenden, 
heuchleriſchen Farben zu malen. Sie ſchickten nach 
allen Orten Agenten, um den Leuten eine ungeheure 
Menge Lügen aufzubinden, verläumdeten das Land⸗ 
volk auf eine ſchurkiſche Art, wobei ſie ſich der rohe⸗ 
ſten Ausdrücke bedienten. Das Wort: „Inſurgenten⸗ 
kaiben!“ ſtrömte ein Mal über das andere aus dem 
Munde der ſo vornehmen und ſonſt ſo ſüſſen Herren, 
wie dieſes z. B. bei Rathsherr Oswald und Appella⸗ 
tionsrath Hiß, geborner Ochs, an dem linken Ufer des 
Zürichſee der Fall war. Eine Menge lügneriſcher Bro- 
ſchüren und Pamphlote von Baſel aus überſchwemmten 
faſt die ganze Schweiz, mehrere Herausgeber von öf— 
fentlichen Blättern wurden beſtochen, wie der des 
Schaffhauſer Korreſpondenten, die kleinen Kantone, 
oder vielmehr die verworfenen Führer derſelben, brach— 
ten die Häupter der Heldenſtadt durch Schmeicheleien 
und Geld auf ihre Seite. Doch alles dieſes mußte 
nur dazu dienen, um Baſel in den Augen der Mit⸗ 
und der ſpäteſten Nachwelt als ehrlos darzuſtellen, um 
es in das größte Elend, an den Rand des Verderbens 
zu führen. 

Während jetzt die meiſten Mitglieder der provi— 
ſoriſchen Regierung wie Geächtete flüchtig in der 
Schweiz umherirrten — während eine Menge freiſin⸗ 
niger Männer theils in den Kerkern ſchmachteten, 
theils den Gerichten in der Stadt und auf der Land⸗ 
ſchaft übergeben und für mundtodt erklärt wurden: 
wandte die Regierung von Baſel in Verbindung mit 
ihren feilen Kreaturen geiſtlichen und weltlichen Stan⸗ 
des Alles an, um das Volk ſich unterwürſig und für 
die baldige neue Verfaſſung empfänglich zu machen. 
Jede freiſinnige Aeuſſerung wurde auf der Landſchaft 
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unterdrückt und hart beſtraft. Die Anempfehlungen 
der Tagſatzung einer völligen Amneſtie und Ausübung 
von Großmuth wies Baſel mit ſtolzem Hohne zurück. 
Um aber dennoch ſich den Schein von landesväterli⸗ 
cher Milde zu geben, wurde wirklich eine Art von 
Amneſtiegeſetz erlaſſen; aber es war nur für diejenigen, 
welche in den Augen der herrſch- und mordſüchtigen 
Ariſtokraten faſt ſchuldlos und unthätig geblieben wa- 
ren, weswegen viele Landbürger daſſelbe mit der ge— 
bührenden Verachtung zurückwieſen. Als es in der 
Kirche zu Lieſtal verleſen wurde, entfernten ſich zuerſt 
die Weiber und dann auch die Männer aus derſelben. 
Nachdem der groſſe Rath, welcher ſich am 7. 
Horn. verſammelte, zuerſt vorhin erwähntes Amneſtie⸗ 
geſez berathen und beſchloſſen hatte, ging er zu dem 
neuen Verfaſſungsentwurf der Kommiſſion über, wel 
cher urſprünglich in 44 Paragraphen beſtand. Baſel 
hängte aber noch einen, nämlich den berüchtigten 9. 
45 an, vermöge deſſen auch der weitaus größte Theil 
der Landbürger, ja ſelbſt alle nicht berechtigt ſein 
ſollten, eine Veränderung der Verfaſſung zu begeh— 
ren, wenn es nicht auch im Willen der Mehrheit 
der Stadtbürger liege. War ſchon der Entwurf an 
ſich ſelbſt nichts anderes als ein bloſſes Flickwerk auf 
den frühern alten Lumpen, ſo war der angehängte 
$, ein wahres Meiſterſtück politiſcher Schurkerei, ein 
Mord der Rechte der Landſchaft und ein Schand— 
fleck der neuern Zeit. Ungeachtet deſſen wurde der 
Entwurf nebſt dem J. 45 faſt unverändert mit 
groſſer Mehrheit angenommen. Es fehlte daher jezt 
nichts mehr, als daß das Volk das ſaubere Mach- 
werk auch genehmige, oder daß ſich die Ariſtokraten 
in Baſel wenigſtens den Schein in und auſſer dem 
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Kanton geben können, daß daſſelbe mit Mehrheit ſei 
angenommen worden. Um dieſes zu erreichen, boten 
ſie allen ihren Kräften auf, nahmen eine Menge 
Schlechtigkeiten zu Hülfe. Die Baſeler Zeitung er⸗ 
klärte am 22. Hornung: „daß die Verwerfung der 
neuen Verfaſſung zu nichts führen könne, als zu 
einer dem Lande weit weniger günſtigen — da die 
Stadt in Vieles dießmal nur eingewil⸗ 
ligt, weil es einmal verſprochen wor⸗ 
den.“ Baſeler Herren und Handlungsbediente be— 
gaben ſich in die Gemeinden des Reigoldswyler— 
Thales und in andere Ortſchaften, um die Leute 
daſelbſt durch Schmeicheleien, Verſprechungen und 
Geldſpendungen für die Annahme der Verfaſſung zu 
gewinnen. Obriſt Lukas Preiswerk ſandte jedem fei- 
ner Bandweber im Dorfe Reigoldswyl einen franzö— 
ſiſchen Fünffranken⸗Thaler, damit fie die Verfaſſung 
deſto eher annehmen; hingegen ſolchen, von denen 
er wußte, daß ſie dieſelbe verwerfen werden, zog er 
an ihrem Arbeitslohn einen Fünffranken-Thaler ab. 
Wenn Arbeiter in die Stadt kamen, ſo wurden alle 
Ueberredungskünſte in Anwendung gebracht, um die 
Verfaſſung zu empfehlen. Andere fandten ihren Ar- 
beitern für den nämlichen Zweck Briefe, von denen 
aber ſpäter die meiſten wieder zurückgezogen wurden. 
Indeſſen gelang es uns doch, einen ſolchen zu er— 
halten, welcher nach Reigoldswyl geſchickt wurde, 
und den wir hiemit buchſtäblich mittheilen. Er lau⸗ 
tete folgendermaßen: 

„Wir zeigen Euch hiemit an, daß eine friſche 
Rechnung für Euch parat liegt; wir behalten ſie 
aber noch bis nächſten Donnerſtag zurück, da wir 
uns nicht entſchließen können, friſche Seide ins Land 


ir N 


zu ſchicken, bis wir wiſſen, wie es mit der Verfaf- 
ſung gegangen iſt, denn würde ſie nicht angenommen, 
ſo iſt nicht zu bezweifeln, daß nicht wieder Unruhen 
im Land vorfallen, was ein groſſes Unglück für uns 
alle wäre, und den Verdienſt gewiß auf längere Zeit 
ſtocken könnte. N 

Es ſcheint uns daher, daß es Euch faſt mehr 
als uns daran gelegen ſein müſſe, daß dieſe Verfaſ— 
ſung angenommen werde, und erwarten, daß auch 
Ihr, ſammt allen Gutgeſinnten in Eurer Gemeinde 
dazu beitragen werden. 

Baſel den 28. Februar 1831. 

Gebrüder Biſchoff.“ 

Auch die Geiſtlichen auf der Landſchaft fo wie 
viele von den perfiden Gemeindsbeamten thaten alles 
Mögliche, um die Annahme der Verfaſſung zu be- 
werkſtelligen. Erſtere ſchimpften auf den Kanzeln, 
im Konfirmanden» Unterricht und an andern Orten 
auf eine bübiſche Weiſe über die Freiheit und Rechts- 
gleichheit, über die proviſoriſche Regierung und de⸗ 
ren Anhänger, drohten allen, welche ſich nicht der 
frommen, rechtmäſſigen und väterlichgeſinnten Regie- 
rung in Baſel reuend unterwerfen wollten, mit zeit— 
lichem und ewigem Verderben, begaben ſich in die 
Wohnungen der einflußreichern, aber freiſinnigen 
Männer in ihren Gemeinden, warnten und baten, 
markteten und drohten, um fie für die neue Verfaſ— 
ſung zu gewinnen. Es gab viele unter ihnen, welche 
die Leute des Eides ſchändlicherweiſe entbanden, den 
ſie der proviſoriſchen Regierung geſchworen hatten, 
damit ſie mit deſto leichterm Gewiſſen die Verfaſſung 
annehmen. 

Als die Annahme derſelben am 28. Hornung 
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Statt finden ſollte, wurde in Baſel jeder daſelbſt 
wohnende Kantonsbürger dazu gezwungen. Man ließ 
Ehrloſe jeder Art gleich den rechtlichen Männern 
ſtimmen, ganz natürlich für die Annahme. Man 
holte die Verbrecher aus dem Zuchthauſe und andern 
Strafanſtalten, fragte ſie um ihre Namen, ſchrieb 
ſie nieder, und hinter diefelben, man mochte wollen 
oder nicht: „angenommen“. Auf der Landſchaft 
ließ man die Bürger nicht, wie es Vernunft und 
Recht fordern, an Gemeindsverſammlungen geheim 
darüber abſtimmen, ſondern es wurde in ſehr vielen 
Ortſchaften einer nach dem andern beſonders in ein 
Zimmer berufen. Hier befand ſich nebſt einem von 
den Stadtariſtokraten durch Beſtechung erkauften 
Präſidenten ſammt dem Gemeindrathe der Pfarrer 
des Ortes. Jeder mußte ſich öffentlich für die An⸗ 
nahme oder Verwerfung erklären, nachdem man vor— 
her allen Mitteln aufgeboten hatte, ihn für die er— 
ſtere zu gewinnen. So kam es, daß ſich ein groſſer 
Theil der Landbewohner zu Gunſten der neuen Ver— 
faſſung bereden und betrügen lieſſen. 

Ungeachtet der un verantwortlichen Schändlich— 
keiten, welche zu Stadt und Land ausgeübt wurden, 
um die Annahme der neuen Verfaſſung zu erzwingen: 
iſt jezt noch nicht rechtsgültig erwieſen, daß die 
Mehrheit der Kantons-Bürger dieſelbe angenommen 
habe; man kann im Gegentheil für gewiß annehmen, 
ſie ſei verworfen worden, weil die Regierung von 
Baſel troz allen Aufforderungen es niemals wagen 
durfte, die Abſtimmungs⸗Liſten bekannt zu machen. 
Allein auf alle dieſe rechtswidrigen Schritte nahmen 
die Ariſtokraten keine Rückſicht, und proklamirten 
die Annahme der Verfaſſung durch die Mehrheit des 
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Volkes. Kaum war dieſe Schlechtigkeit vollbracht, 
ſo wurden wieder andere begangen. Die Mitglieder 
in den kleinen Rath wurden im Stadt-Caſino zu 


Baſel erwählt, indem man daſelbſt alle der Reihen⸗ 


folge nach aufzeichnete, und das Verzeichniß am 
Morgen des Wahltages den Mitgliedern des groſſen 
Rathes einhändigte. Der neue kleine Rath fiel noch 
ſchlechter aus als der alte, indem man die noch etwas 
freiſinnigen Mitglieder, welche früher in demſelben 
waren, entfernte, und zu den ſchon regierenden Ari- 
ſtokraten neue geſellte. Auch auf der Landſchaft ver— 
ſäumte Baſel und fein Anhang nichts, um agriſtokra— 
tiſch geſinnte Mitglieder in den groſſen Rath und in 
die obern Behörden überhaupt zu bringen. In meh 
rern Gemeinden gelang das Unternehmen nach Wunſch, 
inſonderheit in den ſogenannten „ gutgeſinnten “. Hin- 


gegen in den freigeſinnten Ortſchaften fielen die 


Wahlen in der Regel auf anerkannt freiſinnige Män- 
ner, wie ſehr auch von der Stadt aus dagegen ge— 
arbeitet wurde. Beſſer wäre es geweſen, wenn dieſe 
Gemeinden gar nicht gewählt hätten. 

Jezt verbreitete Baſel überall, daß Ruhe und 
Ordnung im Kanton vollkommen hergeſtellt ſeien, daß 
auf der Landſchaft Zufriedenheit herrſche, daß die 
frühere Revolution das Werk einiger ehrgeitziger, 
ſchlechter Männer geweſen ſei, welche das Volk auf 
die heilloſeſte Weiſe verführt haben. Aber dieſes 
glaubte die Heldenſtadt ſelbſt nicht, ſondern ſie wollte 
dadurch nur die Eidgenoſſenſchaft und das Ausland 
auf eine Acht jüdiſche Art betrügen. Noch immer 


waren bei einem groſſen Theil der Landbewohner 


Mißvergnügen und Groll vorhanden. Noch immer 
zeigten ſich Funken von dem frühern Feuer, die durch 


die harte, barbariſche Behandlung und Beſtrafung 
vieler freiſinniger Männer, durch das ſtrenge, höchſt 
gewaltthätige Verfahren gegen die noch immer flüch⸗ 
tigen Mitglieder der proviſoriſchen Regierung ver- 
gröſſert wurden, und bei jedem Anlaſſe in helle Flam⸗ 
men auszubrechen drohten. 

Dieſe Erfahrung mußte Baſel z. B. am 20. März 
des Jahres 1831 machen. Als nämlich gegen Abend 
jenes Tages das Bataillon Werthemann, meiſtens aus 
Landbürgern beſtehend, zur bevorſtehenden eidgenöſſi⸗ 
ſchen Inſpektion in die Stadt einrückte, wurden zwei 
Soldaten, welche ſchon am Thore mit der Wache in 
Zwieſpalt geriethen, zum Platzkom nando geführt, und 
nachher ſieben andere Soldaten wegen ihren freifin- 
nigen Aeuſſerungen in der Kaſerne eingeſperrt. Gegen 
Einbruch der Nacht vereinigten ſich faſt alle übrigen 
Soldaten unter dem Ruf: „es lebe Gutzwiller und 
Blarer!“ um ihre gefangenen Kameraden zu befreien. 
Die Sappeurs reichten dieſen ihre Aexte durch das 
Gitter des Fenſters, womit fie ſodann die Thüren 
ihres Kerkers öffneten, und ſich zu ihren Waffenbrü— 
dern geſellten. Die herbeieilenden Offiziere wurden 
beſchimpft, einige thätlich mißhandelt. Nun wollte 
man die Soldaten mit Gewalt zur Ordnung und zum 
Gehorſam zwingen. Man holte eilend die Standes- 
kompagnie. Als dieſe unter der Anführung des Obriſt 
Müller im Klingenthal bei der Kaſerne anlangte, 
ſchlug ein Tambour von dem Bataillon Werthemann 
den Sturmmarſch, worauf ſich das ganze Bataillon 
mit Blitzesſchnelle ſchlagfertig aufſtellte, und mit ge⸗ 
fälltem Bajonette der Standeskompagnie entgegentrat. 
Nachdem briſt Müller mißhandelt, nachdem ſogar 
ſein Leben in Gefahr geſtanden war, ſah er ſich ge— 
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nöthigt, mit der Söldner. Horde unter Spott und 
Hohn den Rückzug anzutreten. Obriſt Werthemann 
ſelbſt, an dem ſonſt die Soldaten mit groſſer Liebe 
hingen, vermochte dieſe erſt gegen Mitternacht zu be⸗ 
ruhigen, und zwar durch das Verſprechen, daß auch 
die beiden übrigen Gefangenen freigelaſſen werden 
ſollen. 

Durch ſolche Auftritte ließ ſich Baſel weder über 
fein deſpotiſches, unmenſchliches Verfahren belehren, 
noch ſich zu einer mildern Geſinnungs- und Hand- 
lungsweiſe bewegen. Strenge, exemplariſche Beſtra⸗ 
fung ſchien ihm das ſicherſte Mittel, um jeden Keim 
der Revolution zu erſticken, um den Gedanken daran 
zurückſchreckend zu machen. Noch immer wurden Män⸗ 
ner wegen ihrem freiſinnigen Benehmen vor die Ge— 
richte geſchleppt, wo Baſel Ankläger, Zeuge und Rich⸗ 
ter war. Man verſagte den Angeklagten ſogar das 
jedem Menſchen zuſtehende Recht, ihre Sache durch 
Anwälde vertheidigen zu laſſen. Das Erbärmlichſte 
bei der ganzen Revolution war, daß die Heldenſtadt 
dieſelbe fremdem Einfluſſe zuſchrieb, und immer be- 
hauptete: es herrſche nicht nur in der ganzen Schweiz, 
ſondern faſt in ganz Europa ein geheimes Komité— 
direkteur. Da man den hochherzigen Troxler, damals 
Rektor an der Univerſität zu Baſel, für ein Mitglied 
deſſelben hielt, ſo verfuhr man vorzüglich deswegen 
mit ihm auf die empörendſte, gräuelhafteſte Weiſe, 
verletzte ruchlos das Poſtgeheimniß, vollbrachte gegen 
ihn einen ſchreienden Juſtiz- Mord. Aber aus allen 
dieſen ſataniſchen Labyrinthen, trotz allem inquiſtto⸗ 
riſchen Verfahren, ging der groſſe Mann rein, von 
allen ächten Eidgenoſſen hoch bewundert und geachtet 
hervor. 


Wie fehr ſich die unmenſchliche Härte und Unge⸗ 
rechtigkeit der Stadt Baſel gegen den freiſinnigen 
Theil der Landſchaft überall auf die grellſte Art be— 
urkundete, ſo ließ ſich dieſe dennoch nicht abſchrecken, 
mehrere mit zahlreichen Unterſchriften verſehene Peti⸗ 
tionen um eine allgemeine, völlige Amneſtie aller poli⸗ 
tiſch Verfolgten einzureichen. Zu denſelben geſellte 
ſich auch eine von Baſel, von dreißig Stadtbürgern 
unterzeichnet. Am 18. Mai 1831 wurden ſie dem 
groſſen Rathe vorgelegt. In einer der Bittſchriften 
hieß es unter anderm: „die Petenten werden es nicht 
mehr dulden, daß man einzelne ihrer Mitbürger noch 
verfolge, und wenn keine völlige Amneſtie eintreten 
ſollte, ſo tragen ſie darauf an, daß durch Vermittlung 
der Tagſatzung der ganze Jennervorfall einem unpar⸗ 
theiiſchen Richter zur Beurtheilung möchte überwie— 
ſen werden, einem Gerichte, deſſen Ausſpruch ſie ſich 
Mann für Mann unterwerfen wollen.“ Bürgermeiſter 
Wieland hielt die Behandlung dieſer Sache nicht für 
dringlich, da ſie ſich noch in richterlicher Hand be— 
finde, einen fremden Richter aber für unzuläſſig, ſo 
lange das Gericht von unpartheiiſchen (2) Perſonen 
beſetzt ſei. 

Als man zur Behandlung der Petitionen ſchrei— 
ten wollte, wurde der Antrag gemacht, daß ſämmt⸗ 
liche Anverwandte der Nichtamneſtirten austreten ſoll⸗ 
ten, worauf ſich von Seite der Mitglieder ab dem 
Lande eine ſtarke, ja theils heftige Oppoſttion erhob. 
Sie erklärten, daß ſtrenge genommen Alle abtreten 
müßten, weil Alle betheiliget ſeien. Aber dieſe Erklä⸗ 
rung war umſonſt. Etwa vierzig Landgroßräthe ſahen 
ſich genöthigt, den Sitzungsſaal zu verlaſſen. Der be 
rüchtigte Kriminalgerichtspräſident Bernoulli verlangte 
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ſogar, daß auch ſämmtliche Verwandte der Petenten 
austreten ſollen. Trotz dem durch die neue Verfaſſung 
beſtimmten Petitionsrechte wurde hierauf über den 
nämlichen Gegenſtand ein Geſetz verlangt, ehe man 
auf die vorliegenden Bittſchriften eintreten könne. 
Nachdem man ſich ſodann verſchiedenartig über die 
Petitionen ausgeſprochen hatte — nachdem von meh⸗ 
rern Seiten erklärt war, daß durch Amneſtie nur 
neuer Undank, neuer Ungehorſam und neue Rebellion 
entſtehen: wurden die Bittſchriften dem kleinen Rathe 
zur Begutachtung überwieſen. 

Dieſe Verſammlung des groſſen Rathes, ſein Ver⸗ 
fahren gegen eine groſſe Anzahl Mitglieder von der 
Landſchaft, erregten auf dieſer neuen Unmuth, neue 
Bitterkeit. Man ſah, daß die herrſchende Stadtfaktion 
zu keiner Nachgiebigkeit zu bewegen ſei, daß ſie die 
Landleute noch immer als Beſiegte, als Unterjochte 
betrachte. Der Unwille, der Groll wurde bei den frei- 
ſinnigen Landbewohnern noch mehr vergröſſert, als 
Baſel in den letzten Tagen des Mai wieder anfing, 
militäriſche Vorbereitungen zu treffen, die aufgelöste 
Bürgergarde organiſirte, und allerlei Geſindel unter 
die Standeskompagnie aufnahm, um dieſe zu vermeh— 
ren. So wie die frühern Auslagen auf Unkoſten des 
geſammten Staates gemacht wurden, ebenſo ſchöpfte 
man auch jetzt wieder aus der Kaſſe des geſammten 
Kantones. Zu allen dieſen das Landvolk erbitternden 
Dingen erſchien am 4. Juni die Entſcheidung des 
Kriminalgerichtes über acht flüchtige Mitglieder der 
proviſoriſchen Regierung. Gutzwiller ward zu 6 Jahr 
Gefängniß, und 12 Jahre Stillſtand im Aktivbürger⸗ 
recht verurtheilt; Martin zu 4 Jahr Gefängniß und 
zu 8 Jahr Stillſtand; Blarer hatte das nämliche 


Urtheil; ebenſo Heinrich Plattner; Kummler⸗Hart⸗ 
mann zu 3 Jahr Gefängniß und 6 Jahr Stillſtand; 
Eglin zu 2% Jahr Gefängniß und 6 Jahr Stillſtand; 
Buſer ebenfalls ſo; Meyer endlich zu 2 Jahr Gefäng⸗ 
niß und 4 Jahr Stillſtand. Ueberdieß verlor jeder 
ſeine Aemter und Würden, ſollte ſeine Prozeßkoſten 
und unter ſolidariſcher Verpflichtung feiner Kollegen 
Ys des durch die Inſurrektion geſtifteten Schadens 
tragen. 

Es verfloß nur eine ſehr kurze Zeit, ſo konnten 
die Herrſcherlinge in Baſel ſchon wieder eine Frucht 
ihrer Verſtockung, ihres übermüthigen, ſchändlichen 
Verfahrens erblicken. Als nämlich am 7. Juni eine 
Ergänzungsmuſterung mit etwa tauſend Mann auf 
einer Anhöhe zwiſchen Muttenz und Mönchenſtein ſollte 
gehalten werden, erſchienen daſelbſt mehrere, welche 
im verwichenen Jenner als Freiwillige unter dem 
Namen Todtenköpfler gegen das Landvolk kämpften, 
und ſich vorzüglich durch ihre Grauſamkeiten und 
Mordluſt auszeichneten. Der Anführer jener bandi⸗ 
tenartigen Horde, Hauptmann Stöcklin von Benken, 
war da, um die Inſpektion über die Truppen zu hal⸗ 
ten. Solche Erſcheinungen mußten natürlicherweiſe 
die ohnehin ſchon ergrimmten Landleute noch mehr 
ergrimmen, beſonders als einer von den Todtenköpflern 
ſeinen im Jenner auf dem Tſchakko getragenen Tod⸗ 
tenkopf hervorzog und damit prahlte. Die darüber 
empörten Männer ab der Landſchaft mißhandelten den 
Prahler, riefen: „fort mit den Todtenköpflern!“ grif⸗ 
fen dieſe an, ſchlugen und zerſtreuten ſie. Noch mehr 
wurde Hauptmann Stöcklin mißhandelt. Man ſchoß 
auf ihn. Selbſt der anweſende Rathsherr und Obriſt 
Weitnauer, der ſonſt feine gehorſamen Soldaten ge 
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wöhnlich Schweinigel zu nennen beliebte, bemühte fich 
umſonſt die Ordnung herzuſtellen. Auch er erhielt 
Rippenſtöſſe. c | 
Dieſer allerdings rohe Auftritt brachte die Baſeler 
in die größte Entrüſtung. Die Regierung ordnete 
über denſelben die ſtrengſten Unterſuchungen an, drohte 
in einer Proklamation vom 10. Juni, die Urheber 
davon nach der Strenge der Geſetze zu beſtrafen. 
Wirklich wurden mehrere eingezogen, und in die Ge⸗ 
fängniſſe geworfen. Da ſich zwei junge Männer von 
Prattelen nicht freiwillig in Baſel ſtellten, und die 
Polizeidiener es nicht wagen durften, ſie zu holen, 
ſo zog Obriſt Wieland in der Nacht vom 21. auf den 
22. Juni mit hundert Garniſönlern und achtzehn Land⸗ 
jägern in möglichſter Stille nach Pratteln. Nachdem 
er daſelbſt zuerſt eine ſtarke Wache bei der Kirche 
aufgeſtellt hatte, um allfälliges Sturmläuten zu ver⸗ 
hindern, ließ er die beiden betreffenden Männer aus 
ihren Betten nehmen, und unter den roheſten Miß⸗ 
handlungen nach Baſel in die Kerker ſchleppen. 
Alles dieſes trug dazu bei, um den Bruch zwi⸗ 
ſchen der Stadt und dem freiſinnigen Theil der Land⸗ 
ſchaft zu vergröſſern, um denſelben unheilbar zu ma⸗ 
chen. Hätte Baſel damals noch der Stimme der Ver- 
nunft Gehör gegeben — hätte es auf den lauten Ruf 
des gröſſern Theiles der Schweizernation geachtet — 
hätte es den vielfachen Forderungen der Tagſatzung 
und den meiſten groſſen Räthen der Eidgenoſſenſchaft 
entſprochen, und unbedingte Amneſtie erkannt, einen 
verſöhnlichen, edeln Sinn an den Tag gelegt: fo wäre 
es ihm allmählig gelungen, das Landvolk wieder an 
ſich zu feſſeln. Aber in ſeiner Siegestrunkenheit, bei 
ſeinem übermüthigen Stolze folgte Baſel nur den 
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Einflüſterungen feiner blinden, verkehrten Leidenſchaf⸗ 
ten, ſeines unmenſchlichen Rachgefühls. Als daher 
am 15. Juni von dem groſſen Rathe die Petitionen 
um eine allgemeine Amneſtie verhandelt werden ſoll⸗ 
ten, mußte wie früher eine groſſe Anzahl Mitglieder 
vom Lande die Sitzung verlaſſen. Nur noch einige 
wenige durften den Verhandlungen beiwohnen, welche 
noch im Stande waren, den Forderungen der Ver— 
nunft, des Rechtes und der Menſchheit zu folgen. 
Wohl ſprachen dieſe wackern Männer feſt und warm 
und mit einleuchtenden Gründen für eine völlige Ver⸗ 
geſſenheit des Geſchehenen, wieſen ſelbſt auf die erha— 
benen Lehren der Chriſtus religion hin, welche ihren 
Bekennern gebiete, Verſöhnlichkeit zu üben, und dem 
Mitmenſchen liebend ſeine Fehler zu verzeihen. Vor⸗ 
züglich zeichneten ſich bei dieſem Anlaſſe rühmlich aus: 
Doktor Emil Frey, Rathsherr Singeiſen, Aenishänsli 
und Debary. Aber ihre Worte verhallten fruchtlos. 
Die ſtarrköpfigen, verblendeten und rachfüchtigen Herr- 
ſcherlinge konnten nicht gräßlich genug ſchildern, wie 
ſchlecht, wie gefährlich es für die Zukunft wäre, wenn 
man eine allgemeine Amneſtie ertheilen würde. Der 
eidg. Obriſt Viſcher erklärte ſogar einen ſolchen Schritt 
für Verrath am Vaterlande. So geſchah es, 
daß die Petitionen unberückſichtiget auf die Seite ge⸗ 
legt wurden. 

Baſel wandelte hierauf auf dem eingeſchlagenen 
Pfade vorwärts, entſetzte von Aemtern und Würden, 
entzog die Aktivbürgerrechte für gewiſſe Jahre, ver— 
fällte die Angeklagten in die Prozeßkoſten, verurtheilte 
ſie für beſtimmte Zeit zur Gefangenſchaft. Am mei⸗ 
ſten Eindruck machte auf der Landſchaft die Abſetzung 
Roſenburgers als Statthalter, weil er ein allgemein 
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geachteter Mann war, und ſein Amt mit Würde be⸗ 
kleidete. In ſolchen Schritten erblickte man die grellſte 
Verhöhnung des Rechtes, ein immerwährendes Brand- 
marken der heiligen Sache der nach Freiheit ſtreben⸗ 
den Landbewohner. Ihre Lage wurde dieſen aufs 
Neue mit jedem Tage drückender und peinlicher. Aufs 
Reue dachten fie an Mittel, ſich von derſelben loszu⸗ 
reiffen, und eine unabhängigere, würdigere zu geſtal— 
ten. Eine von vier Mitgliedern der proviſoriſchen 
Regierung, nämlich von Meyer, Eglin, Martin und 
Buſer, in den erſten Tagen des Juli zu Mühlhauſen 
herausgegebene Erklärung und Appellation an die Ge⸗ 
rechtigkeit, worin dieſe Männer keine Amneſtie, ſon⸗ 
dern Trennung der Landſchaft von der Stadt ver⸗ 
langten, war daher für den freiſinnigen Theil des 
Landvolkes eine ſehr willkommene Erſcheinung, und 
machte groſſen Eindruck auf daſſelbe. Zwar bemühten 
ſich die ariſtokratiſchen Häuptlinge in Baſel, die Ber- 
breitung jener ihnen ſo ſehr anſtöſſigen Schrift im 
Kanton ſo viel als möglich zu verhindern. Bürger⸗ 
meiſter Frey ſchrieb z. B. an den Verweſer des Be— 
zirkes Waldenburg hierüber Folgendes: „Auf die Ver⸗ 
breiter dieſer Schrift wollen Sie fahnden, ſie betret— 
tenden Falls abhören und mir mittheilen, welche Wir⸗ 
kung dieſelbe auf die Gemüther macht?“ Aber alle 
Bemühungen waren vergeblich. 

Die bis dahin herrſchende dumpfe Gährung auf 
der Landſchaft fing wieder an, ſich lauter zu äuſſern. 
In Lieſtal und Siſſach erſchienen bei nächtlicher Zeit 
die Freiheitsbäume, wurden aber wieder durch die 
Bemühungen der ſtädtiſch-geſinnten Beamten wegge— 
ſchafft. Hingegen konnten die baſeliſchen Behörden 
trotz ihrer ſtrengen Wachſamkeit es nicht verhindern, 
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daß binnen einer kurzen Friſt in ſieben und dreißig 
Gemeinden 1876 Unterſchriften für eine Vorſtellung 
an die Tagſatzung geſammelt wurden. Nach einer 
Schilderung des gegenwärtigen traurigen Zuſtandes 
verlangte jene Vorſtellung, daß durch eidgenöſſiſche 
Vermittlung ein aus dem Volke frei hervorgegangener 
Verfaſſungsrath niedergeſetzt, oder unter der Leitung 
eidg. Kommiſſarien eine Abſtimmung für und wieder 
Trennung von der Stadt vorgenommen werden möchte. 
Im Falle eine Trennung zu Stande komme, wünſche 
die Landſchaft Anſchluß an irgend einen der benach⸗ 
barten Kantone. Sollte weder dem einen noch dem 
andern Begehren entſprochen werden, ſo möchte doch 
die Tagſatzung wenigſtens den Polizei- und Kriminal- 
Unterſuchungen wegen den ſtattgehabten Vorfällen 
durch ihre Autorität ein Ende machen. 

Dieſe Vorſtellung, von vier Abgeordneten der da— 
mals in Luzern verſammelten oberſten Bundesbehörde 
der Schweiz überreicht, mußte um ſo fruchtloſer blei⸗ 
ben, weil dieſelbe unfähig war, ſich ſelbſt auf eine 
gehörige Weiſe zu helfen, und demnach nothwendig 
andere hülflos laſſen mußte, weil fie zugleich kurz vor 
her den unverantwortlichen Frevel begangen hatte, 
daß ſie die ſchändliche Baſeler Verfaſſung mit ihrer 
Garantie beehrte, und damit nach dem Beiſpiele des 
Jahres 1814 das eidgenöſſiſche Archiv beſudelte. Es 
befanden ſich wohl einige Männer unter den Tag⸗ 
ſatzungs⸗Geſandten, welche mehr wahren Schweizer— 
ſinn beſaſſen, denen der Zuſtand des Kantons Baſel 
nahe zu Herzen ging, aber ſie vermochten nichts, oder 
nur ſehr wenig auszurichten. 

Die freiſinnigen und kenntnißreichern Männer auf 
der Landſchaft ſahen jetzt deutlich ein, daß ſie, um 
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ihr ſchmähliches Joch abzuſchütteln und zu ihrem 


Zwecke zu gelangen, ſich ſelbſt helfen müſſen. Nach 
den im letzten Jenner gemachten Erfahrungen war 
dieſes im gegenwärtigen Zeitpunkte um ſo ſchwerer, 
weil Baſel allen Mitteln aufbot, um jeden Keim von 
Aufregung in der Geburt zu erſticken. Dazu hatte 


es in allen Ortſchaften Spione, welche auf jede Be⸗ 
wegung, ſelbſt auf jedes Wort lauſchten, und ſogleich 
Anzeige davon machten. Die polizeilichen Spürhunde 
befanden ſich überall. Baſel verhinderte auf dem Lande 


jede Volksverſammlung, ſandte heimlich Gewehre und 


Munition ins Reigoldswyler⸗Thal, gab den Beamten 


die nothwendigen Inſtruktionen, um auf alle Fälle 
bereit zu ſein, und ſogleich mit dem erwünſchten Er⸗ 
folg wirken zu können. Die Landgeiſtlichen eilten 
häufig zuſammen, um ſich im Dienſte einer nichtswür⸗ 
digen, Religion und Tugend ſchändenden Ariſtokratie 
wieder neue Lorbeeren zu erwerben. 

Nichts deſto weniger war der beſſere Theil der 
Landbewohner feſt entſchloſſen, ſich von feiner bishe⸗ 
rigen Gewaltherrſchaft loszureiſſen, und ſeine Selbſt⸗ 
ſtändigkeit zu gründen, koſte es was es wolle. Um 
aber die Einwohner Baſels über ihre Abſichten zu be- 
lehren, um ſie wo möglich auf andere Geſinnungen zu 


bringen, erlieſſen die Landleute am 27. Juli an Die „| 
ſelben eine Proklamation, worin fie ihren Einftuß er- 


klärten, ſich von der Stadt zu trennen, weil Baſel ja 
ſelbſt den Antrag dazu gemacht habe. Dagegen wurde 
unter dem 2. Auguſt dem kleinen Rathe von der ari⸗ 
ſtokratiſchen Vorſteherſchaft mehrerer Gemeinden des 
Bezirkes Siſſach theils im Namen ihrer Gemeinds⸗ 
genoſſen, theils im Namen von Vereinen eine Zuſchrift 
eingereicht. In derſelben bemerkten die Unterzeichne⸗ 
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ten, daß ſie ſich vereinigt haben, um ordnungsſtörenden 
Auftritten mit Kraft entgegen zu treten, Perſonen 
und Eigenthum vor böswilligen Menſchen zu ſchützen, 
daß ſie nicht nur keinen Antheil an Druckſchriften über 
Trennung von Stadt und Land genommen, ſondern 
ein ſolches Vorhaben verachten. ' 

Dieſe Zufchrift erregte bei den Unterdrückungs⸗ 
Männern in Baſel ein ſo groſſes Wohlgefallen, daß 
der ſehnlichſte Wunſch in ihnen erwachte: es möchte 
in den andern Bezirken das Nämliche geſchehen. Es 
wurde daher an die Statthalter-Verweſer geſchrieben, 
daß ſie überall Anſtalten dazu treffen ſollen. Als die⸗ 
ſes an mehrern Orten geſchehen war, konnte die Re— 
gierung das Reſultat vor Ungeduld und Sehnſucht 
kaum erwarten. Aus dieſem Grunde bemerkte Bür— 
germeiſter Frey in einem Briefe vom 9. Auguſt an 
den Verweſer des Bezirkes Waldenburg: „Dem Er⸗ 
folg der Beſchlüſſe in Reygoldswyl ſehe ich entgegen, 
natürlich kann die Regierung weder directe noch in— 
directe fo etwas provocieren oder auch nur andeu⸗ 
ten, allein es thut wahrlich Noth, daß die Mehrzahl 
der Rechtlich geſinnten Männer ſich kräftig und ohne 
Scheu ausſpreche, ſonſt werden die furchtſamen ganz 
eingeſchüchtert, und die Böswilligen erhalten freieres 
Spiel. — Fahren Sie gefälligſt fort auf alles genau 
zu wachen, wir ſind bei weitem noch nicht über den 
Berg, aber mit Gottes Hülfe werden wir darüber 
kommen, wenn mit Würde und Ernſt auf genaue Hand⸗ 
habung der Ordnung und für Ermuthigung der Schwa⸗ 
chen geſorgt wird.“ 

Zugleich erließ der kleine Rath unter dem 13. 
Auguſt ein gedrucktes Kreisſchreiben an alle eidgenöſ⸗ 
ſiſchen Stände, worin er die im vorigen Monat der 
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Tagſatzung eingereichte Vorſtellung der Landſchaft auf 
alle mögliche Weiſe zu verdächtigen und als verläum⸗ 
deriſch darzuſtellen ſuchte, dieſelbe als das Ergebniß 
einer ſchlechten Faktion ſchilderte, welche nur von 
wenigen rechtlichen, das Zutrauen ihrer Mitbürger 
genieſſender Männer unterſchrieben ſei; ſämmtliche 
Stände möchten demnach einer ſolchen Schrift keine 
Aufmerkſamkeit wiedmen, ſondern ſie mit der gebüh⸗ 
renden Verachtung von ſich weiſen. Endlich konnte 
die Regierung beinahe nicht genug die Gerechtigkeit 
ihrer Sache hervorheben und die Mitſtände auffordern, 
einmal dahin zu wirken, daß dem Ruhe ſtörenden Un⸗ 
weſen Schranken geſetzt werde; geſchehe dieſes nicht, 
fo verwahre ſich Baſel gegen alle Folgen, welche aus 
einer längern Widerſetzlichkeit entſtehen. 

Schon vor Erlaſſung dieſes Rundſchreibens hatte 
der Sturm angefangen, ſich zu entwickeln. Auf der 
Landſchaft wurden den Anhängern der Stadt, nament⸗ 
lich den Beamten, Fenſter eingeworfen, in die Häuſer 
geſchoſen. Man mißhandelte ſie ſonſt mit Worten 
und Thaten, ſtieß gegen ſie mancherlei Drohungen 
aus. Seit dem Anfang des Auguſt verging kein Tag, 
verfloß keine Nacht, ohne daß auf der Landſchaft nicht 
Rohheiten vorftelen. Noch ärger aber ging es in der 
gebildeten Univerſitäts-Stadt Baſel zu. Die gemeine 
Burgerſchaft ſchien etwas von ihrer frühern Raſerei, 
von ihrem politiſchen Fanatismus verloren zu haben, 
und theilweiſe zum Gebrauche der geſunden Menſchen⸗ 
vernunft gelangt zu ſein. Um ſie daher wieder gleich 
einer Kanibalen-Horde im geeigneten Zeitpunkte gegen 
das widerſtrebende Landvolk zu gebrauchen, mußten 
Mittel ausfindig gemacht werden, um das ehemalige 
Tollhaus-Leben wieder in feiner ganzen furchtbaren 
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Gröſſe herzuſtellen. Neben andern Dingen fiel ſodann 
die Baſeler Weisheit und Humanität auf die berüch- 
tigten Schariwari. Nach getroffener Verabredung 
rottete ſich gegen Mitternacht vom 12. auf den 13. 
Auguſt ein groſſer Pöbelhaufe aus allen Klaſſen, 
worunter ſich auch höhere und niedrigere Polizeidie— 
ner und einige ſchlechte Studenten befanden, zuſam— 
men, zog gleich einer wüthenden Bande vor die 
Wohnungen Großraths Debary, Rathsherrn Sing— 
eiſens, Troxlers und Apotheker Hubers, lärmte und 
läſterte, tobte und fluchte vor denſelben, warf Steine 
an die Thüren, an die Fenſterladen und in die 
Zimmer. Bei tauſenden der gebildeten Heldenſtädter 
machten die ſchadenfrohen, jubelnden Zuſchauer. Am 
folgenden Abend ereignete ſich der nämliche bübiſche 
Unfug, nur noch in einem höhern Grade. Vergebens 
wandten ſich die Männer, gegen welche dieſer raſende 
Vandalenhaufe fo handelte, an den Bürgermeiſter 
Frey um Schutz. Am dritten Abend ollte ſich das 
Schandſtück erneuern. Da ſtellte ſich eine bedeutende 
Anzahl edler Einwohner von Baſel nebſt Studenten, 
mit Stöcken und andern Gegenſtänden verſehen, vor 
die bedrohten Häuſer, und waren ſo durch groſſe 
Anſtrengungen im Stande, die herandringende Bande 
zu zerſtreuen. Hierauf brachten dieſe Männer dem 
hochherzigen Troxler noch eine Serenade. Obriſt 
Wieland, welcher ſie mit ſeinen Kreatuten ausein— 
ander ſprengen wollte, vermochte nichts auszurichten. 

Wenn ſchon dieſe Auftritte die vorhandene Gäh⸗ 
rung auf der Landſchaft bedeutend erhöhten, ſo 
nahm dieſelbe noch mehr zu durch den faſt zur näm— 
lichen Zeit mißglückten Mordverſuch von zwei Bür⸗ 
gern von Baſel und einem Mülhauſer auf das Leben 
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des nun offen zur Sache des Landvolks hinüberge⸗ 
tretenen Rathsherrn Singeiſen in Binningen, wel⸗ 
ches auf Anſtiften der Polizei hätte geſchehen ſollen. 
Aufs Neue lösten ſich hierauf alle Bande zwiſchen 
der Stadt und dem freiſinnigen Theile der Land— 
ſchaft. Es kamen wieder Freiheitsbäume zum Vor⸗ 
ſchein. Mehrere baſeliſche Beamte ſahen ſich in ihren 
Verrichtungen gehemmt, ja ſogar genöthigt, ihre 
Plätze zu verlaſſen. Zwei und zwanzig Mitglieder 
des großen Rathes ab dem Lande gaben der Regie— 
rung am gleichen Tage die Entlaſſung ein, und bald 
hernach folgten noch achtzehn ihrem Beiſpiele. Am 
18. Auguſt verſammelten ſich die vierzig in Lieſtal, 
beſchloſſen Trennung des Landes von der Stadt, 
Verlegung des Regierungsſitzes nach Lieſtal, ernann- 
ten eine Regierungskommiſſion, welche ſich ſogleich 
konſtituirte und die Leitung der Geſchäfte übernahm. 

Während ſich dieſes auf der Landſchaft ercig- 
nete, blieb die Regierung von Baſel nichts weniger 
als unthätig. Sie ergriff alle möglichen Maaßre— 
geln, um den gegen fie immer mehr zunehmenden 
Ungehorſam zu vernichten, und ihre Macht in allen 
Theilen wieder herzuſtellen. Dieſes ſchien ihr um ſo 
leichter, weil ſie in allen Gemeinden auf getreue 
Anhänger zählen konnte, weil die große Mehrheit 
ganzer Ortſchaften auf ihrer Seite ſtand, und weil 
ſie ſtets von demjenigen augenblicklich in Kenntniß 
geſetzt wurde, was die Freiſinnigen thaten und beab— 
ſichtigten. Sie fandte Kommiſſarien und Offfziere in 
das Reigoldswyler-Thal, nach Gelterkinden und die 
umliegenden ſogenannten gutgeſinnten Gemeinden, 
um daſelbſt die gehörigen militairiſchen Vorkehrun⸗ 
gen zu treffen, damit ihre Anhänger auf jeden Wink 
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ſchlagfertig daſtehen. Zugleich ſchickte fie in die an⸗ 
hänglichen Ortſchaften Geld, Kriegsmunition und 
eine Menge Verſprechungen, an deren Erfüllung ſie 
niemals dachte. Am 16. Auguſt erließ fie eine Pro⸗ 
klamation an ſämtliche Bezirksſtatthaltereien. In 
derſelben drückte ſie ihr lebhaftes Bedauern über die 
immer größer werdenden Umtriebe von Seite der 
Uebelgeſinnten aus, verdächtigte den Schritt, welcher 
im Juli gethan wurde, um bei der Dagſatzung den 
Beſchluß zu bewerkſtelligen, entweder einen Verfaſ— 
ſungsrath zu erhalten, oder von der Stadt getrennt 
zu werden; es laſſe ſich aus allem mit ziemlicher 
Gewißheit ſchließen, daß ein Umſturz der gegenwär— 
tigen Ordnung, und ſomit eine gänzliche Auflöſung 
der bürgerlichen Bande beabſichtiget werde, deswe— 
gen ſei ſie feſt entſchlöſſen, einem ſolchen frevelhaf— 
ten Unternehmen mit allen ihr zu Gebote ſtehenden 
Mitteln entgegen zu wirken, wobei ſie auf die große 
Mehrzahl der Bürger des Kantons vertraue, welche 
die neue, von der Tagſatzung gewährleiſtete Verfaſ— 
fung angenommen habe, namentlich auf die zahlrei— 
chen Gemeinden und Vereine, welche erſt kürzlich 
auf die erhobenen Umtriebe der Uebelgeſinnten hin 
fo kräftige und entſchiedene Erklärungen zu Hand- 
habung der neuen Verfaſſung und der darauf ge— 
gründeten Ordnung eingegeben haben. „Mit dem 
Hinblick auf unſere redlich geſinnten Bürger“, hieß 
es ferner in derſelben, „ und beſonders auf die Ge— 
rechtigkeit der Sache, welche wir zu ſchirmen beru— 
fen ſind, dürfen wir uns getroſt der Erwartung hin— 
geben, daß die Pläne und Abſichten der Unzufrie⸗ 
denen ſelbſt in Nichts zerfallen werden. Um aber 
alle Gutgeſinnten in ihrem rühmlichen Eifer zu be⸗ 
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ſtärken, werden Ste in ſämtlichen Gemeinden ihres 
Bezirks bekannt machen, daß wir feſt entſchloſ⸗ 
ſen ſind, die gegenwärtige Ordnung zu 
handhaben, und daß wir zuverſichtlich erwarten, 
es werde jeder Bürger mitwirken, die Anſchläge der 
Ruheſtörer zu vereiteln. Dabei befehlen wir den 
E. Gemeinderäthen, bei ihrer eigenen Verantwort⸗ 
lichkeit, alle diejenigen, welche ſich beigehen laſſen, 
die geſetzliche Ordnung zu ſtören, anzuhalten und 
den betreffenden Statthaltern zuführen zu laſſen, zu 
welchem Ende auch für die Nachtzeit die Aufſtellung 
von Wachen und Patrouillen nothwendig wird. Jede 
Gemeinde, welche ſich angelegen ſein läßt, dieſer 
Weiſung nachzukommen, kann ſich erforderlichen. 
Falls auf Unſern Schutz und Beiſtand verlaſſen, 
während hingegen in allen Gemeinden, in denen un⸗ 
ruhige Auftritte vorfallen ſollten, diejenigen Maaß⸗ 
regeln angeordnet würden, welche Wir den Umſtän⸗ 
den angemeſſen erachten müßten. 

Dabei traf die Regierung in der Stadt ſelbſt 
in möglichſter Eile alle Anſtalten, um bald einen 
militäriſchen Ausfall auf die Landſchaft zu machen, 
und in Verbindung mit den treugebliebenen Gemein⸗ 
den der Inſurrektion für immer ein Ende zu machen. 
Desgleichen beſtrebte fie ſich, auf dem Lande alle 
Zuſammenkünfte des Volkes zu verhindern. Als 
daher die Nachricht in Baſel ſich verbreitete, daß 
Sonntags den 21. Auguſt in Lieſtal eine Landsge⸗ 
meinde gehalten werde, ſchrieb Bürgermeiſter Frey 
am 19. Auguſt an die verſchiedenen Statthalter auf 
der Landſchaft: „Da vieles daran gelegen iſt, daß 
dieſelbe von wenigen Gemeinden beſucht werde, ſo 
werden Sie ſofort nach Empfang des Gegenwärtigen 
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an alle Gemeindräthe Ihres Bezirks den Auftrag 
erlaſſen, ſich künftigſt dahin zu verwenden, daß an 
einem ſolchen, gegen die beſtehende Ordnung gerich— 
teten Schritt kein Antheil genommen, und das Wei— 
tere ruhig und mit Zuverſicht abgewartet werde.“ 

Am 20. Auguſt Morgens ließ die Regierung 
ſämmtliche milizpflichtige Mannſchaft aufbieten, for— 
derte alle waffenfähigen Bürger und Einwohner von 
Baſel auf, unter die Waffen zu treten, ſich Nach— 
mittags um 2 Uhr auf den früher beſtimmten Sam⸗ 
melplätzen einzufinden. Dieſem fügte die verruchte 
Baſeler Zeitung bei: „Wenn nun in den obern Thei- 
len des Kantons das Militär aufgeſtellt iſt, und von 
hier aus kräftig gegen den Sitz der Empörung (Lie 
ſtal) gehandelt wird, fo iſt mit Zuverſicht vorauszu. 
ſehen, daß der heutige Tag noch der Empörung ein 
Ende machen wird.“ 

In Lieſtal ahnete man mit bangen Beſorgniſſen 
das Herannahen der verhängnißvollen Stunde der 
Entſcheidung. Die Zurückkunft von ein paar Mit- 
gliedern der ehemaligen proviſoriſchen Regierung war 
daher am 19. Auguſt eine willkommene Erſcheinung. 
Um nicht unvorbereitet überfallen zu werden, ließ 
am 20. Auguſt eine zu Lieſtal verſammelte Geſellſchaft 
freiſinniger Männer aus verſchiedenen Gegenden des 
Kantons eine Aufforderung an die Ortſchaften ergehen, 
auf der Huth zu fein, ſchleunigſt die exereirte Mann- 
ſchaft ſchlagfertig zu machen, und den Landſturm bereit 
zu halten. Als aber immer mehr, und immer gewiſſere 
Zeichen und Beweiſe eines baldigen Ueberfalles an- 
langten, erließ die konſtituirte Regierungskommiſſion 
am nämlichen Tage folgende Proklamation: 

„Die neue Regierung des Kantons Baſel hat ver⸗ 
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nommen, daß ſich die Feinde der Freiheit allerlei 
Umtriebe erlauben, und macht den Gemeinden Fol 
gendes bekannt: 1) Die Bürger des Kantons Baſel 
ſind aller ihrer Verpflichtungen gegen die dortige 
Regierung vollkommen entledigt. 2) Von fetzt an ſoll 
alles Glockengeläute, mit Ausnahme von Feuersbrün⸗ 
ſten, ernſtlich unterſagt werden. 3) Inſpektor Jöry 
und ſeine Mitchefs ſind vogelfrei erklärt und ſollen 
von Jedem niedergeſchoſſen werden können. 4) Alles 
vorfindliche Pulver und Blei fol unverzüglich nach 
Lieſtal ausgeliefert werden. 5) Wer ſich mit Herum⸗ 
tragen oder Abgeben von Proklamationen befaßt, ſoll 
nach der Strenge der Geſetze beſtraft werden. 6) Alle 
und jede, ſo den Feinden der Freiheit Hülfe zu leiſten 
ſich erfrechen, ſind vogelfrei erklärt. 7) Die Pa⸗ 
trouillen und Bürgergarden müſſen organiſirt werden 
und darauf achten, daß nichts vorgenommen werde, 
was der Sache der Freiheit im Wege ſteht. 8) Mor- 
gen, als den 21. ſoll eine Volksverſammlung in Lie⸗ 
ſtal abgehalten und über eine neue Verfaſſung bera- 
then werden, wozu alle Gemeinden Bevollmächtigte 
abzuordnen beauftragt ſind. 9) Perſonen und Eigen⸗ 
thum ſollen beſchützt bleiben, doch ſoll alles Staats- 
gut, Geld und Briefſchaften der Unter-Regierung zur 
Verfügung überwieſen und zugeſtellt werden. 10) Der 
Landſturm ſoll heute noch organiſirt und bei der Re⸗ 
gierung in Lieſtal ſich einfinden.“ 

Dieſe Bekanntmachung gab nicht nur den Fein⸗ 
den der Freiheit einen gewichtigen Grund, das Volk 
auf der Landſchaft, inſonderheit das Benehmen und 
die Abſichten der Führer deſſelben, in das gehäſſigſte 
Licht zu ſtellen, ſondern ſie machte auch auf die frei⸗ 
ſinnigen Männer in den andern Kantonen einen höchſt 
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widrigen, zurückſtoſſenden Eindruck, namentlich die 
darin enthaltene Vogelfreierklärung. Man fürchtete: 
wenn die Leiter des Landvolkes an der Spitze einetz 
Staates ſtehen würden, ſo würden ſie in Verhältniſſen, 
in denen ſich die Regierung von Baſel befand, auf 
eine gleiche Weiſe handeln. Wirklich war dieſe Furcht 
nicht ganz ungegründet, wenn man das Benehmen der 
Regierung von Lieſtal gegen Ende des Jahres 1833 
ins Auge faßt. — Freiſinnige Blätter nannten jene 
Proklamation eine groſſe Abſurdität. Indeſſen iſt ſie 
doch einigermaſſen zu entſchuldigen, wenn man den 
an Verzweiflung gränzenden Zuſtand, in welchem ſich 
damals die Landſchaft zum größten Theil befand, in 
Erwägung zieht. Auch verfehlte ſie ihren Zweck nicht, 
indem Inſpektor Jöry von Waldenburg, einer der 
gefährlichſten Feinde der Strebungen des Volkes, nebſt 
ungefähr zehn baſeliſchen Offizieren auſſer Thätigkeit 
geſetzt, und zur Flucht genöthigt wurde. Es lag näm⸗ 
lich im Plan der Regierung von Baſel, Lieſtal von 
drei Seiten anzugreifen: durch Obriſt Wieland von 
der Stadt aus, durch Obriſt Frey vom Reigoldswyler⸗ 
Thale, durch Obriſt Biſchoff von Gelterkinden her. 
Nun aber verurſachte die erwähnte Proklamation, daß 
ſowohl im Reigoldswyler-Thale als zu Gelterkinden 
eine gewiſſe Lähmung eintrat, wodurch Lieſtal von 
dieſen zwei Seiten einen ziemlich ſichern Rücken er⸗ 
hielt. Als die Gefahr vorüber war, beeilten ſich die 
Urheber der Bekanntmachung, dieſelbe zu widerrufen. 
Es geſchah am 27. Auguſt. 

Obgleich man in Lieſtal und in den andern nach 
Freiheit ſtrebenden Ortſchaften die feſte Ueberzeugung 
hegte, daß die Baſeler nächſtens einen Ausfall machen 
werden, ſo wußte man doch nicht, wenn es geſchehen 
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ſollte. Dies war um ſo peinlicher, weil es dem be⸗ 
drohten Theile größtentheils an Munition und andern 
Kriegsmitteln mangelte. Zum Glücke gelang es am 
20. Auguſt in der Gemeinde Buus einen Transport 
Pulver, welcher von Baſel aus nach Gelterkinden be⸗ 
ſtimmt war, aufzufangen. Sowohl der Fuhrmann 
als das Pulver wurden noch am nämlichen Abend 
nach Lieſtal gebracht. | 
Unter mancherlei beunruhigenden Gerüchten brach 
in Lieſtal die Nacht herein. Viele Einwohner wagten 
es nicht, zu Bette zu gehen. Um 12 Uhr kam aus 
der Hauptſtadt die ſichere Nachricht, daß die Baſeler 
Morgens um 2 Uhr ausrücken werden. Senſal Gedeon 
Burkardt von Baſel ſagte nämlich Abends um 9 Uhr 
zu einem Freunde ziemlich laut auf offener Straſſe: 
„Morgens um 2 Uhr rücken wir aus, und um 5 Uhr 
ſind wir in Lieſtal.“ Freiſinnige Baſeler hörten die⸗ 
ſes, und ſetzten die Regierungskommiſſion in Lieſtal 
ſchnell davon in Kenntniß. In dieſem Städtchen ent⸗ 
ſtand ſogleich groſſe Aufregung. Von beiden Geſchlech⸗ 
tern wurden ſchleunigſt Patronen verfertigt, wozu das 
in Buus aufgefangene Pulver die nützlichſten Dienſte 
leiſtete. Die Mitglieder der Regierungskommiſſion, 
Debary, Rathsherr Singeiſen und Johannes Martin, 
ſandten den jetzigen wackern Bezirksverwalter Heusler 
mit einiger Mannſchaft zur Hülftenſchanze, um hier 
die Baſeler zu erwarten. Sobald es in Lieſtal 2 Uhr 
ſchlug, gaben die obigen drei Männer Befehl, Sturm 
zu läuten, und auf dem Kirchthurm Nothſchüſſe zu thun. 
Beides geſchah. 
In Baſel wurde um Mitternacht vom 20. auf 
den 21. Auguſt, als ein Sonntag begann, Allarm ge⸗ 
ſchlagen. Gegen 2 Uhr rückte die Garniſon und ein 
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Theil der Bürgerſchaft, ungefähr 800 Mann an der 
Zahl, unter der Anführung des Obriſt Wieland aus 
der Stadt. Alle waren wohl bewaffnet, mit 6 Kano⸗ 
nen und Haubitzen, ſo wie mit allem Kriegsbedarf 
aufs Beſte verſehen. Ganz in der Stille, und ohne 
von jemanden bemerkt zu werden, zogen ſie über die 
Birsbrücke, dann durch den beinahe 7 Stunden lan⸗ 
gen Hardwald neben Muttenz vorüber. Pratteln lieſſen 


ſie ebenfalls unberührt. Als fie ſich der Hülftenſchanze 


näherten, welche zwiſchen dem letztern Orte und Fren⸗ 
kendorf dicht am Wege angebracht iſt, vernahmen die 
Landleute, die ſich bei derſelben befanden, ein dumpfes 
Geräuſch, das immer hörbarer wurde. Dieſes machte 
ſie aufmerkſam, und verkündete ihnen den im Finſtern 
heranſchleichenden Feind. Sie begaben ſich auf der 
Straſſe, in die man kurz vorher die bei der Hülften⸗ 
ſchanze ſtehenden Pappelbäume gefällt hatte, geräuſch⸗ 
los vorwärts. Bald ſtieß die Vorhut der Baſeler auf 
ſie. Auf die an dieſe gerichtete Frage: „Wer da?“ 
hieß es: „Standestruppen der rechtmäßigen 
Regierung von Baſel!“ worauf die Landleute 
ſogleich Feuer gaben und ſechs Feinde verwundeten. 
Aber auch von jenen fiel einer getödtet, und ein an⸗ 
derer erhielt ſtarke Wunden. Hierauf zog ſich die 
Vorhut, durch die dicht an der Straſſe ſtehenden 
Reben gedeckt, zurück. Bald nachher erſchien die 
ganze Horde der Baſeler. Sogleich entſpann fich ein 
hartnäckiger Kampf. Als aber die Krieger der Land⸗ 
ſchaft ſahen, daß es ihnen bei ihrer geringen Anzahl 
unmöglich ſei, den Feind aufzuhalten, ſo fingen ſie 
nach einer kurzen aber tapfern Gegenwehr zu weichen 
an. Während nun die Sturmglocken in den benachbar⸗ 
ten und entfernten Gemeinden ſchauerlich die Noth des 
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Vaterlandes verkündeten — während die Einen die 
Waffen ergriffen, und dem Feinde entgegen eilten, 
hingegen ſich Andere flüchtend aus ihren Orten ent- 
fernten, oder damit beſchäftigt waren, ihre Familien 
und ihre beſten Habſeligkeiten in Sicherheit zu brin⸗ 
gen, was namentlich von vielen Lieſtalern, und zwar 
von tüchtigen Schützen geſchah — während Jammer, 
Wehklagen und das Geſchrei namenloſen Elendes von 
Weibern und Kindern herzzerreiſſend ertönte, rückten 
die Baſeler immer kämpfend vorwärts. Da ſich die 
meiſten landſchaftlichen Krieger nach Frenkendorf zu⸗ 
rückzogen, und oberhalb dieſem Orte wieder eine ſteſte 
Stellung einnahmen, folgte ihnen eine Abtheilung 
Baſeler bis nach Frenkendorf. Als dieſe hier anlang⸗ 
ten, war es noch ziemlich finſter. Mehrere Einwohner 
lagen noch in den Betten oder hatten dieſe kaum ver⸗ 
laſſen. Ohne den geringſten Widerſtand zu finden, 
verübten die Baſeler in dieſem Orte eine Menge 
ſchändlicher Handlungen. Sie ſchoſſen rings umher 
durch die Fenſter in die Häuſer, tödteten auf dieſe 
Weiſe eine Magd, welche beſchäftigt war, ihr Haar 
zu flechten. Ein Mordverſuch auf eine achtzigjährige 
Frau, ein zweiter auf einen blödſinnigen Menſchen, 
ein dritter auf den Schäfer des Dorfes, der ſich nur 
damit ausreden konnte, daß er ein Badenſer ſei, konnte 
nur mit der größten Anſtrengung vereitelt werden. 
Ein Jüngling von 17 Jahren, welcher ruhig auf einer 
Bank vor einem Gebäude ſaß, wurde trotz ſeines Fle- 
hens, daß er ja nichts gethan habe, von Seidenfärber 
Heitz aus Kleinbaſel unter lautem Hohngelächter meu⸗ 
chelmörderiſch durch die Bruſt geſchoſſen. Ein Schwarm 
von der Horde drang in einen Stall, um die Kühe 
zu melken. Als eine derſelben keine Milch gab, wurden 
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ihr die hintern Beine entzweigeſchlagen. Nachdem 
die Baſeler auf eine ſolche Weiſe gewüthet hatten, 
zündeten ſie noch eine Scheune an, um dem Obriſt 
Biſchoff zu Gelterkinden das Zeichen zum Vorrücken 
nach Siſſach zu geben. Hierauf verlieſſen ſie Fren⸗ 
kendorf und zogen unter beſtändigem Gewehrfeuer der 
unweit auf einer Höhe zerſtreut ſtehenden Landleute 
zu den übrigen Baſeler Truppen, welche ſich unter⸗ 
halb Lieſtal bei dem Spital auf einer Matte aufge⸗ 
ſtellt hatteu. Von hier aus ſandte Obriſt Wieland 
einen Parlamentär nach Lieſtal, welcher trotzig die 
Uebergabe und unbedingte, gänzliche Unterwerfung 
des Städtchens forderte. Seine Forderung ward ihm 
feſt abgeſchlagen. Nun begann erſt der eigentliche 
Kampf. Die Landleute mit ihren Zuzügern von Aarau 
und andern Orten ſtellten ſich überall hin, ihrem 
Gefühl der Vertheidigung und Selbſterhaltung fol- 
gend, wo fie ſich vor dem feindlichen Geſchütze am 
ſicherſten glaubten, und doch von dem guten Erfolg 
ihrer Gegenwehr überzeugt waren. Obgleich fie nie- 
mals viel über zweihundert an der Zahl waren, und 
ſich dabei ohne Anführung, ohne Ordnung, öfters 
ſogar ohne Munition befanden, mit Hunger und Durſt 
zu kämpfen hatten: ſo leiſteten ſie den Baſelern den⸗ 
noch heldenmüthigen, wahrhaft bewundernswürdigen 
Widerſtand. 

Während dieſe einerſeits unaufhörlich nach allen 
Seiten auf die Krieger der Landſchaft feuerten, be 
ſchoſſen ſie anderſeits beſtändig mit vier Kanonen und 
zwei Haubitzen das Städtchen Lieſtal, beſchädigten da⸗ 
durch um ſo mehr eine Menge Häuſer, weil Lieſtal 
keine eigentlichen Ringmauern hat, ſondern dieſe von 
Häuſern gebildet werden. Mehr als fünfzig Kanonen⸗ 
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kugeln wurden nur gegen den Kirchthurm geſandt, 
um dem immerwährenden Sturmgeläute ein Ende zu 
machen; doch keine traf das beabſichtigte Ziel, wohl 
aber litt die Kirche bedeutenden Schaden. Dagegen 
zündeten Haubitzen eine unterhalb Lieſtal liegende groſſe 
gemauerte Scheune an. Bald ſtand ſie in hellen, hoch⸗ 
lodernden Flammen. Düſter, gleichſam wehklagend 
ſchwebte der Rauch im Thale umher. Mit der Scheune 
verbrannten in derſelben ungefähr 600 Centner Heu 
und 2400 Fruchtgarben. Als der Schwager des Ei- 
genthümers zu löſchen verſuchte, wurde er von den 
Städtern blutig geſchlagen, und dann nach Baſel ge⸗ 
ſchleppt. Hier mußte er mehrere Wochen in einem 
Kerker ſchmachten, bis er die ihm geraubte Freiheit 
wieder erhielt. 5 
Nach einem hartnäckigen, an Verzweiflung grän⸗ 
zenden Kampfe, welcher einige Stunden dauerte, ſahen 
ſich die Landleute endlich zum Rückzuge genöthigt. 
Hierauf rückten die Baſeler im Sturmſchritte in Lie- 
ſtal ein, ſchoſſen ringsum in die Häuſer, vorzüglich 
auf der linken Seite. Nur in das Wirthshaus zur 
Sonne flogen fünf und zwanzig Kugeln. Als eine 
Frau ſich über die Straſſe retten wollte, wurde ihr 
der Rückgrath durch eine Kugel zerſchmettert. Sie 
ſank zu Boden, worauf eine Abtheilung in ihr Haus 
drang, Wein aus den Fäſſern ließ und 120 Franken 
raubte. Einen ſchwer verwundeten Bürger von Lieſtal 
warfen die Baſeler ins Waſſer. Einen fünf und ſie⸗ 
benzigjährigen Polizeidiener tödteten ſie mit zwei Ku⸗ 
geln. Ebenſo fiel auch ein fremder Handwerksburſche. 
Doch die barbariſche Herrlichkeit der Mordbrenner⸗ 
Horde dauerte in Lieſtal nicht lange. Es erſchien für 
das Landvolk Hülfe aus den obern Gegenden des 


Kantons, worauf ſich die Baſeler gezwungen ſahen, 
das Städtchen zu verlaſſen. In einer ziemlichen Un⸗ 
ordnung traten ſie den Rückweg an, und kehrten, 
nachdem ſie noch auf demſelben bedeutenden Schaden 
empfangen hatten, mit einem Verluſte von einigen 
dreißig Todten und einer unbekannten Zahl von Ver— 
wundeten in die Stadt, von wo ſie am Morgen mit 
ganz andern Erwartungen ausgezogen waren. 

Dieſer Sieg des Landvolkes war ein glorreicher, 
erweckte die Bewunderung aller biedern Eidgenoſſen, 
hat daſſelbe in der Geſchichte des Schweizerlandes auf 
eine rühmliche Weiſe unſterblich gemacht, hingegen 
die Stadt Baſel auf ewige Zeiten gebrandmarkt. 
Wären aber die Sieger nicht ſo ermattet geweſen, 
hätten ſie nicht Mangel an ſo vielen nothwendigen 
Bedürfniſſen gelitten, ihre Vortheile beſſer zu benutzen 
gewußt, und ſich nicht wenigſtens theilweiſe durch 
Plünderung des Huberiſchen Hauſes unterhalb Lieſtal 
aufhalten laſſen: ſo wäre ihr Sieg noch viel glänzender 
und Baſels Niederlage weit gröſſer geworden. 

Wenn gleich dieſer 21. Auguſt die nach Freiheit 
ſtrebenden Männer der Landſchaft mit groſſer Freude 
erfüllte, fo wurde dieſe Freude durch die Opfer ge- 
trübt, mit welchen ſie den Sieg erkämpfen mußten. 
Dreizehn Perſonen verloren durch denſelben ihr Leben, 
und gegen vierzig wurden verwundet. Aber die Tod» 
ten fielen für die Freiheit, für die Gleichheit der 
Rechte, für das Vaterland: und für dieſe drei heili⸗ 
gen Güter zu ſterben iſt ſüß und wonnevoll. Für 
dieſe nämlichen Güter empfingen die Verwundeten ihre 
Wunden: und ſolche Wunden find ehrenvoll, oft ehren— 
voller als hohe Titel und glänzende Orden. 

In mehrern Kantonen vernahm man die Kunde 


— 218 — 

von dem Ausfalle der Baſeler mit einem Schrei des 
Entſetzens. Die erſchreckendſten Gerüchte verbreiteten 
ſich weit umher mit Blitzesſchnelle. Es hieß, die 
Mordbrenner haben die Landſchaft zum zweiten Male 
überfallen, Lieſtal ſtehe in Flammen, eine groſſe Anzahl 
Landleute ſeien getödtet, noch immer werde angezün⸗ 
det und gemordet. Es entſtand überall eine ſolche 
Bewegung in der Schweiz, daß man an mehrern Or⸗ 
ten nur das Zeichen zum Aufbruch erwartete, um 
ſcharenweiſe dem Landvolke zu Hülfe zu eilen. Aus 
dem Kanton Luzern zog wirklich eine Anzahl wackerer 
Männer in größter Eile in den Kanton Baſel, wo 
ſie mit ungeheuchelter Freude empfangen wurden. In⸗ 
deſſen waren die Herrſcherlinge und ihre Bürger⸗ 
und Söldnerhorde in Baſel zu ſehr durch ihre erhal⸗ 
tene Niederlage erſchreckt, um ſogleich durch einen 
zweiten Verſuch ihren geſcheiterten Endzweck zu errin⸗ 
gen. Dagegen fielen auf der Landſchaft zwiſchen den 
Anhängern und Feinden der Stadt in den erſten Ta⸗ 
gen nach der Schlacht mehrere Raufereien ſelbſt mit 
bewaffneter Hand vor, wobei die erſtern ſtets unter⸗ 
liegen, an einigen Orten ſogar ihre Wohnungen ver⸗ 
laſſen und ſich flüchten mußten. 

Sobald die in Luzern verſammelte Tagſatzung 
Kunde von den Vorfällen im Kanton Baſel erhielt, 
ſandte ſie vier Repräſentanten aus ihrer Mitte, näm⸗ 
lich Murglt von Zürich, Heer von Glarus, Sidler 
von Zug und Meyenburg von Schaffhauſen, mit dem 
Auftrage dahin: 1) „den Inſurgenten im Kanton 
Baſel den Befehl zu ertheilen, die Waffen ſogleich 
niederzulegen und zur geſetzlichen Ordnung und 
Ruhe zurückzukehren, und 2) an die Regierung des 
Kantons Baſel die dringende und beſtimmte Forde⸗ 
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rung zu richten, jedes Blutvergieſſen fofort einzu⸗ 
ſtellen.“ 

Gleich nach ihrer Ankunft im Kanton Baſel 
machten die eidgen. Repräſentanten den Zweck ihrer 
Sendung bekannt. Dieſes machte auf den nach Frei 
heit ſtrebenden Theil der Landleute ei zen um fo un⸗ 
angenehmern Eindruck, weil fie ſehen mußten, daß die 
Tagſatzung ſie zu Verbrechern ſtempelte und Willens 
ſei, ihren unverſöhnlichen Feinden aufzuopfern. Es 
wurde daher auf den 25. Auguſt eine Volksverſamm⸗ 
lung nach Lieſtal angeordnet. Ueber zweitauſend Män⸗ 


ner erſchienen an derſelben, welche beſchloſſen 1) „An⸗ 


erkenne die Verſammlung dankbarſt die Verfügung der 
hohen Tagſatzung in Betreff der Einſtellung der Feind- 
ſeligkeiten zwiſchen der Stadt und Landſchaft Baſel. 
Demnach erkläre fie auf das Feierlichſte, daß fie kei⸗ 
terlei Feindſeligkeiten gegen die Stadt vornehmen 
werde, ohne von derſelben angegriffen zu ſein; im 
Angriffsfalle aber würde ſie ſich vertheidigen mit Gut 
und Blut. 2) Was das Verhältniß der Landſchaft 
zur dermaligen Regierung zu Baſel anbetreffe, fo be— 
ziehe fie ſich auf den Inhalt der an die hohe Tag- 
ſatzung eingereichten Vorſtellungsſchrift, laut welcher 
ſie um hohe eidgen. Vermittlung zur Aufſtellung eines 
durch das Volk, nach der Volkszahl gewählten Ver- 
faſſungsrathes oder um Trennung von der Stadt 
nachſucht. 3) Solle bis zum endlichen Entſcheide der 
hohen Tagſatzung über dieſe Gegenſtände eine einſt— 
weilige Regierungs-Kommiſſion aufgeſtellt werden, 
deren Beſtimmung dahin geht: a) an den Unterhand- 
lungen mit der hohen Tagſatzung und mit der Stadt 
Baſel über dieſe Gegenſtände Namens der Landſchaft 
Theil zu nehmen; b) für die Sicherheit der Landſchaft 
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durch die Handhabung der beſtehenden Geſetze und 
der Ruhe bis zum definitiven (endlichen) Befchluffe 
der hohen Tagſatzung alle nöthigen Maßregeln zu er⸗ 
greifen. 4) Sollen zu dieſem Ende von jeder Wahl- 
zunft zwei Abgeordnete gewählt werden, welche zu— 
ſammentreten, um einen Ausſchuß zu wählen, und in 
der Folge bei wichtigern Angelegenheiten von dem- 
ſelben zur Berathung zugezogen zu werden. 5) Bis 
zur Aufſtellung obgenannter Behörden ſoll ſogleich 
eine Kommiſſion von 5 Mitgliedern gewählt werden, 
um die in Artikel 3 vorgeſchriebenen Verrichtungen 
zu beſorgen. 6) Von nun an bis zur Erfüllung des 
Art. 4 ſollen nur von dieſer Kommiſſion gültige Ver⸗ 
ordnungen für die Landſchaft Baſel ausgehen. 7) Sol 
len die Beſchlüſſe der heutigen Landsgemeinde ab- 
ſchriftlich in jede Gemeinde geſandt, und von den 
Bürgern, welche ſich dazu bekennen, zur Verſendung 
an die h. Tagſatzung unterzeichnet werden. 8) Jede 
Gemeinde ſoll eine einſtweilige Gemeinde-Verwaltungs⸗ 
Behörde erwählen, welcher die Funktionen des Ge⸗ 
meindraths obliegen. 9) Sollen zu der in Art. 3 
und 4 berührten Behörde alle Aktivbürger des Kan⸗ 
tons wählbar fein; zu den in Art. 7 berührten Ge 
meinde - Verwaltungs - Behörden alle Aktivbürger der 
betreffenden Gemeinde.“ 5 

Hierauf wurde zur Wahl einer einſtweiligen Re⸗ 
gierungs⸗Kommiſſion geſchritten. Sie fiel auf Sing⸗ 
eiſen, Debary, S. Seiler, Jak. Blarer und Doktor 
Hug ). 


*) Singeiſen, Debary und Hug waren ſchon im Anfange des 
Auguſt offen zur Landparthei übergetreten, ebenſo trat in 
dieſer Zeit auch Doktor Emil Frey zu ihr über, 
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Die eidg. Repräſentanten waren über dieſe Ver⸗ 
ſammlung ſo unzufrieden, daß ſie deswegen noch am 
gleichen Tage ihre Mißbilligung von Vaſel aus 
ſchriftlich bekannt machten, wobei ſie ſich auf den 
Zweck ihrer Sendung beriefen. Das Landvolk ſollte 
unterdrückt, ihm die Frucht ſeines Sieges geraubt 
werden. Aus dieſem Grunde beſchloß die Tagſatzung 
am 26. Auguſt: „ein anſehnliches Truppenkorps auf- 
zubieten, um erforderlichen Falls den Be— 
ſchluß vom 22. mit Gewalt zu vollziehen.“ 
Dabei behielt ſie ſich vor, nach Maßgabe der wei— 
tern Umſtände das Truppenkorps in Aktivität zu 
ſetzen. Den Zuzügern aus andern Kantonen, welche 
ſich auf der Landſchaft Baſel noch täglich vermehr— 
ten, befahl ſie Rückkehr nach Hauſe, und berief zwei 
Repräſentanten zu umſtändlicher mündlicher Bericht⸗ 
erſtattung zurück. 

Dieſe mußte um ſo fac ſeitigre ſein, weil alle 
Repräſentanten bis an Sidler der Freiheit des Land— 
volks abgeneigt waren, deſſen Beſchwerden nicht un— 
partheiiſch unterſuchen wollten, den freiſinnigen Män⸗ 
nern unter mancherlei erborgten Vorwänden kaum 
das Wort geſtatteten, nur auf die Aeuſſerungen der 
Stadtanhänger achteten. Inſonderheit ſchenkten ſie 
den Häuptern der Stadt Baſel ein geneigtes Ohr, 
glaubten dieſen willig die grellſten Entſtellungen der 
Wahrheit, die ſchamloſeſten Lügen, und hinterbrach— 
ten Alles getreulich der Tagſatzung. Der baſeliſche 
Geſandte Laroche beſtätigte dann es nicht nur, ſon— 
dern fügte Neues hinzu. Demnach faßte die Tag- 
ſatzung am 31. Auguſt den Beſchluß, daß bei erfolg— 
ter Einſtellung der Feindſeligkeiten im Kanton Baſel 
die Nothwendigkeit nicht vorhanden ſei, die aufge⸗ 
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botenen eidg. Truppen mobil zu machen und daſelbſt 
einrücken zu laſſen; daß die ſogenannte Verwaltungs⸗ 
Commiſſion ſo wie alle ungeſetzlichen Behörden ſich 
auflöſen, und dagegen die geſetzlich aufgeſtellten ihre 
amtlichen Verrichtungen wieder antreten und unge⸗ 
ſtört fortſetzen; daß die Repräſentanten fortfahren, 
auf dem Wege der Belehrung und Ueberzeugung die 
vollkommene Herſtellung der geſetzlichen Ordnung der 
Dinge und die Beruhigung der ſtark gereizten Ge— 
müther im Kanton Baſel zu bewirken; daß bei er— 
folgter Herſtellung des geſetzlichen Zuſtandes die eidg. 
Repräſentanten in eidg. Namen an den großen Rath 
des Kantons Baſel die dringende und nachdruckſamſte 
Einladung richten, gänzliche Vergeſſenheit für das 
Frühere auf dem Wege der Begnadigung, und für 
die neueſten Vorfälle auf demjenigen der Amneſtie 
allen denjenigen zu Theil werden zu laſſen, welche 
bei den bedauerlichen Ereigniſſen und Zerwürfniſſen 
ſich politiſche Vergehen zu Schulden kommen lieſſen, 
inſofern ſich nämlich dieſe Letztern verpflichten wür— 
den, als Bürger der geſetzlichen Ordnung der Dinge 
ſich zu unterziehen, und den Landfrieden im Kanton 
nicht ferner zu ſtören. Uebrigens ſollen die Reprä⸗— 
ſentanten gleichmäßig die nachdrücklichſte und wirk— 
ſamſte Verwendung eintreten laſſen, damit die Re⸗ 
gierung und der groſſe Rath des Kantons Baſel zu 
einer wahrhaft bleibenden Konſolidirung des Frie— 
dens, der Ruhe und der Eintracht zwiſchen Stadt 
und Land das Möglichſte beitragen. 

Dieſer Beſchluß mißfiel beiden betreffenden Thei- 
len, und daher leiſtete ihm weder der eine noch der 
andere Folge. Obgleich die Repräſentanten ihrem 
Auftrage gemäß die Regierung von Baſel dringend 
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aufforderten, zur Beruhigung der Landſchaft Amneſtie 
zu ertheilen und den verhaßten $. 45 der Verfaſſung 
abzuändern, ſo wurde dennoch auf ſie nicht geachtet. 
Die Regierung erklärte den Stand Baſel für ſouve⸗ 
rain, die Tagſatzung für unbefugt, demſelben etwas 
vorzuſchreiben, wobei ſie zugleich den freiſinnigen Theil 
der Schweiz mit Schimpf und Hohn begoß, diejenigen 
Kantone, namentlich Zürich, Luzern und Thurgau, 
welche ihren Tagſatzungsgeſandten gerechte, die Sache 
des Landvolkes begünſtigende Inſtruktionen ertheilt 
hatten, mit den gehäſſigſten, entehrendſten Farben be⸗ 
zeichnete. 

Die Repräſentanten hatten weder Muth noch 
ächten Schweizerſinn, ernſtere Maßregeln gegen die 
baſeliſche Starrköpfigkeit zu ergreifen; und die Tag⸗ 
ſatzung, in ihrer weit überwiegenden Mehrheit in einer 
völlig feindſeligen Geſinnung gegen das neu erwachte 
freie Volksleben in der Eidgenoſſenſchaft, wollte auch 
nicht kräftiger und ehrenvoller auftreten, duldete mit 
einer verachtungswürdigen Gleichgültigkeit alle Läſte⸗ 
rungen und Verhöhnungen von Seite Baſels. 

Auf der Landſchaft widerſetzte man ſich den Be 
ſchlüſſen der Tagſatzung und den Aufforderungen der 
Repräſentanten vorzüglich deswegen, weil man in ihnen 
gleichſam das Todesurtheil der Freiheit und Rechts⸗ 
gleichheit, die Quelle neuer Mißhandlungen und Bar⸗ 
bareien erblickte. Die freiſinnigen Männer wollten 
daher trotz allen Hinderniſſen das angefangene Werk 
fortſetzen. Zufolge der am 25. Auguſt ſtattgefundenen 
Verſammlung und der in derſelben gefaßten Beſchlüſſe 
wählten ſie ihre Gemeindsbehörden, ernannten ihre 
Zunftabgeordneten, welche am 29. Auguſt zuſammen⸗ 
traten, und an die Stelle der einſtweiligen eine eigent⸗ 
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liche Regierungs- oder Verwaltungs⸗Kommiſſion nie⸗ 
derſetzten. Es kamen in dieſelbe Gutzwiller, Hug, 
Debary, Anton Blarer, Zeller-Singeiſen, Johannes 
Eglin, H. Chriſten. 

Sowohl dieſe Kommiſſion als die Zunftabgeord- 
neten traten ſogleich ihren Wirkungskreis an. Aber 
die Repräſentanten, welche mit jedem Tage mehr zu 
bloſſen Werkzeugen der in Baſel herrſchenden Faktion 
herabſanken, ertheilten den neu aufgeſtellten Behörden 
in Lieſtal am 3. Sept. den ſchriftlichen Befehl, ſich 
binnen zweimal vier und zwanzig Stunden aufzulöſen. 
Statt zu gehorchen, wandten ſich die Zunftaßgeordne— 
ten am folgenden Tage in einem weitläufigen Schrei⸗ 
ben an die Tagſatzung, um dieſelbe durch eine getreue 
Schilderung der traurigen Lage des Kantons zu an— 
dern Einſichten und Entſchlüſſen zu bewegen. Hinge⸗ 
gen die Verwaltungs⸗Kommiſſion erklärte noch am 
4. Sept. den Repräſentanten, daß letztere ihre Auf⸗ 
träge überſchritten haben, daß ſich die Kommiſſion 
als eine aus dem Volke hervorgegangene Behörde nur 
dann auflöſen könne, wenn es vom Volke verlangt 
werde. 

Doch alle Bemühungen des Landvolkes und ſeiner 
Führer blieben fruchtlos. Der tauſendſtimmige Ruf 
biederer Eidgenoſſen ward nichts geachtet. Die Tag⸗ 
ſatzung beſtätigte am 9. Sept. nicht nur ihre frühern 
Beſchlüſſe, ſondern ertheilte den aufgebotenen eidgen. 
Truppen, gegen fünf tauſend Mann an der Zahl, den 
Befehl, ſich zu militäriſcher Beſetzung des Kantons 
Baſels in Marſch zu ſetzen, und zwar zur Verfügung 
der eidgen. Repräſentanten. 

Am 11. Sept. theilten dieſe den neuen Beſchluß 
der Tagſatzung der Verwaltungs⸗Kommiſſion mit, for⸗ 
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derten ihre Auflöſung binnen vier und zwanzig Stun⸗ 
den, wobei ſie auf die Folgen aufmerkſam machten, 
welche eine längere Widerſetzlichkeit nach ſich ziehen 
würde. Dagegen erklärte die Kommiſſion, ſie betrachte 
den Tagſatzungsbeſchluß vom 9. Sept. für eine Ver⸗ 
letzung der Souverainitäts-Rechte der Landſchaft 
Baſel, werde demſelben nur auf ausdrückliche Andro⸗ 
hung gewaltſamer Auflöſung durch eidg. Truppen ent⸗ 
ſprechen, lege ſie ihre Vollmachten nur in die Hände 
der Zunftabgeordneten nieder, verwahre ſie ſich aufs 
Feierlichſte gegen alle Folgen, welche aus Zwangs⸗ 
maßregeln ſowohl für die Landſchaft als für die übrige 
Eidgenoſſenſchaft entſtehen könnten. Auch die Zunft⸗ 
abgeordneten proteſtirten feierlich gegen die letzten 
Beſchüſſe der Tagſatzung. 

Am 13. Sept. verſammelte ſich das Volk bei Lie⸗ 
ſtal wieder zu einer Landsgemeinde, und erklärte, bei 
den Beſchlüſſen vom 25. Auguſt zu verharren. Deſſen⸗ 
ungeachtet legten die Mitglieder der Verwaltungs- 
Kommiſſion noch am nämlichen Tage ihre Stellen 
nieder. 8 

Mittlerweile fing ſich in dem unglücklichen Kan⸗ 
ton aufs Neue der Bürgerkrieg zu entwickeln an. 
Nicht nur herrſchte auf der Landſchaft zwiſchen bei- 
den Partheien die größte Erbitterung, welche öfters 
in Drohungen und rohe Handlungen übertrat, fon- 
dern die Stadt, welche ſich nach der erlittenen Nie⸗ 
derlage bald wieder größtentheils erholt hatte, trug 
am meiſten dazu bei, um wieder Unheil und Bruder⸗ 
mord ins Daſein zu rufen. Schon am 28. Auguſt 
begab ſich Obriſt Frey auf Umwegen in das Reigolds⸗ 
wyler⸗Thal, um daſelbſt militäriſche Vorkehrungen zu 
treffen. Desgleichen betraten die Geiſtlichen ihre Bühne 
15 
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wieder, um das Volk gegen die freiſinnigen Ortſchaf⸗ 
ten zu fanatiſiren. Baſel durfte es freilich im gegen- 
wärtigen Augenblicke noch nicht wagen, direkte von 
ſich aus einen neuen Ausfall zu unternehmen; deſto 
mehr bemühten ſich die Herrſcher daſelbſt, einen vom 
Reigoldswyler-Thale her zu bewerkſtelligen. Obriſt 
Wieland ſchrieb daher am 4. Sept. dem Obriſt Frey: 
„Es iſt zu bedauern, daß jene gutgeſinnten Thäler 
(das von Bubendorf, Zyfen und Reigoldswyl) nicht 
das Herz haben, ohne Wiſſen der Regierung und der 
Herren Geſandten einen kühnen Streich gegen das 
Revolutions⸗Neſt (Lieſtal) auszuführen, wodurch doch 
allem Terrorismus auf Einmal ein Ende gemacht wor- 
den wäre. Hat das Volk den Muth nicht, ſo etwas 
zu unternehmen, ſo iſt einſtweilen keine Hülfe zu ge⸗ 
wärtigen, weil unſere Regierung durch die Gebote 
der Tagſatzung völlig gelähmt iſt. Vom Volke aus 
ſollte durch ein gäher Landſturm-Ueberfall ein ſolcher 
Streich geführt werden.“ ö 

Um dieſen Zweck deſto eher zu erreichen, wurde 
Senſal Gedeon Burkhardt in das Thal von Gelter— 
kinden geſandt. Ueberdieß begaben ſich für die näm⸗ 
lichen Abſichten mehrere Baſeler in einzelne Land⸗ 
gemeinden. Ueberall ſollten die Stadtanhänger be⸗ 
waffnet und zum Kampfe organiſirt werden. Baſel 
lieferte Pulver und andere Kriegsmaterialien. Obriſt 
Frey traf ſchon am 7. Sept. Vorkehrungen, um einen 
Zug nach Waldenburg zu unternehmen, konnte aber 
trotz ſeinen Anſtrengungen nur eine geringe Anzahl 
Mannſchaft zuſammenbringen, weswegen er ſein Vor⸗ 
haben weiter hinaus ſchob. 

Unterdeſſen wurde die herrſchende Faktion in Ba⸗ 
ſel immer frecher. Was ſie vor einigen Tagen nicht 
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zu unternehmen wagte, das ſuchte fie jetzt ſchon wie⸗ 
der ins Werk zu ſetzen, nämlich von der Stadt aus 
einen neuen Ausfall auf die Landſchaft. Obriſt Wie 
land ſchrieb deswegen am 9. Sept. an Obriſt Frey: 
„Die Militär⸗Kommiſſion wünſcht zu wiſſen, wie Sie 
das Thal von Reigoldswyl organiſirt haben, und auf 
was man zählen könnte, falls ein Marſch nach Lieſtal 
von Baſel aus unternommen würde. Würden Ihre 
Leute marſchieren? oder ſich blos paſſiv verhalten? 
Eine Antwort, lieber alter Kamerad, ſobald möglich.“ 

Faſt gleichzeitig fingen die Landleute bei Reinach 
eine unter falſcher Adreſſe nach dem Reigoldswyler— 
Thal beſtimmte Sendung Pulver auf. Es waren 2400 
Patronen. Sogleich wurden ſie nach Lieſtal gebracht, 
und daſelbſt trotz den Reklamationen der Baſeler zum 
nöthigen Gebrauche verwendet. 

Durch alle möglichen Kunſtgriffe gelang es all⸗ 
mählig dem Obriſt Frey ſo wie andern baſeliſchen 
Werkzeugen, das Volk im Reigoldswyler-Thale größ⸗ 
tentheils zu den Waffen zu bringen. Sobald dieſes 
geſchehen war, überfiel er mit einer Abtheilung Wal- 
denburg, und nahm daſelbſt eine Fahne weg. Dieſer 
Schritt erregte in Baſel bei der ariſtokratiſchen Par- 
thei eine ſo groſſe Freude, daß man dem Helden Frey 
Dankſchreiben ſandte. Dieſes that z. B. J. J. Chriſt, 
wobei er noch bemerkte: „Halten Sie ferner Ihre 
tapfern Mitbürger im Laufe. Laſſen Sie es flieſ⸗ 
fen, wo es nöthig iſt. — Brauchen Sie Geld, 
ſo laſſen Sie mich es gütigſt wiſſen.“ 
Wer in dieſer Zeit im Reigoldswyler-Thale es 
wagte, etwas zu Gunſten der Landparthei zu ſprechen, 
wer im Verdachte ſtand, ein Anhänger derſelben zu 
ſein: der hatte nicht nur mancherlei Mißhandlungen 
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von den Stadtanhängern zu erdulden, ſondern ſtand 
in Lebensgefahr. Auch für die freiſinnigen Gemein⸗ 
den vermehrte ſich die Gefahr durch das, was im 
Reigoldswyler-Thal und an andern Orten geſchah, 
mit jedem Tage, beſonders da Lieſtal von Bubendorf 
aus immer mehr bedroht, und das Gebiet von Walden⸗ 
burg durch die Truppen des Obriſt Frey öfters be— 
treten wurde. Man fühlte ſich keinen Augenblick vor 
einem Ueberfalle ſicher, deſſen Folgen beinahe nicht 
anders als ſchauderhaft ſein konnten. Da die eidg. 
Repräſentanten unverantwortlicherweiſe zu allen dieſen 
Dingen gleichgültig zuſahen, hielten es die nach Frei⸗ 
heit ſtrebenden Männer der Landſchaft für Pflicht, 
dem ihnen drohenden Sturm aus eigener Anſtrengung 
zuvorzukommen, und beſchloſſen, auf den 16. Sept. 
einen Zug nach dem Reigoldswyler⸗Thal zu unter⸗ 
nehmen. Der Abrede gemäß ſollte Obriſtlieutenant 
Blarer mit einer Abtheilung Kriegern aus dem Be⸗ 
zirke Birseck durch das Schwarzbubenland in das 
Thal rücken, der jetzige Landſchreiber Hug mit einer 
Abtheilung Mannſchaft von Waldenburg her, und 
Debary mit der Hauptmacht von Lieſtal aus. Blarer 
befolgte aber den verabredeten Plan nicht, ſondern 
zog ſich unthätig ſeitwärts gegen Lieſtal. Debary 
konnte nicht zur beſtimmten Stunde vorrücken, weil 
ſein Volk noch nicht gehörig bei einander war. Hug, 
der allein mit ſeinen Leuten zur feſtgeſetzten Zeit in 
das Thal einfallen wollte, wurde von den Truppen 
des Frey zurückgeſchlagen. Er ſelbſt verkroch ſich fei⸗ 
gerweiſe mit ſeinem Wortheldenthum unter einen Hau⸗ 
fen Reiſer, und blieb darunter ſo lange verborgen, 
bis er weit umher keine Schüſſe mehr hörte. 
Debary, der unfern Lieſtal über Hugs Lage einige 
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Kunde erhielt, eilte mit ſeiner Mannſchaft ſo ſchnell 
als möglich nach Bubendorf, nahm hier die Vorwacht 
von den Truppen des Obriſt Frey gefangen. Hierauf 
erſchienen die eidg. Repräſentanten Sidler und Meyen⸗ 
burg, und verlangten, daß ſich das Volk zurückziehe. 
Aber es ward ihnen nicht entſprochen. Kölner an 
der Spitze der Vorwacht von ungefähr 100 Mann 
rückte in das Dorf Zyfen ein, vertrieb 120 bis 130 
Mann von den Soldaten des Obriſt Frey, welche ihre 
Stellung um die auf einer Anhöhe gelegene Kirche 
hatten. Sodann zog die ganze Macht gegen das Dorf 
Reigoldswyl, wo Obriſt Frey mit feinen Kerntruppen 
lag. Hier zeigten ſich die vorhin erwähnten Reprä⸗ 
ſentanten ſchon wieder, verlangten aufs Neue den 
Rückzug der Landparthei. Aber vergeblich. Dagegen 
erklärte Debary: wenn Obriſt Frey das Dorf Rei⸗ 
goldswyl räume, deſſen Truppen ſich auflöſen, ſo werde 
er wohl in daſſelbe ziehen, und daſelbſt die Waffen 
abfordern; aber nichts ſolle zerſtört, niemand mißhan⸗ 
delt, nichts beſchädiget werden; die Repräſentanten 
mögen daher den Obriſt Frey davon in Kenntniß 
ſetzen, und ihm deſſen Entſchluß binnen einer Viertel⸗ 
ſtunde mittheilen; ſo lange wolle er warten, aber nach 
Verfluß dieſer Zeit laſſe er ſeine Truppen auf jeden 
Fall vorrücken. Die Repräſentanten begaben ſich zu 
Frey, bewerkſtelligten deſſen Entfernung von Reigolds⸗ 
wyl, gaben Debary zur gehörigen Zeit Kenntniß da⸗ 
von, worauf dieſer das Dorf beſetzte, die wenigen 
Waffen daſelbſt zu Handen nahm, eine groſſe Anzahl 
wichtiger Aktenſtücke fand, und noch am nämlichen 
Abend den Rückzug nach Lieſtal antrat. Unterwegs 
wurde von ſeinen Leuten ein Mann aus einem Hauſe 
erſchoſſen. 
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Während dieſer Expedition hatten ſich die beiden 
andern Repräſentanten Muralt und Heer zu den an 
der Gränze des Kantons Baſel ſtehenden eidg. Trup⸗ 
pen verfügt, und lieſſen ſie unter dem Oberbefehl des 
General Ziegler von Zürich ſogleich in die Landſchaft 
einrücken. Noch am gleichen Abend wurden die mei- 
ſten freifinnigen Gemeinden von ihnen beſetzt, indeß 
die ſtädtiſch geſinnten Ortſchaften gänzlich verſchont 
blieben. Das freiheitsliebende Landvolk begrüßte die 
eidg. Krieger als ſeine Freunde, Brüder und Erret⸗ 
ter. Die Zunftabgeordneten ſetzten daher trotz dem 
Einmarſche derſelben auf dem Rathhauſe zu Lieſtal 
ihre Arbeiten fort, gaben ſich der angenehmen Hoff— 
nung hin, daß ſie nun deſto ſchneller zu ihrem Ziele 
kommen werden. Aber ſchon am 17. Sept. gaben die 
Repräſentanten durch ein Schreiben an die Gemein- 
den, in welchem dieſe aufgefordert wurden, den frü— 
hern geſetzlichen Zuſtand in allen Theilen herzuſtellen, 
deutlich zu erkennen, daß ſie erſt jetzt unter den Flü⸗ 
geln der Tagſatzung der jungen Freiheit auf den Kopf 
treten wollen, 

Nichts deſto weniger verſammelten ſich die Zunft- 
abgeordneten Sonntags den 18. Sept. Da erhielten 
ſie von den Repräſentanten die Ordonnanz, ſich bis 
am folgenden Tag Mittags um 12 Uhr aufzulöſen, aus⸗ 
einander zu gehen, und ſich ſtill, jeder in ſeinem Orte, 
zu verhalten. Allein noch am nämlichen 18. Sept. 
drang General Ziegler mit Adjutant Fahrländer in 
den Sitzungsſaal der Abgeordneten, fragte in rohem, 
wahrhaft deſpotiſchem Tone: „Was iſt das? Was 
machen Sie da? Sie wagen es in Anweſenheit der 
Repräſentanten der hohen Tagſatzung allhier eine un⸗ 
geſetzliche Verſammlung zu halten?“ Nachdem er noch 
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mehrere rohe Aeuſſerungen, namentlich gegen Doktor 
Emil Frey vorgebracht hatte, entfernte er ſich haſtig 
mit feinem Begleiter. Hierauf wurde in Lieſtal Al⸗ 
larm gemacht, ohne daß das Volk wußte, warum? 
Es hieß, es ſei in Reigoldswyl, dann in Gelterkinden 
auf die eidg. Truppen geſchoſſen worden, und nun 
müſſe Militär dorthin ziehen. Unter den Truppen 
verbreitete ſich das Gerücht, ſie müſſen nach Baſel 
marſchiren. Schützen, Infanterie und Cavallerie 
wurden in zwei Reihen auf der Straße vor dem 
Rathhauſe aufgeſtellt, an den beiden Ausgängen des 
Städtchens geladene Kanonen mit brennenden Lun— 
ten, um die Kirche Scharfſchützen, um etwaiges 
Sturmläuten zu verhindern. Die Soldaten erhielten 
Befehl, ſcharf zu laden, die Bürger, ſich aus der 
Hauptſtraße zu entfernen. Niemand durfte in das 
Städtchen und niemand aus demſelben gehen. Bald 
darauf trat ein Stabs-Offtzier höflich in den Raths⸗ 
ſaal, theilte die Ordonnanz der Repräſentanten litho— 
graphirt und ſignirt einzelnen Abgeordneten mit. 
Nicht lange nachher erſchienen Sidler und Meyen— 
burg mit einem Theile des Stabes, und forderten 
die Abgeordneten auf, ſich innerhalb einer halben 
Stunde zu erklären: ob ſie aus einander gehen wollen 
oder nicht? Im letztern Falle werden alle arretirt. 
Sie erhielten zur Antwort: man behalte ſich vor, 
der erhaltenen Weiſung gemäß morgen eine Erklä— 
rung zu geben. Zugleich beſchwerte man ſich zu ihnen 
über die ungleichmäßige, Befremden und Verdacht 
erregende Verlegung der eidg. Krieger, indem Gel— 
terkinden, das Reigoldswyler-Thal und die Stadt 
Baſel noch keinen Mann Beſatzung haben. So etwas 
ſei dem Willen der Tagſatzung entgegen. Ohne dar⸗ 
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auf eine Antwort zu ertheilen, verlangten die Reprä⸗ 
ſentanten nochmals bittend die Auflöſung der Ver— 
ſammlung. Aber es hieß einſtimmig: „Nein! Wir 
weichen blos der Waffengewalt!“ 
| Als die Repräſentanten fich entfernt hatten, kam 
die Nachricht: Gutzwiller, Hug und Kölner ſeien im 
Wirthshauſe zum Schlüſſel gefangen genommen wor⸗ 
deu, worauf Banga und Doktor Frey hingeſandt wur— 
den, um ihre Freilaſſung zu bewirken. Sie erfolgte 
durch Sidler. Die Hingeſandten und die Freigelaſſe⸗ 
nen kamen in den Sitzungsſaal zurück. Bald nachher 
erſchienen eidg. Staabs- Offiziere, an ihrer Spitze 
Obriſt Zimmerlin von Brittnan bei Zofingen, mit 
Scharfſchützen aus dem Kanton Uri. Zimmerlin 
trat mit der Erklärung vor: „Ich bin beauftragt, 
ſämmtliche Mitglieder der Verwaltungs-Commiſſion, 
die hier find, zu verhaften.“ Debary, Eglin, Gutz⸗ 
willer und Hug wurden durch bei der Thüre ſtehende 
BVernerſoldaten in ihre Mitte genommen. Da erhob 
ſich die ganze Verſammlung in höchſter Entrüſtung 
und rief: „Gewalt! Wir proteſtiren! Nehmt uns 
alle, wenn ihr den Muth habt, und wenn ihr euere 
Drohung ausführen könnet! Ihr habt's verheißen! 
Wir ſtehen für das Volk da, u. ſ. w.“ Muralt, der 
inzwiſchen dazu gekommen war, ſagte: „Die Tag⸗ 
ſatzungsrepräſentanten ſind bisher bei Vollziehung 
ihrer Inſtruktion nur zu lax geweſen.“ Die Urner⸗ 
Schützen legten, ein einziger ausgenommen, auf die 
Zunftabgeordneten an. Da entblößte von dieſen einer 
nach dem andern ſeine Bruſt, wobei der laute Ruf 
erſchallte: „Da ſchießt euere eidgenöſſiſchen 
Brüder, welche frei ſein wollen, wie ihr 
es ſeid, nieder, wenn ihr das Herz dazu 
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habet.“ Dieſe Worte erſchütterten die Soldaten. 
Die vier Arreſtanten wurden abgeführt, und bald 
darauf die Zunftabgeordneten mit Bajonetten und 
Gewehrkolben zum Saale hinaus, die Treppe hinab 
und auf die Straſſe getrieben. Aber auch in dem 
fürchterlichſten Tumult, und unter dem Geklirre Tod 
und Verderben bringender Waffen riefen die Männer 
der Landſchaft: „Es lebe die Freiheit!“ Diefer 
Ruf wurde vom Volke und vielem Militär laut wieder⸗ 
holt. | 

Die vier Gefangenen wurden in das Wirthshaus 
zum Schlüſſel gebracht, und daſebſt bis am 20. Sept. 
in einem Zimmer ſtrenge bewacht. Dann erhielten ſie 
Morgens nach 3 Uhr Befehl, in zwei vor dem Hauſe 
ſtehende Kutſchen zu ſteigen, in denen ſie unter ſtarker 
Bedeckung mit aller Eile über Rheinfelden nach Aarau, 
und nach einem beinahe dreitägigen Aufenthalt in die⸗ 
ſer Stadt nach Bremgarten geführt wurden. Hier 
mußten ſie einen vollen Monat lang in ſehr ſtrenger 
Gefangenſchaft bleiben. Alle Vorſtellungen und Pro- 
teſtationen, welche ſie der Tagſatzung über dieſes 
widerrechtliche Verfahren einreichten, blieben frucht- 
los. Der Geſandte des Standes Graubündten, Tſchar⸗ 
ner, trug ſogar darauf an, dieſe Männer gleich 
Staatsverbrechern in der Feſtung Aarburg einzuker⸗ 
kern, wo ſie mit ihren Köpfen für dasjenige haften 
ſollten, was während ihrer Gefangenſchaft den Fein— 
den der Freiheit und des Völkerglückes Widriges in 
der Landſchaft Baſel entſtehe. 

Obgleich das Loos der freiſinnigen Landparthei 
während dem Jahr 1831 bis zur Ankunft der eidg. 
Krieger ſehr traurig war, ſo wurde es doch nach 
derſelben noch trauriger. Dieſes beweist nicht nur 


die unverantwortliche Erſtürmung des Rathhauſes 
zu Lieſtal, nicht nur die Gefangennehmung der vier 
Mitglieder der aufgelösten Verwaltungs⸗Kommiſſion, 
ſondern manches Andere. Gleich im Anfange zeigte 
ſich General Ziegler als ein ergrimmter Feind des 
Landvolkes und ſeiner Strebungen, nannte es ſchon 
am erſten Abend ſeiner Anweſenheit in Lieſtal „Ka— 
naillepack“, behandelte es überhaupt mit der 
empörendſten Verachtung und Rohheit. Auf eine 
ähnliche Weiſe beurkundete ſich Obriſt Bürkli von 
Zürich. Seinen wüthenden Freiheitsgrimm mußten 
ſogar die harmloſen Freiheitsbäume fühlen. Auch 
die meiſten übrigen Offiziere waren gegen die Land— 
parthei nicht beſſer geſinnt. Desgleichen wurden 
viele Soldaten, welche mit Enthuſiasmus für das 
Landvolk ihre Heimath verlaſſen hatten, ſchon unter- 
wegs auf ganz entgegengeſetzte Geſinnungen gebracht. 

Die Einquartirung der eidg. Truppen fiel zuerſt 
mehrere Tage den freiſinnigen Gemeinden zur Laſt. 
Jedes freie Regen und Streben wurde durch ſie un— 
terdrückt. Der Militär-Deſpotismus nahm mit je⸗ 
dem Tage zu. Zugleich traten an die Stelle der 
neugewählten Beamten wieder die frühern, mochten 
ſie auch noch ſo verhaßt ſein. Eine Menge Gewalt⸗ 
thätigkeiten, viele wahrhafte Gräuelthaten“) nahmen 
wieder ihren Anfang. Es ſchien überhaupt alles 
darauf angelegt, um die nach Freiheit ſtrebende 
Landparthei zu ermüden, einzuſchüchtern, gleichſam 
zu erdrücken, damit ſie ſich deſto eher der geſetzlichen 


*) Es thut dem Verfaſſer leid, daß ihm der beſchränkte 
Raum dieſer Schrift nicht geftattet, einige Beiſpiele an⸗ 
zuführen. 
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Ordnung unterwerfe, das heißt, unter das tyranni- 
ſche Joch Baſels ſchmiege. 

Endlich gaben die Repräſentanten auch der 
Stadt Baſel Beſatzung. Dagegen duldeten ſie es, 
daß auf den Wällen noch immer eine Menge Kano— 
nen ſtanden, daß in der Stadt der frühere militäri— 
ſche Unfug noch immer fortdauern konnte. Erſt als 
die wackern Krieger aus dem Kanton Freiburg in 
dieſelbe zogen, mußten auf ihre Forderung die Wälle 
von den Kanonen gereinigt werden. Uebrigens trug 
auch die Beſetzung Baſels viel dazu bei, um die 
Lage des Landvolkes noch mehr zu verſchlimmern. 
Man ließ daſelbſt kein Mittel unverſucht, um die 
eidg. Soldaten in die Stadtintereſſen zu ziehen, und 
gegen die Landleute feindſelig zu ſtimmen. Beides 
gelang nur zu ſehr. 

Da Baſel in der Tagſatzung in vielen Bezie— 
hungen ſeine getreue Magd kennen lernen, in den 
eidg. Kriegern größtentheils ſeine Sklaven erblicken 
konnte, ſo wollte es die günſtige Gelegenheit für 
ſeine Intereſſen und die Fortſetzung ſeiner bisheri— 
gen Geſinnungs- und Handlungsweiſe beſtmöglich be— 
nutzen. Willig nahm der am 26. Sept. verſammelte 
groſſe Rath die von einer groſſen Anzahl Mitglieder 
ab dem Lande im Auguſt eingegebene Entlaſſung an, 
und beſchloß, an ihre Stellen andere zu wählen. 
Der jetzige Bürgermeiſter Burckhardt vertheidigte bei 
dieſem Anlaſſe den Ueberfall Lieſtals, und Bürger— 
meiſter Frey ſprach den feſten Entſchluß der Regie— 
rung aus, daß an der Verfaſſung nichts ſolle geän— 
dert werden. | 

Am gleichen Tage gab die Tagſatzung ihrem 
Beſchluſſe vom 9. Sept. eine nähere Anwendung. 
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Allein dieſelbe war nichts anderes als ein neuer 
Todesſtoß für die freiſinnige Landparthei, eine Aech— 
tung ihrer heiligſten Rechte. Es hieß unter anderm: 
„Wenn eine ganze Gemeinde ſich gegen die öffent— 
liche Ruhe verfehlt, oder der Wiederherſtellung der 
geſetzlichen Ordnung und der Wiedereinſetzung der 
geſetzlichen Behörden ſich wiederſetzt oder den Letz— 
tern den Gehorſam verweigert, ſo ſind in eine ſolche 
Gemeinde auf ſo lange eidg. Truppen, und zwar auf 
ihre Koſten, executionsweiſe zu verlegen, bis dieſelbe 
ſich der geſetzlichen Ordnung unterworfen haben wird.“ 

Indeſſen erreichte die Tagſatzung durch ihre Be⸗ 
ſchlüſſe eben fo wenig ihren Zweck, als die in Baſel 
herrſchende Faktion durch ihr Benehmen den ihrigen 
erlangte. Zwar ließ die Regierung daſelbſt zu Ende 
des Sept. in den verſchiedenen Bezirken der Land⸗ 
ſchaft die Wahlen für die erledigten Stellen in den 
groſſen Rath vornehmen; aber es erſchienen überall 
nur wenige Wahlmänner, ſo daß die Sache faſt an 
allen Orten als ein politiſches Gaukelſpiel betrachtet 
und behandelt wurde. Den Aufforderungen der Re⸗ 
präſentanten, eine allgemeine Amneſtie zu ertheilen, 
entſprachen Regierung und groſſer Rath in ſo weit, 
daß ſie neunzehn Männer davon ausſchloſſen, für vier 
Jahre aller Aemter und Würden für unfähig erklär⸗ 
ten. Hingegen von einer Verfaſſungs⸗Aenderung woll⸗ 
ten ſie durchaus nichts hören. Die Repräſentanten 
mußten in einer Sitzung des groſſen Rathes zu Baſel, 
der ſie perſönlich beiwohnten, für ſie und die geſammte 
frei gewordene Eidgenoſſenſchaft Dinge hören, die 
noch keinen ſchweizeriſchen Abgeordneten geſagt wur⸗ 
den. Sie mußten mit Schimpf und Hohn und ohne 
etwas auszurichten, abziehen. Man erklärte ihnen, 
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daß ſich Baſel lieber von der Schweiz losreiſſen wolle, 

als den Aufforderungen der Tagſatzung zu entſprechen. 

Nichts deſto weniger blieben ſie treue Anhänger 

und Verfechter der Stadt und ihrer Ungerechtigkeit. 

Der militäriſche Deſpotismus dauerte auf der Land⸗ 
ſchaft unter Ziegler immer noch fort. Noch immer 
lieſſen ſich Offiziere und Soldaten als blinde Werk⸗ 
zeuge der Stadt zu den ſchändlichſten Handlungen ge⸗ 
brauchen. Doch alles dieſes war nicht im Stande, 

die Männer der Landſchaft zu ſchrecken, und ſie ihren 
übermüthigen, halsſtarrigen Feinden zu unterwerfen. 
Je härter der Druck war, deſto gröſſern und ſtärkern 
Gegendruck verurſachte er. Die Noth vereinigte ſie 
noch mehr als früher, und erregte in ihnen erſt recht 
das Bewußtſein ihrer Kraft. Einen Verfaſſungsrath 
oder Trennung von der Stadt war auch unter den 
Bajonetten der eidg. Soldaten ihr Loſungswort, das 
mit jedem Tage lauter und allgemeiner ertönte. Alle 
Gegenvorſtellungen, alle Drohungen blieben fruchtlos. 
Alle Beſchlüſſe der Tagſatzung, alle rechtlichen und 
widerrechtlichen Handlungen der Repräſentanten, alle 
militäriſchen Bedrückungen und Barhareien hatten bis 
dahin nichts gewirkt, als daß fie der freifinnigen Land⸗ 
parthei das Zutrauen zur Tagſatzung und ihren Hel⸗ 
fern raubten. Deswegen wandte ſie ſich zur Mitte 
des Oktober in einem gedruckten Aufruf an die ſchwei⸗ 
zeriſche Eidgenoſſenſchaft im allgemeinen und an die 
groſſen Räthe und Landsgemeinden insbeſondere. 
Gleich im Anfange deſſelben heißt es: „In vielen 
Petitionen und Vorſtellungen hat die Landſchaft bei 
der Tagſatzung ihre Rechte genügend entwickelt, und 
um Hülfe nachgeſucht. Nachdem aber die inſtruktions⸗ 
mäſſige Vermittlung die Richtung nahm, alles Recht 
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in die Wagſchale der Stadt, und alles Unrecht in die 
Wagſchale der Landſchaft zu legen, und zu Folge die- 
ſer Richtung auch wirklich die Landſchaft mit allem 
ihrem Recht der Stadtparthei mit allem ihrem Unrecht 
auf's vollſtändigſte unterworfen hat, ſo könnten wir 
fortan von der h. Tagſatzung keinen Schutz mehr er- 
warten und verlangen, wir ſuchen vielmehr die Net- 
tung unſerer politiſchen und moraliſchen Exiſtenz aus 
dem Zuſtande der ſchmachvollſten Unterdrückung bei 
dem geſammten Schweizeriſchen Volk, und insbeſondere 
bei den verehrten Groſſen Räthen und Landsgemeinden 
deſſelben.“ Hierauf ſchilderte dieſer Aufruf die Urſa— 
chen und die Geſchichte der Revolution im Kanton 
Baſel, die traurige gegenwärtige Lage des nach Frei— 
heit ſtrebenden Landvolkes, verlangte erſtens Entfer- 
nung aller eidgen. Truppen ohne Zögerung aus der 
Landſchaft, zweitens Freilaſſung der in Bremgarten 
Gefangenen, und drittens Trennung der Landſchaft 
von der Stadt Baſel. 

Dieſer Schritt des Landvolkes blieb nicht wir⸗ 
kungslos. Zwar blickte ſchon längſt ein groſſer Theil 
des Schweizervolkes zürnend auf das Benehmen der 
Tagſatzung hin. Eben ſo unwillig und aufgebracht 
wurde es über das Verfahren der Repräſentanten und 
des eidg. Militärs. Je mehr nun die wahre Lage 
der Dinge im Kanton Baſel in den andern Kantonen 
bekannt wurde, deſto gröſſer und allgemeiner wurde 
die Theilnahme für die nach Freiheit ſtrebenden Män⸗ 
ner daſelbſt, die man ihnen auf mannigfaltige Weiſe, 
ſelbſt durch Unterſtützungen an Geld zu erkennen gab. 
Auch die Zahl der groſſen Räthe vermehrte ſich, welche, 
theils auf den lauten Ruf des Volkes achtend, theils 
ihren leigenen Ueberzeugungen folgend, ihren Tag⸗ 
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ſatzungsgeſandten in den Angelegenheiten des Kantons 
Baſel immer freiſinnigere, den Umſtänden angemeſſe⸗ 
nere Inſtruktionen ertheilten. Da dieſe aber ſtets in 
den meiſten Beziehungen aller Uebereinſtimmung ent- 
behrten — da mehrere Geſandte ſowohl den Buchſta— 
ben als den Geiſt derſelben verläugneten — da die 
Feinde der Landſchaft ſtets im Einklange ſprachen und 
handelten: ſo trug dieſe noch immer den Sieg davon. 

Deſſenungeachtet ſah ſich die Tagſatzung am 17. 
Oktober zu dem Beſchluſſe genöthigt, die Truppen im 
Kanton Baſel zurückzuziehen, an deren Stelle nur 
zwei andere Bataillon, zwei Kompagnien Scharf— 
ſchützen und eine halbe Kompagnie Kavallerie unter 
Anführung des eidg. Obriſt Ledergerw aus dem Kan— 
ton St. Gallen zu ſenden. Sowohl die Truppen als 
ihr Anführer waren von einem beſſern Geiſte beſeelt 
als die frühern. 

Nicht lange nachher verlieſſen auch die vier Res 
präſentanten, von beiden Partheien gehaßt und mit 
Schmach überhäuft, den Kanton Baſel. An ihre Statt 
wurden Tſcharner von Graubündten und Glutz⸗Blotz⸗ 
heim von Solothurn gewählt. Dieſe beiden Männer 
gaben bald nach ihrer Ankunft am Orte ihrer Beſtim— 
mung zu erkennen, daß fie ihre unſchweizeriſche Auf- 
gabe noch ſchlechter löſen werden als ihre Vorfahren. 
Ueberall zeigten ſie ſich nicht nur als entſchiedene, 
ſondern als ergrimmte Feinde des Landvolkes und ſei— 
ner Strebungen. Aber auch dieſe neue traurige Er- 
fahrung ſchlug die freiſinnigen Männer nicht nieder, 
vermochte ihr Auge von dem beabſichtigten Ziele nicht 
abzuwenden. | 

Da die herrſch- und unterdrückungsſüchtige Par⸗ 
thei in Baſel trotz allen Anſtrengungen und Begün⸗ 
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ſtigungen von ihren Anhängern auf der Tagſatzung 
ſowohl als an andern Orten immer deutlicher einſe⸗ 
hen mußte, daß ſie ihren Zweck auf dem betretenen 
Pfade nicht erreichen könne, ſo verſuchte ſie neue Mit⸗ 
tel. Es wurde die Standeskompagnie in einer kurzen 
Zeit ſo ſehr vergröſſert, daß ſie gegen 400 zählte. 
Vergebens waren die Vorſtellungen, welche von Seite 
der Landſchaft den Repräſentanten deswegen gemacht 
wurden. Vergebens war die Hinweiſung auf die Ge⸗ 
ſetze, zufolge denen die Standeskompagnie die Zahl 
von 170 Mann nicht überſteigen durfte. Vergebens 
blieben die Bemerkungen, daß dadurch für die Land⸗ 
ſchaft wieder neue Gefahr entſtehe, daß damit wieder 
der Grund zu einem neuen Bürgerkrieg gelegt werde. 
Tſcharner und Glutz⸗Blotzheim hörten nur die Baſeler; 
nur was dieſe thaten, konnte ihres Beifalles gewiß 
fein, Zugleich beſchloß die Regierungs-Parthei in 
Baſel, im ganzen Kantone eine Abſtimmung vorneh⸗ 
men zu laſſen, für Bleiben bei dem Kantone und der 
gegenwärtigen Verfaſſung, oder für Trennung von 
demſelben. Sie wußte, daß es niemand oder nur ſehr 
wenige geben werde, welche für eine ſolche Trennung 
ſtimmen, weil das Landvolk ſich nicht vom Kantone, 
ſondern blos von der Stadt trennen wollte. Wenn 
nun daſſelbe in die Falle gehen, und den gehegten 
Erwartungen entſprechen werde, ſo glaubte die Stadt⸗ 
faktion einen neuen und gewichtigen Grund zu erhal⸗ 
ten, um die gänzliche Unterwerfung der Landſchaft 
mit deſto mehr ſcheinbarem Rechte zu verlangen und 
bewerkſtelligen zu können. 

Der Wintermonat wurde hauptſächlich dieſer Ab⸗ 
ſtimmung gewiedmet. Ohne Inſtruktionen, ja wieder 
dieſelben lieſſen ſich die beiden Repräſentanten als 
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thätige Werkzeuge dazu gebrauchen. Aber der Plan 
mißglückte völlig. Ungeachtet der mancherlei Zwangs⸗ 
maßregeln und Drohungen, welche angewendet wur⸗ 
den, ſtimmten aus vielen Gemeinden nur einige wenige 
Bürger. Etwa dreißig Gemeinden ſtimmten gar nicht. 
Lieſtal proteſtirte wiederholt gegen ein fo widerrecht— 
liches Beginnen Baſels. So kam es, daß die Reprä⸗ 
ſentanten an mehrern Orten mit Schimpf und Hohn 
behandelt wurden. 

Hierauf begehrte Baſel von der Tagſatzung wie⸗ 
der Garantie und Handhabung ſeiner von jedem frei⸗ 
ſinnigen Eidgenoſſen verabſcheuten Verfaſſung, ver⸗ 
mochte aber keine Mehrheit dafür zu Stande zu brin⸗ 
gen. Die Tagſatzung löste ſich auf, ohne etwas Ent- 
ſcheidendes gethan zu haben. 

Unter ſolchen Umſtänden ging das Jahr 1831 zu 
Ende. Der Kanton Baſel war ungefähr in derſelben 
Lage, in der er ſich bei dem Anfang deſſelben befand. 
Nur ſtanden die beiden Partheien einander noch ſchrof⸗ 
fer und erbitterter gegenüber; aber beide feſt ent⸗ 
ſchloſſen, trotz allen erlittenen Nachtheilen, den Kampf 
fortzuſetzen, Baſel auf ſeine Macht, ſein Geld und 
ſeinen Anhang vertrauend, das Landvolk ſeiner gerech⸗ 
ten Sache bewußt und eine beſſere Zukunft hoffend. 

Der Anfang des Jahres 1832 war freilich ſolchen 
Hoffnungen nicht günſtig, indem noch immer Tſcharner 
und Glutz⸗Blotzheim als Repräſentanten im Kanton 
Baſel ihr Spiel trieben, indem daſelbſt ſtets noch 
eidg. Truppen lagen, die ſich indeſſen aber nicht als 
blinde Werkzeuge gebrauchen lieſſen wie die frühern. 
Was aber der Landſchaft auf's Neue den Untergang 
drohte, wandte Baſel ſelbſt von ihr ab. Nämlich eine 
von der Tagſatzung niedergeſetzte Kommiſſion entwarf 
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ein Gutachten, zufolge deſſen blos der §. 48 der Bafeler 
Verfaſſung aufgehoben und nach ſechs Jahren eine 
neue Abſtimmung über dieſelbe Statt finden, bis dahin 
aber die dermalige Verfaſſung durch die Bundesmacht 
gehandhabt werden ſollte. 

Während die freiſinnige Landparthei die Kunde 
dieſes Antrages mit einem Schrei des Entſetzens ver⸗ 
nahm, ſah ſich auch Baſel, das ſeine Verfaſſung unter 
keiner Bedingung in etwas abändern wollte, durch 
denſelben benachtheiliget, ſtieß ihn mit Hohn und Ver⸗ 
achtung zurück, forderte die andern Kantone nochmals 
zur unbedingten Handhabung der Verfaſſung auf, und 
erklärte ihnen, daß es im Weigerungsfalle bis Ende 
des Hornung zur Trennung ſchreiten wolle. 

Zwei Tage nach dieſer gemachten Erklärung, 
nämlich am 12. Jenner, traten in Lieſtal Ausſchüſſe 
aus ungefähr fünfzig Landgemeinden zuſammen, um 
ſich über die traurige Lage der Landſchaft zu berathen. 
Sie unterzeichneten ein Schreiben an mehrere groſſe 
Räthe der Schweiz, legten demſelben verſchiedene der 
Tagſatzung früher eingereichte Aktenſtücke bei, zeigten, 
daß nur Trennung zwiſchen Stadt und Land das ein⸗ 
zige Mittel ſei, um den Kanton Baſel wieder zu beru⸗ 
higen. Dieſer Schritt wurde aber von den Reprä⸗ 
fentanten Tſcharner und Maſſé aus Genf, welcher die 
Stelle des Glutz⸗Blotzheim erhalten hatte, fo übel 
aufgenommen, daß ſie in Lieſtal mehrere Männer dar⸗ 
über in ein umſtändliches, ſcharfes Verhör nahmen. 
Sie wollten mit aller Gewalt Aufſchluß über das in 
den ariſtokratiſchen Köpfen ſpuckende geheime Komite⸗ 
direkteur haben, läſterten über ungeſetzliche Behörden, 
bedrohten das Landvolk mit ſcharfen Maßregeln. 

Wirklich ſandten ſie in einige Gemeinden wegen 
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vorgefallener Widerſetzlichkeit gegen die verhaßten 
Behörden Truppen zur Exekution, durchſtreiften die 
Landſchaft nach allen ihren Theilen, ſuchten überall 
inquiſitoriſche Verhöre aufzunehmen, zeigten ſich den 
Wielandiſchen Landjägern wo möglich behülflich, um 
Arreſtationen freifinniger Männer vorzunehmen. Maſſé 
vergaß bei ſeinen polizeilichen Streifzügen nicht, die 
unerſchöpfliche Wohlthätigkeit der Baſeler Regierung 
gegen das Landvolk zu rühmen. 

Um neue Zuſammenkünfte des Volkes zu verhin⸗ 
dern, erlieſſen die Repräſentanten am 6. Hornung eine 
Art Manifeſt, worin ſie alle Verſammlungen der Land⸗ 
leute ohne Dazwiſchenkunft der Landesbehörden ſtreng 
unterſagten. Gleichwohl hatten ſie nichts dagegen, 
wenn das Volk in den ſtädtiſch geſinnten Ortſchaften 
noch ſo oft und ſo zahlreich zuſammentrat, um der 
freiſinnigen Parthei entgegen zu arbeiten. Dieſe bei⸗ 
den Repräſentanten bewieſen ſich überhaupt als wahre 
Würgengel für die nach Freiheit ſtrebenden Männer 
der Landſchaft, ſetzten ſich daſelbſt ein fluchwürdiges 
Denkmal, welches unvergeßlich bleibt. 

Gerade aber, als die Repräſentanten die Noth 
und die Erniedrigung des freiſinnigen Theiles des 
Landvolkes auf einen beinahe unglaublichen Grad ge⸗ 
trieben hatten, nahte die Stunde der Erlöſung für 
daſſelbe. Regierung und groſſer Rath zu Baſel be 
ſchloſſen am 22. Hornung: Trennung der unzu⸗ 
friedenen Gemeinden von der Stadt. Mit 
dem 15. März ſollte der Beſchluß ausgeführt, und 
dem getrennten Theile alle Verwaltung entzogen wer⸗ 
den. Sobald die Landparthei Kenntniß davon erhielt, 
wurde eine Volksverſammlung angeordnet. Sie fand 
am 26. Hornung bei dem ſogenannten Wolfsbrunnen, 
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zehn Minuten oberhalb Lieſtal Statt. Ueber drei⸗ 
tauſend Männer bildeten dieſelbe. Eine innige Freude 
hatte die meiſten ergriffen. Es war ihnen, als ob ſie 
den Tag ihrer Auferſtehung feiern würden. Buſer, 
Doktor Frey, Gutzwiller und Hug traten als Redner 
auf, und fprachen zum Volke den Umſtänden angemeſ⸗ 
ſene Worte. Doktor Frey verlas hierauf das Projekt 
eines Schreibens an den Vorort Luzern und an die 
Tagſatzung, worin, unter Proteſtation gegen alle Ver⸗ 
fügungen des groſſen Rathes zu Baſel, blos die That⸗ 
ſache der von ihm ausgeſprochenen Trennung einſt⸗ 
weilen angenommen, die Abordnung eidgenöfſſiſcher 
Zutrauen verdienender Kommiſſarien begehrt, und zu⸗ 
gleich der Entſchluß angekündigt wurde, acht Tage 
vor Eintritt des 15. März mit der Organiſation des 
neuen Staates beginnen zu wollen. 

Dieſes Schreiben wurde von der Verſammlung 
gutgeheiſſen, und beſchloſſen, daſſelbe am 28. Hornung 
durch Abgeordnete der eee zu Lieſtal unter⸗ 
zeichnen zu laſſen. i 

Auf erhaltene Kunde von dem Trennungs⸗ Be⸗ 
ſchluſſe des baſeliſchen groſſen Rathes, überſandte der 
Vorort am 25. Hornung der Regierung zu Baſel eine 
Verwahrung dagegen ein, erklärte denſelben für un⸗ 
gültig, weil er ein unbefugter Eingriff in die Rechte 
der Tagſatzung ſei, welcher allein die Entſcheidung in 
dieſer allgemeinen eidgenöſſiſchen Angelegenheit zuſtehe; 
zugleich erklärte er ihn für gefährlich, weil er einen 
Theilsdes Kantons Baſel der Anarchie Preis gebe, 
und machte daher die Regierung von Baſel für alle 
Folgen, welche aus dieſem Beſchluſſe entſpringen könn⸗ 
ten, verantwortlich. Aber Regierung und groſſer Rath 
zu Baſel kümmerten ſich um dieſe Verwahrung nichts, 
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erklärten am 2. März, bei ihrem gefaßten Trennungs- 
Beſchluſſe zu verharren. 

Deſto mehr bemühten ſich die Repräſentanten 
Tſcharner und Maſſé, der Trennung auf der Land⸗ 
ſchaft hemmend in den Weg zu treten. Als am 28. 
Hornung die Abgeordneten der Gemeinden in Lieſtal 
zuſammenkommen ſollten, erſchienen die Repräſentan⸗ 
ten noch vorher daſelbſt, lieſſen Doktor Frey und Gutz⸗ 
willer zu ſich kommen, theilten ihnen die Proteſtation 
des Vorortes gegen den Trennungs⸗Beſchluß und ihre 
erhaltene Weiſung, ſich jedem Trennungsſchritt zu 
widerſetzen, mit, warnten wiederholt vor der Konſti⸗ 
tuirung jeder ungeſetzlichen Behörde, begehrten von 
Frey und Gutzwiller die Verſicherung, daß keine vor⸗ 
handen ſeien und daß man keine ernennen wolle, wo⸗ 
bei ſie auf ihre ſtrengen Befehle, auf eidgenöſſiſche 
Bajonette u. ſ. w. aufmerkſam machten. Tſcharner 
bemerkte zugleich, daß keine andern, als von Gemeinds⸗ 
präſidenten veranlaßten Verſammlungen dürfen gedul⸗ 
det werden. Nichts deſto weniger wurde nachher unter 
freiem Himmel die Verſammlung der Abgeordneten 
gehalten, und von ihnen die der letzten Landsgemeinde 
vorgeſchriebene Schrift unterzeichnet. 

Da der Vorort ſehen mußte, daß ſeine der Regie⸗ 
rung zu Baſel gegen den Trennungs-Beſchluß einge⸗ 
reichte Verwahrung unbeachtet blieb, erließ er am 3. 
März eine Proklamation an alle Bürger des Kantons 
Baſel, forderte in derſelben dieſe alles Ernſtes auf, 
bei den ihnen gegen das gemeinſame Vaterland oblie⸗ 
genden Pflichten, ſich ſorgfältig eines jeden Schrittes 

zu enthalten, wodurch die gegenwärtigen, durch eidg. 
Dazwiſchenkunft wieder hergeſtellten Verhältniſſe des 
Kantons Baſel, ehe die Tagſatzung einen Ent⸗ 
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ſcheid darüber gefaßt habe, verändert werden 
könnten, erklärte alle diejenigen, welche dieſer Auffor⸗ 
derung kein Genüge leiſten, für alle Folgen ihrer 
Handlungen verantwortlich. Allein auch dieſe Pro⸗ 
klamation blieb fruchtlos. Die Regierung zu Baſel 
machte am 8. März bekannt, daß es bei dem Tren⸗ 
nungs⸗Beſchluß fein Bewenden habe, daß alle Bür⸗ 
ger dieſem Beſchluß der höchſten Kantons behörde und 
nicht der vorörtlichen Proklamation zu gehorchen hät⸗ 
ten, und daß allen Bezirks⸗ und untergeordneten Bes 
amten ſchon die nöthigen Weiſungen ertheilt ſeien. 
Obgleich Baſel entſchieden bei dem Trennungs⸗ 
Beſchluſſe verharrte, ſo that es doch auf der Land⸗ 
ſchaft alles Mögliche, um zu bewirken, daß nur wenige 
Gemeinden der Trennung beitreten. Es wurden des⸗ 
wegen Unterſchriften geſammelt, Verſprechungen ge⸗ 
macht, und Drohungen angewendet. Die Landparthei 
bemühte ſich dagegen, recht viele Gemeinden zu der 
Losreiſſung von Baſel zu bewegen. Wirklich erklärten 
ſich im Anfange des März drei und fünfzig dafür, 
ſandten Abgeoronete nach Luzern, wo ſich am 12. März 
die Tagſatzung wieder verſammelte, um bei dieſer einen 
für die Landparthei günſtigen, der Lage der Umſtände 
angemeſſenen Beſchluß zu bewirken. Doch die Tag⸗ 
ſatzung war in ihren Inſtruktionen und Anſichten ſo 
ſehr getheilt, daß ſie in einer ſo wichtigen Angelegen⸗ 
heit gar keinen Beſchluß faſſen konnte. Während 
Laroche, der Geſandte Baſels, und feine Anhänger 
bei der Trennung blieben oder die unbedingte Garantie 
der Verfaſſung wollten, begehrten andere Geſandte 
eine neue Abſtimmung über dieſelbe, andere eine be⸗ 
dingte Garantie, andere Trennung. Hingegen erhiel⸗ 
ten die Repräſentanten Tſcharner und Maſſé ihre Ent⸗ 
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laſſung. An ihre Stelle kamen Obriſt de la Harpe 
aus dem Kanton Waadt und Regierungsrath N Märk 
aus dem Thurgau. 

Endlich erſchien für die ſo lange unterdrückte und 
ſchmählich mißhandelte Landſchaft der ſehnlichſt er⸗ 
wartete 15. März. Gemäß dem Trennungs- Beſchluſſe 
zogen an dieſem Tage die baſeliſchen Beamten aus 
den freiſinnigen Ortſchaften weg, begaben ſich in den 
der Stadt gebliebenen Theil. Die Bezirksſchreiber 
ſchleppten ſämmtliche Archive, Hypothekbücher u. ſ. w. 
mit der größten Frechheit trotz allen Einwendungen 
fort. Baſel wollte dadurch den getrennten Theil in 
möglichſt groſſe Verlegenheit ſetzen, der Anarchie Preis 
geben, um ihn dadurch entweder zur Rückkehr unter 
ſeine Herrſchaft zu nöthigen, oder mit Gewalt der 
Waffen dazu zu zwingen. 

Tſcharner und Maſſé benutzten die kurze Zeit vor 
ihrer Abreiſe nochmals dazu, um ſich dem freiheits— 
liebenden Landvolk aufs Neue als ſeine Feinde und 
Würger ſeiner heiligſten Güter zu zeigen, indem ſie 

in einem lithographirten Zirkular den Gemeindräthen 
die Ausübung aller Gewalt übertrugen. Maſſé that 
dieſes zugleich in vielen Gemeinden mündlich, wobei 
er bemerkte, daß in wenigen Tagen wieder alles auf 
den alten Fuß kommen werde. 

Die ſchlechte Rolle dieſer beiden entarteten Schwei⸗ 
zer war aber ſo viel als beendigt, die Furcht vor ihren 
Drohungen verſchwunden. Daher verſammelten ſich am 
17. März Abgeordnete aus allen getrennten Gemein⸗ 
den, und beſchloſſen: 

1) „Die getrennten Gemeinden der Landſchaft 
Baſel erkennen die Verfaſſung vom 28. Hornung 1831 
und die in Folge derſelben gewählten Behörden nicht 
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mehr an. Sie bilden einen von der Stadt Baſel 
unabhängigen, ſouverainen Theil des Kantons, unter 
dem Namen: Kanton Baſel⸗Landſchaft. 

2) Der Kanton Bafel-Landfchaft beſteht bis zu 
allfälligen Verfügungen der hohen eidgenöſſiſchen Tag⸗ 
ſatzung über die Ausdehnung der Trennung, aus allen 
Landgemeinden, deren Mehrheit die Trennung von der 
Stadt Baſel beſchloſſen hat und beſchlieſſen wird. 
Stimmfähig ſind bei dieſer Abſtimmung alle Gemeinds⸗ 
bürger, welche das 20. Jahr zurückgelegt und durch 
keine imfamirende Strafe das Aktirbürgerrecht ver⸗ 
loren haben. 

3) Der Kanton Baſel⸗Landſchaft erklärt ſich 
bereit, ſich mit der Stadt Baſel wieder zu vereinigen, 
wenn dieſelbe einen von dem Geſammtvolke des gan⸗ 
zen Kantons Baſel nach der Kopfzahl gewählten Ver⸗ 
faſſungsrath aufzuſtellen einwilligt. 
| 4) Für den Kanton Bafel-Landfchaft fol ein 
nach der Kopfzahl gewählter Verfaſſungsrath aufge 
ſtellt werden, welcher nebſt Entwerfung einer neuen, 
der Bürgerſchaft zur Genehmigung oder Verwerfung 
vorzulegenden Verfaſſung, einſtweilen auch die geſetz⸗ 
gebende Gewalt ausübt. Bei dieſem Zuſammentritte 
wird er ſogleich die einſtweilige Verwaltungs⸗Gerichts⸗ 
und Militärorganiſation feſtſetzen und in Vollziehung 
bringen. 5 

6) Bis zur Aufſtellung des Verfaſſ ungsrathes 
ſoll eine Kommiſſion von fünf Mitgliedern gewählt 
werden, welche mit der hoh. eidgen. Tagſatzung und 
ihren Repräſentanten Namens des Kantons Baſel⸗ 
Landſchaft in Verbindung zu treten, für Ruhe und 
Ordnung nach den beſtehenden Geſetzen zu wachen, 
und mit möglichſter Beförderung einen Rathſchlag 
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über die Bildung und Wahlart des Verfaſſungsrathes 
einzugeben und alsdann in Vollziehung zu ſetzen hat. 

6) Dieſer Beſchluß ſoll der hohen eidgenöſſiſchen 
Tagſatzung übermacht und in allen Gemeinden publi⸗ 
zirt werden.“ 

Zu Mitgliedern der Verwaltungs- Kommiſſion 
wurden gewählt: Gutzwiller als Präſident, Doktor 
Frey, Anton Blarer, Joh. Eglin und Heinrich Platt⸗ 
ner; Hug erhielt die Stelle als Sekretär. 

Um ihrem Werke im Kanton Baſel noch die Krone 
bei ihrer Entfernung aufzuſetzen, kamen Tſcharner und 
Maſſé noch am nämlichen Abend nach Lieſtal, fragten 
ſogleich: „Wo ſind die Proviſoriſten?“ Da ſie nie⸗ 
manden trafen, ſagte Maſſé: „Ick will fie ſcho find, 
ick hab ſie erſt gſe.“ Darauf wurde der Gemeinds⸗ 
präſident und Heinrich Plattner herbeigerufen, und 
ihnen unter Drohung mit Militärgewalt die Konſti⸗ 
tuirung jeder „ ungeſetzlichen Behörde“ verboten. Mit 
feſtem Ernſte erhielten die Repräſentanten zur Ant⸗ 
wort, daß, nachdem Baſel die Beamten entfernt, die 
Tagſatzung die Landſchaft im Stiche gelaſſen habe, 
nun nichts anderes übrig ſei, als Behörden aufzuſtel⸗ 
len, welche die Sorge für die Sicherheit des ah 
thums und der Perſonen übernehmen. 

Am 25. März traten die Abgeordneten der ge⸗ 
trennten Gemeinden wieder zuſammen, beſchloſſen auf 
den Vorſchlag der Verwaltungs⸗Kommiſſion, daß ſich 
die getrennten Ortſchaften in neun Kreiſen verſam⸗ 
meln ſollten, um einen Verfaſſungsrath von acht und 
vierzig Mitgliedern zu wählen. In dieſer Zuſammen⸗ 
kunft ertheilten die Abgeordneten mehrern Bürgern 
von Baſel, welche ſich der Landſchaft beſonders thätig 
angenommen hatten, das Bürgerrecht. 
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Es erwachte jetzt überhaupt ein neues ſchöneres 
Leben auf der Landſchaft. Man freute ſich des über⸗ 
ſtandenen harten Kampfes, und ſah hoffend einer lieb⸗ 
lichen freien Zukunft entgegen. Die neuen Reprä⸗ 
ſentanten Märk und la Harpe betrachteten die freiſin⸗ 
nigen Männer als ihre Freunde. Die militäriſchen 
Einquartierungen fielen auch nicht mehr beſchwerlich, 
weil die Tagſatzung alle eidgen. Truppen bis auf 3 
Kompagnien Infanterie und 4 Kompagnie Kavallerie 
zurückzog. Dieſe ſollten nicht mehr zur Unterjochung 
der Freiheit, ſondern zur Aufrechthaltung der Ruhe 
und Ordnung dienen. 

Baſel ſah nun ein, daß die beabſichtigten Folgen 
der Trennung nicht eintreten, deswegen dachte es auf 
neue Mittel, um ſich die Landſchaft wieder völlig zu 
unterwerfen, oder ſie zu verderben. Gleich wie frü⸗ 
her wurde wieder Munition in die ungetrennten Ge⸗ 
meinden geſandt. Es wanderten wieder Offtziere und 
Kommiſſarien im Lande umher, um ſchwankende Ort⸗ 
ſchaften für die Stadt zu befeſtigen, um die Fackel 
des Bürgerkrieges und Brudermordes aufs Neue an⸗ 
zuzünden. Der Präſident der Stadt-Gemeinde Anwyl 
eröffnete daher ſeinen Mitbürgern: „Wer geſonnen 
iſt, für die Baſeler Verfaſſung Gut und Blut zu geben, 
und keine Munition oder keine Waffen hat, der ſoll 
ſich bei mir melden. Ich habe von Allem bekommen!“ 

Obſchon man auf der Landſchaft die Abſichten 
Baſels deutlich errieth und auch zugleich ſichere Kunde 
davon erhielt, ſo blieben dennoch die freigewordenen 
Gemeinden furchtlos, betrieben in größter Schnellig⸗ 
keit die Organiſation des neuen Staates, wählten 
ihre Behörden. Desgleichen wurden am 29. März 
die Mitglieder des Verfaſſungsrathes ernannt, der am 
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3. April feine Sitzungen eröffnete, Gutzwiller zu fei- 
nem Präſidenten und Doktor Frey zum Vice⸗Präſi⸗ 
denten wählte. 

Nachdem Baſel glaubte, zu einem neuen Bürger⸗ 
kriege gehörig gerüſtet zu ſein, that die Regierung 
daſelbſt den Repräſentanten in Lieſtal am 4. April zu 
wiſſen, daß ſie Willens ſei, zum Schutz der treuge⸗ 
bliebenen Gemeinden 160 Mann von der Standes⸗ 
kompagnie nach Gelterkinden zu ſenden, weil die un⸗ 
getrennten Ortſchaften von den getrennten gefährdet 
werden; ſie möchte daher die Repräſentanten fragen, 
ob ſie nichts einzuwenden hätten, wenn jenes Korps 
von 160 Mann über Lieſtal marſchiren würde. 

Noch am nämlichen Tage autworteten die Reprä⸗ 
ſentanten, daß ſie den Vorort ſogleich von den Maß⸗ 
regeln der Regierung benachrichtigt und Verhaltungs⸗ 
befehle verlangt haben; daß ſie bis auf erhaltene Wei⸗ 
fung förmlich gegen die projektirte Expedition prote⸗ 
ſtiren und dem eidg. Obriſt Donat beauftragten, ſich 
mit den eidg. Truppen einem ſolchen Zug zu wider⸗ 
ſetzen. Nach ihrer Gewohnheit nahm die Regierung 
in Baſel auf dieſe Antwort keine Rückſicht, ſondern 
machte am folgenden Tage ihren Beſchluß öffentlich 
bekannt. 

In der Nacht vom 5, auf den 6. März verlieſſen 
über 160 Garniſönler die Stadt Baſel, begaben ſich 
auf das Gebiet des Großherzogs von Baden, und zo⸗ 
gen über daſſelbe nach Rheinfelden, wo ihnen Ver⸗— 
räther, unter denen der hauptſächlichſte der Dreikönig⸗ 
wirth Kahlenbach ſein ſoll, die Thore öffneten und 
durchhalfen. Die Gewehre ſammt Munition kamen 
auf verdeckten Wagen unter falſchen Namen nach. 
Als ſie ihre Waffen in Empfang genommen hatten, 
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marſchirten ſie durch den Kanton Aargau nach dem 
zu Baſel gehörenden Anwyl, und von da gegen Gel⸗ 
terkinden. Hier trafen ſie eidg. Truppen, die beſtimmt 
waren, ihnen den Eingang zu verwehren, fie aber 
dennoch in den Ort lieſſen. Bald darauf fingen ſie 
an, die benachbarten Dörfer durch Schüſſe zu beun⸗ 
ruhigen. Gegen den Abend des 6. März kamen auch 
die Repräſentanten nach Gelterkinden, und ſuchten in 
Verbindung mit dem Obriſt Donat bei den Regie⸗ 
rungskommiſſarien von Baſel durch Vorſtellungen den 
Abzug der Garniſönler zu bewerkſtelligen; allein ver- 
geblich. Dieſe mit Gewalt vertreiben zu laſſen, dazu 
hatten die Repräſentanten den Muth nicht, obgleich 
es ihre heilige Pflicht geweſen wäre. Sie ſchützten 
bei ihrem feigen Benehmen den Mangel an Inſtruk⸗ 
tionen vor. 

Ganz natürlich konnte den getrennten Gemeinden 
die Anweſenheit einer ſo bedeutenden Anzahl Söldner 
Baſels in Gelterkinden nicht gleichgültig ſein. Sie 
ſahen ſich dadurch wieder mit einem neuen Ueberfall 
bedroht, dem ſie zuvorkommen wollten. Sobald ſie 
daher Nachricht von dem geſchehenen Zuge nach Gel⸗ 
terkinden erhielten, griffen ſie zu den Waffen, und 
ſtrömten ſchaarenweiſe dem Feinde entgegen. Obriſt 
Donat bemühte ſich, die über die neue Gefahr er- 
grimmten Landleute zum Rückzuge zu bewegen, indem 
er den Anführern derſelben das beſtimmte Verſprechen 
gab, die Garniſönler mit den eidgenöſſiſchen Truppen 
aus Gelterkinden zu entfernen. Man glaubte ſeinen 
Worten. Ein groſſer Theil des Landvolkes kehrte 
wieder zurück, die andern zerſtreuten ſich auf den 
nahen Anhöhen. Statt daß Obriſt Donat ſein Ver⸗ 
ſprechen hielt, zog er nach dem Einbruche der Nacht 
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die drei Kompagnien eidg. Truppen von Gelterkinden 
weg, und begab ſich mit ihnen nach Rheinfelden. 
Gleich nach dem Abzuge derſelben nahm das Feuer 
zwiſchen den Landleuten und den Garniſönlern den 
Anfang, und dauerte die ganze Nacht hindurch. Auf 
Seite der letztern war es bedeutend ſtärker, weil ſie 
an Zahl dem Landvolke überlegen waren. Als aber 
der Morgen des 7. April anbrach, erſchienen von allen 
Seiten landſchaftliche Krieger, worauf das Gefecht 
erſt recht begann, und mit immer gröſſerer Erbitte- 
rung während dem Brande mehrerer Gebäude bis 9 
Uhr fortdauerte. Da ſahen ſich die Garniſönler ge— 
nöthigt, Gelterkinden zu räumen, worauf die Land⸗ 
leute wie Wüthende in daſſelbe drangen, in einigen 

Häuſern alles, was ſie trafen, zerſchlugen, plünderten 
und verwüſteten. Die baſeler Söldner eilten in wil⸗ 
der, unordentlicher Flucht nach allen Seiten über die 
Berge in den Kanton Aargau, und von da in das 
großherzoglich badiſche Städtchen Seckingen, wo ſie 
entwaffnet und nach Baſel geführt wurden. 

Die Landſchaft verlor bei dieſem Sturme 4 Mann 
und etwa 10 hatte ſie Verwundete. Hingegen von 
den Garniſönlern wurden etwa 20 getödtet, mehrere 
verwundet, einige gefangen genommen, unter denen 
ſich auch zwei Offiziere befanden. 

Baſel läſterte über dieſes Ereigniß auf eine Weiſe, 
als ob ihm das größte, unverantwortlichſte Unrecht 
zugefügt worden wäre, bezeichnete das Landvolk überall 
als eine rohe banditenartige Horde, beſchimpfte die 
Repräſentanten als pflichtvergeſſene Männer, als Ver⸗ 
räther, behauptete noch immer, es habe die Garniſönler 


nach Gelterkinden blos zum Schutze ſeiner Gemeinden, 


und zwar auf ausdrückliches Verlangen der Vorſteher⸗ 


ale 


fchaft von Gelterkinden geſandt. Um ſich davon zu 
überzeugen, lieſſen die Repräſentanten dieſe nach Lie⸗ 
ſtal kommen, und fragten ſie darüber. Aber die Vor⸗ 
ſteher erklärten, weder ſie noch die Gemeinde haben 
baſeliſche Söldner, noch ſonſt irgend eine Hülfe ver⸗ 
langt, ſondern bemerkt, daß ſie niemanden begehren 
noch wollen, daher ſeien ſie bei der Ankunft der Gar⸗ 
niſönler in einem hohen Grade erſchrocken. 

Die Regierung von Baſel hatte offenbar zum 
Zweck, die Landſchaft wie im Jahre vorher von drei 
Seiten anzugreifen. So wie fie Truppen nach Gel⸗ 
terkinden ſchickte, wollte fie auch in das Reigoldswyler⸗ 
Thal ſenden. Allein die Wagen, welche unter falſchen 
Adreſſen mit Gewehren dahin beſtimmt waren, wur⸗ 
den unterwegs von den Landleuten aufgefangen, näm⸗ 
lich einer in der Nähe von Arlesheim, und ein anderer 
bei Gempen im Kanton Solothurn. Auch zeigten die 
Leute im Reigoldswyler⸗Thal wenig Luſt zu einem 
neuen Bürgerkriege. 

Der Angriff von der dritten Seite, nämlich von 
der Stadt her, ſcheiterte ebenfalls. Zwar fand am 
Abend des 7. März ein Ausfall Statt; aber kaum 
zehn Minuten von den Thoren Baſels weg; denn als 
die Baſeler mit ihren Garniſönlern einige Schüſſe 
hörten, kehrten ſie ſchnell wieder um, und ſchoſſen die 
ganze Nacht hindurch auf den Wällen mit Kanonen. 
Zugleich fingen ſie wieder an, unter der Anführung 
des berüchtigten Metzger Bell freiſinnige Männer 
ſchmählich zu mißhandeln, mochten fie aus der Stadt 
oder von andern Orten her ſein. 

Den eidg. Kriegern, welche im Kanton Baſel 
wegen den ſtattgehabten Vorfällen und der ungewiſſen 
Zukunft ſchnell um 3 Bataillone vermehrt wurden, 
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ſchloß Baſel die Thore, zeigte ihnen die Kanonen auf 
den Wällen, verſpottete die Aufforderungen des Vor⸗ 
orts und der Repräſentanten, keine Feindſeligkeiten 
mehr zu unternehmen, ſetzte ſich überhaupt gegen den 
freien Theil der Eidgenoſſenſchaft in eine feindſelige 
Stimmung, begehrte hochverrätheriſcherweiſe von den 
fremden Geſandten die Intervention der ſogenannten 
heiligen Allianz, ſchickte faſt in alle Gegenden der 
Schweiz Abgeordnete mit Geld und Verſprechungen, 
um Behörden und Volk für ſich zu bearbeiten, um 
den Bürgerkrieg in der sangen Schweiz in Daſein 
zu rufen. 

Wenn gleich Baſel Pieſen Zweck nicht erreichte, 
fo erreichte es doch mehr, als mit der Ehre der Eid- 
genoſſenſchaft verträglich war. Es vermochte die vor⸗ 
örtliche Behörde in Luzern dahin zu bewegen, daß 
dieſe ſich hinſichtlich der Freilaſſung der Gefangenen 
in Lieſtal höchſt einſeitig und charakterlos benahm, 
dieſelbe auf eine die Landſchaft in ihren Rechten krän⸗ 
kende Weiſe befahl, die Repräſentanten zu Werkzeugen 
der Stadt und zu Unterdrückern des Landvolkes herab⸗ 
würdigen, dieſes überhaupt wieder unterjochen wollte, 
und dazu beitrug, daß ſich die Tagſatzung auf den 
Befehl Baſels wieder verſammeln mußte. Luzern ſchien 
damals ſich zu einer bloſſen Dienerin der Regierung 
Baſels herabgewürdigt zu haben. 

Indeſſen ertrug das Landvolk auch dieſes neue 
Unheil mit Standhaftigkeit, und verfolgte ſeine Bahn. 
Unaufhörlich arbeitete der Verfaſſungsrath an feinem 
Werke, wobei er zugleich auf den 21. April ein Dank⸗ 
feſt für den errungenen Sieg am 21. Auguſt des Jah⸗ 
res 1831 bei Lieſtal, und für den zu Gelterkinden 
anordnete. In den letzten Tagen des April war die 
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neue Verfaſſung beendigt. Eine der freiſinnigſten und 
volksthümlichſten der Schweiz, wenn gleich nicht von 
vielen Mängeln frei). Am 4. Mai wurde fie vom 
Volke mit groſſer Mehrheit angenommen. Daß der 
Vorort, daß die Regierung von Baſel dagegen prote⸗ 
ſtirten, daß letztere erklärte, ſie habe mit der ausge⸗ 
ſprochenen Trennung dem abgeriſſenen Theile durchaus 
nicht das Recht gegeben, ſich zu einem eigenen Staate 
zu konſtituiren, ſich eine eigene Verfaſſung zu geben, 
fruchtete nichts. Eben ſo wenig nützte es, daß die 
Regierung von Baſel die ausgeſprochene Trennung 
wieder zurücknehmen wollte, die Verfaſſung vom Hor⸗ 
nung 1831 als die rechtmäſſige bezeichnete, und dabei 
auf den Eid aufmerkſam machte, den man bei Annahme 
derſelben geſchworen habe. 

Ganz der vorörtlichen Behörde ähnlich handelte 
die wieder zuſammen getretene Tagſatzung. Nach lan⸗ 
gen unwürdigen Kämpfen beſchloß ſie am 16. 17. und 


18. Mai, daß die dermal abgelöſten Gemeinden des 


Kantons Baſel für einſtweilen und bis auf weitere 
Verfügung unter eidgen. Schutz und Oberverwaltung 
geſtellt werden ſollen, ernannte in dieſe Gemeinden 
drei Kommiſſarien, nämlich der berüchtigte Tſcharner 
von Bündten, Z'graggen von Uri, Nagel von Appen⸗ 
zell, und nachdem dieſer die ihm angebotene Stelle 
zurückwies, Joos von Schaffhauſen, übertrug dieſen 
Männern eine faſt unumſchränkte bürgerliche und mi⸗ 
litäriſche Gewalt, wodurch die Landſchaft aufs Neue 


) Traurig iſt es, daß ſte nicht beſſer gehalten wird, daß 
man kaum mehr daran zu denken ſcheint, ihre Beſtim⸗ 
mungen und Forderungen zu verwirklichen. Auf eine 
ſolche Weiſe iſt auch die beſte Verfaſſung nicht viel werth. 
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aller Selbſtſtändigkeit beraubt, für unmündig erklärt / 
zu einer Landvogtei herabgewürdigt wurde. 

Zugleich beſchloß die Tagſatzung, eine Vermitt⸗ 
lung zwiſchen beiden ſtreitenden Theilen anzuordnen, 
wozu ſie fünf Mitglieder wählte. Eben ſo viel ſollte 
jeder der ſtreitenden Theile ernennen. Zofingen ward 
zum Vermittlungsorte beſtimmt. | 

Nicht nur die getrennten Gemeinden der Land- 
ſchaft Baſel vernahmen dieſe Tagſatzungs-Beſchlüſſe 
und die getroffenen Wahlen mit der höchſten Entrü- 
ſtung, ſondern der größte Theil der Schweizernation. 
Gutzwiller und Blarer gaben der Tagſatzung eine Pro⸗ 
teſtation gegen die Ernennung Tſcharners zu einem 
Kommiſſarius ein; der Landrath, welcher ſich inzwi⸗ 
ſchen konſtituirt und ſeine Verrichtungen angetreten 
hatte, eine Proteſtation gegen die ganze eidgen. Be⸗ 
vogtung; die am 23. Mai in Richtenſchweil am Zürich⸗ 
ſee verſammelte helvetiſche Geſellſchaft eine Adreſſe 
mit mehr als zweihundert Unterſchriften von den 
achtbarſten Eidgenoſſen, worin erklärt wurde, daß die 
Tagſatzung ihre Inſtruktionen durch ihre neueſten Be⸗ 
ſchlüſſe verläugnet, daß ſie gegen den Willen der Na⸗ 
tion gehandelt habe. 

Aber alle Schritte blieben fruchtlos. Die Tag⸗ 
ſatzung verharrte bei ihren Beſchlüſſen, und die Kom⸗ 
miſſarien traten ihren Wirkungskreis an. Kaum waren 
dieſe am 26. Mai in der Landſchaft Baſel angelangt, 
als ſie mehrere Zuſchriften an Doktor Frey und die 
Verwaltungs-Kommiſſion ſandten, und wiſſen wollten, 
wie es mit der Bewaffnung ausſehe, wer zur Verwal⸗ 
tungs⸗Kommiſſion gehöre 1c., und verlangten bis Nach⸗ 
mittags eine kategoriſche Antwort. Dieſes Alles ge⸗ 
ſchah, ehe ſie einmal ihr Kreditiv gezeigt hatten. 
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Doktor Frey antwortete ihnen, daß er in amtlicher 
Stellung nicht mit ihnen in Verbindung treten dürfe. 
Endlich zeigten ſie ihr Beglaubigungsſchreiben, worauf 
am 27. die Verwaltungs⸗Kommiſſion ihnen erwiederte, 
fie werde ihre Zuſchriften dem Landrathe als der 
oberſten Behörde des Landes vorlegen, und gewärti⸗ 
gen, was dieſer beſchlieſſe. Sogleich erfolgte ein neues 
Schreiben, in dem die Kommiſſarien erklärten: ſie 
wollen wiſſen, wie es mit der Militärmacht ausſehe, 
denn ihr Hauptzweck ſei die Erhaltung des Landfrie⸗ 
dens. Die Verwaltungs⸗Kommiſſion antwortete ihnen 
wie vorher. Nun ließ Tſcharner am folgenden Tage 
in den benachbarten Kantonen ſogleich 3 Bataillone 
Truppen aufbieten und mit größter Eile in Marſch 
ſetzen. Davon gab er erſt am Tage nachher der Ver⸗ 
waltungs⸗Kommiſſion Nachricht, und zwar mit der 
Bemerkung: der Mangel einer Antwort laſſe eine 
Gefährdung des Landfriedens vermuthen. 

Der am 28. Mai verſammelte Landrath beſchloß, 
einſtweilen die eidgen. Oberverwaltung anzunehmen, 
wenn ſie nicht zu hart ſein werde, und den Landfrie⸗ 
den zu halten, worauf die Kommiſſarien fortfuhren, 
die getrennten Gemeinden auf die ſchmählichſte Weiſe 
zu mißhandeln und zu drücken, weswegen ſich dieſe 
klagend an die Tagſatzung wandten. Tſcharner und 
Joos reiſten nach Luzern, wo ſie am 2. Juni vor der 
Tagſatzung mit einer Menge Klagen gegen die Land⸗ 
leute auftraten, daß fie ihrer tyranniſchen Bevogtung 
ſich nicht fügen wollten. Die elendeſten Kleinigkeiten, 
die erbärmlichſten Gerüchte mußten ihnen Stoff dazu 
geben, wobei ſie auf eine ſtarke Truppenvermehrung 
antrugen. Joos bediente ſich dabei der gemeinſten, 

pöbelhafteſten Witze über das Landvolk, worüber er 
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aber einen ernſten Verweis von dem Geſandten des 
Aargau erhielt. Zürich und Bern ſprachen in edler Ent⸗ 
rüſtung: nicht zu einer drückenden Bevogtung, ſondern 
zur Beſchützung und Beruhigung der Landſchaft ſeien 
die Beſchlüſſe gefaßt worden; die Kommiſſarien haben 
ihre Sendung gar nicht begriffen, wenn ſie glaubten, 
daß ſie ſich in alles miſchen und alles beherrſchen 
müſſen. Unverantwortlich ſei es von ihnen, daß ſie 
auf ein in Baſel aufgebürdetes Gerücht hin von einer 
Muſterung auf dem Lande ſchon wieder neue Truppen 
aufgeboten haben. | 

Hierauf wurde beſchloſſen, daß die Oberverwal⸗ 
tung nur zum Schutz und zur Beruhigung der Land⸗ 
ſchaft, aber nicht im Geiſt einer Bevogtung ausgeübt 
werden ſolle; daß alle eidgen. Truppen bis an einige 
Kavallerie zum Eſtaffetten⸗Dienſte der Kommiſarien 
zurückberufen werden ſollen. 

Da Tſcharner ſah, daß er auf dieſe Weiſe nicht 
mehr ſeinen Grundſätzen folgen, und die Landſchaft 
unter das Joch Baſels “) bringen könne, gab er zur 
groſſen Freude aller ächter Schweizer ſeine Entlaſſung 
als Kommiſſarius ein. Joos kehrte daher allein in 
die Landſchaft zurück, und zwar ganz umgemodelt. 
An die Stelle Tſcharners kam Nagel, der jetzt ſeine 
Ernennung annahm. 

Am 5. Juni ſollte nun die Vermittlungs⸗Kon⸗ 
ferenz in Zofingen ihre Arbeit beginnen. Nebſt den 
fünf Abgeordneten der Tagſatzung erſchienen gleich⸗ 
falls fünf von der getrennten Landſchaft. Baſel hatte 
PTR enen IR 

*) Der Glaube war damals ziemlich allgemein, daß Tſchar⸗ 
ner von Baſel beſtochen worden ſei; auch jetzt noch iſt 
er bei Vielen vorhanden. 
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die nämliche Anzahl ernannt, aber dabei der Tag⸗ 
ſatzung erklärt, daß der Vergleichsentwurf zuerſt der 
Ratifikation des groſſen Rathes vorgelegt, und erſt 
nach Genehmigung deſſelben der Bürgerſchaft zu Stadt 
und Land auf die Art, wie einſt die Verfaſſung, zur 
Annahme oder Verwerfung übergeben werden ſolle; 
dabei behalte ſich Baſel auf das Feierlichſte vor, daß / 
wenn eine Vergleichung zu Stande komme, der Tren- 
nungs⸗Beſchluß vom 22. Hornung den status quo 
bilden ſolle, und daß, wenn es zu einer wirklichen 
Trennung komme, nochmals in jeder Gemeinde des 
Kantons darüber abgeſtimmt werde. 

Die Tagſatzung wies dieſe Erklärung, als geradezu 
dem Buchſtaben und Zweck ihrer Beſchlüſſe widerſtrei⸗ 
tend, zurück, worauf Baſel am 6. Juni beſchloß, die 
Konferenz in Zofingen nicht zu beſuchen, weswegen 
die Abgeordneten wieder zurückkehrten. 

Ohne ihren Zweck erreicht zu haben und in ſich 
ſelbſt zerfallen, ging die Tagſatzung hierauf auseinan⸗ 
der. In Baſel wüthete wieder der ſchrecklichſte Fana⸗ 
tismus. Nicht nur die freiſinnigen Landleute wurden 
daſelbſt mit den entehrendſten, ſchändlichſten Namen 
bezeichnet, ſondern auch die freiern Behörden und 
Bürger der geſammten Schweiz. Die Regierungen 
und groſſen Räthe mehrerer Kantone nannte man 
ſogar im baſeliſchen groſſen Rathe Verräther und 
dreimal Meineidige. Dabei hofften die Häuptlinge 
und ihr Anhang zu Baſel auf fremde Intervention 
zu ihren Gunſten, ja ſollen ſogar aufs Neue deswegen 
hochverrätheriſche Schritte gethan haben, ſtreuten aus, 
daß die Heere der groſſen alliirten Mächte ſchon 
der Schweiz nahen, um ihre Streitigkeiten zu ent⸗ 
ſcheiden. Wenn Bürger aus getrennten Gemeinden 
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in die Stadt kamen, ſo wurden dieſelben nicht ſelten 
mißhandelt, und zwar auf eine empörende Weiſe. 

Da die getrennten Ortſchaften daran arbeiteten, 
eine Totaltrennung der Landſchaft von Baſel zu be⸗ 
wirken, ſo ſuchte die Stadt nicht nur die ihr bisher 
treugebliebenen Gemeinden durch Geld, Erdäpfel, 
Reis, u. ſ. w. zur fernern Anhänglichkeit zu bewegen, 
ſondern trachtete auch in einigen getrennten Ortſchaf⸗ 
ten durch dieſelben Mittel ſich wieder einen überwie⸗ 
genden Anhang zu verſchaffen, wozu ſämmtliche Geiſt⸗ 
liche auf dem Lande, ſowie ihre Anhänger ſo viel als 
möglich Hand boten. Nichts deſto weniger wurde auf 
der Landſchaft die neue Verfaſſung trotz den Prote- 
ſtationen der am 1. Juli wieder zuſammengetretenen 
Tagſatzung am 12. Auguſt von einer groſſen Anzahl 
Gemeinden freudig beſchworen. 

Ueberhaupt zeigte ſich bei dem freiſinnigen Theil 
des Landvolkes nach Abzug der eidgen. Truppen ein 
reges, frohes Leben. Ueberall wurden Freiheitsbäume 
aufgepflanzt, und dabei Feſte gefeiert. Zufolge der 
neuen Verfaſſung wurde an die Stelle der bisherigen 
Verwaltungs⸗Kommiſſion ein Regierungsrath von fünf 
Mitgliedern gewählt, beſtehend aus dem Präſidenten 
Gutzwiller, Anton Blarer, Meyer von Itingen, Platt⸗ 
ner von Lieſtal, Eglin von Ormalingen. Es trat 
das Obergericht unter dem Präſidium des biedern 
Doktor Emil Frey ins Daſein. Es wurden die übrigen 
noch fehlenden untergeordneten Behörden ernannt). 


) Für dieſe letzteren Behörden verſprach die neue Ver⸗ 

faſſung auch eine neue Organiſation; aber ein bereits 
fertiger Geſetzesvorſchlag darüber harrt Sn ſeiner end⸗ 
lichen Berathung entgegen. 
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Nachdem die Tagſatzung nochmals, wahrſcheinlich 
um beide Theile zu ermüden, den Verſuch einer Wie⸗ 
dervereinigung zwiſchen Stadt und Land durch eine 
Kommiſſion, an deren Verhandlungen beide Partheien 
Antheil genommen, vergebens gemacht hatte, kam am 
21. Auguſt eine Trennung der ſchon getrennten Ge⸗ 
meinden von der Stadt zur Sprache. Der Geſandte 
Baſels bemühte ſich zwar aus allen Kräften, vorher 
nochmals eine Abſtimmung im ganzen Kantone zu 
bewirken; aber vergeblich. Dagegen gelang es ihm, 
zwölf Gemeinden als zweifelhaft darzuſtellen, ob ſie 
zur Stadt oder zum Lande gehören. Hierauf traten 
acht Stände folgendem Vorſchlage bei: „Art. 1. Der 
Kanton Baſel wird in ſeinem Verhältniß zum Bunde 
wie bis anhin einen einzigen Staatskörper bilden; 
in Bezug auf die öffentliche Verwaltung hingegen, 
jedoch unter feierlichem Vorbehalt der Wiedervereini⸗ 
gung, in zwei beſondere Gemeinweſen getheilt. 

Art. 2. Zu der einen Abtheilung gehört die Stadt 
mit den 11 ihr gebliebenen Gemeinden, zu der andern 
die 46 Gemeinden, welche im Trennungsbeſchluſſe des 
gr. Raths vom 22. Febr. laufenden Jahres Art. IV. 
namentlich angeführt ſind; vorbehalten jene Gemein⸗ 
den, welche in Gemäßheit der folgenden Artikel zu 
der einen oder andern Abtheilung noch übertreten 
werden. 

Art. 3. In folgenden Gemeinden: Reinach, Bott⸗ 
mingen, Binningen, Langenbruck, Oberdorf, Lampen⸗ 
berg, Zeglingen, Tecknau, Zunzgen, Diepflingen, Itin⸗ 
gen, Wenslingen wird unter alleiniger Leitung und 
Aufſicht eidgenöſſiſcher Kommiſſarien binnen zehn Ta- 
gen eine freie und geheime Abſtimmung über die Frage 
vorgenommen, ob ſie zum Stadttheil oder zum Land⸗ 


theil des Kantons Baſel übertreten wollen. Dietenigen 
dieſer Gemeinden, welche ſich zum Stadttheil erklären, 
treten ſofort unter die Verwaltung der Regierung zu 
Baſel, die übrigen unter die Verwaltung der Behör⸗ 
den zu Lieſtal. 

Art. 4. Nach erfolgter Abſtimmung in dieſen 
12 Gemeinden und Ausſcheidung, welchem der beiden 
Kantonstheile ſie angehören, hat jeder derſelben un⸗ 
verändert in ſeinem Beſtand zu bleiben bis zu der im 
Art. 1. vorbehaltenen Wiedervereinigung. 

Art. 5. Zwiſchen beiden Landesabtheilungen hat 
eine billige Ausſcheidung und Vertheilung des Staats⸗ 
eigenthums Statt zu finden. Beide Theile ernennen 
hiefür Ausſchüſſe, die unter Vermittlung eidg. Kom⸗ 
miſſarien das Trennungsgeſchäft beſorgen und die 
dießfälligen Verkommniſſe abſchlieſſen. Streitiges wird 
an ſchiedsrichterlichen Entſcheid gewieſen. Jeder Theil 
wird in dieſem Falle zwei Schiedsrichter, die vier 
Schiedsrichter vereint, wenn es nothwendig würde, 
den Obmann erwählen. Könnten ſich aber die vier 
Schiedsrichter nicht über die Wahl des Obmanns ver⸗ 
ſtändigen, ſo bezeichnet ihn die Tagſatzung, oder, falls 
ſie dannzumal nicht verſammelt wäre, der Vorort. 
Hingegen bleiben die gemeinſamen Kirchen⸗ Schul⸗ 
und Armenfonds einſtweilen unter gemeinſchaftlicher 
Verwaltung. Ueber die Einrichtung dieſer Verwal⸗ 
tung und die Vertheilung und Verwendung des Er⸗ 
trags jener Fonds ſoll ein beſonderes Verkommniß 
geſchloſſen werden. — Bei ſich ergebenden Schwierig⸗ 
keiten wird auch in dieſer Hinſicht ſchiedsrichterlicher 
Entſcheid eintreten. 

Art. 6. In der Tagſatzung ſollen beide Landes⸗ 
theile, jeder mit halber Stimme repräſentirt werden. 
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Sie haben die daherigen Verhältniſſe mit Beförde⸗ 
rung durch ein Verkommniß feſtzuſtellen. Sollte ein 
ſolches nicht zu Stande kommen, ſo werden gedachte 
Verhältniſſe durch die Tagſatzung feſtgeſetzt. 

Art. 7. Eine Kommiſſion der Tagſatzung wird 
ohne Verzug, in Verbindung mit Ausſchüſſen beider 
Theile, Geld- und Mannſchaftskontingent jedes ein⸗ 
zelnen deſſelben beſtimmen, immerhin in dem Sinn, 
daß die Summe beider Kontingente an Geld und 
Mannſchaft derjenigen gleich komme, die für den Kan⸗ 
ton Baſel bis anhin feſtgeſetzt war.“ 

Dieſer Vorſchlag konnte erſt am 14. Sept. zum 
Beſchluſſe erhoben werden, weil er erſt zu dieſer Zeit 
die geſetzliche Mehrheit erhielt, die in 12 gegen 10 
Stimmen beſtand. Daß der groſſe Rath, die Regie⸗ 
rung und der Geſandte Baſels dagegen proteſtirten, 
daß ſie ſich wieder auf die erhaltene Garantie ihrer 
Verfaſſung beriefen, daß ſie ſich in Kreisſchreiben des⸗ 
wegen an die Kantone wandten, daß ſie baten, droh⸗ 
ten und ſchimpften, fruchtete nichts mehr. Ihre Ach⸗ 
tung, ihre Ehre, das Zutrauen zu ihnen war bei dem 
weit aus größten Theile der Schweiz verloren. Eben 
fo wenig nützten die Proteſtationen einiger anderer 
Kantone, wie Uri, Schwyz, Unterwalden, Wallis, 
Neuenburg u. ſ. w. gegen den Trennungs⸗Beſchluß. 
Die eidg. Kommiſſarien Schaller von Freiburg, Buol 
von Bündten und Mörikofer aus dem Thurgau lieſſen 
in den letzten Tagen des Sept. die Abſtimmung in 
den 12 zweifelhaften Gemeinden vornehmen. Ihr 
gingen allerlei Bearbeitungen von beiden Seiten vor, 
doch weit mehr von der der Stadt als von der des 
Landes. 7 kamen zum letztern, 5 zur erſtern. Unter 
dieſen Diepflingen mit zwei Stimmen, das ſich aber 
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ſogleich nach erhaltener Kenntniß des Ergebniſſes der 
Abſtimmung bis an vier Stimmen für die Landſchaft 
erklärte, ſich deswegen an die Kommiſſarien und an 
die Tagſatzung wandte, worauf es weder zu dem einen 
noch andern Theil kam, ſondern unter eidgen. Ver⸗ 
waltung geſtellt wurde. 

Am 5. Oktober beſtätigte die Tagsatzung nicht 
nur den ausgeſprochenen Trennungs⸗Beſchluß, ſondern 
gab ihm noch eine ausführliche Beſtimmung. Gemäß 
derſelben ſollten beide Theile binnen 4 Wochen über 
alles, was zur Trennung gehöre, die nöthigen Vor⸗ 
kehrungen treffen und die Schiedsrichter ernennen. 
Geſchehe es nicht in dieſer Zeit, ſo werde die Tag⸗ 
ſatzung ſogleich nachher von ſich aus das Trennungs⸗ 
und Theilungs⸗Geſchäft vornehmen. Zugleich beſchloß 
ſie, beide Theile mit Nachdruck und unter beſonderer 
Verantwortlichkeit zu ermahnen, vereint mit den eidg. 
Kommiſſarien, im Sinne der frühern Beſchlüſſe, Ruhe 
und Ordnung ſtrenge zu handhaben, und gegen Fehl⸗ 
bare die beſtehenden Geſetze in Anwendung zu bringen. 

Vor und während der Zeit dieſer Tagſatzungs⸗ 
Beſchlüſſe ereigneten ſich im Kanton Baſel manche 
bemerkenswerthe Dinge. Gleich nach dem Abzuge der 
eidg. Krieger traten die Stadtanhänger auf dem Lande 
wieder frecher auf. Sie mißhandelten freiſinnige 
Männer anf mannigfaltige Arten. In Lauwyl brach 
eine Abtheilung in Häuſer, und arretirte daſelbſt An⸗ 
hänger der Landſchaft. Von der Stadt aus wurde 
noch immer nichts unverſucht gelaſſen, um die vor⸗ 
handene Entzweiung zu vergröſſern, um wieder Bür⸗ 
gerkrieg zu ſtiften. Die daſelbſt herrſchende Faktion 
ließ den Behörden der Landſchaft nicht nur kein Recht 
zu Theil, ſondern trat ihr überall hemmend in den 
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Weg, bemühte ſich, ſie zu untergraben. Die Geiſtli⸗ 
chen auf dem Lande zeigten ſich wie früher als er⸗ 
grimmte Feinde des neuen Staates, weigerten ſich 
den Behörden deſſelben zu gehorchen. 

Auch von Seite des freiſinnigen Landvolkes wurde 
manches Tadelnswerthe, Verwerfliche vollbracht. Da⸗ 
gegen beſtrebten ſich ſeine Behörden aus allen Kräften, 
Ruhe und Ordnung zu handhaben, den jungen Staat 
trotz den vielen Hinderniſſen beſſer zu geſtalten. 

Je gewiſſer die Baſeler die Anerkennung der Tren⸗ 
nung von Seite der Mehrheit der Tagſatzung voraus⸗ 
ſehen mußten, deſto feindſeliger wurde ihre Stellung 
ſowohl gegen die Landſchaft als gegen einen groſſen 
Theil der übrigen Schweiz. Sie ſuchten Gemeinden 
gegen Gemeinden zu fanatiſiren, vermehrten die Gar⸗ 
niſon, errichteten auf den Bergen des Reigoldswyler⸗ 
Thales Signalſtangen, die ſie Tag und Nacht bewa⸗ 
chen lieſſen, und auch dann nicht entfernten, als ſie 
öfters von den eidg. Kommiſſarien dazu aufgefordert 
wurden, ſandten wieder Offiziere in die treugebliebenen 
Ortſchaften, neckten die getrennten durch vielerlei Mit⸗ 
tel zum gebotenen Landfriedensbruche, hielten einmal 
über das andere in und auſſer der Stadt Muſterun⸗ 
gen, lieſſen Garniſönler und Bürger in den verſchie⸗ 
denartigſten Zweigen der Kriegskunſt und Waffengat⸗ 
tung einüben, ſtellten die Kanonen auf die Wälle, und 
drohten mit neuen Ausfällen. Auf der Landſchaft 
goß man Kugeln, verfertigte Patronen, und rüſteten 
ſich, um den Feind gehörig zu empfangen. Furcht 
vor demſelben war keine vorhanden, ſondern man 
wünſchte es, ſich mit demſelben zu meſſen. f 

Als Baſel durch den Tagſatzungs⸗Beſchluß vom 
5. Oktober ſah, daß es von Seite der oberſten Behörde 
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nichts mehr für ſeine Zwecke zu hoffen hatte, wurde 
ſein Vorhaben, mit Gewalt der Waffen dieſelben zu 
erreichen, noch feſter. Aber das Landvolk trat auf 
den Ruf ſeiner Behörden zu einer Muſterung zuſam⸗ 
men, ſo daß es die Häuptlinge der Stadt unter ge⸗ 
genwärtigen Umſtänden nicht wagen durften, ihr Vor⸗ 
haben auszuführen. Dagegen riſſen ſie ſich von dem 
freiſinnigen Theil der Eidgenoſſenſchaft los, ſchloſſen 
ſich an die Häuptlinge von Uri, Inner⸗Schwyz, Un⸗ 
terwalden, Wallis und Neuenburg, ſtifteten mit dieſen 
die berüchtigte, hochverrätheriſche Sarner - Konferenz, 
um die geſammte Schweiz an den Rand des Verder⸗ 
bens zu bringen. 

Die Stellung des Kantons Basel Landschaft war 
daher auch nach der ſanktionirten Trennung nichts 
weniger als ſicher. Dieſes wurde von Volk und Be⸗ 
hörden erkannt, und alles gethan, um ſie immer 
ſicherer zu machen. Deswegen wurden in einer kur⸗ 
zen Zeit mehrere Geiſtlichen ihrer Stellen entlaſſen, 
in die Stadt geſchickt, und freiſinnige aus andern 
Kantonen berufen. Mit dieſem Schritte wurde ein 
groſſes Hinderniß der Entwicklung des neuen Frei⸗ 
ſtaates aus dem Wege geräumt. Hingegen ſah ſich 
die Landſchaft hinſichtlich der Theilung der Staats⸗ 
güter und der durch die Trennung nothwendig gewor⸗ 
denen Ausſcheidung überhaupt getäuſcht. Baſel traf 
während den von der Tagſatzung feſtgeſetzten vier Wo⸗ 
chen nicht nur keine Vorkehrungen dazu, ſondern der 
groſſe Rath daſelbſt beſchloß am 19. und 20. Oktober 
Folgendes: 

1) Der bekannte N NOW Beſchluß der Tag⸗ 
ſatzung wird für unkräftig erklärt, und gegen die Voll⸗ 
ziehung deſſelben die beſtimmte Verwahrung ausge⸗ 
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ſprochen. 2) Der ſtädtiſche Trennungs⸗Beſchluß vom 
22. Febr. dieſes Jahres, und die darauf gebauten 
Trennungsanträge werden nicht mehr als bindend an⸗ 
geſehen, und das Stadtregiment behält ſich vor, in 
Beziehung auf die getrennten Gemeinden künftig zu 
befchlieffen und zu thun, was es für gut findet. 3) Der 
kleine Rath wird beauftragt, den treugebliebenen 
Gemeinden bei jedem Angriff auf ſie kräftige Hülfe 
zu leiſten. | 

Dieſen Beſchluß theilte die Regierung durch ein 
Kreisſchreiben den eidg. Ständen mit. Es enthielt 
daneben eine Menge Beſchimpfungen und Läſterungen, 
trug das Gepräge einer an Verzweiflung gränzenden 
Wuth über mißlungene Plane, drohte mit einem Kriege 
gegen die Tagſatzungsbeſchlüſſe. | | 

Auf eine ähnliche Weiſe verfuhr Baſel gegen die 
Forderung der Behörden in Lieſtal: die im März auf 
eine widerrechtliche Weiſe fortgeſchleppten Hypothek⸗ 
Bücher u. ſ. w. herauszugeben. Sie wurde entſchieden 
und mit rohen Ausdrücken zurückgewieſen. Eines der 
Häupter der herrſchenden Faktion äuſſerte im groſſen 
Rathe ſogar über dieſen Gegenſtand: durch nicht Her⸗ 
ausgabe der Hypothekenbücher, durch die geeigneten 
Mittel, der Landſchaft allfällige Errichtung von neuen 
unmöglich zu machen, liege das beſte Mittel, den Kre⸗ 
dit des Landes völlig zu zerſtören. Allein hierin hatte 
ſich Baſel verrechnet. Der Landrath der Landſchaft 
faßte den Beſchluß, daß neue Hypothekenbücher ge⸗ 
macht; daß diejenigen, welche ihre Original-Hand⸗ 


ſchriften und Schuldtitel nicht in dieſelben eintragen 


laſſen, ihre Forderungen als laufende Schulden zu 
betrachten haben; daß diejenigen, welche den öffent⸗ 
lichen Fonds ſchuldig ſeien, ſolches bei Eid und Pflicht 
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binnen 14 Tagen ihren Gemeindsvorſtehern einzuge⸗ 
ben haben, damit dieſe neue Protokolle darüber machen 
können. 

Während dieſe Maßregel die widerſpenſtigen Ba⸗ 
ſeler in einem hohen Grade erbitterte, ihre Wuth noch 
mehr ſteigerte, fanden ſie einigen Troſt in dem Beneh⸗ 
men der Tagſatzung, welche nach Verfluß der anbe⸗ 
raumten vier Wochen zur Einleitung des Theilungs⸗ 
geſchäftes kaum mehr daran zu denken ſchien, ihre 
Beſchlüſſe zu vollziehen. Es endete das Jahr 1832, 
und noch waren ſie nicht vollzogen. Dadurch gerieth 
die Landſchaft in die peinlichſte Verlegenheit. Es 
wurde ihr faſt unmöglich, die nothwendigen Ausgaben 
des Staates zu beſtreiten; und viele Bürger ſahen 
ihren Ruin in ökonomiſcher Hinſicht nahen, indem ſie 
befürchten mußten, die ergrimmten Kapitaliſten wer⸗ 
den ihnen aufkünden und dabei nicht die geringſte 
Schonung beobachten. Es mußte daher auf irgend 
eine Weiſe geholfen, die Selbſtſtändigkeit des neuen 
Staates, die ökonomiſche Exiſtenz der einzelnen Bür⸗ 
ger geſichert werden. 

Deswegen faßte der Landrath zu Lieſtal am 8. 
Jenner des Jahres 1833 den Beſchluß, alle Staats⸗ 
und Korporationsgüter der Baſeler bis zur erfolgten 
Theilung in Beſchlag zu nehmen, bis zur gleichen Zeit 
keine Rechtsbetreibungen von Seite ne gegen ein⸗ 
zelne Bürger zu geſtatten. 

Durch dieſen kräftigen, durch die L090 der Dinge 
nothwendig gewordenen Schritt hoffte der Landrath, 
daß Baſel deſto eher in eine Theilung des Staats⸗ 
vermögens willigen werde. Statt dieſe Hoffnung zu 
erfüllen, ſchrie Vaſel über verübten Raub, ſandte 
nach allen Gegenden der Schweiz Abgeordnete, um 
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den Beſchluß des Landrathes zu vernichten. Wirklich 
gelang es ihm, den ſchwachen neuen Vorort Zürich 
dahin zu bewegen, daß er deswegen an die Regierung 
in Lieſtal ſchrieb, und die Aufhebung des Segqueſter⸗ 
Beſchluſſes verlangte. Obgleich die Regierung mehr 
that, als ſie befugt war, ſo blieb dennoch derſelbe 
im Weſentlichſten unverändert. | 

Die Vollziehung des Trennungs-Beſchluſſes vom 
Spätjahr 1832 erfolgte auch im Anfange des Jahres 
1833 nicht. Alle Schritte, die von Seite der Land⸗ 
ſchaft deswegen gethan wurden, blieben fruchtlos. 
Man tröſtete ſie mit der Tagſatzung, welche am 10. 
März in Zürich zuſammentreten ſollte. Von dieſer 
hoffte man allgemein, daß ſie durch ein kräftiges, 
pflichtgemäſſes Auftreten den langen und unglücklichen 
Wirren im Kanton Baſel ein Ende machen werde. 

Die Zeit vor ihrem Zuſammentritte benutzte das 
Landvolk vorzüglich, um die Geiſtlichen und Schul⸗ 
lehrer, welche ſich gegen ſeine Freiheit und Rechte viel⸗ 
fältig verſündiget hatten und noch verſündigten, zu ent⸗ 
fernen, um Männer mit entgegengeſetzten Geſinnungen 

an ihre Plätze zu ſtellen. In eben dieſer Zeit nahm 
auch das eidg. Kommiſſariat im Kanton Baſel ein Ende, 
und die eidg. Truppen zogen in ihre Heimath. 

Die Stellung zwiſchen den beiden getrennten Thei⸗ 
len war immer die gleiche, in vielen Hinſichten eine 
wahrhaft barbariſche. Gleich wie früher wollte die in 
Baſel herrſchende Faktion auch jetzt durchaus nicht mit 
der Landſchaft in ein rechtliches Verhältniß treten, 
ſondern hielt und erklärte das Landvolk unaufhörlich 
für ein Inſurgenten⸗ Volk, legte dem Emporkom⸗ 
men des jungen Staates nicht nur alle mögliche Hin⸗ 
derniſſe in den Weg, ſondern verſchmähte weder die 
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heiligſten noch die ſchlechteſten Mittel, um denſelben zu 
Grunde zu richten. Ä 

Als endlich die ſehnlichſt erwartete Zeit da war, 
wo die auſſerordentliche Tagſatzung in Zürich beſchickt 
werden ſollte, wählte der Landrath von Baſel-Landſchaft 
gemäß dem Trennungs⸗Beſchluſſe gleich den oberſten 
Behörden der andern Kantone Geſandte auf dieſelbe. 
Die Wahl ſiel auf die Präſidenten Frey und Gutzwiller. 
Aber auch dieſe Tagſatzung brachte die Angelegenheiten 
des Kantons Baſel nicht ins Reine, indem ſie ſich haupt⸗ 
ſächlich mit der Berathung einer neuen Bundesurkunde 
beſchäftigte. 

Während dieſer Zeit nahmen die Sarnerſtände eine 
immer feſtere, gegen den wiedergebornen Theil der 
Schweiz feindlichere Stellung ein. Sie beſuchten die 
Tagſatzung in Zürich nicht mehr, ſondern erklärten ſie 
für eine unrechtmäſſige, revolutionäre Zuſammenkunft, 
begaben ſich nach Schwyz, um daſelbſt Plane und Hand⸗ 
lungen des Hochverraths auszubrüten. Die Einladun⸗ 
gen, welche fie von der Tagſatzung in Zürich erhielten, 
um an ihren Verhandlungen Antheil zu nehmen, wie es 
Eidgenoſſen gezieme, wurden mit frechem Hohne beant⸗ 
wortet. Das Sarner - Komplott wollte nur dann die 
Bundesverſammlung als die rechtmäſſige anerkennen 
und beſuchen, wenn Baſel-Landſchaft und Auſſer⸗ 
Schwyz von derſelben ausgeſtoſſen, wenn den Neuerun⸗ 
gen Einhalt gethan, der Bund vom Jahr 1815 beibe⸗ 
halten und in allen Theilen gehandhabt werde. Dane⸗ 
ben bemühten ſich dieſe Verſchwörungsmänner unter 
der Leitung Baſels, immer mehr Kantone an ſich zu 
ziehen, in andern Unzufriedenheit, Mißtrauen und Ver⸗ 
wirrung zu ſtiften, wobei ſie ſich inſonderheit der Klö⸗ 
ſter, des geſammten Pfaffenthums, der katholiſcher Ver⸗ 
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eine und der Ariſtokraten in den Hauptſtädten der 
Schweiz bedienten. Es war ihr Hauptzweck, den un⸗ 
glücklichen Riß im ganzen Schweizerlande von Tag zu 
Tag breiter, tiefer und unheilbarer zu machen, die 
ſchauerliche Fackel des Bürger- und Religionskrieges 
anzuzünden, und dann fremde Intervention zur Unter⸗ 
ſtützung und Ausführung ihrer verruchten Grundſätze 
und Plane herbeizurufen. | 
Die Tagſatzung duldete allen Hohn, ſah ſtumpfſin⸗ 
nig auf das Treiben hin, welches die ganze Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft an den Rand des Verderbens ſtürzen wollte. 
Bald nach Auflöſung derſelben ereignete ſich im 
Kanton Baſel die Diepflinger Geſchichte. Dieſer Ort 
ſtand bekanntlich unter unmittelbarem eidgenöſſiſchem 
Schutze. Mehrere Male verſuchte es die Stadtparthei, 
Diepflingen wieder unter Baſel zu bringen; allein um⸗ 
ſonſt. Die freiheitsliebenden Männer daſelbſt erklärten, 
daß ſie ſich unter keinen Umſtänden einer Stadt unter⸗ 
werfen werden, welche ſich gegen die Schweiz in dem 
Zuſtande der Rebellion befinde. Doch es ſollte anders 
werden. In der finſtern Gewitternacht vom 19. auf 
den 20. Mai wurde Dieflingen von Gelterkinden her 
durch baſeliſche Landjäger und anderes Geſindel mit 
ſcharf geladenen Gewehren überfallen, und der dortige 
Freiheitsbaum umgehauen. In der Nacht darauf wie⸗ 
derholte ſich der Ueberfall. Weiber und Kinder wur⸗ 
den mißhandelt; mehrere Männer ſollten gefangen ge⸗ 
nommen und weggeführt werden. Allein dieſe ſtellten 
ſich zur tapfern Gegenwehr, vertrieben den Feind nach 
einem ziemlich heftigen Gefecht aus ihrem Orte. Nun 
war zu befürchten, daß die Bande in doppelter oder 
noch gröſſerer Anzahl ihre Angriffe wiederholen, und 
Diepflingen am Ende unterjochen werde. Mehrere frei⸗ 
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ſinnige und wackere Männer aus dem Kanton Baſel⸗ 
Landſchaft, theils Bürger, theils Einwohner daſelbſt, 
nahmen brüderlichen Antheil an dem Schickſale der 
hart bedrohten Gemeinde, und eilten ihr mit bewaff⸗ 
neter Hand zur Hülfe. Aber ihr Unternehmen war 
nutzlos. Der Vorort Zürich erklärte Diepfiingen ei⸗ 
genmächtig und widerrechtlich für eine Gemeinde der 
Stadt Baſel, zwang durch dieſe erbärmliche Verfü⸗ 
gung die freiſinnigen Männer daſelbſt, entweder die 
Flucht zu ergreifen, oder ſich ihren ergrimmten Fein⸗ 
den zu opfern. Die Regierung in Lieſtal, nachdem 
fie aus allen Kräften gewirkt hatte, um den Diepfin- 
gern von Seite der Landſchaft keine Hülfe zu Theil 
werden zu laſſen, nachdem ſie damals von einer eigent⸗ 
lichen Angſtpeſt ergriffen zu fein ſchien, und an die 
frühern Tage nicht mehr zurückdachte, beſtrafte meh⸗ 
rere Männer, welche helfend nach Diepflingen gezogen 
waren, die fremden ſogar mit Verbannung. 
Hierauf rückte die Zeit der ordentlichen Tag— 
ſatzung heran. Von dieſer erwartete man mit Gewiß⸗ 
heit, daß ſie den Streitigkeiten im Kanton Baſel 
durch Vollziehung des früher ausgeſprochenen Tren⸗ 
nungs - Befchluffes ein befriedigendes Ende machen 
werde. Doch vor dem Zuſammentritte derſelben ſchlug 
Graubündten den andern Kantonen vor, eine neue 
Vermittlungs-Konferenz in Betreff des im Kanton 
Baſel und Schwyz waltenden Streites anzuordnen. 
Obgleich dieſer Vorſchlag keinen andern Zweck hatte, 
als die Landſchaft Baſel und die äuſſern Bezirke von 
Schwyz ihren frühern Herrſcherlingen zu opfern — 
obgleich vorauszuſehen war, daß durch die Anbahnung 
einer Vermittlung die unſeligen Wirren aufs Neue 
zum Unheil der ganzen Schweiz in die Länge gezogen 
18 
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werden: ſo trat der klägliche Vorort nicht nur dem 
bündtneriſchen oder vielmehr Tſcharneriſchen Projekte 
bei, ſondern ſuchte auch die andern Stände dafür zu 
gewinnen. Wirklich trat die Mehrheit demſelben bei, 
worauf die Tagſatzung den 5. Auguſt zum Zuſammen⸗ 
tritte der Vermittlungs-Konferenz beſtimmte. 

Zum Glücke von Auſſer⸗Schwyz und Bafel-Land- 
ſchaft, zum Glücke und zur Ehre der geſammten 
Schweiz wurde dieſe Konferenz durch die ſarneriſchen 


Verſchwörungs-Männer vereitelt. Sie machten nun 


Anſtalten, ihre in Baſel entworfenen und in Schwyz 
ausgebrüteten Plane auszuführen. Die Tagſatzung, 


welche mit Blindheit geſchlagen ſchien und in einer 


Art von Ohnmacht lag, bemerkte zwar nichts davon, 
deſto beſſer aber das Volk. Dieſes war namentlich 


in der Landſchaft Baſel der Fall. Hier waren die 


Pulverſendungen nach Gelterkinden, das Verlegen von 
ganzen Haufen Landjägern und verkleideten Garni⸗ 
ſönlern aus der Stadt Baſel in jenes und andere 
treu gebliebene Dörfer, die Maßregeln der Baſeler 
Offiziere und anderer Beamten im Reigoldswyler⸗ 
Thale, die Warnungen und Drohungen, welche aus 
der Stadt kamen, nebſt andern Dingen ſichere Zeichen 
eines nahen Ausbruches des Bürgerkrieges nicht nur 
im Kanton Baſel, ſondern in der ganzen Schweiz. 
Deswegen wurde am 28. Heum. in einer zu Siſſach 
ſtattgehabten ſehr zahlreichen Verſammlung von Män⸗ 
nern offen von den bevorſtehenden Gefahren geſprochen, 
und das Volk ermuntert, in der Zeit derſelben ſtand⸗ 
haft zu ſein, lieber für die heilige Sache der Frei⸗ 
heit und des Vaterlandes kämpfend zu ſterben, als 


ſich nochmals ſeinen frühern tyranniſchen Herren zu 


unterwerfen. 
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Am folgenden Tage wählte der Landrath von 
Baſel-Landſchaft fünf Abgeordnete zu der Vermitt— 
lungs⸗Konferenz, und ertheilte ihnen die nothwendigen 
Inſtruktionen. Vor ihrer Abreiſe traf aber die Nach- 
richt ein, daß der Sarner-Obriſt Abyberg am 31. Heu⸗ 
monat mit 600 Mann von Schwyz in das zu den äuſſern 
Bezirken gehörige Küßnacht eingerückt ſei, dadurch die 
bevorſtehende Vermittlung vereitelt, und den Anfang 
zum Bürgerkriege gemacht habe. 

Dieſe Nachricht kam am 1. Auguſt. Sogleich hieß 
es: „Nun werden die Baſeler auch nächſtens kommen.“ 
Bei der kleinen Gemeinde Diepflingen ſollte der Anfang 
gemacht werden. Schon früher betraten baſeliſche Land⸗ 
jäger in der Nähe jenes Ortes mehrmals das Gebiet 
der Landſchaft, veranlaßten Netkereien und Befchwer- 
den, ſchoſſen gegen das nahe Thürnen. In der Nacht 
vom 1. auf den 2. Auguſt wurde auf den Höhen um dieſe 
Gemeinde gegen baſellandſchaftliche Bürger geſchoſſen. 
Dieſe wollten ſich nämlich zweier Männer von Lauſen 
annehmen, welche am Tage vorher in Diepflingen mit 
Landjägern Zwiſtigkeiten hatten, und deswegen gefah- 
gen nach Gelterkinden, und von da über Rheinfelden 
nach Baſel geführt wurden. Da die angegriffenen Bür⸗ 
ger der Landſchaft die auf ſie gerichteten Schüſſe zu er⸗ 
wiedern anfingen, entſpann ſich bald ein ziemlich leb— 
haftes Geplänkel, welches die ganze Nacht hindurch 
dauerte, und erſt am Morgen aufhörte. 

In der gleichen Nacht wurden auf den bedeutend 
hohen Bergen bei Reigoldswyl und der Umgegend die 
drei ſchon ſeit einem Jahre zwiſchen Baſel und ihren 
dortigen Anhängern verabredeten Signal-Feuer ange 
zündet, um die Herrſcher in der Stadt von dem Aus⸗ 
bruche des Krieges in Kenntniß zu ſetzen, damit ſie 
| 18 
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die nothwendigen Maßregeln ergreifen können. Dieſe 
Feuer brannten den ganzen 2. Auguſt ununterbrochen 
bis in die nächſte Nacht fort. Nach einem in Reigolds⸗ 
wyl gefundenen Briefe, den Bürgermeiſter Frey an 
jenem Tage Morgens um 10 Uhr an Hauptmann Iſelin 
im Reigoldswyler-Thale ſchrieb, waren in der Stadt 
damals die Feuer noch nicht bemerkt worden, weswegen 
auch die auſſerordentliche Militär-Kommiſſion bis dahin 
unterlaſſen habe, Befehl zum Schlagen des General- 
Marſches zu ertheilen; indeſſen treffe ſie alle Anſtalten 
zum Bereitſein, ſende auch die verlangten Offiziere ab, 
und wolle fernere Berichte abwarten. Nach Verſen⸗ 
dung dieſes Schreibens dauerte es nicht mehr lange, 
bis die drei Signal-Feuer in der Stadt bemerkt wur⸗ 
den, worauf die Baſeler vom Münſter ebenfalls die 
verabredeten Zeichen gaben. 

Als der Regierungsrath in Lieſtal am Morgen des 
2. Auguſt von dem, was in und um Diepflingen in der 
Nacht geſchehen war, Nachricht erhielt, ſandte er eines 
ſeiner Mitglieder, nämlich Meyer, in die um Diepflin⸗ 
gen liegenden baſel-landſchaftlichen Gemeinden, um 
für ihre Ruhe und Sicherheit zu ſorgen. Zugleich 
wurde eine Kompagnie Scharfſchützen aufgeboten, 
zwanzig davon nach Thürnen verlegt, um dieſen am 
meiſten gefährdeten Ort bei einem neuen Angriffe zu 
unterſtützen. Ebenſo wurde zufolge des Tagſatzungs⸗ 
Beſchluſſes vom 1. Auguſt das Bundeskontingent auf⸗ 
gefordert, ſich in Bereitſchaft zu halten, und die übrige 
waffenfähige Mannſchaft wegen den in der Nähe dro- 
henden Gefahren zur Wachſamkeit ermahnt. Zweck⸗ 
mäſſiger, den Umſtänden weit angemeſſener wäre es 
geweſen, wenn man alles militärpflichtige Volk der 
Landſchaft ſogleich zu den Waffen gerufen, und mit 
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geordnet und ſchlagfertig dazuſtehen. Schon hier fällt 
ein ſchwerer Vorwurf wegen Nachläſſigkeit, Unent⸗ 
ſchiedenheit und Mangel an Klugheit auf die Regie- 
rung von Lieſtal. 

Mittags den 2. Auguſt ließ Obriſt Imhof von 
Baſel in Gelterkinden die Mannſchaft aus mehrern 
ſtädtiſch geſinnten Orten zuſammen kommen, ſperrte 
den oberhalb liegenden landſchaftlichen Gemeinden 
einige Stunden lang die Kommunikation und traf 
kriegeriſche Vorkehrungen. 

Am Morgen des gleichen Tages zogen die Rei⸗ 
goldswyler unter Anführung mehrerer baſeler Offtziere 
gegen das zur Landſchaft gehörende kleine Bergort 
Liedertswyl. Kaum war dieſes bekannt, ſo eilten 
Krieger aus einigen landſchaftlichen Gemeinden dem 
bedrohten Liedertswyl zu Hülfe, beſetzten zuerſt die 
Anhöhen um daſſelbe, griffen den Feind an, trieben 
ihn zurück, und tödteten ihm den Sohn des Müllers 
Stohler von Reigoldswyl. Das Feuer hörte erſt am 
Abend auf. Von den Landſchaftlichen erhielt ein jun- 
ger Schwob von Bennwyl einen Schuß un den 
Kopf, an dem er bald ſtarb. 

Während dieſem Zuge der Reigoldswyler war 
das Thal unterhalb Bubendorf gänzlich geſperrt. In 
dieſem Orte und in Zyfen ward Allarm geſchlagen. 
Ueberall zeigten ſich Bewaffnete, welche auf Tandfchaft- 
liche Leute ſchoſſen, und die Straſſe nach Waldenburg 
unſicher machten. Inſonderheit befand ſich der in der 
Nähe des Reigoldswyler-Thales zur Landſchaft gehö⸗— 
rende Ort Seltisberg in groſſer Gefahr, überfallen zu 
werden. Es wurde deswegen eine Kompagnie Scharf- 
ſchützen zur Sicherheit hingeſandt. 
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Unter ſolchen Umſtänden kam der Abend des 2. 
Auguſt. Die Beſorgniſſe nahmen in Lieſtal und andern 
Orten zu. Von allen Seiten langten Anzeigen eines 
baldigen Ueberfalles an. Leute, die während dem 
Tage in Baſel geweſen waren, erzählten, daß daſelbſt 
eine dumpfe Stille herrſche, daß man ſich daſelbſt 
ſchlagfertig mache. Freiſinnige Baſeler ſandten ihren 
Freunden auf dem Lande Warnungen. Auf dem Lande 
wohnende Herren und Damen aus der Stadt zogen 
eilend in dieſelbe zurück. Kurz, Alles verkündete den 
vor der Thüre ſtehenden Brand- und Mordzug. 

Deſſenungegchtet zeigte die Regierung in Lieſtal 
weder die Einſicht noch den Willen, einen geeigneten 
Beſchluß zu faſſen, um der nahen Gefahr gehörig ent- 
gegen zu treten. Erſt als dieſe ſich von Minute zu 
Minute vergröſſerte, als Bitten, Mahnungen und Auf- 
forderungen zu militäriſchen Maßregeln und zum mög⸗ 
lichſt ſchnellen Bereitſein von mehrern Seiten kamen, 
als einzelne Bürger zu den Waffen griffen, als man 
Mitgliedern der Regierung wegen ihrer Saumſeligkeit 
ernſte Vorwürfe machte: da ermannte ſich dieſelbe 
etwas, ließ in den Gemeinden das Bundeskontingent 
und die Reſerve nach Einbruch der Nacht aufbieten und 
bewaffnet nach Lieſtal kommen, die Ober- und Unteroffi⸗ 
ziere in Uniform, die Soldaten in bürgerlicher Kleidung, 
um nicht mit den Baſelern verwechſelt zu werden. Des⸗ 
gleichen ließ die Regierung die oberſten Behörden des 
Reigoldswyler-Thales und von Gelterkinden ſchrift⸗ 
lich anfragen: was die den Tag hindurch getroffenen 
militäriſchen Vorkehrungen zu bedeuten haben? Die 
Antwort hieß: es gelte Alles einzig zum Schutz der 
treugebliebenen Gemeinden. 

Gleich wie früher wollte Baſel auch jetzt das 
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Landvolk auf eine völkerrechtswidrige, heimtückiſche 
Weiſe überfallen. Deswegen kam am 3. Auguſt etwas 
vor 2 Uhr Morgens zu der landſchaftlichen Wache an 
der Birsbrücke ein Bote aus der Stadt mit folgen⸗ 
dem Schreiben: | 

„An den E. Gemeindrath in Lieſtal. Auf die 
eingelangten Berichte, daß die treugebliebenen Ge⸗ 
meinden des Gelterkinder- und Reigoldswyler-Thales 
feindſelig überfallen und ſo der Landfrieden gebrochen 
worden, hat die unterzeichnete Behörde den Auftrag 
erhalten, Ihnen durch Gegenwärtiges, das Ihnen 
durch einen Expreſſen zugeſandt wird, anzuzeigen: 
daß wenn von nun an Berichte von fortgeſetzten Feind⸗ 
ſeligkeiten gegen die getreuen Gemeinden einlangen 
ſollten, von hieſiger Seite allſogleich mit Waffengewalt 
dagegen werde eingeſchritten werden. 

Baſel den 3. Auguſt 1833. 

Die auſſerordentliche Militär⸗Kommiſſion. 
In deren Namen: Hübſcher, Präſident. 

Abgang 1% Uhr Morgens.“ 

Bald darauf, nämlich um 3 Uhr, wurde in Baſel 
Generalmarſch geſchlagen und noch vor 4 Uhr drei 
Mal wiederholt. Sobald die Scharfſchützen in der 
Gegend von Muttenz, ungefähr 60 an der Zahl, es 
hörten, blieſen auch ſie Allarm. Um 6 Uhr rückten 
die Baſeler circa 1600 Mann ſtark aus den Thoren. 
Sie hatten 10 Kanonen und 2 Haubitzen bei ſich. 
Angeführt wurden ſie von dem eidgen. Artillerie-Obriſt 
Viſcher. Vor der Stadt theilte ſich das Heer in zwei 
Abtheilungen. Die eine derſelben, beſtehend aus 400 
Mann mit 4 Kanonen, rückte unter der Anführung 
des Obriſt Weitnauer gegen Mönchenſtein, beſchoß 
faſt den ganzen Tag hindurch dieſes Dorf, war aber 
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durch den heldenmüthigen Widerſtand einer kleinen 
Anzahl landſchaftlicher Kämpfer nicht im Stande, in 
daſſelbe zu dringen. 
Die andere Abtheilung überſchritt die Birsbrücke 
und betrat ſomit das Gebiet der Landſchaft. Die 
Wache daſelbſt, welche den Feind wegen dem dichten 
Nebel erſt erblickte, als er in ihrer Nähe ſtand, gab 
einige Schüſſe auf denſelben und zog ſich zurück. Die 
Baſeler hieben das Freiheitsbäumchen bei der Schenke 
daſelbſt um, verlieſſen die Hauptſtraſſe und wandten 
ſich gegen Muttenz. Hier hieben fie einen Freiheits- 
baum um, und ſchlugen den Weg nach Pratteln ein. 
Die früher in und um Muttenz geweſenen Scharf— 
ſchützen hatten ſich auf die waldige Anhöhe zwiſchen 
dieſem Dorfe und Pratteln zurückgezogen. Als Obriſt 
Landerer ſie vorrückend erblickte, ſchrie er voll Wuth: 
„Dort ſind ſie, die Kaiben, hauet ſie!“ Aber 
die Schützen fingen an, ihre Stutzer zu gebrauchen, 
ſchoſſen aber zuerſt zu hoch. Darüber ſpottend riefen 
ihnen die Baſeler zu: „Kommt her, ihr Rebel⸗ 
len, ihr Inſurgenten ꝛc. aus dem Holz, wenn 
es etwas mit euch iſt, u. ſ. w.“ Nun ſchoſſen ſie 
richtiger, ſo daß bald mehrere Städter theils getödtet, 
theils verwundet fielen. Die Kavallerie, mußte einen 
Angriff auf ſie mit einem Verluſte von 2 Mann büſſen. 
Hierauf zogen ſich die Baſeler etwas zurück und 
ordneten ſich beſſer. Dann griffen ſie die landſchaft⸗ 
lichen Krieger mit ihren Jägern und Schützen an, 
ſandten ihnen Ladungen Kartätſchen; allein in einem 
beinahe eine Stunde dauernden Gefechte richteten ſie 
wieder nichts aus. Nun ſchwenkten ſie mehr gegen 
den Hardwald, zogen theils durch, theils an demſelben 
vorwärts. Die Schützen rückten auf der Anhöhe eben- 


BOTEN en 


falls vor. Das Feuer dauerte gegenſeitig, bald in 
einem ſtärkern, bald in einem ſchwächern Grade fort. 

Um den Kampf nicht nach Pratteln zu ziehen, 
ſtellten die Landleute ihr Feuer unterhalb dieſes Dor- 
fes ein, begaben ſich auf das ſogenannte Ehrli, eine 
waldige Anhöhe oberhalb Pratteln gegen Frenkendorf 
und Lieſtal zu, welche ſich eine ziemliche Strecke weit 
immer niedriger werdend in das Thal hinauszieht. 

Als die Baſeler die Hard hinter ſich hatten, war 
es gegen 9 Uhr. Voran waren die Garniſönler und 
Freiwilligen etwas hinter ihnen die Burgerſchaft in 
zwei Kolonnen. Während dieſe ſich gegen die Haupt— 
ſtraſſe links wandte, ſchwenkten jene in Kettenlinien 
mit ſchnellen Schritten rechts gegen Pratteln, rückten 
von ihren Kanonen und Haubitzen unterſtützt in das 
Dorf ein. Die Infanterie Kolonne eröffnete ein bei⸗ 
nahe eine Viertelſtunde langes ſchreckliches Ploton- 
Feuer gegen die Landleute. 

Gleich bei ihrem Einzuge in Pratteln erſchoſſ en 
die Garniſönler drei Stadtanhänger, welche ſie be— 
grüſſen wollten. Darauf traten mehrere mit Stangen, 
an die Pechkränze geſteckt waren, aus dem Gliede 
hervor, ſchlugen Feuer, zündeten die Pechkränze durch 
die von denſelben herabhängenden Schwefelfäden an, 
und ſteckten auf einmal 6 Häuſer unter den Dächern 
in Brand, worauf bald 9 Häuſer nebſt mit Heu und 
Korn angefüllten Scheunen und Ställen in Flammen 
ſtanden. Die Garniſönler lieſſen zugleich das Waſſer 
aus den Brunnen ablaufen, um das Löſchen zu ver- 
hindern. Mehrere von ihnen trugen ganze Bündel 
Schwefelhölzchen auf ihren Tſchakkos, ſchleppten von 
Gebäuden zu Gebäuden Strohwellen, und legten bren⸗ 
nende Pechkränze dazu. Umſonſt umklammerten kleine 
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Kinder die Knie dieſer Barbaren, flehend und weinend, 
die Wohnungen ihrer Eltern doch um Gotteswillen 
nicht zu verbrennen. Nur ein einziger entſprach den 
Bitten und Thränen einer Frau, und warf eine Stroh. 
welle, die er vor ihrem Hauſe mit einem Pechkranze 
ſchon angezündet hatte, wieder weg. 

Eilf Familien aus 60 Perſonen beſtehend, verlo— 
ren durch dieſen Brand ihre Wohnungen, ihren Frucht⸗ 
vorrath, ſo zu ſagen alle ihre Habe. Mehrere Stück 
Vieh kamen in demſelben um, anderes rettete ſich heu⸗ 
lend auf das Feld, anderes wurde von den Garniſön⸗ 
lern niedergeſchoſſen. Dieſe ſchlugen zugleich in vie⸗ 
len Häuſern die Fenſter ein, ſchoſſen in dieſelben, zer⸗ 
ſtörten Hausgeräthe und raubten dabei wo ſie konnten. 

Die Männer der Landſchaft, welche ſich immer 
mehr verſtärkt ſahen, wurden dadurch bis zur Wuth 
entbrannt. Faſt Niemand ſuchte zu löſchen. Ueberall 
hieß es: „Laßt brennen, was brennen will, 
aber ſchießt zu!“ Der Feind rückte mit ſeiner 
Hauptmacht wohl geordnet gegen ſie an, und ſuchte 
ſie durch beſtändiges heftiges Feuer einzuſchüchtern. 
Da aber dieſes nicht gelang, wollte er die Anhöhe 
des Ehrli mit gefälltem Bajonette im Sturm nehmen, 
um dann deſto leichter nach Lieſtal zu kommen. Wäh⸗ 
rend einer Stunde drang er drei Mal heftig hinauf, 
wurde aber ſtets tapfer zurückgeſchlagen. 

Hierauf zogen die Baſeler ſchon etwas erſchrocken 
auf die Hauptſtraſſe zurück, verbanden die Verwunde⸗ 
ten und nahmen einige Erfriſchungen zu ſich. Die 
Offiziere hielten Kriegsrath, ob fie den Kampf fort- 
ſetzen oder nach der Stadt umkehren wollen. Die 
Mehrheit entſchied für die Fortſetzung. Viele Sol 
daten jubelten über den Brand zu Pratteln. 
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Bis dahin waren die landſchaftlichen Krieger von 
ihrer Artillerie nicht im Geringſten unterſtützt worden. 
Die in Lieſtal zuſammengekommenen Arttilleriſten zogen 
zwar ſchon etwas vor 8 Uhr mit drei Kanonen ab; 
allein als ſie kaum eine Viertelſtunde unter dem Städt⸗ 
chen waren, kam mit der vierten Kanone der Befehl 
Halt zu machen. Als hier ein Kanonier die Prob- 
kiſtchen öffnete, fand er nicht einmal Patronen in den⸗ 
felben. Bei dem nachherigen Aufbrechen der Artille- 
rie war es ſchon gegen 9 Uhr. Mit zwei Kanonen 
wurde die Hülften⸗ und mit zwei die gerade gegenüber⸗ 
liegende Birchſchanze beſetzt. Desgleichen zog nach 
s Uhr eine Kompagnie Scharfſchützen und bald darauf 
etwa 120 Mann Infanterie aus Lieſtal dem Feinde 
entgegen. Das Städtchen wollten die Bürger dieſes 
Mal im Nothfalle ſelbſt vertheidigen. Uebrigens fand 
man hier ſehr wenig Anſtalten zu einer tapfern Ge— 
genwehr. Die Mitglieder der Regierung konnten an 
einen Ausfall der Baſeler faſt gar nicht glauben, 
ſchienen noch daran zu zweifeln, als der düſtere Rauch 
von Pratteln ihr Daſein verkündigte. Daher kam es, 
daß die meiſten am Abend vorher aufgehobenen Trup- 
pen in die obern Gegenden des Kantond verlegt wur— 
den, daß ſich keine beſtimmte militäriſche Behörde 
zeigte, ſondern alles vom Regierungsrathe ausgehen 
mußte, der ſonſt genug zu thun hatte, daß in Lieſtal 
noch viele auf Patronen warteten, als der Feind ſchon 
in der Nähe von Pratteln ſtand, daß die landſchaft⸗ 
lichen Kämpfer den ganzen Tag hindurch aller Leitung 
entbehren mußten. 

Als die Baſeler eine kleine halbe Stunde, wäh- 
rend der das Schieſſen ganz aufgehört hatte, auf und 
neben der Hauptſtraſſe geſtanden waren, ſuchten ſie die 


— 284 — | 


Landleute wieder zum Kampfe zu locken. Einige ſchli⸗ 
chen ſich ihnen durch die Reben ganz nahe, und feuer 
ten auf ſie. Sogleich brachen die Feinde auf, und 
vertheilten ſich in drei Richtungen. Eine derſelben, 
die wenigſte Mannſchaft in ſich vereinigend, wandte 
ſich gegen Baſel-Augſt, zog ſich aber bald zu der 
zweiten zurück, welche, aus der Artillerie, Kavallerie 
und einem Theile der burgerſchaftlichen Infanterie 
beſtehend, ſich auf das Feld bei den Wannenreben zog. 
Die dritte, von den Garniſönlern hauptſächlich gebil- 
det, wandte ſich wieder gegen das Ehrli, worauf ſich 
die aus demſelben herabgeſtiegenen landſchaftlichen 
Krieger wieder hinaufzogen. Der Feind eilte ihnen 
nach, und verſuchte aufs Neue, die Anhöhe mit Sturm 
zu nehmen. Einige Gaorniſönler liefen fogar in den 
Wald hinein, wurden aber wieder zurückgeworfen. 
Deſſenungeachtet ſah ſich ein Theil der Landleute 
durch den heftigen Kugelregen der Baſeler und durch 
herabfallende Baumäſte bewogen, feine Stellung zu 
verlaſſen und ſich weichend auf das freie Feld gegen 
Frenkendorf hinzuziehen. 

Da der Oſtwind den Rauch und Knall des Ge 
ſchützes gegen Pratteln trieb, fo glaubten die Artille⸗ 
riſten bei der Hülftenſchanze, die Baſeler werden die 
Höhe des Ehrli zu erkämpfen vermögen, und ſie dann 
durch ſchnelles Vorrücken abſchneiden. Ohne einen 
einzigen Schuß gethan zu haben, begaben ſie ſich mit 
ihren beiden Kanonen auf den zwiſchen Lieſtal und 
Frenkendorf liegenden Schillingsrain. Bald nachher 
kamen die Garniſönler unterhalb des Ehrli zum Vor⸗ 
ſchein. Es war damals gegen 11 Uhr Mittags. Der 
Kampf begann jetzt heftiger noch als früher. Die 
Artillerie der Baſeler eröffnete ein heftiges Feuer 
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gegen die Birchſchanze, das von dieſer aus allen Kräf⸗ 
ten erwiedert wurde. Während dieſes geſchah, zogen 
die Garniſönler oberhalb des Ehrli rechts gegen die 
Anhöhe, um ſie nach ſo vielen mißlungenen Verſuchen 
jetzt zu erhalten. Aber auch dieſes Mal wurden ſie 
zum Weichen gebracht, worauf ſie ſich immer kämpfend 
links vorwärts zogen, an den Hülftengraben kamen, 
dieſen überſchritten, und die verlaſſene Hülftenſchanze 
beſetzten. Hier ſchoſſen ſie nach allen Seiten, obgleich 
faſt niemand in ihrer Nähe war. | 
Nach einer ſtarken Viertelſtunde verlieſſen fie die— 
ſelbe, und marfchirten in Kettenlinie am Hülftengra⸗ 
ben nach gegen die Griengrube, ob der ſich die Krie— 
ger der Landſchaft, ungefähr 130 Mann, aufgeſtellt 
hatten. Die unterdeſſen vom Schillingsrain wieder 
auf dem Kampfplatze erſchienenen Kanonen und die 
beiden von der Birchſchanze verfolgten die Garniſön⸗ 
ler, und fügten ihnen bedeutenden Schaden zu. Eben 
ſo verlieſſen zu dieſer Zeit auch die Bürger von Baſel 
ſchnell ihre Stellung bei den Wannenreben, kamen auf 
die Hauptſtraſſe, und rückten auf derſelben etwas vor. 
Der heftigſte Kampf erfolgte erſt jetzt. Auf der 
Anhöhe bei der Griengrube ſahen die Männer der 
Landſchaft den Feind in ſchnellen Schritten, und zwar 
in einer ihnen um mehr als die Hälfte überlegenen 
Anzahl wohlgeordnet gegen ſie anrücken. Doch ehe 
dieſer ganz in ihrer Nähe war, wurden fie ganz un⸗ 
erwartet von andern Baſelern angegriffen, die ſich in 
den tiefen, auf beiden Seiten mit dichtem Gebüſch 
bewachſenen Hülftengraben zu ſchleichen gewußt hat- 
ten, und ſich ihnen ganz unbemerkt nähern konnten. 
Indem die landſchaftlichen Krieger auf dieſe feuerten, 
formirten die Garniſönler ein Hufeiſen, um die Land⸗ 
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leute einzuſchließen. Dieſe erkannten trotz des Man⸗ 
gels an Anführung die Abſicht des Feindes und wichen 
zurück, was ihnen um ſo leichter war, weil ſie alle 
vereinzelt ſtanden. Es war überhaupt während dem 
ganzen Schlachttag Verfahrungsart eines jeden, ſich 
dahin zu ſtellen, wo er dem Feinde am meiſten zn 
ſchaden hoffte. EN 

Als die Garniſönler durch das Zurückweichen der 
landſchaftlichen Krieger ihren Zweck vereitelt ſahen, 
ſchienen fie wie wüthend zu werden. Fürchterlich war 
ihr Feuer gegen dieſelben, welches ſie von überall zer⸗ 
ſtreuten Kampfgenoſſen und den Kanonen unterſtützt 
eben ſo fürchterlich erwiederten. Da die Garniſönler 
auf dieſe Weiſe nichts ausrichten konnten, unternah⸗ 
men ſie nochmals den Sturm. Mehrere von ihnen 
liefen mit gefälltem Bajonette vor und hinter der 
Griengrube hinauf; aber vergebens. In wenigen 
Minuten lagen neun von ihnen auf einem kleinen 
Raume getödtet. Auch auf der Seite der Männer der 
Landſchaft fielen den Heldentod für Freiheit und Va⸗ 
terland: Obergerichtsſchreiber Heinrich Hug von Zü⸗ 
rich, und Joh. Jakob Jundt von Frenkendorf, und 
einige waren ſchwer verwundet. 

Obgleich auch jetzt unter den Garniſönlern immer 
der Ruf erſchallte: „en avant! vorwärts! Com 
rage!“ ſo wichen doch einige zurück, eilten über das 
Feld hinab auf die Straſſe. Der weit aus größte 
Theil von ihnen kämpfte aber deſſenungeachtet noch 
mit der äuſſerſten Hartnäckigkeit fort. Als ſie aber 
ſahen, daß ſie trotz den größten Anſtrengungen nichts 
gegen die heldenmüthigen Streiter der Landſchaft aus⸗ 
zurichten vermögen: da entſank ihnen plötzlich der 
Muth und die Kampfesluſt; da traten immer mehr 
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den Rückzug durch die Felder an. Dieſes ermuthigte 
die landſchaftlichen Helden von Augenblick zu Augen⸗ 
blick. Sie kämpften wie Löwen vordringend, bis alle 
Garniſönler wichen, einen Verluſt von 16 Todten da⸗ 
ſelbſt liegen laſſend. Der Garniſons-Obriſt Burkhardt 
hatte an dem einen Fuſſe eine Schußwunde erhalten, 
und mußte daher ſchon früher von dem Kampfe entfernt 
werden. Es war 1 Uhr als der Sieg entſchieden war. 

Bei der Flucht der Garniſönler auf die Straſſe 
wandte ſich auch die Burgerſchaft um. Von allen Sei⸗ 
ten erſchallte Jubel und Siegesgeſchrei der Landleute. 
Von allen Seiten eilten ſie dem Feinde nach, der im⸗ 
mer noch von der Straſſe Kanonenkugeln durch die 
Felder ſandte. Hierauf zogen ſich die Baſeler lang⸗ 
ſam bis hinter die Wannenreben zurück. Hier nahmen 
ſie nochmals eine kriegeriſche Stellung ein; aber die⸗ 
ſes ſchreckte die Sieger der Landſchaft nicht, ſondern 
fie ſchoſſen und drangen fo ſehr auf den Feind, daß 
er ſich bald zum Weichen genöthigt ſah. 

Erſt jetzt nahm die den Baſelern Verderben brin— 
gende Lage den Anfang. Die landſchaftlichen Krieger 
erhielten etwa 150 Mann Verſtärkung unter Major 
Leutenegger. Ein Theil von ihnen ſuchte dem Feinde 
durch die Pratteler Reben zuvorzukommen, um ihm 
von drei Hauptſeiten, nämlich im Rücken von der 
Straſſe, auf der linken Seite und von der Fronte 
zuzuſetzen. Als ſie den Vorſprung zu haben meinten, 
waren ſchon viele Baſeler auf wilder Flucht in ver- 
ſchiedenen Haufen gegen die Hard geeilt. 

Die zahlreichen Ausreiſſer abgerechnet, war der 
Rückzug des Feindes bis dahin immer noch ziemlich 
langſam und geordnet. Als er aber immer mehr, theils 
getödtet, theils verwundet aus ſeiner Mitte verlor, da 
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beſchleunigte er ſeinen Rückzug. Zugleich ſchien ihm 
eine geheimnißvolle Stimme zu weiſſagen, welch ein 
Loos ſeiner in der Hard wartete. Er wollte daher 
die Hauptſtraſſe verlaſſen und den Weg ob der Hard 
einſchlagen. Da ſtieß Obriſtlieutenant Jakob Blarer *) 


mit etwa 180 Männern aus dem Bezirk Birseck auf 


ihn. Da dieſe Mannſchaft nicht ſtark genug war, die 
Baſeler aufzuhalten, wich ſie immer lebhaft ſchieſſend 
zurück, und bewirkte, daß der Feind auf der Haupt⸗ 
ſtraße bleiben mußte. 

Der Rückzug deſſelben löste ſich nun größten⸗ 
theils in ſtürmiſche Flucht auf. Nur noch einige Ab⸗ 
theilungen waren im Stande, bis zum rothen Hauſe 
einige Ordnung beizubehalten. Da hörte aber der 
letzte Reſt derſelben auf. Die Artillerie bildete die 
Vorhut. Ein Pulverwagen mit 12000 Patronen fiel 
in die Hände der Sieger. Vom rothen Haus ſtürz⸗ 
ten ſich die Baſeler wie gejagtes Wild in den % 
Stunden langen Hardwald. Eben ſo ſchnell folgten 
ihnen die landſchaftlichen Kämpfer von allen Seiten. 
Von Seite des Feindes fielen jezt nur noch ſelten 
Schüſſe. Seine Unordnung, ſein Schrecken, ſeine 
Todesangſt machten ihm jede Vertheidigung unmög⸗ 
lich. Deſto ſchrecklicher ſchoſſen die Landleute auf 


„) Der Verfaſſer hat in feiner frühern Beſchreibung der 
Schlacht vom 3. Auguſt und auch in dieſen Blättern 
dem tüchtigen Obriſt Blarer bei der Erzählung des am 
16. Sept. 1831 ſtattgehabten Zuges ins Reigoldswyler⸗ 
Thal unrecht gethan. Blarer hat ſich damals nicht un⸗ 
thätig ſeitwärts gegen Lieſtal gezogen, ſondern rückte 
bald nach Debary in Zyfen ein, deckte deſſen Rücken, 
beobachtete beſſere Mannszucht als die andern Führer. 
Der Verfaſſer war früher darüber einſeitig berichtet. 
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ihn, die durch Bezirksſchreiber Martin noch verſtärkt 
wurden. Bald begnügten ſie ſich mit dem bloßen 
Schieſſen nicht mehr, ſondern fielen jauchzend mit 
den Gewehrkolben über die Baſeler her, und erſchlu— 
gen wen ſie erreichten. Eine Abtheilung von ihnen 
ſtürzte ſich in den Rhein; aber nur zwei konnten ſich 
retten, nämlich Dr. Ryhiner und der Garniſönler⸗ 
Lieutenant Mechel. 

Die Hard wurde für die Baſeler zu einem ſchau— 
erlichen Todtenfelde. Es fiel daſelbſt der Kavallerie— 
Obriſt Lukas Landerer. Er ritt in den hinterſten 
Reihen. Mit ihm erhielt auch ſein Pferd einen 
Schuß. Die Kugel hatte ſeinen rechten Arm getrof— 
fen, worauf er ſeinen Säbel in die linke Hand nahm, 
und ſich gegen den auf ihn zueilenden Obriſtlieutenant 
Blarer vertheidigte. Als er ſah, daß er unterliegen 
müſſe, ſagte er: „Ich will euch ja geben, ich 
will euch ja geben!“ Ihm ward geantwortet: 
„»Was geben? wir wollen nichts von dir!“ 
Darauf hub er ſich nochmals in die Höhe und fragte: 
„Muß ich denn ſterben?“ Da hieß es: Ja 
ſterben ohne Anderes! Euere heutigen Sün⸗ 
den ſind viel zu groß!“ Dann erhielt er den 
Todesſtreich, und ſagte noch im Hinſinken: „Habe 
ich das verdient?“ Eben ſo fand den Tod Lan⸗ 
derers Schwager, der Artillerie-Major Auguſt Wie- 
land, und Hauptmann Dietrich Wettſtein. Ferner 
kamen um: die Lieutenants Hindenlang und Ewig, 
Feldweibel Oſer, der berühmte Schütze Saraſin, 
„Buckeli⸗Saraſin“ genannt, welcher ſich ſeit dem 
21. Auguſt 1831 brüſtete, wie er ſo viele Bauern todt⸗ 
geſchoſſen habe. 

Das Verfolgen und Niedermetzeln hörte erſt auf, 
19 
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ols die Baſeler jenſeits der Bird waren. An dieſem 
Fluß gelangt, vertrieben die Sieger noch die auf einer 
Anhöhe hinter St. Jakob ſtehende Abtheilung, welche 
von Mönchenſtein zurückgekehrt war, mit einigen Kano⸗ 
nenſchüſſen, ſandten einige Kugeln gegen die Stadt, 
und traten dann voll Freude und Jubel den Rückzug 
an. Es war Abends gegen 6 Uhr. Nur einzelne 
Wachen blieben die Nacht hindurch an dem Ufer 
der Birs. 

Dieſer glänzende, unſterbliche Sieg des Landvol⸗ 
kes, zu dem auch ſechs Polen das Ihrige beitrugen, 
iſt um ſo merkwürdiger, weil er nur mit wenig Opfern 
erkauft werden mußte. Auſſer den bei der Griengrube 
Gefallenen kam niemand in der Schlacht um. Hingegen 
getödtete Feinde lagen 75 auf landſchaftlichem Boden. 
Die meiſten von ihnen wurden noch am nämlichen 
Abend auf Wagen geladen, nach Muttenz, Pratteln 
u. ſ. w. geführt, und am 6. Auguſt beerdigt. Aber 
die Zahl der Todten auf der Baſeler Seite war viel 
gröſſer. Sie betrug nach amtlicher Aufnahme 168, 
worunter ſich viele Familienväter aus der Stadt befanden. 

Obgleich es während dieſem Kampfe nicht Ge⸗ 
wohnheit war, Gefangene zu machen, ſo nahm doch 
das Landvolk fünf Feinde gefangen, nämlich drei junge 
Aerzte und zwei Garniſönler. Sonſt wurden von den 
Landleuten auch die verwundeten Baſeler getödtet und 
dann ſogleich ausgezogen. Faſt alle Todten waren an 
den Schenkeln geſchröpft, hatten auf der Bruſt Bleche, 
oder Bücher Papier oder gefütterte dicke Schilde. Die 
Schüſſe hatten ſie in der Regel durch den Kopf oder 
die Bruſt erhalten. Faſt bei jedem wurden Schwe⸗ 
felhölzchen, 5 und Brennmaterialien ge⸗ 
funden. | 


Gleich wie früher wollte Baſel die Landſchaft auch 
dies Mal von drei Seiten angreifen. Daher konnte 
nur ein kleiner Theil des landſchaftlichen Volkes an 
dem Haupttreffen Antheil nehmen. In Siſſach lagen 
200 Mann zur Beobachtung von Gelterkinden, und 
ungefähr eben ſo viel in der Nähe von Ormalingen 
für den gleichen Zweck. Sobald Obriſt Imhof in 
Gelterkinden den Donner der Kanonen und Haubitzen 
bei Pratteln vernahm, wollte er gegen Lieſtal vor- 
rücken; aber der gröſſere Theil des Volkes zeigte ſich 
nicht dazu geneigt. Als die Nachricht von der Nie— 
derlage der Baſeler dorthin kam, flüchtete ſich Imhof 
mit den baſeliſchen Beamteten und 25 Landjägern 
über die Berge in den Kanton Aargau. Hierauf er- 
gaben ſich Gelterkinden und Böckten freiwillig, legten 
ihre Waffen zu Handen der dahin gekommenen Regie⸗ 
rungs-Kommiſſarien der Landſchaft ab. 

Ganz anders verhielt es ſich im Reigoldswyler— 
Thale. Zwiſchen 2 und 300 Mann rückten von da 
bewaffnet bis in die Nähe von Lieſtal vor. Da von 
landſchaftlichen Kriegern, worunter ſich etwa 70 
Scharfſchützen befanden, angegriffen, mußten ſie nach 
einem lange anhaltenden Kleingewehrfeuer bis gegen 
Bubendorf zurückweichen. Das Bad daſelbſt wurde 
von den Männern der Landſchaft eingenommen. 

Ein anderer Theil der Leute aus dem Reigolds⸗ 
wyler⸗Thal, zwiſchen 3 und 400 Mann an der Zahl, 
wollte über Liedertswyl wie am Tage vorher nach 
Waldenburg; aber etwa 100 Landſchaftliche unter 
Anführung des jungen Jörin von Waldenburg ver- 
mochten ſie zurückzuhalten. Es wurde den ganzen Tag 
um Liedertswyl geſchoſſen. Die Reigoldswyler hatten 
ſich in einen Forrenwald gezogen, und zu ihrem Schutze 
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einen Verhau gemacht. Die landſchaftlichen Schützen 
krochen ihnen auf der Erde näher, gaben Feuer auf 
ſie und zogen ſich zurück, um ihr mühſames Werk zu 
wiederholen. Ein junger Buſer von Waldenburg wurde 
vom Feinde erſchoſſen. Gegen Abend mußten die Krie⸗ 
ger der Landſchaft hinter Liedertswyl zurückweichen, 
worauf die Reigoldswyler dieſen Ort ſogleich einnah⸗ 
men, und wahrhaft barbarifch handelten. Bald kamen 
friſche Scharfſchützen zu den Landſchaftlichen mit der 
Siegesnachricht, drangen in Liedertswyl ein, verjag⸗ 
ten den Feind von dort. Die Baſeler Offiziere und 
Beamteten flohen nach erhaltener Kunde von dem Ge— 
ſchehenen noch in der nämlichen Nacht in das nahe 
Gebiet von Solothurn. 

Am 4. Auguſt erſchienen ſchon bei Tagesanbruch 
Abgeordnete aus den meiſten Gemeinden des Reigolds⸗ 
wyler⸗Thales in Lieſtal, um den Angriff, welcher vom 
Volke der Landſchaft an dieſem Tage auf jenes Thal 
Statt finden ſollte, abzuwenden. Deſſenungeachtet 
zogen einige hundert landſchaftliche Krieger unter 
Obriſtlieutenant Blarer hin, um das Volk daſelbſt zu 
entwaffnen. Es wurden bei dieſem Anlaſſe in Rei⸗ 
goldswyl viele wichtige Schriften gefunden. Desglei⸗ 
chen wurden am nämlichen Tage die zur Stadt gehö— 
renden Gemeinden Maiſprach, Anwyl und Bärenwyl 
von den Landſchaftlichen ohne Widerſtand eingenommen. 

Am 5. Auguſt kamen faſt aus allen bisher unter 
Baſel geweſenen Gemeinden Abgeordnete zu dem Re— 
gierungsrath in Lieſtal, und erklärten ſich theils un⸗ 
bedingt, theils bedingt für Anſchluß an die Landſchaft. 
Der zwei Tage ſpäter verſammelte Landrath geneh⸗ 
migte dieſes Begehren, beſchloß, deswegen ein Kreis- 
ſchreiben an die Kantone zu erlaſſen, um eine ſank⸗ 


tionirte Total- Trennung zwiſchen Stadt und Land zu 
bewirken, ſprach Entfernung aller baſeliſchen Beam⸗ 
ten aus. 

Die Nachricht von dem Ausfalle der Baſeler kam 
ſchon am Abend des 3. Auguſt nach Zürich. Die Tag⸗ 
ſatzung verſammelte ſich auf Einladung ihres Präſi⸗ 
denten Nachts um 11 Uhr. Es wurde beſchloſſen, ſo⸗ 
gleich 2 eidgen. Kommiſſarien zu wählen, ſie ſo ſchnell 
als möglich in den Kanton Baſel zu ſchicken, um durch 
ihre Dazwiſchenkunft den Gräueln des Bürgerkrieges 
Einhalt zu thun. Zu Kommiſſarien wurden ernannt: 
Staatsrath Steiger von Luzern und Bürgermeiſter 
Meyenburg von Schaffhauſen. Desgleichen faßte ſie 
den Beſchluß, durch Eilboten die Stände Bern, Solo- 
thurn und Aargau aufzufordern, ihre noch nicht im eidg. 
Dienſt ſtehenden Truppen aufzubieten und zur Verfü⸗ 
gung der Kommiſſarien gegen Baſel ausrücken zu laſſen. 
Den Vorort beauftragte ſie, einen tüchtigen Militär⸗ 
chef zu wählen. Am 5. Auguſt beſchloß ſie: der Kan⸗ 
ton Baſel, Stadt- und Landtheil, ſoll mit 
eidgen. Truppen beſetzt werden. Die Truppen⸗ 
korps ſollten nebſt den erwähnten Kantonen die Stände 
Freiburg, Schaffhauſen, Waadt und Genf ſtellen. 

Von mehrern Seiten erfolgten Proteſtationen ge— 
gen eine Beſetzung der Landſchaft, der laute, taufend- 
ſtimmige Ruf der Eidgenoſſen erhob ſich dagegen; allein 
die unverbeſſerliche Tagſatzung beharrte bei ihrem un- 
gerechten Beſchluſſe. | 

Gegen zehntauſend Mann eidg. Truppen wurden 
nach dem Kanton Baſel in Marſch geſetzt. Nach un⸗ 
würdigen Unterhandlungen zwiſchen der Regierung von 
Baſel und den Kommiſſarien, wodurch ſich die Tag⸗ 
ſatzung veranlaßt ſah, in Gerichtsſchreiber Fetzer von 
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Rheinfelden noch einen dritten Kommiſſarius zu ernen- 
nen, zogen am 11. Auguſt unter der Anführung des 
Obriſt Düfour von Genf 4 Bataillone Infanterie, 
Kompagnie Kavallerie und 1 Batterie Artillerie in 
Baſel ein. ö 

Wenige Tage nach der Stadt ward auch die Land⸗ 
ſchaft beſetzt, aber mit einer in die Augen fallenden 
Partheilichkeit, woran hauptſächlich der eidg. Obriſt 
Wiedmer Schuld war. Während mehrere Gemein— 
den von Einquartirungen beinahe gänzlich verſchont 
blieben, gab es andere, namentlich ſolche, welche ſich 
während der Revolutionszeit durch ihren Freiheits- 
ſinn ausgezeichnet hatten, die faſt erdrückt wurden. 

Am 18. Auguſt machte die Tagſatzung endlich 
den unglücklichen Wirren im Kanton Baſel ein Ende, 
indem ſie eine Trennung zwiſchen allen dieſſeits des 
Rheines liegenden Gemeinden und der Stadt beſchloß. 
Dort ſollte überall die bereits ſchon vorhandene Verfaſ⸗ 
ſung von Baſellandſchaft geltend gemacht werden, worauf 
die militäriſche Beſetzung aufhören müſſe. Die Stadt 
ſolle ſich und den ihr gehörenden drei Landgemein— 
den unverzüglich eine neue Verfaſſung, als für den 
Kanton Baſel-Stadttheil, geben. Alle Staatsgüter 
ſollen getheilt, alle gemeinſchaftlichen Verhältniſſe 
ausgeſchieden werden. Dieſer Beſchluß erhielt erſt 
am 26. Auguſt die geſetzliche Mehrheit der Kantone. 
Die Landſchaft beeilte ſich, um ſo ſchnell als möglich 
Alles zu erfüllen, was der Trennungs-Beſchluß von 
ihr verlangte, und ſah ſich vor Mitte des September 
aller eidg. Beſatzung entledigt. Auch die Stadt eilte, 
zwar zuerſt in ihrem gewöhnlichen halsſtarrigen 
Sinn, der Gewalt der Umſtände weichend, die For⸗ 
derungen der Tagſatzung zu erfüllen. Sie trat vom 
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Sarnerbund zurück, ſo wie die andern durch ſie ver⸗ 
führten Stände, wählte ihre Geſandten nach Zürich, 
um zwiſchen dieſem und Sarnen den Bund der Ver— 
ſöhnung zu ſchließen, jenes dieſem ähnlich zu machen. 
Die militäriſchen Koſten von mehr als viermal 
hunderttauſend Franken, welche der Kanton Baſel 
durch ſeine Revolution der Schweiz bis im Merz 
1832 verurſachte, übernahm die Eidgenoſſenſchaft zur 
Hälfte, und die zweite Hälfte fiel dem betreffenden 
Kanton zur Laſt. Die ſeither verurſachten Koſten, 
welche ſich gegen neunmal hunderttauſend Franken 
belaufen, hatte einzig die Stadt Baſel zu bezahlen. 
Für dieſes Alles leiſtete fie zuerſt hinlängliche Bürg- 
ſchaft, tilgte bald darauf ihre Schuld, wurde im 
Oktober von der militäriſchen Beſatzung befreit. 
Den durch den Brand zu Pratteln geſtifteten Scha- 
den mußte Baſel gleichfalls vergüten. Die Theilungs⸗ 
Kommiſſion, welche zur Ausſcheidung der verſchiede⸗ 
nen Staatsgüter niedergeſetzt wurde, ſchlug ihren 
Sitz in Aarau auf, und hat nun bald ihre ſchwie⸗ 
rige Aufgabe auf eine tüchtige Weiſe gelöst. Die 
Verhältniſſe zwiſchen Stadt und Land ſind jetzt leid⸗ 
lich, und werden ſich immer beſſer geſtalten. Der 
Fanatismus, welcher Baſel und mit ihm die ganze 
Schweiz an den Rand des Verderbens brachte, hat 
daſelbſt größtentheils nachgelaſſen. Während ſich die 
Stadt von ihrem Fall zu erheben anfängt, iſt die 
Landſchaft geſunken. Dieſe hat ſeit dem 3. Auguſt 
gewaltige Rückſchritte gemacht, hat durch die Mut⸗ 
tenzer Geſchichte jenen ſchönen Tag für immer be⸗ 
fleckt. Man hätte aus der Landſchaft einen Muſter⸗ 
Staat bilden können, wenn die Führer Einſicht und 
Willen und die dazu erforderliche Seelengröße beſeſ⸗ 
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ſen hätten; das Volk wäre freudig dazu geneigt ge⸗ 
weſen. Nun ſteht. ſie durch ihre oberſten Behörden 
auf der niedrigſten Stufe der wiedergebornen Schweiz. 

Die Früchte für ſeine vielen und harten Kämpfe, 
für ſeine ſchweren Opfer und mannigfaltigen Miß⸗ 
handlungen empfängt das Volk nur in kümmerlichen 
Gaben. Eine Verfaſſung, deren Beſtimmungen bis 
dahin nicht verwirklicht wurden, die mehr auf dem 
Papier als in Wahrheit und im Leben iſt, einen 
Wechſel von Beamteten, bei dem es nicht überall 
gewonnen hat, einige Erledigungen in den Abgaben, 
einige ſonſtige nicht ſehr erhebliche Vortheile und 
Verbeſſerungen ſind die Güter, welche das Volk von 
Bafel-Landfchaft bis dahin errungen hat. Wahre 
bürgerliche Freiheit, herrſchende Rechtsgleichheit, 
heilige Achtung vor der Verfaſſung, Geſetze, welche 
mit dieſer und der Würde der Bürger im Einklange 
ſtehen, Anſtalten für Hebung des Volkes durch Auf⸗ 
klärung des Geiſtes und Veredlung des Herzens: 

das ſind Gegenſtände, welche die Landſchaft Baſel 
jetzt . nicht aufweiſen kann. 
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